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Vorwort der Schader-Stiftu 



Vorwort 

Dieses Buch begleitet den Kongreß der Schader-Stiftung „wohn:wandel. Szenarien, 
Prognosen, Optionen zur Zukunft des Wohnens" am 21. und 22. Mai 2001 in Mannheim, 
„wohmwandel", das Buch zum Kongreß, erscheint - anders als die üblichen Kongreß­
publikationen - termingerecht zum Kongreß, um Veranstaltungsteilnehmern, aber 
auch allen Lesern eine aktuelle, gemeinsame Basis für ihre praktische und wissen­
schaftliche Arbeit, für anschließende Diskussionen und Projekte zu bieten. 

Das Buch sammelt die Beiträge aller Referentinnen und Referenten, die hier er­
weiternd und vertiefend ihren jeweiligen Blick auf die Zukunft unserer Gesellschaft, 
ihre Lebensformen und Wohnbedürfnisse beschreiben. Einer Gesellschaft, die im 
Umbruch begriffen ist, weil drei entscheidende Entwicklungsprozesse das jahrzehnte­
lang erfolgreiche Nachkriegsmodell der westdeutschen Industriegesellschaft als Garant 
für individuelle und kollektive Sicherheit und Wohlstand herausfordern und - ob wir 
es wollen oder nicht - verändern. 

• Der Wandel der Arbeitswelt hin zu einer Informations- und Dienstleistungs­
gesellschaft mit verschiedenen Arbeitsplätzen und Tätigkeitsprofilen innerhalb 
eines Berufslebens löst mehr und mehr das Modell der industriellen Erwerbs­
gesellschaft mit dem „seßhaften" Normalverdiener und Haushaltsvorstand ab. 

• Die Bevölkerungszahl der Bundesrepublik schrumpft und gleichzeitig steigt der 
Anteil älterer Menschen sowie der von Zuwanderern aus unterschiedlichen 
Kulturen an. Der demographische und ethnische Wandel stellt den 
Generationenvertrag in unserer bis dato relativ homogenen Gesellschaft grund­
legend in Frage. 

• Und schließlich: der Wandel der Lebensformen und Lebensstile allerorts und in 
nahezu allen Bevölkerungsgruppen, charakterisiert durch gekoppelte Bewegungen 
der Pluralisierung einerseits und der Individualisierung andererseits, läßt das 
Lebensmodell der statistischen Normalbiographie immer obsoleter werden, in 
deren Zentrum die Kleinfamilie steht und das in vielen Politikfeldern -
besonders auch dem Wohnen - noch immer als prototypische Planungsgrund­
lage gilt. 

Individuelles Wohnen und gesellschaftliches Zusammenleben werden in ihren 
Formen und Funktionen von diesen Veränderungen in besonderem Maße berührt. Wie 



sollen wir wohnen und wie wird sich das Gesicht der Städte verändern, wenn in der 
neuen Arbeitswelt die Seßhaftigkeit der Arbeit wie der Arbeitnehmer abnimmt, wenn 
Arbeiten und Wohnen immer näher zusammenrücken, die berufsbedingte Mobilität 
jedoch aufgrund von Arbeitsort- und Berufswechsel steigt? Welche Wohnbedürfnisse 
wird die fortschreitende Alterung der Bevölkerung hervorbringen und wie wird sich 
das auf das Zusammenleben der Generationen auswirken? Wie kann die Gestaltung 
des Wohn- und Lebensumfelds zum Gelingen der Integration von Zuwanderern bei­
tragen? Und welche städtischen Quartiersstrukturen und Wohnungsangebote tragen 
den individuell und gesellschaftlich variierenden Wohnbedürfnissen tatsächlich 
Rechnung? 

Alle diese Fragen und Anforderungen zeigen, daß Wohnungspolitik heute weit mehr 
umfaßt als die Versorgung aller mit Wohnraum. So wichtig und erfolgreich diese 
Leistung der Wohnungspolitik in der Vergangenheit war - für die Zukunft werden von 
ihr viel eher originelle und differenzierte architektonische und städtebauliche, soziale, 
ökologische und wirtschaftliche Gestaltungen erwartet. Wohnungspolitik und mit ihr 
die Aufgaben städtebaulicher Planung und verantwortlicher Umsetzung in Wohnungs­
wirtschaft, Bau- und Immobilienbranche stehen am Schnittpunkt unterschiedlichster 
gesellschaftspolitischer Interessen. In Zukunft müssen sie beweisen, ob sie zu einem 
Hemmschuh oder einem zentralen gestaltenden Faktor des gesellschaftlichen Moderni­
sierungsprozesses werden. 

Die Gesellschaftswissenschaften können die politische und wirtschaftliche Praxis 
ergänzen, indem sie etwa Modelle und „best practices" begleiten und weiter vermitteln. 
Dies zu fördern, ist der Zweck der Schader-Stiftung. Sie tat und tut dies als operative 
Stiftung durch eine Vielzahl von Projekten, sei es als Mitauslober des Preises „Soziale 
Stadt 2000" oder als Initiator und Kooperationspartner des Deutschen Städtetags oder 
des Bundesbauministeriums bei Kolloquien und Workshops, in deren Zentrum bislang 
vor allem wohnungspolitische wie auch -praktische Folgen des demographischen 
Wandels standen. Zentrales Anliegen von „wohmwandel", dem Kongreß der Stiftung 
zur Zukunft des Wohnens, ist es, eine neue Diskussion in diesem Themenfeld zu eröff­
nen und Anstöße zu geben für vertiefende Folgediskussionen und eine Vernetzung ent 
sprechender praktischer lokaler und regionaler Ansätze. In diesem Sinne will der 
Kongreß Kontakte schaffen 

• zwischen jenen, die das Alltagsgeschäft der Wohnungswirtschaft betreiben, und 
jenen, die die Veränderungen unserer Gesellschaft untersuchen, 



• zwischen denen, die sich Gedanken um die unterschiedlichen Wohnbedürfnisse 
machen, die mit neuen Arbeitsformen, Lebensphasen und kulturellen Stilen ein­
hergehen, und denen, die versuchen, diesen Anforderungen in den Gesetzen, in 
der Verwaltung, im Wohnungsbau eine Chance zu geben, 

• zwischen allen Fachleuten und Mittlern, die - etwa als Journalisten - in der Lage 
sind, die Veränderungen rund um das Wohnen in die öffentliche Diskussion, in die 
artikulierten Wünsche und die allgemeine Nachfrage eingehen zu lassen. 

Ein Forum für diese Ansätze und Kontakte bietet der Kongreß „wohmwandel" mit 
einer Vielzahl von Veranstaltungen, vom Fachvortrag über Workshops bis zur Plenums­
diskussion. Er setzt thematische Schwerpunkte und kombiniert dabei wissenschaftliche 
Vorträge verbunden mit Berichten und Workshops aus der Praxis in einem Parallel­
programm. Die Kongreßteilnehmer können je nach ihren fachlichen und persönlichen 
Interessen daraus ihr eigenes Kongreßprogramm zusammenstellen. Das Buch zum 
Kongreß bietet ergänzend den kompletten Überblick über alle Veranstaltungen und 
Beiträge in zeitnaher und aktueller Form. 

Die Schader-Stiftung dankt allen Autoren für die engagierte Zusammenarbeit bei der 
Fertigstellung dieses Buches. Unser Dank gilt auch DePfa IT Services, Mainz, die die 
Herstellung dieses Buches mit einem großzügigen Geldbetrag unterstützt hat. 

Allen Lesern möge dieses Buch zum Kongreß viele Anregungen vermitteln. 

Christoph Kulenkampff 
Geschäftsführender Vorstand der Schader-Stiftung 



S t e f a n H r a d i l 

wohrvwandel - Strukturwandel 
E i n f ü h r u n g i n d e n K o n g r e ß 

Das Zusammenleben und -arbeiten der Menschen hat sich in den letzten 
drei Jahrzehnten sehr verändert. Damit haben sich auch die Funktionen 
des Wohnens gewandelt. Es muß heute den Bedürfnissen von Singles, älteren 
Alleinlebenden, Lebens- und Wohngemeinschaften entsprechen, also nicht 
nur „Normalfamilien" gerecht werden. Das Wohnen soll immer unterschied­
lichere Lebensstile ermöglichen und diese abbilden. Wohnungen sind nicht 
selten zu Arbeitsstätten geworden. Das Wohnen muß beidem entsprechen: 
wachsenden Individualisierungstrends und immer deutlicheren Gemein­
schaftsdefiziten. Wie können Wohnungen diese Aufgaben erfüllen? 

Vieles spricht dafür, daß unserer Gesellschaft tiefgreifende Wandlungsvor­
gänge erst bevorstehen. Manche können wir gut einschätzen: die Alterung, 
den Umbruch am Arbeitsmarkt und in der Sozialpolitik, die neue Arbeits­
migration. Andere deuten sich erst an: Die Informationsgesellschaft, die glo 
balisierte Gesellschaft, die multikulturelle Gesellschaft, die Erlebnisgesell­
schaft. - Das Wohnen sollten wir für die Zukunft gestalten. Dazu müssen 
wir sie kennen. 

Der Kongreß „wohn:wandel" soll auf der einen Seite Praktiker über gesellschaft­
liche Veränderungen der letzten Jahrzehnte informieren, vor allem über solche 

Veränderungen, von denen angenommen werden kann, daß sie große Auswirkungen 
auf das Planen, Bauen, Verkaufen, Vermieten und Verwalten von Wohnungen haben. 
Bei der Vorbereitung des Kongresses haben sich die Verantwortlichen auf drei Felder 
gesellschaftlichen Wandels konzentriert: 

• auf Veränderungen in der Welt der Erwerbsarbeit, 
• auf Bevölkerungsveränderungen, insbesondere auf die Zuwanderung von Aus­

ländern und auf die Alterung unserer Gesellschaft und 
• auf Veränderungen der Familienformen und der Lebensstile von Menschen. 



Auf der anderen Seite werden im Kongreß den Sozialwissenschaftlern, aber auch 
den Praktikern neuere Experimente, Modelle und Tendenzen auf dem Gebiet des Woh­
nens vorgestellt. Die Beispiele demonstrieren, wie sich gesellschaftliche Herausforde­
rungen in baulichen, rechtlichen, planerischen Aktivitäten niederschlagen können. 

Kommen wir zum ersten Schwerpunkt des Kongresses. 

1. Erwerbsarbeit 

Wohnungen und Wohnungsumfelder sind dauerhafte Güter. Wer sie plant, herstellt 
oder erwirbt, sollte auf jeden Fall wissen, was heute anders ist als gestern, besser noch, 
was morgen anders sein wird als heute. Seit den 50er und 60er Jahren hat sich unser 
Zusammenleben und -arbeiten in vieler Hinsicht gewandelt. Wenn nicht alle Anzeichen 
trügen, wird sich in den nächsten Jahrzehnten in Büros, Familien und öffentlichen Ein­
richtungen noch viel mehr ändern. 

Es ist erst etwa 40 Jahre her, da galten die Fabriksirene und der „Feierabend" als 
Symbole der Arbeitswelt: Massenhaft strömten die Arbeitenden, sie waren fast alle 
männlich, zu gleicher Zeit in Massenproduktionsstätten, meist in Fabriken. Sie verrich­
teten, oft als Anhängsel von Maschinen, massenhaft ähnliche Tätigkeiten. Heute sind 
diese standardisierten, häufig von Maschinenfunktionen abhängigen Arbeitsinhalte 
sehr unterschiedlichen, oft individuell geprägten Arbeiten gewichen. Selbst die, die 
noch vorwiegend mit der Hand arbeiten, befassen sich heute meist mit „maßgeschnei­
derten Lösungen"; sie betreuen Kunden, handeln spezifische Details aus etc. Körperlich 
ermüdende, ungesunde, gefährliche Arbeitsbedingungen sind selten geworden. Psychi­
sche, nervliche Belastungen haben dafür zugenommen. Feste, schematische Arbeits­
zeiten für alle gehören im Zeitalter der Gleitzeit und der Zeitbudgets weithin der Ver­
gangenheit an. Die Fabriksirene und der gemeinsame Feierabend sind zu Symbolen 
vergangener Zeiten geworden. Auch die Einstellung „Meine Frau hat es nicht nötig zu 
arbeiten" ist so selten geworden wie die Sozialfigur der Nur-Hausfrau unter jüngeren 
Frauen. Statt dessen versuchen immer mehr Paare, die Berufswünsche, Karrieren und 
Arbeitsorte von Mann und Frau unter einen Hut zu bringen. 

Als „große Hoffnung des 20. Jahrhunderts" - so ein bekannter Buchtitel aus den 50er 
Jahren - galt damals die Entwicklung des Dienstleistungssektors. Er würde - so die Hoff­
nung in der Nachkriegszeit - allen denjenigen Arbeit geben, die der technische Fort­
schritt in Landwirtschaft und Industrie überflüssig machen werde. Er würde die Beschäf­
tigungen zudem interessanter machen. Heute sind wir klüger: Wir wissen, daß die da­
maligen Voraussagen nur teilweise stimmten. Richtig ist zwar, daß unter dem Strich seit 



den 60er Jahren im Dienstleistungssektor - und nur dort - viele Arbeitsplätze entstan­
den sind. So weit stimmten die damaligen Prognosen. Aber auch im Dienstleistungsbe­
reich hat die elektronische Informationsverarbeitung in letzter Zeit für Arbeitslosigkeit 
gesorgt. Unter anderem die Bankenwelt stellt genügend Beispiele von Dienstleistern be­
reit, die um ihren Arbeitsplatz bangen müssen. 

Kamen die Sozialwissenschaften bis vor kurzem mit den drei Wirtschaftssektoren 
Landwirtschaft, Produktion und Dienstleistungen aus, die wir seit 50 Jahren unterschei­
den, so wird heute immer häufiger ein vierter Sektor ausgegliedert: Im „quartären Sek­
tor" werden Informationen produziert, verarbeitet, verbreitet und die Infrastruktur dafür 
bereitstellt. Dort fallen keine Arbeitsplätze weg, ganz im Gegenteil: Dort werden hände­
ringend Fachleute gesucht. Die Diskussion um die „Green-Card" zeigte dies deutlich. 

Bis vor einiger Zeit war es noch völlig selbstverständlich, daß die Menschen dort 
arbeiteten, wo sich die Betriebe und Unternehmen befanden. Heute stellt immer häufi­
ger die Wohnung auch eine Arbeitsstätte dar. Die Zeiten, wo Spötter meinten, daß auf 
einen Teleheimarbeiter zwei Soziologen kämen, um diesen raren Teleheimarbeiter zu 
untersuchen, sind lange vorbei. 

Wie steht es um die Zukunft der Arbeitsmärkte? (vgl. Hradil, 2001, S. 642-653) Wir 
befinden uns derzeit an einem schon fast historisch zu nennenden Umbruch. Die gebur­
tenschwachen Jahrgänge, die seit Mitte der 70er Jahre auf die Welt gekommen sind, 
sind bekanntlich um fast die Hälfte kleiner als die geburtenstarken. Dieser rar gewor­
dene Nachwuchs rückt nun Zug um Zug ins Erwerbsleben ein. Was hieraus für den Be­
reich der Erwerbsarbeit folgen wird, läßt sich relativ exakt vorausrechnen: Das Reser 
voir an Erwerbstätigen - es beträgt heute in Deutschland gut 40 Millionen Menschen -
würde in den drei nächsten Jahrzehnten um volle 8 Millionen Menschen abnehmen, 
einmal modellhaft vorausgesetzt, daß in Zukunft so viele Frauen wie heute erwerbstä­
tig sein werden, daß die Menschen so lange wie heute arbeiten werden und daß die Zu­
wanderung so gering wie heute ausfällt. 1998 kamen nur fünfzigtausend Menschen 
mehr nach Deutschland, als fortzogen (Statistisches Bundesamt 2000, S. 80). 

Man wird sich nach 25 Jahren Massenarbeitslosigkeit an ganz andere Gedanken ge­
wöhnen müssen. Der spärlicher nachströmende Nachwuchs auf dem Arbeitsmarkt droht 
nämlich, nachdem die Arbeitsfähigen unter den heutigen Arbeitslosen in Lohn und Brot 
sein werden, erheblichen Arbeitskräftemangel zu erzeugen. Wenn nichts geschieht, wird 
es vor allem Mangel an hochqualifiziertem Personal im Bereich der Humandienstleist­
ungen und in der Informationstechnologie geben. Daneben wird freilich aller Voraus-



Sicht nach ein gewisses Maß an Arbeitslosigkeit anhalten, vor allem im Bereich geringer 
Qualifikationen. Mit den fehlenden Arbeitskräften drohen auch diejenigen knapp zu wer­
den, die unsere Rentenkassen, Krankenkassen und weitere Sozialleistungen finanzieren. 

Aber dazu wird es nicht ohne Gegenwehr kommen. Über die Reaktionen gegen den dro­
henden Nachwuchsmangel auf dem Arbeitsmarkt sind sich die Fachleute einig: 

• Es wird erstens ein Sog entstehen, der mehr Frauen als heute ins Erwerbsleben 
ziehen wird, auch und gerade in hochqualifizierte Positionen. Die heutige Kluft 
zwischen der oft guten Ausbildung und den oft schlechten Berufschancen von 
Frauen wird sich verringern. 

• Es wird zweitens ein Druck entstehen, länger als heute zu arbeiten, täglich, 
wöchentlich, im Jahr, im Leben. (Es ist schon ironisch, daß wir heute noch von 
Arbeitszeitverkürzung und frühzeitigen Pensionierungen zur Entlastung des 
Arbeitsmarktes reden und schon wissen, daß morgen das Gegenteil notwendig 
sein wird.) 

• Und wir werden drittens schon bald eine erneute Zuwanderung von Arbeits­
kräften brauchen. Aber wir werden keine neue Welle von „Gastarbeitern" nötig 
haben, sondern Arbeitende, die in qualifizierten Dienstleistungstätigkeiten ein­
setzbar sind. 

Die drei genannten Kompensationen des Arbeitskräftemangels werden gleichwohl 
nicht verhindern, daß sich die Kräfteverhältnisse umkehren: Die Unternehmen werden 
manches mehr als heute tun müssen, um zu qualifiziertem Personal zu kommen. Sie 
werden Weiterbildung für Zuwanderer und für in den Beruf rückkehrende Frauen er­
möglichen, sie werden häufiger auf Wünsche nach Teleheimarbeit eingehen, sie wer­
den Wünschen nach flexibleren Arbeitszeiten, -inhalten und -bedingungen nachkom­
men, sie werden betriebsnahe Kindergärten bauen bzw. fördern und Karrierechancen 
für Paare vorsehen, um ihnen Wochenendbeziehungen zu ersparen und sie an das eige­
ne Unternehmen zu binden. 

Gleichwohl wird in Zukunft wachsende Unstetigkeit die Lebensläufe und Erwerbs­
karrieren der einzelnen kennzeichnen: Rascher technologischer, ökonomischer und so­
zialer Wandel, wechselnde Konkurrenzsituationen werden die Arbeitenden immer 
mehr zum Unternehmer ihrer selbst werden lassen. Sie werden zu immer höheren 
Graden für sich selbst verantwortlich sein, für die Vermarktung ihrer Qualifikation und 
für die Planung ihres beruflichen Aus- und Fortkommens, für ihre soziale Sicherung, so­
gar für das jeweilige Arrangement von Erwerbstätigkeit und privater Lebensform. Keine 



Rede mehr wird davon sein, daß die einzelnen noch dem Geleise eines „Normalarbeits­
verhältnisses" folgen können, das sie - flankiert und stabilisiert von einer „Normal­
familie" - auf die Reise einer lebenslangen „Standardbiographie" schicken wird. 

2. Bevölkerung 

Die zahlenmäßig entscheidende Maßnahme gegen den drohenden Mangel an Erwerbs­
tätigen und Beitragszahlern besteht nicht im Einzug von mehr Frauen ins Erwerbsleben 
und auch nicht im längeren Arbeiten. Diese beiden Maßnahmen werden vor allem quali 
tativ bedeutsam sein, z.B. um wichtige Qualifikationen zu nutzen. Die quantitativ ent­
scheidende Maßnahme wird darin bestehen, einer größeren Zahl ausländischer 
Arbeitenden die Grenzen zu öffnen. Es wird in den kommenden Jahrzehnten neben der 
moralisch gebotenen Zuwanderung, die heute allein vorherrscht, also wieder eine 
Arbeitsmigration geben, und zwar aus wechselseitigem Interesse sowohl der Kommenden 
als auch der Einheimischen. Da qualifizierte Arbeitskräfte fehlen werden, wird es auch 
in beiderseitigem Interesse liegen, nur so viele und nur solche Arbeitskräfte aufzu­
nehmen, die sozial, ökonomisch und politisch zu integrieren sind. In der Literatur spricht 
man von etwa 300.000 pro Jahr (Dt. Bundestag [Hrsg.], 1998; Rössel, 1999). 

Dies ist Teil des zweiten Schwerpunkts des Kongresses „wohmwandel". Hierbei geht 
es um Bevölkerungsveränderungen und um die Anstöße, Zwänge, Herausforderungen, 
die aus diesem Bereich für das Wohnungswesen entstehen. Die demographischen Pro­
gnosen sowie die städtebaulichen und politischen Strategien, die in den Beiträgen zur 
Diskussion gestellt werden, gehen alle aus von einer weiteren Zuwanderung, die auf 
das Gebiet des heutigen Deutschlands zukommen wird - nach den Vertriebenen der 
Nachkriegszeit, nach den „Gastarbeitern" der 60er und frühen 70er Jahre, nach den 
Asylbewerbern, den Aussiedlern und den Bürgerkriegsflüchtlingen. 

Ausländische Mitbürger, die noch in den 60er Jahren eine verschwindende Minder­
heit darstellten, machen heute immerhin ein Zwölftel unserer Bevölkerung aus - in be­
stimmten Ballungszentren schon viel mehr. Sie werden bis zum Jahre 2030 mindestens 
ein Fünftel der Bevölkerung Deutschlands stellen. Wie viele Nichtdeutsche genau unter 
uns leben werden, kann niemand wissen, schon deswegen nicht, weil dies auch von der 
künftigen Gestaltung des Einbürgerungsrechts abhängen wird. 

Es dürfte aber feststehen, daß die neue Arbeitsmigration zum großen Teil andere 
Lebensformen und Kulturen zu uns bringen wird, als wir sie heute gewohnt sind. Die 
Spannweite wird von traditionalen Großfamilien über postmoderne Netzwerke bis zu IT-



süchtigen Singles reichen. Die neu zu uns kommenden Kulturen werden nicht aus der 
EU, eher schon von den Randgebieten der ehemaligen Sowjetunion bis aus Fernost und 
aus Schwarzafrika kommen. 

Diese neue Arbeitsmigration wird einen fühlbar positiven Einfluß auf die Zahl der 
künftigen Erwerbstätigen, auf die zu erwartende „Alterslastquote" - ein scheußliches 
Wort, finde ich - und damit auf die Beitragshöhe für die Sozialkassen haben. Aber auch 
unter Einrechnung der Zuwanderung wird in drei Jahrzehnten auf eine Person im er­
werbsfähigen Alter im Jahre 2030 mehr als eine ältere plus jüngere Person kommen. 
Eine erwerbstätige Person wird wesentlich mehr als eine jüngere und (vor allem) älte­
re Person finanzieren müssen. Das wird nicht abgehen ohne Veränderungen des Sozia­
len Sicherungssystems (Loy, 1997; Rürup, 2001). 

Es irrt aber, wer glaubt, daß mit der neuen Arbeitsmigration die eigentliche Alterung 
unserer Bevölkerung verhindert oder auch nur wesentlich gemildert werden kann. Die 
Vorausrechnungen der Bevölkerungswissenschaftler sind in dieser Hinsicht ernüch­
ternd. Es wird Wirklichkeit werden, was seit geraumer Zeit bis in die Gazetten und in 
die Schulbücher vorgedrungen ist: Bis fast zum Jahre 2020 wird der Bevölkerungsan­
teil der älteren Menschen bei uns nur langsam zunehmen, dann aber - wenn die gebur­
tenstarken Jahrgänge alle in Rente und die geburtenschwachen alle im Erwerbsleben 
sein werden - wird die Alterung ihren Höhepunkt erleben. Dann wird sich mehr als ein 
Drittel unserer Bevölkerung im Rentenalter befinden. Der Charakter unserer Gesell­
schaft wird sich in vieler Hinsicht ändern. Nach 2050, wenn die geburtenstarken Jahr­
gänge größtenteils nicht mehr am Leben sein werden, wird aber - dies wird m.E. in der 
öffentlichen Diskussion heute wenig beachtet - die Alterung ihren Höhepunkt über­
schritten haben und wieder abnehmen (Hradil, 2001). 

3. L e b e n s f o r m e n u n d L e b e n s s t i l e 

Die Veränderungen unserer Gesellschaft erstrecken sich auch auf unsere Lebensformen 
und Lebensstile. Diese Tendenzen und die damit einhergehenden Wohnbedürfnisse, Wohn­
wünsche und Wohnungsgestaltungen bilden den dritten Abschnitt des Kongresses. 

Unter „Lebensformen" verstehen die Soziologen die Art und Weise, wie die einzelnen 
relativ dauerhaft mit ihren nächsten Mitmenschen zusammenleben: in der ganz „nor­
malen Familie" eines Ehepaars mit Kindern, in einer nichtehelichen Lebensgemein­
schaft, als Alleinlebende („Singles" dann genannt, wenn sie im „besten Familienalter" 1 5 
alleine leben), als Alleinerziehende etc. 



In den 50er und frühen 60er Jahren waren - man glaubt es heute kaum - mehr als 
95 % der einschlägigen Jahrgänge verheiratet und mehr als 90 % dieser Eheleute hatten 
Kinder. Damals war die Familie „normal" in des Wortes doppelter Bedeutung: Zum 
einen statistisch. Es waren fast alle Menschen entsprechenden Alters verheiratet und 
bis an die Grenze des biologisch Möglichen hatten fast alle Eheleute Kinder. Zum 
andern galt die Familie als Norm. Damals wurden 30jährige noch gefragt: „Wie, Du bist 
immer noch nicht verheiratet?" - oder: „Was, Ihr seid schon drei Jahre verheiratet, wann 
kommen denn endlich die Kinder?" Fragen dieser Art würden sich jüngere Menschen 
heute verbitten. Heute gilt das Heiraten als eine Möglichkeit unter vielen. Man schätzt, 
daß von den heutigen potentiellen Heiratskandidat(inn)en allenfalls 75 % der Frauen 
und 70 % der Männer heiraten werden. 

Seit den späten 60er Jahren ist in Deutschland - spät, aber heftig im Vergleich zu 
anderen Ländern - das eingetreten, was Soziologen als „Pluralisierung der Lebens­
formen" bezeichnen (Statistisches Bundesamt [Hrsg.], 1999, 40f.). 

• Mittlerweile leben in Deutschland etwa 5 Millionen Erwachsene und Kinder in 
nichtehelichen Lebensgemeinschaften (übrigens in Ostdeutschland relativ mehr 
als im Westen). 

• Gut 7 Millionen Menschen sind Alleinerziehende oder deren Kinder im Haushalt. 
• Mehr als 13 Millionen Menschen leben allein (davon sind gut 6 Millionen „Singles" 

im „Familienlebensalter" zwischen 25 und 55). 
• Nimmt man dazu noch die kinderlosen Ehepaare, die Paare mit getrennten 

Wohnungen („living apart together"), die „Wochenendehen" und die Stief-
Familien, die „shuttle-Beziehungen", die „dual-career-families", so wird erkenn­
bar, wie vielgestaltig die Lebensformen der Menschen seit den 70er Jahren 
geworden sind. Es kann keine Rede mehr davon sein, daß Lebensformen außer­
halb der „normalen Familie" unnormale „Abweichungen" darstellen. Nicht ein­
mal unkonventionell kann man sie mehr nennen, so häufig sind sie geworden. 
Aber man sollte die Kirche im Dorf lassen. Noch bilden die „bürgerlichen 
Familien" die relative Mehrheit. 1998 lebten ca. 37 Millionen Menschen in 
Familien bestehend aus Ehepaaren mit Kindern im Haushalt. 

• Hinzu kommt, daß immer mehr Menschen in ihrer Biographie zwischen unter­
schiedlichen Lebensformen wechseln: Sie leben nacheinander z.B. als Single, als 
Verheiratete, als geschiedene Alleinerziehende und dann wieder in „nichtehe­
licher Lebensgemeinschaft". Berücksichtigt man das Vorübergehende vieler 
Lebensformen, so ahnt man, daß das Geschäft der Sozialwissenschaftler, aber 
auch das der Wohnungsfachleute, nicht einfacher geworden ist. 



Wieso leben heute die Menschen in einer Vielzahl von Lebensformen? Teilweise 
wegen Zwängen beruflicher und familiärer Art (z.B. Scheidungen). Es sind aber auch 
die Möglichkeiten, die sich vermehrt haben: Der seit den 60er Jahren gestiegene Wohl­
stand, die Verlängerung der Bildung, das Mehr an sozialer Sicherheit und nicht zuletzt 
die größeren Wohnungen, all das schuf Optionen, die zuvor nicht gegeben waren. 

Im Grunde sind es die gleichen Faktoren, die in den letzten Jahrzehnten auch das 
Denken und Verhalten der Menschen gewandelt haben. Ich deute diese Veränderungen 
im folgenden nur an. 

So hat erstens der vielbesprochene „Wertewandel" die Pflichterfüllung und das Be-
sitzen-Wollen in den Hintergrund gedrängt und „postmaterielle" Ziele wie die persönli­
che Selbstverwirklichung und die Kommunikation in den Vordergrund geschoben. Bei­
spielsweise streben die Arbeitenden heute häufig danach, ihre Erwerbsarbeit nach 
ihren persönlichen Neigungen auszusuchen, manchmal sogar zu gestalten. Damit ver­
bunden ist unsere Gesellschaft in vieler Hinsicht eine „innengeleitete" Erlebnisgesell­
schaft geworden: Die einzelnen wählen ihre Arbeit, ihre Partner, ihre Freizeitgestal­
tung, ihre Wohnung nach Maßgabe dessen, was sie gemäß ihrer „inneren" persönlichen 
Empfindungen für gut halten (Schulze, 1992). 

Zweitens hat die vieldiskutierte „Individualisierung" eine Herauslösung der Mensch­
en aus überkommenen Gemeinschaften wie Familie, Gemeinde, Klasse und Schicht mit 
sich gebracht. Damit ist viel Gemeinschaft und Sicherheit, aber auch viel Einengung 
und Unterordnung verschwunden. Die Menschen können, müssen aber auch ihr Leben 
selbst in die Hand nehmen. Dazu schließen sie sich, wenn auch meist auf Zeit, Netz­
werken und sozialen Milieus Gleichgesinnter an (Beck, 1986). 

In diesem Zusammenhang haben sich drittens die „Lebensstile" der Menschen aus­
einanderentwickelt. Unter Lebensstilen versteht man in den Sozialwissenschaften eine 
bestimmte Form der Organisation des Alltagslebens (z.B. eine mehr oder weniger häus­
liche), die jeweils verbunden ist mit bestimmten Zielsetzungen, Gewohnheiten, ästheti­
schen Standards etc. Seit den 60er Jahren werden nicht nur immer unterschiedlichere 
Lebensstile registriert, den Menschen wurde ihr Lebensstil auch Zusehens wichtiger. 
Sie definieren sich immer weniger über Beruf, Einkommen etc. und immer mehr über 
ihre Lebensführung sowie damit verbundenen Kleidungs-, Wohn-, Freizeit- und Kultur­
gewohnheiten (Hradil, 1999, S. 431). 



Wie geht es in Zukunft mit den Lebensformen und Lebensstilen weiter? Werden sich 
die bisherigen Tendenzen der Pluralisierung von Lebensformen, der Individualisierung 
der Lebensführung und der Ausdifferenzierung von Lebensstilen auch in den nächsten 
20 oder 30 Jahren fortsetzen? Darüber lassen sich freilich keine Aussagen mit so hoher 
Sicherheit wie etwa zu zukünftigen Einwanderungen formulieren. 

Gewiß ist jedoch, daß die geburtenschwachen Jahrgänge drauf und dran sind, nicht 
nur in die Erwerbstätigkeit, sondern auch ins Elternalter einzuziehen. Die drastisch 
sinkende Zahl von Eltern wird dafür sorgen, daß Kinder und Familien Mangelware wer­
den, wenn nicht urplötzlich jedes Paar sehr viel mehr Kinder als bisher bekommt, son­
dern das Geburtenverhalten der Menschen so bleibt wie es ist - und dafür spricht alles. 
Eine zusätzliche Zuwanderung von jüngeren Arbeitskräften und ihren Familien wird 
diesen Schwund von Familien und Kindern nur teilweise ausgleichen. 

Aber nicht nur die Lebensformen, auch die Denk- und Verhaltensweisen der Men­
schen werden sich wohl ändern und für neue Herausforderungen sorgen (Hradil, 2000). 
Während noch vor wenigen Jahren der einzelne und dessen Autonomie die gesellschaft­
liche Leitfigur war, mehren sich die Anzeichen, daß die Zweisamkeit, das Eheglück, die 
Harmonie wieder im Kurs steigen. Dieser Umschwung überrascht nicht. Denn die Ent­
wicklung der letzten Jahrzehnte hat den Menschen zwar viele Möglichkeiten gebracht, 
sich individuell zu entfalten, aber auch Defizite entstehen lassen, unter anderem Defi­
zite an Gemeinschaft. Es wächst eine Generation heran, für die die Möglichkeiten der 
individuellen Selbstverwirklichung heute so selbstverständlich sind, wie es für die Ge­
neration zuvor der Wohlstand war. Die heute heranwachsende Generation hat aber 
auch die Schattenseiten der Individualisierung und der Selbstverwirklichung kennen­
gelernt, genau so gut, wie die Generation der 68er damals das Streben nach Wohlstand. 
Und die jüngere Generation zieht heute Konsequenzen aus den Nachteilen der erlebten 
Individualisierung und eines auf sich selbst bezogenen Lebens. Aber nicht öffentliche 
und politische Konsequenzen, wie einst die 68er Generation, sondern private: Sie ist des 
hohen Konfliktpotentials, der Orientierungslosigkeit, der hohen biographischen Bruch­
quoten des Alleine-Machens überdrüssig. Sie will Gemeinschaft, stabile Ordnungen, so­
zusagen „Ruhe an der Front". Die Daten der neuesten Jugendstudien sind hier sehr ein­
deutig (Fischer, 2000). 

Ob sich dies auch quantitativ in einer Renaissance von Ehe und Familie niederschla­
gen wird, steht m.E. dahin. Es gibt auch andere Bestimmungsgründe, allein oder kinder­
los zu leben oder allein zu erziehen. Aber die gesellschaftlichen Kräfte, auch die, die 
sich um das Wohnen kümmern, werden es wohl mit Gemeinschaftsbestrebungen zu tun 



haben, die weit über die bisherigen hinausgehen. Bisher strebten die jüngeren, die mo­
derneren und individualisierteren Milieus und Lebensstile nach selbstbestimmten Ge­
meinschaften, die freiwillig eingegangen, aber auch jederzeit beendet werden können 
(z.B. Freizeitgruppierungen, Netzwerken im Umweltschutz o.a.). In Zukunft wird wohl die 
Stabilität von Vergemeinschaftungen wieder eine sehr viel größere Rolle spielen. 

4. Sozialwissenschaft und Praxis im Dialog 

Wohnungen und Städte sind - so ist zu lesen - „Stein gewordene Gesellschaft". Es 
fragt sich nur, welche Gesellschaft zu Stein wird. Blickt man auf auch heute noch gül­
tige DIN-Normen des Bauens (18011, 18022), so ist es offenbar die Gesellschaft von ge­
stern. Das hier vorgesehene standardisierte, familiengerechte Bauen mit entsprechen­
den Funktionsaufgliederungen spricht eine deutliche Sprache. 

Es ist leicht, gerade wenn man die gesellschaftlichen Veränderungen der letzten Jahr­
zehnte Revue passieren läßt, diese Vorstellungen als veraltet abzutun. Viel weniger 
leicht ist es aber, die Konsequenzen für das Bauen und Wohnen herauszuarbeiten, die 
aus den neueren Entwicklungen unserer Gesellschaft und aus den voraussichtlichen 
Wandlungen der Zukunft zu ziehen sind. Hier hilft es erfahrungsgemäß nur wenig wei­
ter, die Menschen nach ihren „subjektiven" Wünschen zu fragen. Wer weiß schon Be­
scheid über architektonische, rechtliche und städtebauliche Alternativen. Es hilft ande­
rerseits auch nur bedingt, am grünen Tisch der Wissenschaft „objektive" „Wohnbedürf­
nisse" abzuleiten und diese den Praktikern und den Nachfragenden aufzureden. Welche 
konkreten „Wohnbedürfnisse" sollten etwa der Situation eines individualisierten Men­
schen entsprechen, der für seinen Lebensweg kaum fertige „Strickmuster" zur Verfü­
gung hat, und wohl nur eines weiß, daß er nicht das ganze Leben in gleicher Form und 
gleichem Stil verbringen wird. Es hilft hingegen, davon sind die Veranstalter dieses 
Kongresses überzeugt, Wissenschaftler und Praktiker zu Dialogen zusammenzuführen, 
um praktische Erfahrungen, Experimente, Neuerungen gemeinsam zu prüfen und wei­
terzuentwickeln. 
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Werner Dostal 

Von der Industriegesellschaft zur 
Informationsgesellschaft 

Qualifikationen, Techniken, Märkte 

Die dominanten Trends in der Arbeitswelt können in drei Thesen 
zusammengefaßt werden: 

• Informatisierung: Immer mehr Menschen haben im Beruf überwiegend mit 
Informationen zu tun. Das erlaubt eine Neuorganisation der Erwerbsarbeit 
mit räumlicher und zeitlicher Entkopplung und Flexibilität bis hin zur 
Telearbeit. Zugleich erfolgt eine Globalisierung: Arbeit wird weltweit ver­
teilt, für Infrastruktur, Qualifikation und Zumutbarkeit gelten internatio­
nale Maßstäbe. 

• Höherqualifizierung: Es gibt einen Trend zur Höherqualifizierung. Extra­
funktionale Qualifikationen werden wichtiger, funktionale verändern sich 
ständig. Theoretische Grundlagen ersetzen Erfahrungswissen. Der klassi­
sche Beruf tritt in den Hintergrund. 

• Individualisierung und Entkopplung: Die Erwerbsarbeit reduziert sich 
auf ihre funktionale Rolle. Qualifikationsanpassung, soziale Einbindung, 
sozialer Schutz werden zukünftig getrennt organisiert werden müssen. 
Lediglich für ihre Kernbelegschaften werden die Unternehmen auch 
weiterhin bereit sein, diese Zusatzfunktionen zu gewähren. 

1. Zukunft der Arbeit 

Traditionelle Überlegungen über die Zukunft der Arbeit, insbesondere über die Mög­
lichkeiten einer erneuten Vollbeschäftigung in hergebrachten Arbeitsformen, greifen 
zu kurz. Die dominanten Faktoren, wie der weitere technische Wandel, die Informati­
sierung, die Globalisierung und die Individualisierung werden nicht zulassen, daß das 
in der und für die Industriegesellschaft entwickelte System unselbständiger und ab­
hängiger Arbeit weiterhin dominant bleibt. Statt dessen entstehen neue Arbeitsformen. 
Sie sind in ihren Umrissen bereits erkennbar. Einerseits ist bei ihnen Erwerbsarbeit 



nicht mehr zentraler Kern menschlicher Existenzsicherung und sozialer Einbindung, 
andererseits erhält aber die Teilnahme an der Erwerbsarbeit eine neue Bedeutung, da 
alternative Einbindungsformen, wie Familie oder Ortsgemeinschaft nicht mehr tragen. 
So müssen neue Strukturen entwickelt werden, die dem einzelnen Sicherheit und Sta­
bilität für die Lebensführung bieten. Manche Anregungen lassen sich aus vorindu­
strialisierten Gesellschaften ableiten, andere müssen neu gefunden werden. 

2. Informatisierung und Globalisierung 

Die Industriegesellschaft verliert ihre Bedeutung. Die Produkte haben sich verän­
dert, die Produktion wurde in den letzten Jahrzehnten automatisiert und internationa­
lisiert. Immer weniger Beschäftigte sind noch unmittelbar in der Herstellung, Wartung 
und Reparatur von Produkten und technisch geprägten Infrastrukturen tätig, obwohl 
immer mehr produziert wird. 

Nach altem Verständnis wurden die drei Sektoren Landwirtschaft, Produktion und 
Dienstleistungen unterschieden. Die wirtschaftliche Dynamik konzentrierte sich auf 
den dritten Sektor, der das Etikett „Dienstleistungen" trägt. Doch die These von einer 
leistungsfähigen Dienstleistungsgesellschaft konnte in der Alltagswelt nicht nachvoll­
zogen werden: Die personenbezogenen Dienstleistungen waren vor hundert Jahren 
mindestens so umfangreich und leistungsfähig wie heute. Heute wird statt dessen oft 
eine „Dienstleistungswüste" beklagt. 

Das Vier-Sektoren-Modell 1882-2010 
Prognose 

1882 1892 

Landwir tschaf t 

P r o d u k t i o n 

Dienst le is tung 

I n f o r m a t i o n 



Also hat sich die Gesellschaft anders entwickelt, als dies mit den traditionellen In­
strumenten gezeigt werden konnte. Innovative Entwicklungen lassen sich nur mit 
neuen Instrumenten erkennen. In diesem Sinne wurden in einem Vier-„Sektoren"-Mo-
dell die Informationsaktivitäten getrennt aggregiert (Tab. S. 24). 

Der Beschäftigungsrückgang in der Produktion war dramatisch. Heute sind weniger 
als 25 % der Erwerbstätigen in direkten Produktionsaufgaben im Produktionssektor zu 
finden. Dienstleistungen traditioneller Art - also jene, in denen Informationsverarbeit­
ung nicht dominant ist - haben in den letzten fünfzig Jahren kaum mehr zusätzliche Be­
schäftigung gebracht. Trotz leistungsfähiger Informationstechnik ist der Anteil der Er­
werbstätigen, die am Arbeitsplatz überwiegend mit Informationen zu tun haben, noch 
gestiegen. Dies bedeutet, daß - zumindest bisher - der Wachstumseffekt in der Informa­
tionsverarbeitung deutlich stärker war als der Rationalisierungseffekt durch die neuen 
Informationstechniken. 

Diese Entwicklungen werden heute in der Lebenswelt bestätigt. Die Ausstattung der 
Arbeitsplätze und der Haushalte mit Computern und sonstiger Informationstechnik (IT) 
ist hoch, aus dem Haushaltsbudget werden erhebliche Summen für Medien und Kom­
munikation ausgegeben, der Arbeitsmarkt für IT-Berufe boomt, bei der Versteigerung 
von Lizenzen für neue Kommunikationsnetze werden Milliardensummen erlöst - wir 
stecken schon mitten in einer Informationsgesellschaft. 

Gefördert durch die Informatisierung, aber auch unterstützt durch neue Transport­
möglichkeiten und steigende Mobilität, zeigen sich Tendenzen der Internationalisierung 
und der Globalisierung. Abgrenzungen regionaler Märkte verlieren ihre prägende Be­
deutung, auch Arbeitsmärkte werden global und zeigen eine neue Konkurrenz bei Kom­
petenz, Zumutbarkeit und Einkommenszumessung. Internationalisierung bedeutet auch 
eine neue Konkurrenz zwischen Kulturen, die Prüfung althergebrachter Strukturen 
und Verhaltensweisen sowie eine fortschreitende Polarisierung zwischen räumlich ab­
gegrenzten Traditionalisten und globalen Innovatoren. Die grundsätzliche Internatio-
nalität moderner Informationssysteme - von der E-Mail bis zum Handy - beschleunigt 
diesen Prozeß. 

3. Höherqualifizierung und Öffnung der Berufe 

Berufliche Aufgaben werden in der Informationsgesellschaft immer weniger spezifiziert, 
Initiative und individuelle Gestaltung der eigenen Arbeit werden zunehmend gefordert. 



Während in der Industriegesellschaft die Tätigkeiten detailliert vorgegeben wurden, 
werden heute nur noch Aufgaben und Ziele definiert. Die Erwerbstätigen müssen zur 
Erreichung dieser Ziele sinnvolle Tätigkeitsstrukturen in gewissen Grenzen selbst ent­
wickeln. Dies ist arbeitspsychologisch durchaus als positive Entwicklung zum persön­
lichkeitsförderlichen Arbeitsplatz einzuschätzen, bedeutet aber für die Erwerbstätigen 
die Pflicht der Reflexion über die eigene Tätigkeit und Funktion und erzwingt Selb­
ständigkeit und Ausscheren aus der Herde. Die Individualisierung zerstört die Nor­
mierung und damit sichere Einbindung. Optimierende Gruppen zeigen nicht mehr die 
Langmut und Rücksicht verständnisvoller Vorgesetzter. Die Hirten ziehen sich zurück, 
die Konkurrenz nimmt zu. 

Derzeit erkennen wir eine Höherqualifizierung aller Erwerbstätigen. Nach dem for­
malen Ausbildungsabschluß steigt die Qualifikation der Deutschen ständig an, wenn -
wie das bei bildungsstatistischen Untersuchungen immer unterstellt wird - die Bil­
dungsinstitutionen rangmäßig gegliedert werden. Das Beschäftigungssystem erkennt 
dies an und belohnt die Qualifizierung: Die Arbeitslosigkeit der Ungelernten ist fast 
viermal so hoch wie die der Qualifizierten, Fachhochschulabsolventen haben mit einer 
qualifikationsspezifischen Arbeitslosenquote von 2,4 % im Jahre 1998 (nur Westdeutsch­
land) massiv bessere Beschäftigungschancen als Ungelernte mit einer Arbeitslosen­
quote von über 23 %. In den siebziger Jahren waren diese Verhältnisse noch anders, 
damals hatten auch die Ungelernten eine Chance im Beschäftigungssystem und ihre 
Arbeitslosenquote war zwar auch damals höher als die der Qualifizierten, aber doch 
nicht so extrem abgekoppelt. 

Auch für die Arbeitsplätze in der Informationswirtschaft werden immer umfassen­
dere Qualifikationsmuster gewünscht und im Arbeitsmarktgeschehen auch detailliert 
beschrieben, zugleich sind aber auch Tendenzen zur Forderung nach extrafunktionalen 
Qualifikationen und einer Vernachlässigung von fachlich definierten Inhalten zu 
erkennen. Offenbar haben Absolventen aus Hochschulen gerade in innovativen Auf­
gabenfeldern besondere Chancen, weil sie durch ihre offene und an den Grundlagen 
ausgerichtete Qualifizierung Lösungswege selbst finden können und über Transfer­
qualifikationen verfügen. Sie haben zunehmend auch in anderen Fachgebieten als dem 
ihres Studiums konkrete Erwerbschancen. 

Dennoch wird immer fraglicher, ob Bildungsanstrengungen später im Erwerbssy­
stem belohnt werden. Die Signale der Unternehmen richten sich lediglich auf die kon­
kreten Grundfertigkeiten der allgemeinbildenden Schulen und auf unscharf definierte 
Schlüsselqualifikationen. Aktuelle Fachqualifikationen werden zwar vorausgesetzt, 



doch ihre zeitliche Labilität so massiv in den Vordergrund gestellt, daß sich aus der 
Sicht der Lernenden die Mühen des Qualifikationserwerbs kaum lohnen. Eine Motiva­
tion zur Nutzung der Angebote der Berufsbildung wird insbesondere bei bildungsfernen 
Schichten kaum noch erwirkt werden können. 

Schließlich sind die Informationstechniken, insbesondere Multimedia, bestens geeig­
net, im Qualifizierungsprozeß eingesetzt zu werden. Schulung und Ausbildung werden 
zukünftig in vielen Bereichen über multimediale Angebote erfolgen, die einzelnen Lern­
sequenzen lassen sich separieren, so daß - wie dies in modernen Lernprogrammen für 
Computersoftware schon geschieht - Lernen und Arbeiten wieder stärker integriert 
werden können. Dann ist der Erwerb von Wissen und die Erstellung von Arbeitsergeb­
nissen nicht mehr so polarisiert und unzusammenhängend, sondern in sich ge­
schlossen. Dabei wird dann die Frage der Nutzbarkeit und des Wertes von Bildungsin­
halten neu bewertet werden müssen. Eine strikte Trennung von Arbeiten und Lernen, 
also die in der Industriegesellschaft angeprangerte Entfremdung, ist in der Informa­
tionsgesellschaft nicht mehr durchzuhalten und wäre auch gar nicht mehr sinnvoll. 

Die Dynamik in der Informationsgesellschaft verführt zur Annahme, daß fachliche 
Inhalte immer kurzlebiger würden und daß Beruflichkeit - sofern sie überhaupt noch 
gewünscht oder als notwendig angesehen wird - nicht mehr an fachlicher Spezialisie­
rung festgemacht werden dürfe. Allgemeinqualifikationen treten an die Stelle fach­
licher Inhalte, extrafunktionale Qualifikationen bestimmen weitgehend die Be­
schäftigungschancen. 

Die traditionelle Verortung erwerbsmäßiger Aufgaben und Tätigkeiten in ein Raster 
abgegrenzter Berufe wird zunehmend als nicht mehr zeitgemäß angesehen. Arbeitgeber 
und Kunden sind der Meinung, daß integrative Aufgabenerledigung nicht an den 
Grenzen überkommener Berufsabgrenzungen scheitern darf. Alleskönner werden ge­
wünscht, die Aufgaben vollumfänglich und motiviert zu lösen in der Lage sind. Zugleich 
wird bedauert, daß Berufe zu starr seien und nur schwer kurzfristig an neue Bedürf­
nisse anzupassen wären. So wird das Ende des Berufs propagiert. Folge dieser Entwick­
lung ist eine kaum noch tragbare Unscharfe bei den Arbeitsmarktvorgängen und ein 
Wegfall des Orientierungsankers in der „Berufs"-Beratung und bei der „Berufswahl". 

4. Individualisierung und Entkopplung 

Das in der Industriegesellschaft verdichtete Normalarbeitsverhältnis zeigt Aufweichungs­
tendenzen, die vor allem durch zeitliche und räumliche Flexibilität verursacht werden. 



Wenn heute Sachbearbeiter über ihren Computer alle relevanten Informationen abrufen 
können und wenn sie auch ihre Kommunikation, möglicherweise auch Bildkommunika­
tion, ebenfalls über entsprechende Terminals betreiben können, dann besteht - zumindest 
von der funktionalen Seite her betrachtet - keine Notwendigkeit der räumlichen und zeit­
lichen Abstimmung in direkter Interaktion mit Kollegen, Vorgesetzten oder Mitarbeitern. 

Derartige neue Möglichkeiten werden unter dem Stichwort „Telearbeit" bereits seit 
zwei Jahrzehnten diskutiert. In der Telearbeit werden Arbeitsvollzüge via Telekom­
munikation arbeitsteilig organisiert. Die Definition ist schwierig, denn zunächst sind 
alle Arbeitskräfte, die für ihre Aufgabenerledigung Telekommunikation benutzen, 
auch Telearbeiter. Eine engere Definition umfaßt nur jene Arbeitnehmer, die die mit 
der Telekommunikation mögliche räumliche Flexibilisierung nutzen, die also überwie­
gend außerhalb traditioneller Arbeitsplatzagglomerationen tätig sind. Eine Sonderform 
ist die Teleheimarbeit, in der Arbeitskräfte daheim mit ihrem Arbeit- bzw. Auftraggeber 
über multimediale Telekommunikation verknüpft sind. Ständige und gelegentliche 
Telearbeit werden unterschieden. Telearbeit ist derzeit eher ein Modell, an dem sich 
die Möglichkeiten und Probleme zukünftiger Informationsarbeit spiegeln. Sie hat sich 
nämlich bis heute kaum durchsetzen können, da sie im Rahmen traditioneller abhän­
giger Arbeit nur schwer organisiert werden kann. Die Kopplung abhängiger Arbeit und 
sozialer Sicherung behindert die Ausbreitung der Telearbeit. 

So ist die Vorstellung, mit Telearbeit könnten alle anderen Aspekte und Begleiter­
scheinungen der Erwerbsarbeit beibehalten werden, illusionär und nur in einer Über­
gangsphase akzeptabel. Die „außerbetrieblichen Arbeitsstätten", die über Tarifverträge 
und Betriebsvereinbarungen an einigen Stellen bereits realisiert worden sind, werden 
wegen der zusätzlichen Ausstattungen und Telekommunikationskosten nur dann wirt­
schaftlich sein, wenn diese Telearbeiter über eine besondere Verhandlungsposition ver­
fügen, die ihnen besondere Privilegien erlaubt. Telearbeit zeigt sich deshalb heute vor 
allem in virtuellen Unternehmen, in denen die persönlichen Arbeitsplätze in einen 
Arbeitsplatzpool aufgehen und in denen die Mitarbeiter selbst bestimmen, ob sie im 
Unternehmen, beim Kunden, zu Hause oder unterwegs arbeiten. 

Nach allen Erfahrungen wird Telearbeit keine dominante eigenständige Arbeits­
form sein, die isoliert geleistet wird, sondern sie wird mit anderen Arbeitsformen ver­
mischt sein. Telearbeit wird aber für alle Erwerbstätigen prägend sein, und es ist zu er­
warten, daß es zukünftig die folgenden Erwerbssegmente geben dürfte: 



Segmente der Erwerbsarbeit 

A 

Freiberufler (fachzentriert) 

B 

Kernbelegschaften 
B 1 B 2 

unternehmenszentriert fachzentriert 

C 

Randbelegschaften (kurzfristig eingearbeitet) 

D 

Arbeitslose stille Reserve 

Kernbe legschaf ten 

Zu den Kernbelegschaften gehören alle Mitarbeiter, die zum Bestand des Unterneh­
mens gehören und die langfristig in den Unternehmen beschäftigt sind. Diese werden 
auch bei Veränderungen der Aufgaben und Tätigkeiten mitgeführt, werden weiterqua­
lifiziert und solide alimentiert. Sie sind zukünftig die einzige Ressource des Unterneh­
mens, ihre Kompetenz und Loyalität prägt die Leistungskraft und den Marktauftritt der 
Firma. Sie werden zukünftig immer wichtiger werden. 

Innerhalb der Kernbelegschaften lassen sich auf der einen Seite die eher unterneh­
menszentrierten Mitarbeiter mit globalen, organisatorischen und standardisierten Auf­
gaben erkennen, auf der anderen Seite die fachzentrierten Mitarbeiter mit hoher Beruf­
lichkeit in ihrem jeweiligen Spezialgebiet. Beide Gruppen sind gleichermaßen wichtig, 
obwohl auf dem Arbeitsmarkt eher Fachleute für die globalen Aufgaben gesucht werden. 
Randbelegschaf ten 

In der letzten Zeit sind die Unternehmen nicht mehr bereit, allen Mitarbeitern den 
Status von Kernbelegschaften zuzuweisen, sondern sie versuchen, zusätzliche Flexibili­
tät durch Sonderformen der Beschäftigung zu verwirklichen, so daß sie sowohl kurz­
fristige Arbeitsspitzen als auch Zeiten der Unterauslastung leichter bewältigen können. 
Randbelegschaften lassen sich derzeit in legaler Form über die geringfügige Beschäfti­
gung, über Arbeitskräfte-Leasing (Arbeitnehmerüberlassung) und über befristete Be-



schäftigung rekrutieren und einbinden. Unterscheidungskriterium zu den Kernbeleg­
schaften ist, daß es sich hier nicht um eine langfristige Bindung handeln soll und daß 
der Arbeitgeber nicht die üblichen Fürsorgepflichten übernehmen will. 

Selbs tänd ige und Freiberuf ler 

In vielen Berufen ist es üblich, die jeweiligen Arbeitsaufgaben selbständig abzuwik-
keln. Hier handelt es sich um Freiberufler bzw. Selbständige, die entweder allein oder 
zusammen mit Partnern bzw. Hilfskräften die anstehenden Aufgaben angehen. Sie 
haben keinen Arbeitgeber, der Beschäftigungsgarantien bietet, sondern sind für die Ab­
sicherung und Stabilität ihrer Existenz selbst verantwortlich. Sie können durchaus 
langfristige Bindungen zu einzelnen Auftraggebern haben, die Regel ist es aber, daß sie 
ein größeres Spektrum von wechselnden Auftraggebern haben und daß dieses Spek­
trum offen bleibt. 

Für diese drei Gruppen zeigen sich die zukünftigen Arbeitsstrukturen sehr unter­
schiedlich. Nur die Stammbelegschaften werden weiterhin stabile Arbeitsstrukturen 
vorfinden, aber auch ihre Beschäftigung kann nur so stabil sein, wie der jeweilige Be­
trieb. Auch dürfte für Kernbelegschaften der Anpassungsdruck an das Unternehmen 
und seine Philosophie zunehmen. Wer sich davon lösen will, hat entweder die Möglich­
keit des Aufstiegs in selbständige Erwerbstätigkeit - falls die Qualifikationen, Kompe­
tenzen und die Märkte dafür günstig sind - oder des Abstiegs in die Randbelegschaften. 

So wird die in der Industriegesellschaft mit einer Dominanz der Stammbelegschaf­
ten erzwungene Standardisierung von Arbeitszeit und Arbeitsort in der Informations­
gesellschaft wieder aufgelöst. Impulse dazu kommen einerseits aus neuen Bedürfnis­
sen bei den Unternehmen und Verwaltungen, die den Markterfordernissen besser 
gerecht werden wollen, andererseits haben die Erwerbstätigen Wünsche an Gestaltbar­
keit und Flexibilität, die sie aus eigener Anschauung heute eher einfordern können als 
dies in der Industriegesellschaft möglich war. Die Symbiose dieser Anforderungen und 
Wünsche muß ausgehandelt werden und die Ergebnisse hängen von der Verhandlungs­
macht der Partner und den gesellschaftlichen Rahmenbedingungen ab. 

5. Konsequenzen 

So verlieren kollektive Strukturen in der Informationsgesellschaft ihre Bedeutung. 
Statt dessen werden individuelle Strukturen und Verhaltensweisen wieder relevant, in 
denen Kreativität und Selbständigkeit bei der Suche nach neuen Aktivitäten und Ver­
dienstmöglichkeiten besonders wichtig werden. Individualisierung wird auch durch In-



formatisierung unterstützt, da nun beliebig komplexe Zuweisungen und Abläufe be­
herrschbar werden. Auch die Internationalisierung mit ihren weltweiten Märkten er­
laubt eine weitere Spezialisierung mit individueller Aufgabenzuweisung und Beloh­
nung. Auf der Basis offen angebotener Computernetze und -dienstleistungen sind Indi­
viduen ähnlich leistungsfähig wie geschlossene Unternehmensverbände. Es ist zu erwar­
ten, daß insbesondere Menschen mit guten Qualifikationen und Bedarf nach Unabhän­
gigkeit und Selbstverwirklichung nicht mehr bereit sind, in kollektive Strukturen einzu­
tauchen und statt dessen individuelle Erwerbs- und Lebensmuster realisieren. 

Alle diese Veränderungen erfolgen vor dem Hintergrund hoher Arbeitslosigkeit. Es 
gibt zwar Teilarbeitsmärkte mit Arbeitskräftemangel, doch die meisten Teilarbeits­
märkte zeigen ein Überangebot an Bewerbern. Die Auslese erfolgt zunehmend nach Zer­
tifikaten aus dem Bildungssystem. Bewerber ohne formale Qualifikationen werden in 
Randaufgaben abgedrängt, Gutqualifizierte werden von den Problemen des Arbeits­
marktes kaum tangiert. Die Position der Arbeitsplatzanbieter für Stammbelegschaften 
bleibt stark und damit auch ihr Einfluß auf die Gestaltung der Arbeitsstrukturen. 

Diese hier beispielhaft zusammengefaßten Entwicklungen sind massiv genug, um 
Verunsicherung und Ratlosigkeit hervorzurufen. Verstärkt werden die Orientierungs­
probleme zusätzlich durch Veränderungen, die jenseits dieses Strukturwandels ablau­
fen und die mit den überkommenen Kategorien nur schwer zu greifen sind. Die Realität 
der Arbeitswelt wandert aus den bekannten Mustern aus, die vorliegenden Klassifika­
tionen sind nicht mehr in der Lage, die sich verschiebenden Strukturen abzubilden. Die 
Alltagserfahrung wird durch die vorliegenden Zahlenwerke und Fallstudien nicht mehr 
vollständig abgedeckt. 

So bedarf es neuer Überlegungen und Sichtweisen, mit denen kreativ und verantwor­
tungsbewußt der Umstieg in die Informationsgesellschaft begleitet und gestaltet wird. 
Übrigens kann Informationstechnik mit Modellen und Simulationen bei der Suche nach 
tragfähigen Strukturen mithelfen. 
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Werner Zorn 

Arbeiten wo und wann man will 

Telearbeit bei der IBM Deutschland 

Telearbeit befreit Arbeit von den Fesseln des Arbeitsorts und der Arbeits­
zeit. Nicht mehr werden die Menschen zur Arbeit gebracht, sondern mit 
Telearbeit kommt die Arbeit zu den Menschen. Die IBM Deutschland hat 
heute etwa 9.000 telearbeitende Mitarbeiter, die mindestens die Hälfte 
ihrer Arbeitszeit außerhalb der IBM-Büros arbeiten - bei ihren Kunden, 
unterwegs oder zu Hause. Als Folge davon kommt es zu einer zunehmen­
den Vermischung von Arbeitszeit und Freizeit, von Arbeit und Privatleben, 
von Unternehmensbüro und Wohnung. 

Telearbeit in Deutschland 

Telearbeit ist in Deutschland in Bewegung gekommen und auf dem Vormarsch. Bis 
vor kurzem meinten Zyniker noch, daß es in Deutschland ebenso viele Studien über 
Telearbeit gibt wie Telearbeiter. Nach einer Untersuchung des Forschungs- und Bera­
tungsunternehmens empirica GmbH, Bonn, hat sich in Deutschland die Zahl der Tele­
arbeiter jedoch in den letzten fünf Jahren von wenigen hunderttausend auf 2,132 
Millionen erhöht, das sind 6 % der Erwerbstätigen in Deutschland. In keinem anderen 
europäischen Land gab es eine derartige Steigerung. 

Viele Firmen beschäftigen sich derzeit mit der Einführung von Telearbeit und testen 
mit Pilotgruppen das neue Konzept. Die IBM, die 1991 den Innovationspreis der Deut­
schen Wirtschaft für die Einführung der Telearbeit erhielt, praktiziert seit 12 Jahren 
Telearbeit in Deutschland. Mit dem Abschluß der Betriebsvereinbarung über „Außerbe­
triebliche Arbeitsplätze" im Jahr 1991 stieg die Anzahl der Telearbeitsplätze kontinuier­
lich auf heute ca. 9.000 Mitarbeiter an, das sind etwa 30 % der IBM-Mitarbeiter in Deuts­
chland, die als Telearbeiter im engeren Sinn mindestens 50 % ihrer Arbeitszeit außer­
halb des Unternehmens verbringen: bei Kunden, unterwegs oder zu Hause. Hinzu kom­
men - mit steigender Tendenz - noch einige tausend, die z.B. zu Hause gelegentlich 
Televerbindungen benutzen. Die meisten der IBM-Telearbeiter sind im Vertrieb und im 
technischen Außendienst zu finden. Zunehmend erhöht sich jedoch auch die Zahl der 



Telearbeiter in den Entwicklungs-, Stabs- und Verwaltungsabteilungen, wo immer die 
Aufgaben dies zulassen und Vorgesetzte und Mitarbeiter dazu bereit sind. Während 
Telearbeit - in der IBM wie in anderen Unternehmen - anfangs vor allem vom weib­
lichen Teil der Beschäftigten vorangetrieben wurde, entspricht er in der IBM schon seit 
Jahren dem Geschlechterverhältnis: Telearbeit ist für Männer ebenso attraktiv wie für 
Frauen. 

Seit Anfang 1999 hat IBM in Deutschland die Zeiterfassung durch das Unternehmen 
abgeschafft und auf die Mitarbeiter delegiert. Selbstverständlich gilt dabei weiterhin 
die tarifliche und gesetzliche Gesamtarbeitszeit. Soweit durch die Mitarbeiter noch in­
dividuell Zeiterfassung erfolgt, geschieht dies durch die Mitarbeiter selbst. Mit dieser 
Entscheidung und der Benutzung mobiler Computertechnik erfolgt der Einstieg in und 
die Ausweitung der Telearbeit heute in der IBM völlig fließend. Es wird damit zuneh­
mend schwieriger, zu ermitteln, wann und welche Mitarbeiter Telearbeit im engeren 
Sinn praktizieren. 

Möglich wurde die Einführung der Telearbeit durch den Fortschritt der Computer­
technik, der zudem mit den Laptops immer handlichere und mobilere Geräte zur Verfü­
gung stellte. Diese Geräte lassen sich über Telefonleitungen, Mobilfunk und Funk pro 
Memlos mit dem Unternehmensnetz verbinden. Man verschickt nicht nur Nachrichten 
per „E-Mail". Man kann auch auf alle elektronisch gespeicherten Informationen und 
Vorgänge zugreifen. Das geschieht entweder online, indem man z.B. über die Telefonlei­
tung direkt auf das Unternehmensnetz zugreift. Die ständig größer werdenden Spei­
chermöglichkeiten erlauben es zudem, sich die benötigten Vorgänge aus dem Unterneh­
mensnetz auf den Laptop zu laden und dort „off line" weiterzubearbeiten. In diesem Fall 
ist man von Netzverbindungen unabhängig, was vor allem beim Arbeiten unterwegs 
Vorteile bringt. Neben der generellen Reduzierung der Telefontarife hat insbesondere 
die Möglichkeit des „down-loading" die durchschnittlichen Übertragungskosten beim 
Telearbeiten von zu Hause drastisch verringert. Während dafür bei der IBM in Deutsch 
land 1998 noch ca. 200 DM im Monat anfielen, waren das 1999 monatlich nur noch 
30,75 DM für die durchschnittliche Grundgebühr und 18,62 DM für die durchschnitt­
lichen Übertragungskosten. 

Die Vorteile der Telearbeit 

Worin bestehen nun die Vorteile der Telearbeit und was macht ihre Faszination aus? 
Für die Mitarbeiter bringt sie größere persönliche Freiräume, mehr Selbstbestimmung, 
die bessere Vereinbarkeit von Privatleben, Familie und Beruf sowie die Reduzierung 



von Fahrzeiten und Fahrtstrecken, insgesamt also eine Steigerung persönlicher Lebens­
qualität. Für die Unternehmen bietet Telearbeit Chancen zur Verbesserung von Flexi­
bilität und Kundenorientierung, zur Steigerung der Produktivität, zur Einsparung von 
Büroflächen sowie für ein attraktiveres Personalmarketing. Für Umwelt und Gesell­
schaft schließlich bedeutet Telearbeit weniger Verkehr, den verbesserten Anschluß des 
ländlichen Raums an den Arbeitsmarkt und wirtschaftliche Zentren sowie die bessere 
Integration von Behinderten in das Arbeitsleben. 

Mehr Flexibilität und verstärkte Kundenorientierung 

Es mag Zeitgenossen geben, denen die Zeit im Verkehrsstau soziale Geborgenheit 
gibt, produktiv ist sie ganz sicher nicht. Arbeitet der Mitarbeiter von zu Hause aus, so 
ist die wegfallende Fahrzeit ein Gewinn für sein persönliches Zeitbudget. Tritt er von zu 
Hause seine Fahrt direkt zu Kunden an, anstatt den traditionellen Weg übers Büro zu 
wählen, so hat er mehr Zeit für seine Kunden. Bei der Vorbereitung auf diese Kunden­
besuche kann er vorher alle relevanten Angebots- und Kundendaten aus dem Unter­
nehmensnetz auf seinen Laptop laden oder sie stehen ihm vor Ort über eine Telever-
bindung direkt zur Verfügung. Auf diese Weise ist ihm nicht nur eine qualifiziertere 
Beratung des Kunden möglich. Er kann, gemeinsam mit diesem, an Ort und Stelle Lö­
sungen und die dazu passenden Verträge erarbeiten. 

Die zunehmende Globalisierung bringt es mit sich, daß mehr und mehr auch über 
Zeitzonen hinweg Arbeitskontakte bestehen, die innerhalb normaler Arbeitszeiten nur 
schwer wahrgenommen werden können. So nehmen sich z.B. die telearbeitenden Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter, die in der IBM in Deutschland für die Übersetzungen 
von Produkt- und Systemliteratur zuständig sind, den Vor- oder Nachmittag frei, um da­
für nach 20.00 Uhr mit ihren Kollegen in den IBM-Entwicklungslabors an der amerika­
nischen Westküste telefonisch oder elektronisch Kontakt aufzunehmen. Anders ließen 
sich heute die Deadlines im Zusammenhang mit Produktankündigungen kaum mehr 
halten. Was früher dabei eine schwierige, mit den Mitbestimmungsgremien auszuhan­
delnde Regelung über verlegte Arbeitszeit war, wird heute von den Mitarbeitern ganz 
pragmatisch selbst geregelt. 

Durch Telearbeit kommt es automatisch zu mehr Delegation, weil die Mitarbeiter 
nicht mehr im gleichen Maß Ad-hoc-Anweisungen durch ihre Vorgesetzten unterliegen -
man ist versucht zu sagen: ausgeliefert sind - wie im Fall traditioneller Arbeitsformen. 
Diese erzwungene Delegation führt automatisch zu größeren Gestaltungsmöglichkeiten 
bei den eigenen Aufgaben. Auf Grund dieser Gestaltungsmöglichkeiten entwickeln tele-



arbeitende Mitarbeiter im Hinblick auf ihre Aufgaben ein eher unternehmerisches als 
ein arbeitnehmerähnliches Selbstverständnis. Sie werden zu Intrapreneurs, zu Un­
ternehmern im Unternehmen, wenn sie die entsprechenden Freiräume erhalten. Damit 
kommt es auch zu einem intensiveren Verhältnis mit ihren internen und externen Kun 
den, denn es sind sozusagen ihre eigenen Kunden. So verlegte zum Beispiel die Protokoll­
führerin einer kleinen Gemeinde aus eigenem Antrieb die Bürgersprechstunden auf die 
Zeit nach 18.00 Uhr, anstatt sie während des Tages anzubieten. Das kam den Bedürfniss­
en der Bürger entgegen und auch ihren eigenen, denn ab 18.00 Uhr war ihr Ehemann in 
der Lage, auf das Kind aufzupassen. Kommunalvertreter erklärten dazu auf Befragen, 
daß sie zwar in ihren Gemeinden gern ein derartiges Angebot machen, es ihnen aber 
sehr schwer fallen würde, dieses per Anordnung durchzusetzen. 

Höhere Produktivität durch mehr Spaß an der Arbeit 

Untersuchungen über Telearbeit zeigen, daß sie erheblich produktiver ist als norma­
le Büroarbeit. Die IBM in den USA kommt im Zusammenhang mit Telearbeit auf eine 
Produktivitätssteigerung von 12 bis 20 %. In einer Untersuchung der deutschen IBM-
Telearbeiter durch Professor Glaser vom Psychologischen Institut der Universität Tü­
bingen gaben 60 bis 80 % der Befragten an, daß sie zu Hause effektiver und produkti­
ver arbeiteten als im IBM-Büro. Eine gleiche Befragung der IBM in Italien ergab ein ähn­
liches Ergebnis: 80 % der befragten Telearbeiter stellten eine Erhöhung ihrer 
Arbeitsproduktivität fest und jeder fünfte gab an, daß seine Produktivität sogar um 
mehr als 20 % gestiegen sei. Eine weitere Befragung von IBM- Mitarbeitern in Deutsch­
land im Jahr 1999 ergab Produktivitätssteigerungen bis zu 30 %. 

Die höhere Produktivität geht einmal darauf zurück, daß zu Hause ungestörter und 
konzentrierter gearbeitet wird als im Unternehmensbüro. Daneben führt die Selbst­
steuerung der Mitarbeiter dazu, daß sie in der Zeit arbeiten, in der ihre Arbeitsmoti­
vation am größten ist, wobei sie selbstverständlich geschäftliche Erfordernisse zu 
beachten haben. Im Gegensatz zur normalen Büroarbeit sind sie also nicht gezwungen, 
dann zu arbeiten, wann ihnen die Arbeitszeitregelung dies vorschreibt, sondern wenn 
sie Lust dazu haben. Und sie können ihre aktive Arbeitszeit über einen größeren 
Zeitraum während des Tages und auf sieben Tage während der Woche verteilen. 
Weitere Ursachen für diese Produktivitätsgewinne sind die Reduzierung von formellen 
Meetings - die nun lieber informell in Kaffeecken und Cafeterias abgehalten werden -
der Abbau von störenden Ad-hoc-Kontakten mit Kollegen sowie der Rückgang von Ad-
hoc-Beauftragungen durch die Vorgesetzten. 



Telearbeiter gehen mit ihrer Zeit und ihren Arbeitskontakten sehr viel bewußter und 
damit produktiver um als Mitarbeiter, die im Unternehmen ohnehin „vor Ort" sind. 
Zwar nimmt damit die Zeit für informelle Kontakte mit Kollegen ab und damit auch die 
Möglichkeit, informell und ungesteuert Informationen zu erhalten. Nicht selten ist das 
allerdings eher ein Störfaktor und weniger ein Vorteil. Untersuchungen zeigen, daß die 
Zeit im Unternehmen von den telearbeitenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern be­
wußter und intensiver für informelle Gespräche genutzt werden. Sie sind diesen infor­
mellen Kontakten also weniger „schutzlos" ausgesetzt. 

Das virtuelle Büro 

Telearbeit gibt es bei IBM nur freiwillig, niemand wird in die Telarbeit oder ins Home-
Office gezwungen. Wer also nicht damit einverstanden ist, daß sich die IBM z.B. nicht an 
der Ausstattung des Home-Office beteiligt, dem steht es frei, wie bisher ins Unter­
nehmensbüro zu kommen, um zu arbeiten. Telearbeit wird in der IBM ausschließlich 
alternierend wahrgenommen. Die Mitarbeiter behalten dabei immer einen Arbeitsplatz 
im Unternehmen, allerdings in der Regel nicht mehr ihren persönlichen Schreibtisch, 
sondern einen, den sie sich im Rahmen des „Shared desk"-Konzepts mit Kollegen teilen. 
Sie entscheiden, wann und wie oft sie ins Büro kommen, abhängig von den geschäft­
lichen Erfordernissen und in Abstimmung mit Vorgesetzten und Kollegen. Zentrale Rege­
lungen und Vorgaben gibt es hierfür nicht, dazu sind die einzelnen Arbeitssituationen zu 
unterschiedlich. Telearbeitende Mitarbeiter bleiben formal einer IBM-Betriebsstätte 
zugeordnet, auch wenn sie z.B. nur noch alle 14 Tage ins Unternehmen kommen. Damit 
bleibt auch die Zuständigkeit der Mitbestimmungsgremien in vollem Umfang gewahrt. 

Als Folge dieser Entwicklungen mußte das „Büro" neu definiert werden. Das „Büro" 
ist heute virtuell und überall, wo eine Verbindung vom PC oder Laptop zum Unterneh­
mensnetz hergestellt werden kann. Das Unternehmen ist inzwischen für viele Mitar­
beiter zunehmend weniger der Ort, wo Arbeit erledigt wird, sondern wo man sich zu Be­
sprechungen trifft, wenn der Nachrichtenaustausch über das Netz an Kommunikations­
grenzen stößt. Nach den Beobachtungen in der IBM werden dabei Cafeteria und Pausen­
ecken im Unternehmen in zunehmendem Maß zu Kommunikationszentren und zu 
einem wichtigen Motiv, „zur Arbeit", „ins Büro" zu gehen. 

Mit Telearbeit findet eine stärkere Durchmischung von Arbeits- und privater Zeit 
statt. Für Telearbeiter ergeben sich - individuell unterschiedlich - bis zu vier Arbeits­
blöcke am Tag, unterbrochen durch private Zeit. So gibt es einen oder zwei Arbeitszeit­
blöcke am Vormittag, unterbrochen von ein bis zwei Stunden privater Zeit. In der Regel 



erfolgt eine längere Unterbrechung, zum Teil von mehreren Stunden, nach der Mittags­
zeit und eine weitere Unterbrechung am Abend, bevor man nochmals ins System ein­
steigt. Und selbstverständlich können Telearbeiter - im Rahmen der gesetzlichen und 
tariflichen Gesamtarbeitszeit - ihre Arbeit auf sieben Tage in der Woche verteilen. 

Weniger Büroflächen durch das „Shared desk"-Konzept 

Telearbeit bietet den Unternehmen einen Kostenvorteil durch die Reduzierung von 
Büroflächen. Die Überlegung ist einfach: Warum sollen für Mitarbeiter, die einen gro­
ßen Teil ihrer Zeit nicht mehr im Unternehmen verbringen, die gleichen Arbeitsflächen 
vorgehalten werden wie für Mitarbeiter, die täglich ins Büro kommen? So logisch diese 
Überlegung ist, so sehr bricht sie mit unseren traditionellen Arbeitsvorstellungen. Die 
Erfahrungen der IBM in Deutschland zeigen, daß alle Befragten, so sehr sie die mit der 
Telearbeit verbundenen Freiheitsgrade schätzen, zumindest anfangs ihren persönlichen 
Schreibtisch im Büro behalten wollen. Er ist offenbar entscheidender Ausdruck der per­
sönlichen Vertrautheit mit dem Arbeitsumfeld, des Dazugehörens, von Arbeitskomfort 
und wahrscheinlich auch Statussymbol für Büroarbeiter. Der eigentliche Kulturschock 
ist für die Mitarbeiter deshalb nicht die Einführung der Telearbeit, sondern der Verlust 
des persönlichen Schreibtisches. Mitte 1999 wurden daher 29 IBM-Mitarbeiter außer­
halb des Vertriebs befragt, die seit ca. sechs Monaten „Shared desk" praktizierten, ob 
sie lieber „Shared desk" und die Freiheiten der Telearbeit beibehalten oder lieber auf 
eigene Schreibtische ohne Telearbeit zurückkehren wollten. Das Ergebnis war eindeu­
tig: 28 Mitarbeiter entschieden sich für Telearbeit mit bzw. trotz „Shared desk". 

Kritische Größe bei den gemeinsam genutzten Schreibtischen, beim „Shared desk"-
Konzept, ist das Verhältnis, in dem sich mehrere Mitarbeiter einen Scheibtisch teilen. 
Bei der IBM in den USA lag dieses Verhältnis Mitte der 90er Jahre im Vertrieb bei etwa 
5:1. Fünf Mitarbeiter teilten sich dort also im Durchschnitt einen Schreibtisch. Oder 
anders ausgedrückt: Im Durchschnitt kamen die Mitarbeiter höchstens noch einmal in 
der Woche ins Büro. In Deutschland startete die IBM Mitte der 90er Jahre mit einem 
Verhältnis von 2:1 in das „Shared Desk"-Konzept, das sich inzwischen in den einzelnen 
Unternehmensbereichen unterschiedlich, bis zum Verhältnis 4:1 weiterentwickelte. 

Die besten Voraussetzungen für das „Shared desk"-Konzept bieten großräumige, trans­
parente Bürolandschaften, um den sofortigen Überblick über freie Plätze zu haben -
allerdings nicht unbedingt das nach wie vor in Deutschland wenig beliebte Großraum­
büro. Die Schreibtische sind mit allem ausgestattet, was fürs Arbeiten notwendig ist: 
Dockingleiste für den Laptop, großer Bildschirm, normale Tastatur, Netzwerkdrucker 



sowie das notwendige Büromaterial, das sich in einem Rollboy befindet, der durch 
einen zentralen Service bestückt wird. Mit seiner persönlichen Codenummer meldet 
sich der Telearbeiter im Telefoncomputer an, der ihm dann seine geschäftliche Telefon­
nummer an den Arbeitsplatz schaltet. Selbstverständlich sind auch Weiterschaltungen 
möglich, z.B. auf die Mobilfunknummer des Telearbeiters. Für moderne Informations­
und Kommunikationstechnik ist die Erreichbarkeit telearbeitender Mitarbeiter rund 
um die Uhr kein Problem. Es ist Sache des Telearbeiters, wie erreichbar er sein will bzw. 
sein muß. 

Einziges persönliches Möbelstück beim „Shared desk"-Konzept ist der Ablageschrank, 
in dem sich die Arbeitsunterlagen und persönlichen Dinge des Telearbeiters befinden. 
Wenn er ins Unternehmensbüro kommt, sucht er sich einen freien Schreibtisch und holt 
sich alles Notwendige aus dieser Ablage - einschließlich des Familienfotos. Sobald er 
seine Arbeit abgeschlossen hat, räumt er diese Dinge wieder zurück und der Arbeitsplatz 
steht dem nächsten Telearbeiter zur Verfügung. Es liegt auf der Hand, daß dieses Konzept 
eine erhebliche Umstellung bisheriger Arbeitsgewohnheiten verlangt. 

Die Wohnung als Arbeitsort 

Telearbeiter können außerhalb des Unternehmens überall ihr Büro aufschlagen, wo 
Televerbindungen vom Laptop zum Unternehmensnetz hergestellt werden können -
beim Kunden, von unterwegs, im Urlaubsort oder eben zu Hause. Das Büro zu Hause 
sollte ein eigener, gegebenenfalls abschließbarer Raum sein, in dem auch Unterlagen, 
die dem Datenschutz unterliegen, sicher aufbewahrt werden können. Mit seinem Lap­
top wird ein Telearbeiter allerdings nicht nur in diesem Büro arbeiten, sondern überall, 
wo es ihm Spaß macht - zum Beispiel auf dem Sofa oder im Garten. 

Die IBM stellt ihren Mitarbeitern heute in der Regel einen Laptop - ein IBM Think­
Pad - zur Verfügung. Das ist zwar etwas teurer als ein Desktop-PC aber immer noch 
preiswerter als zwei Desktops, nämlich einen zu Hause und einen im Unternehmen. 
Hinzu kommen ein Multifunktionsdrucker - Drucker, Fax, Einzelblattkopierer und 
Scanner in einem Gerät - ein ISDN-Anschluß mit ISDN-Telefon sowie die Übernahme 
der Datenleitungs- und Telefonkosten. Die Kosten dafür liegen in der Größenordnung 
von ca. 6.000 DM. An der Möbelausstattung des Home-Office beteiligt sich IBM grund­
sätzlich nicht. Allerdings können sich IBM-Telearbeiter für die Ausstattung ihres Home-
Office im Möbellager der IBM ausgemusterte Büromöbel holen. 



Clevere Vermieter haben versucht, mit der Aufnahme von Telearbeit aus der 
Wohnung einen Geschäftsraum zu machen und eine höhere Miete zu fordern. Das hat 
die deutsche Rechtsprechung inzwischen abschlägig beschieden. Allerdings haben die 
Unternehmen unterschiedliche Auffassungen, ob die Wohnung mit der Aufnahme von 
Telearbeit als Arbeitsstätte im Sinne der Arbeitsstättenrichtlinie anzusehen ist. Ist das 
der Fall, so wird meist ein „Begehungsrecht des Arbeitgebers" auf privatrechtlicher 
Basis vereinbart. Allerdings zeigt die Praxis, daß es nur selten genutzt wird, sobald die 
Anzahl der Telearbeiter größer wird. Entgegen dieser Auffassung geht die IBM in 
Deutschland von der im Grundgesetz garantierten Unverletzlichkeit der Wohnung aus. 
Sie kommt der Fürsorgepflicht des Arbeitgebers in den Bereichen Arbeitsschutz und 
Ergonomie, bei der Informationssicherung und beim Datenschutz durch Schulung und 
Information sowie durch Beratungsangebote nach. Bei alternierender Telearbeit, wo der 
Mitarbeiter immer einen Arbeitsplatz im Unternehmen behält, unterscheiden sich Tele-
arbeitsplätze in dieser Hinsicht also nicht von traditionellen Arbeitsplätzen. 

Insgesamt läßt sich sagen, daß telearbeitende Mitarbeiter im deutschen Arbeitsum­
feld in gleichem Maße rechtlich abgesichert sind wie Mitarbeiter mit traditionellen 
Arbeitsverhältnissen. Sie haften auch zu Hause nur für Vorsatz und grobe Fahrlässig­
keit. Arbeitsunfälle zu Hause werden in gleichem Umfang von Berufsgenossenschaften 
abgedeckt wie Arbeitsunfälle im Unternehmen. Gegenüber den Finanzbehörden kann 
der Mitarbeiter das Büro zu Hause dann steuerlich geltend machen, wenn er dort über­
wiegend arbeitet. Dieser Nachweis ist allerdings nicht ganz einfach zu führen, wenn bei 
Telearbeit der Grundsatz der Freiwilligkeit gilt und keine Aufzeichnungen geführt wer­
den, wie lange zu Hause gearbeitet wird. Die IBM stellt daher grundsätzlich nur Bescheini­
gungen aus, daß der Mitarbeiter mit der für Telearbeit erforderlichen Technik ausgestattet 
ist und gegebenenfalls am „Shared desk"-Konzept teilnimmt. Die steuerliche Anerkennung 
durch die einzelnen Länderfinanzbehörden ist allerdings leider nicht einheitlich. 

Nachbarschaftsbüros, Telezentren und „Hoteling" 

Neben dem Unternehmensbüro und dem Büro zu Hause bieten sich Nachbarschafts­
büros und Telezentren als zusätzliche Arbeitsorte an. Sie wollen einerseits die Isolation 
zu Hause vermeiden und andererseits lange Anfahrtswege in Unternehmensbüros ver­
kürzen. 

Für telearbeitende Mitarbeiter in der IBM spielen Nachbarschaftsbüros und Telezen­
tren zumindest bisher keine Rolle. Das Modell bietet jedoch für Selbständige, insbe­
sondere im ländlichen Raum, durchaus Perspektiven. Zum einen sind hier die sozialen 



Kontakte mit informellen Hilfsangeboten zu nennen, wie sie abhängig Beschäftigte ganz 
selbstverständlich in den Unternehmensbüros vorfinden. Vor allem aber bieten sie 
selbständigen und freien Beschäftigungsverhältnissen Vorteile, wenn sie mit zusätz­
lichen Serviceangeboten gekoppelt werden, wie der Akquisition von Aufträgen, 
Sekretariats- und Abrechnungs-Services etc. 

Eine weitere Büroform, die allerdings in Deutschland noch keine Rolle spielt, ist das 
sogenannte „Hoteling". Dabei wird Büroraum mit Full-service-Angebot für einen be­
stimmten Zeitraum angemietet. Analog zu Hotelangeboten bietet der Büroraum die ge­
samte informationstechnische Infrastruktur. Hinzu kommen Sekretariats- und Catering-
Service, bis hin zu Übernachtungs- und Wellnessangeboten. Ein derartiges Angebot ist 
zum Beispiel als Jointventure zwischen einem Hotel, einem Informationstechnik­
anbieter und einem Personaldienstleister denkbar. 

Welche Aufgaben eignen sich für Telearbeit? 

Die meisten Aufgaben werden zunehmend vernetzt, mit Hilfe von Informationstech­
nik, vor allem mit PC bzw. Laptop und Telefon, wahrgenommen. Technisch gesehen 
sind sie daher grundsätzlich telearbeitsfähig. Ob sie für Telearbeit auch geeignet sind, 
hängt zum einen davon ab, in welchem Umfang sie inhaltlich und zeitlich selbständig 
gestaltet werden können. Daneben entscheiden Anzahl und Planbarkeit der persön­
lichen, insbesondere der Kundenkontakte darüber, ob die Aufgaben als Telearbeit 
wahrgenommen werden können. Verkäufer werden z.B. sicher nicht telearbeiten kön­
nen, wenn sie in der Verkaufssituation unmittelbar Kontakt mit ihren Kunden haben. 
Dagegen können sie Verwaltungstätigkeiten außerhalb des Unternehmens, telearbei-
tend, wahrnehmen. 

Aufgaben, die sich für Telearbeit eignen, reichen von elektronisch vernetzten Stan­
dardaufgaben, wie z.B. Buchhaltung, bis zu hochqualifizierten Beratertätigkeiten, z.B. 
im Vertrieb. Zwei Aufgabenfelder sind dabei besonders geeignet. Das sind einmal Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem Umfeld der Rechenzentren: Programmierer, 
Operatoren etc. Der Grund: Ihre gesamte Tätigkeit spielt sich mit und in den Computer­
netzen ab. Der Einstieg in diese Tätigkeit kann also von überall her erfolgen, wo eine 
Leitungsverbindung zu den Unternehmensnetzen hergestellt werden kann. Zum ande­
ren eignen sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Vertriebs auf Grund ihrer 
hohen Mobilität für die Telearbeit. Sie ermöglicht ihnen die Reduzierung von Fahr­
zeiten und eine qualifiziertere Kundenberatung wegen des Online-Zugriffs auf das 
Unternehmensnetz. 



Qualifizierte Tätigkeiten bringen in der Regel bessere Voraussetzungen für die Tele-
arbeit mit sich, weil sie sich meistens durch eine höhere zeitliche und inhaltliche Dis­
position auszeichnen als die geringerqualifizierten Tätigkeiten. Gleichzeitig handelt es 
sich dabei oft um Arbeitskräfte, die von allen Unternehmen am Arbeitsmarkt gesucht 
werden. Arbeitgeber, die Telearbeit anbieten, sind für diese Mitarbeiter attraktiver, da 
sie ihnen mehr Lebensqualität ermöglichen. Telearbeit wird damit zu einem attraktiven 
Faktor für Personalmarketing. 

Die Erfahrungen bei IBM zeigen, daß die persönliche Motivation der Mitarbeiter, eine 
bessere Vereinbarkeit von Privatleben bzw. Familie und Beruf zu erreichen, z.B. bei 
Familiengründungen, besonders gute Voraussetzungen für die erfolgreiche Einführung 
von Telearbeit bietet. Wenn Führungskräfte solche Mitarbeiter behalten wollen, scheint 
fast jede Aufgabe telearbeitsfähig. 

Telearbeit erfordert eine neue Führungskultur 

Die technischen Voraussetzungen für Telearbeit - PC oder Laptop, Modem und Über­
tragungssoftware, Mobilfunktelefon und Multifunktionsdrucker - bringen heute grund­
sätzlich keine Probleme mehr mit sich. Auch die Motivation der Mitarbeiter ist meist 
kein Hindernis. Die Schlüsselrolle bei der Einführung von Telearbeit haben dagegen 
Management und Mitbestimmungsgremien. Hierarchiebetonung und Statusbewußtsein 
auf der einen, Mißtrauen und das Festhalten an erkämpften Positionen auf der anderen 
Seite sind größere Hindernisse als alle sachlichen Probleme. 

Das Management muß durch ein verändertes Führungsverhalten mit den neuen An­
forderungen der Telearbeit umgehen lernen. Kommandomanagement und die bequeme 
Form der Leistungsbewertung in Form von Anwesenheitskontrolle gehören mit der 
Einführung von Telearbeit endgültig der Vergangenheit an. Die Einführung von Tele­
arbeit macht Management-by-Objectives (MbO), also ergebnisorientierte Zielvereinba­
rungen, zwingend notwendig, sowie die Beurteilung der Mitarbeiter durch ihre exter­
nen und internen Kunden. Manche Firmen führen Telearbeit daher unter anderem 
auch deswegen ein, um die Führungskräfte damit zu zwingen, MbO sowie die 
Delegation von Aufgaben und Verantwortung auch tatsächlich zu praktizieren. Der 
Trend zu vermehrtem Projektmanagement als effektiverer Arbeitsorganisation und der 
Trend zu virtuellen Unternehmensstrukturen begünstigen ebenfalls MbO. Es wird 
daher generell zu einer Renaissance des seit vielen Jahren bekannten MbO-Konzepts 
kommen. 



Mit MbO schließt die Führungskraft mit dem Mitarbeiter sozusagen einen „internen 
Werkvertrag", selbstverständlich ohne daß sich am Arbeitsvertrag des Mitarbeiters mit 
dem Unternehmen etwas ändert. Beide vereinbaren, daß eine bestimmte Leistung zu 
einem bestimmten Zeitpunkt zu erbringen ist. Damit ist nicht mehr wichtig, zu welchen 
Zeiten und wo der Mitarbeiter arbeitet, sondern daß er die vereinbarte Leistung termin­
gerecht erbringt. Der Mitarbeiter mit einem Arbeitsvertrag ähnelt daher in seinen Lei­
stungsanforderungen zunehmend einem freien Mitarbeiter. Durch den Zugang zu den 
Informationsnetzen des Unternehmens können umgekehrt freie Mitarbeiter ebenso in 
die Unternehmensaufgaben und -ablaufe integriert werden, wie Mitarbeiter mit 
Arbeitsverträgen. Es gibt auch keinen prinzipiellen Unterschied in der Führung von 
Mitarbeitern mit Arbeitsverträgen gegenüber freien Mitarbeitern: Mitarbeiter mit 
Arbeitsverträgen werden geführt, als ob es sich um freie Mitarbeiter handelt, die 
Führungsanforderungen an beide Mitarbeitergruppen sind prinzipiell gleich. 

Für Mitarbeiter und vor allem für Führungskräfte steigt bei Telearbeit der Aufwand 
für Planung und Organisation der eigenen Arbeit, da Ad-hoc-Erreichbarkeit über die 
automatische Präsenzpflicht nicht mehr gegeben ist. Wegen der fehlenden automati­
schen Präsenzpflicht hat die Erreichbarkeit der Telearbeiter, ihrer Führungskräfte und 
Teamleiter oberste Priorität. Sie kann durch Technik - vernetzte PCs und Laptops sowie 
Mobilfunktelefone - rund um die Uhr sichergestellt werden. Das darf allerdings nicht 
dazu führen, daß die Verfügbarkeit der Telearbeiter rund um die Uhr für die Vorge­
setzten zum alles entscheidenden Leistungskriterium wird. Dazu gehört auch, daß for­
male Leistungskontrollen, wie Log-on-Zeit des PCs etc., in der IBM per Betriebsverein­
barung als Kriterium für die Leistungsbewertung ausgeschlossen sind. 

Entscheidend in dieser neuen Telearbeitswelt ist, daß die Mitarbeiter mehr Verant­
wortung für ihre Aufgabe und ihre Kunden übernehmen, und daß die Vorgesetzten den 
Mitarbeitern mehr Vertrauen entgegenbringen. Nicht umsonst wird daher von Ver­
trauenskultur gesprochen, wenn es um die Einführung von Telearbeit geht. 

Telearbeit in der Beurteilung der Mitarbeiter 

1993 wurde vom Psychologischen Institut der Universität Tübingen eine Befragung bei 
den telearbeitenden Mitarbeitern der IBM Deutschland und bei deren Führungskräften 
durchgeführt. 70 % der Befragten sahen dabei in dieser Arbeitsform ein Privileg. 

Vor dem Hintergrund auch späterer Befragungen läßt sich generell sagen, daß posi­
tive Erwartungen durch die spätere konkrete Erfahrung in der Regel übertroffen wur-



den und Befürchtungen entweder gar nicht oder doch in erheblich geringerem Ausmaß 
eintraten. Das gilt insbesondere auch für die Gefahren der Isolation und Selbstausbeu­
tung, einer schlechteren Kommunikation mit dem Unternehmen sowie für eine psychi­
sche Belastung durch größere Selbstdisziplin: Die Untersuchungen boten keinerlei An­
haltspunkte, daß diese Gefahren als konkrete Erfahrung tatsächlich eingetreten sind. 
Auch bei gestiegener Arbeitsbelastung hoben alle Befragten hervor, daß sie Arbeit bes­
ser verteilen können und im richtigen Moment Zeit für persönliche und familiäre Anfor­
derungen haben. Damit können Telearbeiter mit Arbeitsbelastungen besser umgehen. 

Telearbeit - eine gesellschaftliche Innovation 

Telearbeit setzt technische und organisatorische Innovationen voraus, ist selbst aber 
vor allem eine gesellschaftliche Innovation. Sie führt zu einer Veränderung in unserer 
Arbeits- und Führungskultur, die wir gar nicht hoch genug einschätzen können. Tele­
arbeit ist ein Stück Freiheit für die eigene Lebensgestaltung, ein Stück Lebensqualität. 
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Karin Wunderlich 

Neue Berufsbilder und Arbeitsformen 

Telearbeit und Multimedia 

Der Beitrag beleuchtet, wie Telearbeit im einzelnen aussehen kann, was 
sie für die Beteiligten, insbesondere für Frauen, bedeutet und mit welchen 
beruflichen und sozialen Konsequenzen eine telearbeitende Gesellschaft 
konfrontiert ist. 

Telearbeiter stellen spezifische Erwartungen an Dienstleistungen in ihrem 
Wohnumfeld. Dies wird sich auf das Angebot von Dienstleistungsunter­
nehmen im Bereich Wohnbau, aber auch auf die Versorgung mit medizini­
schen, sozialen und Bildungsangeboten auswirken. Die Zukunft der städti­
schen Regionen wird davon abhängen, auf welche Weise der Prozeß ihrer 
kommunikativen Vernetzung voranschreitet. 

1. Wandel der Arbeitswelt 

Neue Arbe i tsorgan isa t ions formen als F o l g e neuer techno log ischer 

Mögl ichkei ten 

Durch den Einzug der Telekommunikationstechnologie in die Arbeitswelt haben sich 
neue Arbeitsorganisationsformen herausgebildet, unter anderem die Telearbeit, die we­
gen der veränderten technischen Bedingungen - dem möglichen Zugang zur EDV-Infra­
struktur des Arbeitgeberbetriebs und der internen Kommunikationssysteme (Intranet) 
über Telefon und Internet - wieder verstärkt in das Blickfeld der Medien gerückt ist. 

Euphorische Beobachter sprechen schon von der Auflösung der Unternehmens­
strukturen in virtuelle Unternehmen und Kooperationen. Darunter sind verteilte 
Arbeitsteams zu verstehen, die örtlich und zeitlich unabhängig über Telekommunika­
tionsverbindungen miteinander kooperieren. Während große Produktionsunternehmen 
der alten Wirtschaft sich bisher nur versuchsweise diesen neuen Arbeitsorganisations­
formen zuwenden, sind sie in der Medien- und IT-Branche bereits an der Tagesordnung 
und beeinflussen zunehmend die wirtschaftlichen, sozialen und familiären Bedin­
gungen der Beschäftigten. 



Vortei le der Telearbeit für Unternehmen u n d Beschäf t ig te 

Die Vorteile, die Telearbeit Unternehmen wie Arbeitnehmern bietet, liegen auf der Hand: 

• Nachweislich sind die Einsparungen an Mieten für Bürofläche höher zu veran­
schlagen als die Kosten für die Einrichtung von arbeitsgerechten Teleworking-
Arbeitsplätzen zu Hause. 

• Weitere Vorteile sind die flexible Einbindung von Mitarbeitern durch eine flexible 
Organisation, der Einsatz von Arbeitskräften je nach anfallender Arbeit und eine 
bessere Auslastung betrieblicher Ressourcen. 

• Die mit Telearbeit verbundene Selbstverantwortlichkeit und zeitliche 
Souveränität motivieren erwiesenermaßen speziell hochqualifizierte Mitarbeiter. 
Die Produktivität des Unternehmens steigt durch die ergebnisorientierte 
Arbeitsweise und die Reduzierung von Arbeitsunterbrechungen (bezahlte 
Freistellungen, Arztbesuche). 

• Telearbeitsplätze entstehen auch aus der Motivation, qualifizierte Arbeitskräfte 
weiter an den Betrieb binden (z.B. während des Erziehungsurlaubs), sowie ent­
ferntes Know-how zu nutzen (Projektarbeit, Vernetzung virtueller Unternehmen). 

Bei einer sozialen Ausgestaltung von Telearbeit, meistens in Form von Betriebsver­
einbarungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmern, können die Vorteile der Tele­
arbeit auch für den Arbeitnehmer und die Arbeitnehmerin überwiegen, beispielsweise 
durch eine höhere Flexibilität bei der Arbeitseinteilung in individueller Arbeitsumge­
bung, durch eine einfachere Koordination von Familie und Beruf, durch Kosten- bzw. 
Zeitersparnis beim Weg zwischen Wohnung und Arbeitsplatz. Manchmal stellt Tele­
arbeit die einzige Chance der Erwerbstätigkeit in strukturschwachen Gebieten dar. 

2. Wer wird in Zukunft telearbeiten? 

Arbei ten, d ie ent fernt v o m Arbe i tgeber ausgeführ t werden können 

Die Voraussetzungen, unter denen Telearbeit möglich wird, sind in der Regel weit 
gesteckt. Telearbeit ist möglich, wenn die Tätigkeit überwiegend Arbeitsaufgaben 
vorsieht, die im weitesten Sinne „telearbeitsfähig" sind. Diese Tätigkeiten sind bran-
chen- und berufsübergreifend und beinhalten vor allem Textverarbeitung, Redaktion 
und Übersetzung, Kalkulation und Buchhaltung, Sachbearbeitung, technischen Entwurf 
und technisches Zeichnen, digitale Bearbeitung (Foto, Grafik, Audio, Video), Informations­
und Datenaustausch (per E-Mail, FTP), Informationsrecherche im Internet, Supportser­
vice, Hotline-Betreuung sowie sämtliche Programmiertätigkeiten inklusive Webdesign. 



Es ist davon auszugehen, daß der Anteil an Telearbeitstätigkeiten in allen Berufen 
weiter zunimmt, so daß sich irgendwann nicht mehr die Frage stellt, wie viele Telear-
beiter es gibt, sondern wie viele Beschäftigte bei ihrer Tätigkeit diese Organisations­
form nutzen. Es ist sogar denkbar, daß der Begriff Telearbeit, der zur Zeit ein Modewort 
der Medien zu sein scheint, ersetzt wird durch Formulierungen wie „Online-Arbeit". Zu 
einer Zeit, in der viele Beschäftigte selbstverständlich einen großen Teil ihrer Arbeit 
über Telemedien organisieren, wird eventuell der Aspekt, daß dies immer auch von 
technischen Voraussetzungen abhängig ist, in den Hintergrund rücken. 

Telearbeit stellt zur Zeit eine Arbeitsform dar, die dem Mitarbeiter als eine Art Be­
lohnung zugestanden wird. Belohnt werden Merkmale wie fundierte Qualifikation, 
hohe berufliche Fähigkeiten und mehrjährige Berufserfahrung im Arbeitsgebiet. Diese 
Mitarbeiter verfügen über den Vertrauensvorschuß, der Arbeitgeber davon überzeugt, 
daß wichtige Voraussetzungen wie Selbstmotivation, gute Organisationsfähigkeit, Zeit-
und Arbeitsmanagement vorhanden sind, und - damit verbunden - weniger Aufsicht 
nötig ist. In der Mehrzahl handelt es sich hier übrigens um männliche Mitarbeiter. 

Selbstverständlich sollten Online-Arbeitende eine gewisse Klarheit über die eigene 
Karriereorientierung und ihre persönlichen Ziele haben. Voraussetzung ist auch die 
Kompetenz zur Bewältigung technischer Probleme. Ein unumgängliches Kriterium 
stellt die geeignete häusliche Umgebung dar, d.h. die Möglichkeit, ungestört und pro­
duktiv zu Hause arbeiten zu können. 

Der f rauenspez i f ische A s p e k t v o n Telearbeit 

Von Anbeginn an wurde in der Diskussion über Telearbeit das frauenspezifische Po­
tential dieser Arbeitsform betont. Dies liegt insbesondere daran, daß die zeitliche Un­
abhängigkeit und die Arbeitsweise vom heimischen Schreibtisch aus eine optimale 
Vereinbarkeit der unterschiedlichen Lebensbereiche, in die besonders Frauen in unse­
rer Gesellschaft stark eingebunden sind, zu gewährleisten scheinen. Genaugenommen 
erhoffen sich viele Frauen, mit Hilfe von Telearbeit dem Dilemma fehlender außerhäus­
licher Kinderbetreuungseinrichtungen begegnen zu können. 

Doch Telearbeiter/innen, die sich auf das Experiment einlassen, einer konzentrier­
ten Tätigkeit an Computer und Telefon zeitgleich mit der Betreuung kleiner Kinder 
nachzugehen, erfahren schnell die Undurchführbarkeit solcher Pläne. So wurde bei der 
Pilotstudie der Telekom zur Einführung von Telearbeit (http://www.dtag.de/untern/  
aktuell/1998/0728982.htm) die Beobachtung gemacht, daß die beteiligten Mütter bei 
der Erfüllung ihres Arbeitspensums in der Mehrzahl auf die Abendstunden auswichen, 

http://www.dtag.de/untern/


dann nämlich, wenn der auswärts arbeitende Partner heimgekehrt und die Kinder 
betreut waren. 

Zusätzliche Belastungen entstehen für familienarbeitende Frauen durch die erschwerte 
Abgrenzung von beruflichen Anforderungen gegenüber privaten Erfordernissen. Die 
Mehrfachbelastung durch Beruf, Haushalt und Kindererziehung ohne mögliche räum­
liche Distanz wird bei Aufnahme von Telearbeit eher höher als niedriger eingeschätzt. 
Dazu kommt eine gewisse Gefahr durch Selbstausbeutung, da bei der Beurteilung der 
Arbeitsqualität weniger die benötigte Arbeitszeit als vielmehr das Arbeitsergebnis ge­
wertet wird. 

Aus diesem Grund eignet sich Telearbeit nicht für jeden und jede, sondern es gehört 
die kritische Einschätzung der eigenen Fähigkeiten in bezug auf Zeitmanagement, Dis­
ziplin, Motivation und Selbstverantwortung zur Entscheidung für diese Arbeitsform. 

Der fami l ia le Aspek t 

Trotz dieser ernüchternden Erfahrungen birgt Telearbeit ein Potential, das junge Fa­
milien schätzen und nutzen lernen können. 

Seit berufliche Tätigkeit und Weiterbildung als selbstverständlicher Fixpunkt weib­
licher Biographien gelten, müssen neue Konzepte zur besseren Vereinbarung von Be­
rufstätigkeit und Familienarbeit gefunden werden. Waren „Patchworkbiographien" bis­
lang typischerweise Frauenarbeitsbiographien, so unterstützen flexible Arbeitsformen 
künftig Mütter wie Väter, und es besteht in diesem Zusammenhang Hoffnung auf Auf­
lösung des klassischen geschlechtsspezifischen Rollenmodells, das Frauen und junge 
Familien bei der erfolgreichen Teilnahme am Arbeitsleben bisher benachteiligt. 

3. Die Arbeitsformen der Zukunft 

Der Trend zu neuen Beschä f t igungs formen 

In der zukünftigen Arbeitswelt ist der betriebliche Arbeitsplatz nicht mehr das allei­
nige Zentrum. Das Normalarbeitsverhältnis der Industriegesellschaft ist gekennzeich­
net durch die Faktoren Ort, Zeit und soziale Organisation von Arbeit. Die Innovationen 
im digitalen Bereich, neue Berufe und neue berufliche Anforderungen, die dezentrale 
Organisation von Firmen und Verwaltungen, der Trend zu Projektarbeit und virtuellen 
Teams erfordern hohe Flexibilität und stellen damit die Notwendigkeit von festumris-
sener Arbeitszeit und festem Arbeitsplatz in Frage. 



Quer zu allen Arbeitssektoren stehen Informations-, Wissens- und Qualifikationsma­
nagement als zentrale Anforderung. In diesen Bereichen kommt es zu einem sukzessi­
ven Abbau des Normalarbeitsverhältnisses. Der Trend geht hin zu Teilzeit-, geringfügi­
gen oder befristeten Beschäftigungen, Leiharbeit und Selbständigkeit. Arbeitnehmer 
erfahren verstärkt den phasenbedingten Wechsel von abhängiger Beschäftigung und 
selbständiger Tätigkeit. 

Formen der Telearbeit 

Wer von Telearbeit spricht, denkt dabei meist an diejenige Form, bei der der/die 
Telearbeitende die Arbeitsleistung ständig und ununterbrochen in der häuslichen Woh­
nung erbringt, die permanente Telearbeit. Diese Reinform ist in der Praxis eher selten 
anzutreffen, Telearbeit kommt vielmehr in unterschiedlichen Ausprägungen vor. 

Von den meisten Arbeitnehmern und auch von den Gewerkschaften wird die alter­
nierende Telearbeit favorisiert, bei der die Mitarbeiter teils im Betrieb, teils zu Hause 
tätig sind. Der Übergang zur mobilen Telearbeit ist bei der alternierenden Tätigkeit 
fließend. Hierbei handelt es sich um Arbeit ohne Anwesenheit an einem festen Ort. Es 
ist aber möglich, per FAX, Modem und Handy mit der Zentrale oder zu Kollegen in 
Kontakt zu treten. Für Mitarbeiter im Vertrieb, in Verkaufs-, Beratungsbereichen sowie 
im technischen Kundendienst, Service und Wartung sowie in vielen Berufsfeldern mit 
hohem Reiseanteil oder direkten Kundenkontakten sind der häusliche PC oder das 
Notebook mit Internetanbindung zum ständigen Arbeitsmittel geworden. 

Teleworking: Einwahl über das Internet 

Fi l ia lenvernetzung 
VPN-Servlces 

T e l e w o r k i n g A u ß e n d i e n s t 



Schließen sich mehrere Telearbeiter/innen zusammen, kann daraus ein Nachbar­
schaftsbüro oder Teleservicecenter werden, meist in Wohnortnähe. Die Vorteile liegen 
in dem Synergieeffekt der gemeinschaftlich genutzten Büroinfrastruktur. Das Nachbar­
schaftsbüro tritt aber in der Regel nach außen nicht als wirtschaftliches Ganzes auf. 

Dagegen sind Satellitenbüros Arbeitsstätten, die von Firmen im Zuge des Outsour­
cing oder als Zweigbetriebe gegründet werden und dabei nach außen, z.B. gegenüber 
Kunden, in Erscheinung treten. Im weitesten Sinne arbeiten auch Mitarbeiter von Call-
Centern als Telearbeiter, da ihre Tätigkeit entfernt von ihrem Auftraggeber, i.d.R. ihrem 
Kunden, und zeitlich versetzt bzw. flexibel erfolgt. 

Formen des Teleworking 

a l te rn ie rend 

m o b i l , 
W o h n u n g / B e t r i e b 

p e r m a n e n t 

W o h n u n g 

individuell 

Telearbeit 

kollektiv 

Nachbarschaf tsbüro Sa te l l i t enbüro 

4. Berufliche und soziale Konsequenzen 

Chancen und Ris iken v o n Telearbeit 

Die meisten Vorbehalte und Einwände gegen Telearbeit gibt es wegen der befürchte­
ten Vereinzelung. Die Frage stellt sich, ob es erstrebenswert ist, das kollegiale Umfeld zu 
verlassen, durch fehlende Kontaktpflege eventuell Aufstiegsmöglichkeiten zu verpassen, 
mit größerer Eigenverantwortlichkeit und höheren Ansprüchen an Disziplin und Selbst­
management dieselbe Arbeit zu Hause zu verrichten wie vormals im Betrieb. 

Menschen, die das geforderte Mehr an Eigenständigkeit erbringen und die Selbstän­
digkeit schätzen, sehen eher die sozialen Chancen dieser neuen Arbeitskultur. Die Orga­
nisationsform Telearbeit ist flexibel und kommt, bei guter Ausgestaltung, unter ande 



rem auch weiblichen Berufsbiographien und Lebensmustern entgegen. Teleworking 
setzt Kooperations- und Teamfähigkeit, Sozialkompetenz und Kommunikationsfähig­
keit voraus. Diese Anforderungen entsprechen der weiblichen Sozialisation. Telearbeit 
eröffnet nicht nur Frauen Chancen jenseits der festgefahrenen Hierarchien auf dem Ar­
beitsmarkt und in neuen Wertschöpfungszusammenhängen. 

Telearbeit erfordert auf der anderen Seite langfristig eine neue Arbeitskultur mit 
einem hohen Grad an kommunikativer Vernetzung zwischen Arbeitsteams, damit die 
nicht permanent anwesenden Kolleginnen und Kollegen integriert werden, und hohe 
Team- und Sozialkompetenz, um die Defizite an Kommunikation auszugleichen, die bei 
unregelmäßiger Anwesenheit entstehen. 

Auf der Führungsebene muß sich zudem der Begriff „Management-by-objectives" 
durchsetzen, d.h., das Selbstverständnis der Leitung gründet sich nicht auf Infor­
mationsvorsprung oder Hierarchie, sondern sachliche Erfordernisse halten ein Team 
zusammen. Im besten Falle entstehen neue Unternehmenskulturen, die auf Partizipa­
tion, Selbstverantwortlichkeit, einem hohen Maß an Gestaltungsmöglichkeiten und der 
Verpflichtung zu regelmäßiger Eigenqualifizierung beruhen. Damit einher gehen Ten­
denzen zu neuen Bezahlungsmodellen, die nicht mehr die zeitliche Anwesenheit, son­
dern das Arbeitsergebnis zur Ausgangsbasis der Bewertung machen. 

Gefahr des „Dig i ta l d i v i d e " auch a m Arbe i tsp la tz 

Alle diese Aspekte bergen auch Gefahren, da sie auf einen Bevölkerungsteil zuge­
schnitten sind, der jung, dynamisch und leistungsfähig ist. Während junge und gesun­
de Leute ausschließlich die Vorteile der neuen Arbeitsformen, wie höhere zeitliche 
Flexibilität, Einsparung der Fahrzeiten, größere Effizienz bei Teilzeitarbeit, bessere Ver­
einbarkeit von Beruf und Familie, selbstbestimmtes Arbeiten fokussieren, ist für Per­
sonen mit Handicaps, aber auch für ältere Arbeitnehmer, die in den bisherigen Arbeits­
kulturen mit klaren Hierarchien und geregelten Arbeitszeiten geprägt wurden, eine 
Veränderung hin zur Telearbeit mit Ängsten und Widerständen besetzt. 

Zu befürchten ist, daß eine Zweiklassengesellschaft entsteht, und bei dem sich ab­
zeichnenden „Digital divide" (http://www.stepping-stones.de) ein großer Personenkreis 
von der beruflichen und gesellschaftlichen Kommunikation ausgeschlossen bleibt. 

A n f o r d e r u n g e n an die Medienkompetenz 

Erfahrungen mit Computer und Internet werden immer mehr als Grundqualifika­
tion vorausgesetzt. Das gilt sowohl für Berufseinsteiger nach der Ausbildung als auch 

http://www.stepping-stones.de


für Arbeitnehmer, die sich zu einem späteren Zeitpunkt ihrer beruflichen Laufbahn aus 
verschiedenen Gründen umorientieren müssen. Voraussetzung für die Entwicklung 
neuer Berufsbilder sowie die Veränderung und Erweiterung klassischer Berufe um die 
Dimension Telearbeit ist die permanente Erweiterung der Medienkompetenz. Das zu­
nehmende Angebot von Bildungsanbietern an Telelearning-Lernformen über Internet 
und CD-Rom trägt dieser Entwicklung Rechnung. 

5. Zukünftige Wohn- und Arbeitsplatzbedürfnisse 

Wohn- und Arbei tsszenar ien der Zukunf t 

Zu den wichtigsten Wohnszenarien der Zukunft gehört der Trend zur Dezentralisie­
rung in unseren städtischen Regionen. Die Mieten in der City steigen, die Gründungen 
von Unternehmen der New Economy erfolgen in der Peripherie, da sie wegen ihrer vir­
tuellen Unternehmensform unabhängig von teuren Standorten in Innenstädten sind, 
und ihnen folgen die Arbeitnehmer in die Stadtrandlagen mit hohem Freizeit- und Er­
holungswert. „Das Ansteigen der High-Tech-Industrie in den städtischen Regionen und 
das dadurch bedingte Wirtschaftswachstum forcieren die Abwanderung von Wohn-
und Geschäftsansiedlungen an die Stadtränder" (Eigner, 2000). 

Ein weiterer Trend zeichnet sich ab durch das Zusammenwachsen und die Verschmel­
zung ganzer Stadtregionen zu ineinander verflochtenen Wirtschaftsräumen. Am Beispiel 
München mit seiner aufstrebenden Medienbranche, den Wirtschaftsräumen Freiburg 
oder Aachen mit ihrer europäischen Öffnung wird erkennbar, daß die kommunikative 
Vernetzung der städtischen Regionen zum unabdingbaren Faktor ihrer wirtschaftlichen 
Entwicklung geworden ist. Als Konsequenz wird es irgendwann keine Rolle mehr spie­
len, ob jemand im Zentrum oder in der Peripherie einer Stadt wohnt. Telearbeitssied-
lungen schaffen ihre eigenen kommunikativen, logistischen und sozialen Zentren. 

Veränderung der Wahrnehmung v o n Häusl ichkeit 

Voraussetzung hierfür ist die Integration der Neuen Medien in die Planung intelligen­
ter Wohnungen und Siedlungen. Bei der Berücksichtigung der Anforderungen künftiger 
Bewohner kommt es auf die „richtige" Mischung aus sozialer Abgrenzung, Sicherheitsbe­
dürfnis und dem Wunsch nach Kommunikationsmöglichkeit und sozialem Austausch an. 

Wohnungen werden künftig nicht mehr ausschließlich in ihrer familiären Rückzugs­
funktion gesehen, sondern als Schnittstelle zwischen ihren Bewohnern und dem sozia 
len und beruflichen Umfeld. 



Nachfrage nach w o h n b e g l e i t e n d e n D ienst le is tungen 

Welche Dienstleistungen sind für den Telearbeiter, der überwiegend im Heimoffice 
tätig ist, relevant? 

Zunächst, so paradox es klingt, ist eine sehr gute Verkehrsinfrastruktur nötig, um 
jederzeit schnell von zu Hause aus weite Strecken zum Auftraggeber zurückzulegen, da 
Projektarbeit nach wie vor regelmäßige Präsenztermine erfordert. Der Berufsverkehr 
wird auf der einen Seite zu bestimmten Tageszeiten abnehmen, es ist aber andererseits 
mit einem Zuwachs von Pendlern zu rechnen, da es die Telearbeit den Menschen er­
möglicht, noch weiter entfernt vom Berufsort zu wohnen. 

Dieselbe Infrastruktur nutzen auch diverse Transportdienste, um mit ihrer Logistik 
den vielen Internetbestellungen nachkommen zu können, die vornehmlich in den Sin­
gle-Haushalten geordert werden. 

Aber auch andere Funktionen werden erforderlich sein, wie virtuelle und reale 
Einkaufsmöglichkeiten vor Ort, online abrufbare Versorgungsfunktionen wie Post, 
Transport, Energie, Internet, die Abrufbarkeit medizinischer und sozialer Dienstlei­
stungen und Bildungseinrichtungen und schließlich ein kulturelles Angebot in Form 
von Themenparks, Freizeitzentren sowie weiteren Angeboten im Erholungs- und Unter­
haltungssektor. 

Denkbar ist auch eine enge soziale Vernetzung privater Hausgemeinschaften unter 
Einbeziehung der neuen Medien (Chat, Newsletter, E-Mail) für Car-Sharing, Einkaufsge­
meinschaften, gemeinsame kulturelle Unternehmungen oder Kinderbetreuung. Auch 
bei solchen Projekten müssen Strategien entwickelt werden, um Mitbewohner, die kei­
ne Internetnutzer sind, in die Kommunikationsstrukturen einzubeziehen. 

Um gute Arbeitsbedingungen und die beschriebene soziale Vernetzung via Internet 
zu realisieren, bedarf es Breitband-Internet-Zugängen, sogenannten Highspeed-Netz­
werken, die die Unternehmen mit den Home-Offices verbinden, sowie des erfolgrei­
chen Aufbaus der benötigten multimedialen Infrastruktur. 

Die Zukunft der städtischen Regionen wird, wie die Zukunft ihrer Bewohner, davon 
abhängen, wie intensiv auf der einen Seite und menschengerecht auf der anderen Seite 
der Prozeß ihrer kommunikativen Vernetzung voranschreitet. Kommunen und Regio­
nen, die frühzeitig diesen Aspekt erkennen und fördern, haben schon jetzt eine Option 
auf die Zukunft. 



6. Ausblick 

Zukünftige Arbeitsorganisationsformen wie Telearbeit setzen neue Maßstäbe. Für die 
Menschen, die arbeitgebenden Unternehmen, für Dienstleister wie Unternehmen aus 
der Bauwirtschaft, Stadtplaner und Architekten. 

Die Situation in Deutschland zeigt heute, daß reine Telearbeit - permanent oder alter­
nierend - nach wie vor selten vorkommt. Wir finden sie vornehmlich in Großbetrieben 
nach Pilotprojektphasen. In kleinen und mittleren Betrieben wird Telearbeit eher zögernd 
eingeführt. Es bestehen vor allem Unsicherheiten technischer und organisatorischer 
Art. Telearbeitsplätze werden eingerichtet als Belohnung für vertrauensvolle Zusam­
menarbeit oder um eine/n langjährige/n Mitarbeiter/in zu halten, aber noch nicht aus 
organisatorischen Erfordernissen heraus, um etwa E-Busineß-Abläufe auch im eigenen 
Unternehmen besser abbilden zu können oder um eine den Mitarbeitern flexibel ange­
paßte, mitarbeiterfreundliche Unternehmensstruktur zu begründen. 

Das geringe Angebot an Telearbeitsplätzen auf dem Arbeitsmarkt erzeugt noch wenig 
Nachfrage: weder nach spezifisch ausgebildeten Arbeitskräften noch nach Wohnumge­
bungen, die der engeren Verzahnung zwischen betrieblichen und privaten Abläufen 
und Anforderungen gerecht würden. 
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Richard Münchmeier 

Marginalisierung und Abstieg 

Arbeitslosigkeit unter Jugendlichen. 
Das Problem für Stadtteile 

Die Krise der Arbeitsgesellschaft hat die Jugendphase erreicht. Sie stellt 
den biographischen und gesellschaftlichen Sinn der Jugendzeit als Vorberei­
tungsphase in Frage und bedeutet für nicht wenige Jugendliche wachsenden 
Druck. Jugendsozialarbeit und Jugendberufshilfe können sich nicht mehr 
allein auf die - begrenzte - Klientel besonders benachteiligter Jugendlicher 
beziehen, sondern werden arbeitsmarktpolitisch in die Pflicht genommen. 
Dies zwingt zur Entwicklung neuer Konzepte vor allem im lokalen 
Politikzusammenhang. 

1. Jungsein unter veränderten Bedingungen des Auf Wachsens 

Vielen gilt Jugend als die schönste Phase im Lebenslauf. Jugend sei eine Zeit, in der 
sich der „Ernst des Lebens" noch nicht stelle, in der man frei von den Lasten und Pflich­
ten der Erwachsenen ein unbeschwertes Jugendleben führen könne. Aber stimmt diese 
Sicht wirklich? 

Die zentrale Verunsicherung: Die Kr ise der Arbe i tsgese l lschaf t 

Die Befunde und Ergebnisse der 12. Shell Jugendstudie (Jugendwerk der Deutschen 
Shell, 1997) haben besonders eindrücklich deutlich gemacht, was im Grunde alle wis­
sen und was durch viele andere Studien bestätigt wird: Die gesellschaftliche Krise hat 
die Jugend erreicht. Jugend bedeutet ja ein Doppeltes: sie ist zum einen eine subjektive 
biographische Lebensphase, in der Aufgaben der inneren Entwicklung, des Lernens, der 
Identitätsbildung anstehen. Sie ist zum anderen eine gesellschaftlich bestimmte Lebens­
lage, abhängig von gesellschaftlichen Bedingungen und Erwartungen, vor allem aber 
von der Zukunft und Zukunftsfähigkeit der zentralen Regelungen und Grundlagen 
unserer Arbeitsgesellschaft. In der Vorbereitung auf die Anforderungen der Erwachse­
nenrolle, insbesondere der Erwerbsarbeit als ihres ökonomischen Fundaments, liegt 
der biographische und gesellschaftliche Sinn der Jugendphase. 



Die Krisen im Erwerbsarbeitssektor, Arbeitslosigkeit, Globalisierung, Rationalisie­
rung und Abbau oder Verlagerung von Beschäftigung sind inzwischen nicht mehr 
„bloß" eine Randbedingung des Aufwachsens. Sie sind nicht mehr „bloß" Belastungen 
des Erwachsenenlebens, von denen Jugendliche in einem Schonraum entlastet ihr 
Jugendleben führen können. Sie haben inzwischen vielmehr das Zentrum der Jugend­
phase erreicht, indem sie ihren Sinn in Frage stellen. Wenn die Arbeitsgesellschaft zum 
Problem wird, dann muß auch die Jugendphase als Phase der biographischen 
Vorbereitung auf diese Gesellschaft zum Problem werden. 

Unsere Studie zeigt deutlich und an vielen Stellen, daß von allen Problemen am mei­
sten die Probleme der Arbeitswelt die Jugend beschäftigen und nicht die klassischen 
Lehrbuchprobleme der Identitätsfindung, Partnerwahl und Verselbständigung. In der 
qualitativen Studie äußerten die Jugendlichen ihre Sorgen, daß die derzeit bestehenden 
Probleme mit Massenarbeitslosigkeit, Lehrstellenmangel, Sozialabbau, Verarmungspro­
zessen von der Politik nicht angegangen werden, ja daß in absehbarer Zeit Lösungen 
nicht zu erwarten sind. Dies macht sie skeptisch und betroffen; sie fühlen sich von der 
Politik und den Erwachsenen im Stich gelassen und einflußlos. 

Auf die ganz am Anfang des Fragebogens offen gestellte Frage nach den „Hauptpro­
blemen der Jugendlichen heute" nennt fast jeder zweite das Thema Arbeitslosigkeit. Be­
sonders zu denken gibt, daß Arbeitslosigkeit umso öfter genannt wird, je älter die 
Jugendlichen sind: 18 % der Jüngsten (d.h. der 12- bis 14jährigen), aber 58,5 % der 18- bis 
21jährigen und sogar 62,5 % der 22- bis 24jährigen geben es an. Dies zeigt die neue 
Schwierigkeit der Jugendphase an: problematisch wird es, sie beenden zu können, 
wenn der Arbeitsmarkt den Übergang in die Selbständigkeit des Erwachsenseins öko­
nomisch nicht mehr verläßlich sichert. 

Arbei ts los igke i t belastet den zentra len Ort des A u f w a c h s e n s : die Fami l ie 

Erwerbslosigkeit ist mindestens für die Hälfte der Betroffenen kein Individualschick-
sal, sondern betrifft auch Partner und Kinder - also Familien. Kinder und Jugendliche er­
leben zum Beispiel plötzlich einen (arbeitslosen) Vater, der nicht nur am Feierabend oder 
Wochenende, sondern permanent anwesend ist. Seine Dauerpräsenz wird dann als lästig 
empfunden, wenn er einem dauernd „auf der Pelle sitzt", wenn er plötzlich Dinge (Aus­
gang, Umgang mit Cliquen, Hausaufgaben) einmischend kontrollieren oder gar verbieten 
will, mit denen er bislang „nichts zu schaffen" hatte. Viele arbeitslose Väter nehmen den 
(ihnen bislang nicht vertrauten) Alltag ihrer Kinder so wahr, daß sie zu der Meinung 
kommen, die Mutter habe die Zügel allzu locker gelassen und die Kinder bedürften drin­
gend der kräftigeren Hand des Vaters. Dies führt zu Konflikten mit allen Beteiligten. 



Andererseits sind die Kinder oft auch ein verbindendes Element, gleichsam der Kitt, 
der die belastete Familie zusammenhält. Um der Kinder willen versuchen die Eltern so 
gut es geht, ein „normales Familienleben" aufrechtzuerhalten. Manchmal erhalten die 
Kinder dadurch mehr Spielraum der Selbständigkeit, besonders wenn die Eltern durch 
die Situation der Erwerbslosigkeit sich nicht mehr so sicher darin sind, ob das, was sie 
bisher als verläßliche Erziehungsregeln vermittelt haben, wirklich für die Zukunft der 
Kinder tragfähig ist. Andererseits können die Kinder aber auch in eine Überforde­
rungssituation geraten, wenn sie die Rolle des ausgleichenden, vermittelnden und 
stabilisierenden Elements in der Familie übernehmen sollen. 

„Aufs Ganze betrachtet: Die Situation der Arbeitslosigkeit wirkt auf das familiale 
System gleichsam als Katalysator, sie bringt latente Probleme zum Ausbruch, spitzt 
Situationen zu, so daß sie sich entladen (,Du warst schon immer eine Niete!'). Das kann 
zum Zusammenbruch des familialen Systems führen, auch zur Scheidung; allerdings 
gibt derzeit keine Statistik Auskunft darüber, in welchem Umfang das der Fall ist" 
(Hornstein, 1988, S. 259 ff.). 

Die b i ldungsopt imis t ische Perspekt ive wi rd brüchig 

Spätestens seit Beginn der achtziger Jahre ist im Zusammenhang mit der Verknap­
pung der beruflichen Ausbildungschancen und der angespannten Arbeitsmarktsitua­
tion, mit der Ausdifferenzierung von beruflichen Umwegen und Warteschleifen die ein­
fache bildungsoptimistische Gleichung für eine wachsende Anzahl von Eltern und Ju­
gendlichen fragwürdig geworden. Gute schulische Abschlüsse bedeuten nicht mehr 
quasi automatisch gute berufliche Chancen. Sie sind zwar nach wie vor eine notwen­
dige, aber für sich genommen keineswegs mehr eine hinreichende Voraussetzung für 
entsprechende berufliche Karrieren. 

Insbesondere an der biographischen Schwelle beim Übergang vom Jugend- ins Er­
wachsenenleben gehören Arbeitslosigkeit, Warteschleifen, Umwege und Zwischenbe­
schäftigungen für eine große Gruppe zur normalen Situation. Während sich die Situa­
tion bei der Versorgung mit Berufsausbildungsplätzen seit einigen Jahren (jedenfalls in 
Westdeutschland) rein quantitativ entspannt hat, sind die Probleme an der zweiten 
Schwelle geblieben - wie ein Blick z.B. auf die Statistik der Arbeitslosigkeit zeigt. Der 
Berufseintritt vollzieht sich heute kaum noch „geradlinig", sondern häufig über Um­
wege, Zwischenschritte, Umschulungen und Weiterqualifizierungen verschiedenster 
Art sowie durch die oft zitierten Warteschleifen hindurch. Inzwischen gibt es ein durch 
die Arbeitsverwaltung, das berufliche Bildungswesen, durch Schule, Jugendhilfe und 
kommunale Stellen komplex ausgebautes „Angebot" an Auffang-, Ausbildungs-, Orien-



tierungs- und Betreuungsmöglichkeiten, die die destabilisierten Übergänge ins Erwach­
senen und Erwerbsleben „flankierend" oder „kompensatorisch" stützen sollen. 

Im Abbröckeln des bildungsoptimistischen Lebensentwurfs und in der Verunsiche­
rung der Normalbiographie liegt „das" zentrale Problem der Jugendlichen heute, auch 
dann schon, wenn sie noch in der Schule lernen und erst auf die Arbeitswelt zugehen. 
„Der erste zentrale Kristallisationspunkt der gegenwärtigen Problematik besteht nun 
darin, daß dieser Zusammenhang objektiv, real brüchig geworden ist und daß diese 
'Funktionslüge' hinsichtlich der Rolle des Bildungssystems für soziale Chancen und 
Fortkommen von den Heranwachsenden selbst durchschaut wird, daß aber 'offiziell' an 
der Vorstellung, daß dies noch so sei, festgehalten wird. Es ist dieses 'als ob1, mit allen 
seinen Konsequenzen, das als einer der tieferliegenden Kerne gegenwärtiger Problema­
tik identifiziert werden muß" (Hornstein, 1984, S. 507). 

Belas tungen des Schülerse ins 

Wegen der tendenziellen Abwertung der unteren Bildungsabschlüsse zugunsten hö­
herer sowie wegen der durch den generell verengten Arbeitsmarkt verursachten höhe­
ren interindividuellen Konkurrenz wächst die Nachfrage nach sogenannten „weiter­
führenden" Bildungsgängen und höheren Bildungsabschlüssen. Dies führt zu einem An­
stieg des durchschnittlichen formalen Bildungsniveaus der jungen Generation, was aber 
wiederum die Ausgangspositionen für die Konkurrenzbeziehungen beim Übergang in 
den Erwerbsbereich erhöht; die vorausgesetzten Eingangsqualifikationen „schaukeln 
sich auf". Dadurch steigen abermals die Erwartungen an die Jugendlichen, einen (noch) 
höheren Bildungsabschluß anzustreben. (Mertens, 1984, hat diese Situation als ein 
„Qualifikationsparadox" beschrieben.) 

Diese Anhebung bedeutet natürlich gleichzeitig, daß sich die Bedeutung, die 
Schulerfolg für den weiteren Lebensweg hat, nicht nur objektiv, sondern auch in der 
subjektiven Wahrnehmung enorm gesteigert hat. Die individuelle Erfolgs- bzw. 
Versagensbilanz wird damit enorm erhöht. Die subjektiven Ängste, den angestrebten 
Schulabschluß und damit auch Berufschancen nicht zu erreichen, wachsen. 
Insbesondere bei auftretenden Schulleistungsschwierigkeiten fühlen sich die davon 
betroffenen Jugendlichen in ihren beruflich-biographischen Zukunftschancen beson­
ders betroffen und reagieren mit Versagensgefühlen (vgl. Hurrelmann u.a., 1988). Wie 
stark diese Versagensängste sich ausprägen, ist in erster Linie abhängig von dem 
Erwartungsdruck durch die Eltern und von den emotionalen Beziehungen zwischen 
Eltern und Kindern. Vermutlich aus Angst vor der Gefährdung der beruflichen Chancen 
der Kinder durch schulische Leistungs- und Laufbahnprobleme neigen viele Eltern 



dazu, den Druck auf die Jugendlichen zu erhöhen, die vorgefaßten Statuserwartungen 
einzulösen. Schulschwierigkeiten belasten damit die Beziehungen zwischen Eltern und 
Kindern relativ stark. Die daraus entstehenden Konflikte und Spannungen im 
Familienleben müssen als direkte Verstärker von psychosomatischen Störungen identi­
fiziert werden. „Mit der Gefährdung der schulischen Laufbahnperspektive ist also auch 
immer eine Gefährdung der sozialen Beziehungen zu den Eltern verbunden, weil diese 
Beziehungen stark über die schulische Leistungsposition mitdefiniert werden" 
(Hurrelmann u.a., ebd., S. 42f.). 

Mädchen und der Wandel der we ib l ichen B iograph ie 

Mädchen und junge Frauen weisen seit längerer Zeit eine wesentlich höhere Berufs­
orientierung auf: Sie planen Berufstätigkeit als Basis einer selbständigen Lebensführung 
in ihre Lebensziele ein. In dem Maße, in dem die weiblichen Biographiemuster sich ge­
wandelt haben und die meisten Mädchen Selbständigkeit durch Verbindung von Erwerbs­
und Hausarbeit leben wollen, werden Bildungsabschlüsse als Zugang zur Erwerbsarbeit 
wichtig. Allerdings erfahren Mädchen wegen des geschlechtsspezifisch geteilten Arbeits­
marktes und der höheren Zugangsbarrieren für das weibliche Geschlecht eine stärkere 
Verunsicherung, ob sie ihre Berufs- und Lebenspläne verwirklichen können. 

„Die Probleme beginnen bereits beim Einstieg in die Berufsausbildung. Junge Frauen 
haben es erheblich schwerer als junge Männer, einen Ausbildungsplatz nach ihren Vor­
stellungen zu finden, dabei sind sie weniger stark als diese auf einen einzigen Beruf 
fixiert. Obgleich sie im Durchschnitt höhere Schulabschlüsse vorzuweisen haben als 
die männlichen Schulabgänger, müssen sie intensiver suchen als diese, um eine Lehr 
stelle zu bekommen ... Der Beruf, in dem junge Frauen schließlich ausgebildet werden, 
ist dann auch seltener als bei den jungen Männern der von Anfang an gewünschte 
Beruf, und ebenso würden sie weniger häufig als die jungen Männer diesen Beruf wie­
der ergreifen ... Diese Befunde machen deutlich, daß gerade bei den jungen Frauen die 
faktische Verteilung der Auszubildenden auf die Ausbildungsberufe keineswegs aus­
schließlich auf individuelle Präferenzen und Wünsche zurückgeführt werden kann. Be­
sonders ausgeprägt ist das Auseinanderklaffen zwischen individuellen Berufsvorstel­
lungen und faktischem Ausbildungsberuf bei den 'typischen' Frauenberufen Verkäu­
ferin und Kauffrau im Einzelhandel" (Arbeitsgruppe Bildungsbericht, 1994, S. 612). 

Die S i tuat ion der besonders Benachte i l ig ten 

Moderne Biographien sind durch besondere Probleme der Lebensbewältigung bela­
stet. Fachleute sprechen von einer „wachsenden Riskanz" der Lebensführung: immer 
mehr Entscheidungen müssen auf eigenes Risiko getroffen werden (Individualisierung), 



Fehlentscheidungen können erhebliche Folgen haben. Gleichzeitig werden Entschei­
dungen immer schwieriger, weil es eine wachsende Zahl von Entscheidungsalterna­
tiven gibt (Pluralisierung) und die Konsequenzen der verschiedenen Optionen, vor 
allem ihre Zukunftssicherheit, kaum langfristig überblickbar sind. Daraus resultiert als 
Hauptaufgabe und Hauptschwierigkeit zugleich, „die Biographie in Fluß zu halten", d.h., 
Übergänge und Anschlußmöglichkeiten zwischen den biographischen Abschnitten zu 
finden, von der Kindheit zum Schülersein, von der Schule in die Ausbildung, von der 
Ausbildung in den Beruf usw. 

Wer zu frühe Festlegungen eingeht (etwa indem eine junge Frau vor Ausbildungsab­
schluß ein Kind bekommt) oder notwendige Voraussetzungen für die nächste Phase (z.B. 
Schulabschluß) nicht erwirbt oder erwerben kann, dessen Risiko, ein „Drop-out" und 
gesellschaftlich marginalisiert zu werden, erhöht sich dramatisch. Alltägliche Lebens­
bewältigung erweist sich so als Komplex von sehr anspruchsvollen Kompetenzen und 
Ressourcen auf sehr verschiedenen Ebenen: intellektuelle Fähigkeiten, emotionale und 
motivationale Voraussetzungen, Erfahrung, Selbstvertrauen, aber auch Beziehungen, 
Netzwerke, Unterstützung durch Familie, Freunde und Partner, ganz zu schweigen von 
materiellen und finanziellen Möglichkeiten. 

In den Strudel der Marginalisierung geraten heute bereits junge Menschen, die früher 
vermutlich ohne Probleme ihren Platz im Erwerbsleben und damit in der Gesellschaft 
gefunden hätten; es sind die Behinderten, die sozial Benachteiligten, solche, die beson­
dere Belastungen zu verkraften hatten. Je rigoroser die Qualifikationsanforderungen 
der Berufswelt steigen, je dringender Bereitschaft zur Mobilität und Unabhängigkeit 
erwartet wird, je höher die erforderlichen sozialen Kompetenzen, desto zahlreicher 
werden die, die an solchen Hürden hängenbleiben. Das ist die „neue Klientel" der 
Jugendsozialarbeit, besonders der Jugendberufshilfe. 

2. Jugendberufshilfe zwischen Sozialpädagogik und Arbeitsmarkt: 
Reichen die Ansätze der Sozialarbeit aus? 

Die widersprüchliche Position der Jugendberufshilfe zwischen den beiden Polen 
Sozialpädagogik und Arbeitsmarkt durchzieht die Geschichte der Jugendberufshilfe 
von Anfang an. Die Implikate des engen sozialpädagogischen Erklärungsmusters von 
Jugendarbeitslosigkeit (nämlich: daß die Ursachen vor allem als Sozialisations- und 
Charakterdefizite bzw. als Behinderungen zu beschreiben seien, also z.B. als „Berufs­
unreife", fehlende „Sekundärtugenden", „Dissozialität" einerseits, als körperliche oder 
seelische „Beeinträchtigungen", „Handicaps" andererseits) haben schon seit den 80er 



Jahren, also schon lange vor der Wende, zu Problemen geführt. Seit dem - arbeits-
marktverursachten - massenhaften Anstieg von Jugendarbeitslosigkeit und in der 
Ausbildungskrise in den 80er Jahren wurde der sozialpädagogische Zuschnitt der 
Jugendberufshilfe in der Praxis und in der Theorie zunehmend zu einem Problem. Mit 
ihrer sozialpädagogischen Orientierung blieb die Jugendsozialarbeit nämlich auf ein 
Verständnis festgeschrieben, wonach sie sich auf jene Randgruppen zu beziehen und 
zu beschränken habe, die im entsprechenden Paragraphen des „Kinder- und Jugend­
hilfegesetzes" (KJHG) genannt werden: „Jungen Menschen, die zum Ausgleich sozialer 
Benachteiligungen oder zur Überwindung individueller Beeinträchtigungen in erhöhtem 
Maße auf Unterstützung angewiesen sind, sollen im Rahmen der Jugendhilfe sozialpä­
dagogische Hilfen angeboten werden, die ihre schulische und berufliche Ausbildung, 
Eingliederung in die Arbeitswelt und ihre soziale Integration fördern" (§ 13.1 
KJHG/SGB VIII). 

Diese Definition aber ist auf große Gruppen der von Arbeitslosigkeit betroffenen 
jungen Menschen nicht - oder doch nicht ohne weiteres - anwendbar, will man sie 
nicht direkt oder indirekt durch Zuschreibung von irgendwelchen besonderen Proble­
men oder Defiziten (auf die der Paragraph abhebt) stigmatisieren. 

Dieses Problem bricht in der gegenwärtigen Situation in Ostdeutschland neu und 
verschärft auf. Die Arbeitslosigkeit ist nach der Statistik dort rund doppelt so hoch wie 
in Westdeutschland. Es gibt hier massive Entwertungsprozesse von vorhergehenden 
Ausbildungen, allen voran der Teilfacharbeiter. Wir haben hier immer noch und immer 
wieder neu sogenannte Konkurslehrlinge, ein Wort, das es in Westdeutschland gar 
nicht gibt. Es finden sich hier immer noch Überhänge aus bereits abgeschlossenen Aus­
bildungen, die keine Zukunft mehr haben; das gilt für weite Bereiche im landwirt­
schaftlichen Bereich, aber auch in Technik und Industrie, im Dienstleistungsbereich. 
Wir stehen hier immer noch vor einem Abbau von Auffangmöglichkeiten für Jugend­
liche mit physischen, psychischen und sozialen Benachteiligungen. Diese Bedingungen 
bewirken, daß sich die Zielgruppen der Jugendberufshilfe hier ganz anders darstellen 
als in Westdeutschland. Auf die Teilnehmer an den vielen Projekten der Jugendberufs­
hilfe, insbesondere in den neuen Bundesländern, will deshalb die Definition des § 13 
KJHG nicht so recht passen. Sie weisen keine sozialen Benachteiligungen oder indivi­
duelle Beeinträchtigungen auf und sind nicht in erhöhtem Maß als Randgruppen auf 
Unterstützung angewiesen (Lex, 1997) 

Der 5. Jugendbericht (1980) sprach angesichts der Problemlagen Jugendlicher in den 
70er Jahren von einer „sozialpolitischen Inpflichtnahme" der Jugendhilfe. Dies hatte er-



hebliche Konsequenzen für die Erweiterung von Handlungsansätzen, Methoden und 
Professionalität. 

Heute kann die Frage aufgeworfen werden, ob man - zumindest in der Jugendhilfe 
Ostdeutschlands - von einer arbeitsmarktpolitischen Inpflichtnahme sprechen muß. Es 
stellt sich die Frage, ob und wie die Jugendsozialarbeit in der Ambivalenz zwischen 
sozialpädagogischer Maßnahme und arbeitsmarktpolitischen Randbedingungen ein 
arbeitsmarktpolitisches Potential aufbauen kann. 

Randgruppenfokuss ie rung oder a l ternat ive Betr iebe 

Der 9. Jugendbericht formuliert das Problem so: „Nach den Forderungen des § 13 
KJHG müßte die Zielgruppe für die Aktivitäten der Jugendberufshilfe relativ trenn­
scharf formulierbar sein. Angesichts der großen Probleme des Ausbildungs- und Arbeits­
marktes in den neuen Bundesländern ist eine exakte Zielgruppe aber immer schwerer 
zu beschreiben." Dem ist voll zuzustimmen - nicht nur für die östlichen Bundesländer. 

Randgruppenfokussierung ist rechtlich gesehen die Tätigkeitsvoraussetzung für die 
Jugendberufshilfe, sofern sie über das KJHG geregelt und finanziert werden soll. Es ist 
die Frage, ob diese Randgruppenfokussierung für die Jugendhilfe nicht zu einer Fessel 
wird. Benötigt werden nicht Sonderangebote für Sondergruppen mit Sonderproblemen, 
sondern Normalangebote für Normalgruppen mit normalen Problemen. 

Zu fragen ist, ob in der Jugendberufshilfe nicht die Chancen einer Einmischungs­
strategie in andere Politikbereiche, insbesondere in kommunale Beschäftigungspolitik, 
stärker genutzt werden müßten und könnten, als es bisher möglich war (Braun/Lex, 
1999; Braun, 2000) Die „Rechtsgrundlage" für eine solche Einmischungsstrategie findet 
sich übrigens auch im KJHG! Zur Verwirklichung des in § 1 für alle jungen Menschen 
festgelegten „Rechts auf Förderung seiner Entwicklung, auf Erziehung zu einer eigen­
verantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit" soll die Jugendhilfe gemäß 
Absatz 3 dazu „beitragen, positive Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre 
Familien sowie eine kinder- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaf­
fen". Das Gestalten von Lebensbedingungen und Umwelt ist offenkundig etwas anderes 
als die Beeinflussung, Erziehung und Bildung der Persönlichkeit, ist weiter gefaßt als 
die auf Personen oder Randgruppen bezogenen kompensatorischen Hilfen. Positive 
Lebensbedingungen für junge Menschen schaffen oder erhalten, das bedeutet ganz 
gewiß und ganz sicher: sich dafür einsetzen, daß Normalarbeitsverhältnisse, Normal­
ausbildungsmöglichkeiten, also normale Bedingungen einer normalen Existenz und 
Lebensführung vorhanden sind, erhalten oder geschaffen werden. So gesehen könnte 



Jugendberufshilfe, wie die Jugendhilfe insgesamt, also durchaus ein jugendpolitisches 
Mandat in Anspruch nehmen. 

Ausfa l lbürge oder Infrastruktur 

Jugendberufshilfe ist von Anfang an konzeptionell und nach ihren Finanzierungs­
und Förderungsrichtlinien als Ausfallbürge verstanden worden. Sie galt als zeitbe­
grenzte Notstruktur zur Abdeckung von besonderen Tälern in der Entwicklung des 
Arbeitsmarktes. Der Jugendberufshilfe liegt also ein optimistisches ökonomisches 
Denken zu Grunde. Nämlich daß Arbeitslosigkeit nur die Schlechtwetterperioden be­
treffe und daß nach jedem Gewitter der Himmel wieder aufreiße und die Sonne wieder 
scheine. Diese „Schlechtwettertheorie" ist zumindest seit den 70er Jahren durch die 
sozialökonomische Entwicklung permanent widerlegt worden. Dessenungeachtet ist 
die Jugendberufshilfe jugendpolitisch in ihrer Funktion als Ausfallbürge und Über-
brückungsinstitution festgehalten worden; reguläre arbeitsmarktpolitische Funktionen 
im Rahmen der Vergesellschaftung der Jugendphase sind ihr nicht - jedenfalls nicht 
„offiziell" - zugestanden worden. 

Dieses Festhalten an Überbrückungs- und Ausfalleistungen muß zu Problemen führen. 
Zeitbegrenzte Sondermaßnahmen können wirklich erfolgreiche Integrationsprozesse 
in einigermaßen stabile Erwerbsarbeitsstrukturen nicht bewirken, weil nämlich ins­
gesamt sowohl die ökonomischen wie die sozialen Infrastrukturen für eine solche 
Stabilität fehlen. Zudem können zeitbegrenzte Sondermaßnahmen sich nicht in ein ge­
wachsenes System von Strukturen einfügen, also ihre Funktion an den Rändern von 
Stabilität wahrnehmen. Destabilisierung herrscht dort ja nicht nur an den Rändern, 
sondern auch in den Zentren. 

Ein Abgehen von dieser Rolle eines Ausfallbürgens und ein Umschwenken zu 
Aufgaben des Aufbaus von stabilen Infrastrukturen hätten Konsequenzen (Braun, 1996): 

• planen, arbeiten, sich vernetzen, aufbauen, sich eingraben können, um jene 
Stabilität überhaupt anstreben zu können. 

• Diese Langfristigkeit hätte Konsequenzen für die Finanzierungsregelung. Sie 
deckt sich überhaupt nicht mit den Förderungsintervallen. 

• Ein solches Umschwenken müßte schließlich als Konsequenz in eine ressort­
übergreifend ausgerichtete, wirklich operative Jugendpolitik münden, wie sie in 
dem Konzept von „Jugendpolitik als Querschnittspolitik" entwickelt wurde. 
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Karl-Dieter Keim 

„Aufbau Ost". Schrumpfende Städte, 
peripherisierte Regionen 

Wanderungsbewegungen in den ostdeutschen 
Ländern und ihre Folgen für Wohnsiedlungen 

Die mit der demographischen Entwicklung in den ostdeutschen Ländern 
einhergehenden Strukturprobleme konnten bisher durch die Transfer­
zahlungen des „Aufbaus Ost" nicht kompensiert werden. Dieser Beitrag 
charakterisiert die derzeitigen Wanderungsbewegungen, interpretiert sie 
als Voten für „exit" oder „voice" und zeigt die zunehmenden Probleme mit 
Wohnungsleerstand als Indikator für Fragmentierungen auf. Antworten 
durch neue Perspektiven und Konzepte sollten sich an der Idee einer 
Stadtentwicklung der Kontraktion ausrichten und in den einzelnen Städten 
zu geeigneten Steuerungsformen unter Mitwirkung aller relevanten 
Akteursgruppen führen. 

Mit der deutschen Einheit 1990 startete ein einzigartiges Aufbauprogramm zur 
Integration der ostdeutschen Länder. Mehr als 100 Millionen DM sind jährlich in 

den Osten geflossen, um die dortigen Transformationsprozesse zu stützen. Sie wurden 
insbesondere als Investitionszuschüsse an Unternehmen sowie als Infrastrukturinve­
stitionen an öffentliche Träger und Kommunen bezahlt. Daneben gab es Förderpro­
gramme der Fachressorts, so auch zur Städtebauförderung und zum Wohnungsbau, 
und umfassende steuerliche Abschreibungsmöglichkeiten. 

Die Fachleute und die Politiker der Ost-Länder sind sich darin einig, daß trotz dieser 
enormen Summen bis heute keine tragfähigen Entwicklungen erreicht werden konn 
ten. Die hohen Transferzahlungen müssen über einen längeren Zeitraum weiter gelei­
stet werden. Doch mehren sich die Stimmen, die eine kritische Überprüfung und gege­
benenfalls Korrektur verlangen. Die gegenüber der westlichen Republik etwa doppelt 
so hohe Arbeitslosigkeitsrate hat nicht abgenommen. Nicht einmal läßt sich eindeutig 
angeben, welche Wirtschaftszweige zukünftig zu Wachstum und Beschäftigung in den 



neuen Ländern beitragen können. Im verarbeitenden Gewerbe bestehen erhebliche De­
fizite, ebenso bei den regionalen Kreisläufen und Kooperationen. Neue Arbeitsplätze 
sind in nennenswertem Umfang lediglich in einzelnen Dienstleistungsbereichen ent­
standen. Der durchaus bemerkenswerte Infrastrukturausbau läßt ebenfalls noch regio­
nale Lücken und verdeckt zudem, daß in die Humankapitalbildung, also in Ausbil­
dungs- und Qualifizierungsmaßnahmen, bisher viel zu wenig investiert worden ist. 

Die wissenschaftliche Betrachtung dieser Sachverhalte wird sich zunächst an den 
nüchternen Fakten orientieren. Allerdings ist es erforderlich, auch die scheinbar für 
sich sprechenden Zahlen kritisch zu prüfen und vor allem kenntlich zu machen, in wel­
cher Hinsicht die jeweiligen Analysen und Interpretationen unternommen werden. Es 
ist zwar niemandem geholfen, wenn die Probleme vernebelt werden; doch die Fachleute 
haben in der öffentlichen Debatte auch eine Verantwortung zu tragen, da sie mit ihren 
Expertisen „Selffulfilling prophecy"-Prozesse auslösen können. Im politischen Umfeld 
ist Bundestagspräsident Thierse freilich ausdrücklich zuzustimmen, als er sich Anfang 
Januar 2001 kritisch zu Wort meldete, die wirtschaftliche und soziale Lage in Ostdeutsch­
land beklagte und vor allem seine Befürchtung ausdrückte, bei weiterer Stagnation 
könnten sich Abwärtstrends beschleunigen und das bereits Erreichte wieder gefährden; 
es bestehe die Gefahr, daß Ostdeutschland auf Dauer zweitrangig gestellt werde. 

1. Wanderungsbewegungen 

Die Abwärtstrends drücken sich unter anderem in Zahlen über Abwanderungen aus 
den ostdeutschen Städten aus. Hier hat seit 1997 eine - von vielen unbemerkte - Trend­
wende eingesetzt. 

Zwischen 1990 und 1999 haben mehr als 2 Millionen Menschen die ostdeutschen Re­
gionen in Richtung westliche Bundesrepublik verlassen. Die anfangs - wie in den Jah­
ren vor 1990 - sehr hohen Wegzugsraten nahmen nach und nach ab, sanken zum Bei 
spiel von 395.000 Wegzügen im Jahr 1990 auf 166.000 im Jahr 1996. Doch seitdem stei­
gen die Zahlen wieder an, und die Wegzüge im Jahr 1999 lagen bei 195.000 (Tabelle 1). 



Z e i t r a u m Zuzüge Fortzüge Wanderungssaldo 
aus d e n n e u e n B u n d e s - n a c h d e n n e u e n B u n d e s - g e g e n ü b e r d e n n e u e n B u n d e s ­

l ä n d e r n u n d B e r l i n - O s t l ä n d e r n u n d B e r l i n - O s t l ä n d e r n u n d B e r l i n - O s t 

I n s g e s a m t M ä n n l i c h W e i b l i c h I n s g e s a m t M ä n n l i c h W e i b l i c h I n s g e s a m t M ä n n l i c h W e i b l i c h 

1990 395.343 232.266 163.077 36.217 25.221 10.996 + 359.126 + 207.045 + 152.081 

1991 249.743 125.884 123.859 80.267 55.657 24.610 + 169.476 + 70.227 + 99.249 

1992 199.170 98.334 100.836 111.345 73.008 38.337 + 87.825 + 25.326 + 62.499 

1993 172.386 85.072 87.314 119.100 73.722 45.378 + 53.286 + 11.350 + 41.936 

1994 163.034 79.675 83.359 135.774 79.338 56.436 + 27.260 +337 + 26.923 

1995 168.336 83.495 84.841 143.063 81.791 61.272 + 25.273 + 1.704 + 23.569 

1996 166.007 83.824 82.183 151.973 85.005 66.968 + 14.034 - 1.181 + 15.215 

1997 167.789 84.887 82.902 157.348 85.821 71.527 + 10.441 - 934 + 11.375 

1998 182.478 92.687 89.791 151.750 81.787 69.963 + 30.728 + 10.900 + 19.828 

1999 195.530 99.004 96.526 151.943 80.759 71.184 + 43.587 + 18.245 + 25.342 

Insges. 2.059.816 1.065.128 994.688 1.238.780 722.109 516.671 821.036 343.019 478.017 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Dezember 2000 

Kompensiert wurden diese Verluste einerseits durch Zuzüge aus der westlichen 
Bundesrepublik in die ostdeutschen Länder - es handelt sich für den Zehnjahreszeit 
räum 1990-1999 immerhin um 1,239 Millionen Menschen -, andererseits durch Zuzüge 
aus dem Ausland. Auf diese Weise konnte rein quantitativ ein Negativsaldo bei den 
Wanderungsbewegungen vermieden werden, allerdings nur bis zum Jahr 1997. 

Das Bild fällt differenzierter aus, wenn wir die Wegzüge nach sozialen Merkmalen 
und nach der regionalen Verteilung unterscheiden. Offensichtlich sind es vor allem die 
jüngeren, gut ausgebildeten Menschen, die sich meist aus beruflichen Gründen für 
einen Wegzug in den Westen entscheiden. Das bedeutet in der Konsequenz einen un­
akzeptablen Verlust an Qualifikation, Wissen und Leistungsfähigkeit für den Osten 
Deutschlands. Weiter gilt, daß die Zahl der Haushalte (die wichtig ist für die Nachfrage­
seite des Wohnens) aufgrund einer deutlichen Zunahme von Ein- und Zweipersonen-
Haushalten trotz sinkender Einwohnerzahlen zugenommen hat. Allerdings ist entspre­
chend der Geburtenzahlen davon auszugehen, daß spätestens in zehn Jahren die Zahl 
der Haushaltsneugründungen wieder abnehmen wird. 

In regionaler Betrachtung ist festzustellen, daß hohe Wanderungsverluste vor allem 
im Norden Brandenburgs und Sachsen-Anhalts auftreten, während der engere Ver­
flechtungsraum Berlin-Brandenburg Zuwachsraten verzeichnet. Dabei sinkt die Bevöl 



kerungszahl in vielen Groß- und Mittelstädten der neuen Länder stärker als im Durch­
schnitt, da es aufgrund von Stadt-Umland-Wanderungen zu stadtregionalen Bevölke­
rungsverschiebungen kommt. Es gibt Anzeichen dafür, daß ganze Landstriche von 
dauerhaft spürbaren Bevölkerungsverlusten heimgesucht sind, so daß auf diese Weise 
einer wirtschaftlich bedingten Peripherisierung weiterer Vorschub geleistet wird. 

Neben den geschilderten Wanderungsbewegungen ist jedoch die natürliche Bevöl­
kerungsentwicklung wesentlich für den Rückgang der Einwohnerzahlen in Ostdeutsch­
land verantwortlich. Der statistische Sterbeüberschuß beläuft sich seit 1990 auf mehr 
als 90.000 jährlich, da anfangs drastische Geburtenrückgänge einsetzten, die erst seit 
1996 langsam wieder abgebaut werden. 

2. „ E x i t " o d e r „ v o i c e " ? 

Albert 0. Hirschman hat in einer inzwischen klassischen Studie angeregt, die Ant­
wort der Menschen auf unübersichtliche Umbruchsituationen, durch deren Dynamik 
sie in ihren Existenzfragen betroffen sind, nach drei Typen zu unterscheiden: Zum 
einen können sie die Alternative „exit" wählen und ihren bisherigen Lebensraum ver­
lassen; zum zweiten können sie die Alternative „voice" wählen und gegen die (negati­
ven) Veränderungen ihre kritische Stimme erheben; zum dritten schließlich können sie 
die am wenigsten sichtbare Alternative wählen, nämlich loyal bleiben und sich mög­
lichst reibungslos anpassen. Alle drei Alternativen finden derzeit in den ostdeutschen 
Ländern ihre Anhänger, doch die ersten beiden sind für die Einschätzung der Krisen­
haftigkeit der Lage besonders wichtig. 

Die Abwanderung in die westlichen Länder, vor allem der Jungen und Qualifizierten, 
ist ein klares Votum für „exit". Die Entwicklungen am angestammten Ort, auch die eige­
nen Bemühungen dort, werden nicht mehr als zukunftsfähig eingeschätzt. Dabei läßt 
sich darüber streiten, ob dies ein Wahrnehmungsproblem ist oder nicht; entscheidend 
ist das gewählte Verhalten. Ob freiwillige oder erzwungene (da durch Arbeitslosigkeit 
ausgelöste) Mobilität, viele Jüngere wollen ihren weiteren Weg in die eigene Hand neh­
men. Das gilt übrigens, freilich weniger dramatisch, auch für „exits" zugunsten der Um-
landgemeinden. Entscheidend ist auch hier die tatsächliche Abkehr von der dichten, 
lärmenden und teuren Stadt - ob die Sehnsüchte am neuen Zielort erfüllt werden, ist 
eine ganz andere Frage. 



o Keim I „ A u f b a u Ost" 

Tabelle 2: Wohnungsbestand und Wohnungsleerstände in Ostdeutschland 1998 

Ein- und 
Zweifamilien­

häuser 

Klein- und 
vorstädtische 
Geschoßwhg. 

Innerstädt. 
Geschoßwhg. 

DDR-
Wohnungsbau 

Geschoßwhg. 

Neugebaute 
Geschoßwhg. 

Gesamt 

Bestand 
(in 1.000) 

davon 
Leer­

stand (%) 

Bestand 
(in 1.000) 

davon 
Leer­

stand (%) 

Bestand 
(in 1.000) 

davon 
Leer­

stand (%) 

Bestand 
(in 1.000) 

davon 
Leer­

stand (%) 

Bestand 
(in 1.000) 

davon 
Leer­

stand (%) 

Bestand 
(in 1.000) 

davon 
Leer­

stand (%) 

Berlin 170 7.2% 82 9.6% 634 12.1% 780 5.9% 98 9.1% 1.820 8.5% 

d a v o n : 
Berlin-Ost 55 7.7% 31 15.0% 211 19.2% 326 6.4% 52 7.8% 684 11.1% 

Brandenburg 489 7.4% 112 22.5% 64 27.9% 372 8.5% 58 22.5% 1.158 11.2% 

Mecklenburg-
V o r p o m m e r n 299 8.7% 81 28.5% 41 26.1% 305 5.9% 40 15.7% 811 11.1% 

Sachsen 656 7.5% 382 23.4% 329 44.2% 659 9.5% 122 17.0% 2.238 16.8% 

Sachsen-
Anhalt 499 6.9% 171 33.7% 100 29.8% 373 10.6% 61 15.0% 1.277 14.4% 

Thüringen 498 5.3% 138 17.7% 47 35.1% 340 7.6% 47 10.9% 1.123 9.3% 

Ostdeutsch­
land gesamt 2.496 7.1% 914 24.5% 791 32.9% 2.375 8.4% 380 15.4% 7.290 13.2% 

Quelle: Mikrozensus 1998; empirica 2000 



Es gibt meiner Auffassung nach auch eine verdeckte Form von „exit", nämlich den 
inneren Rückzug. Sowohl die Abkehr vom Kinderwunsch als auch der heimliche Aus­
stieg aus dem öffentlichen Geschehen in der eigenen Stadt und Gemeinde bedeuten ein 
Rückzugsverhalten, das sich für die Lebendigkeit eines Gemeinwesens negativ aus­
wirkt. Leider verfügen wir hierzu über keine verläßlichen Daten, so daß der Umfang 
dieser latenten „exits" nicht angegeben werden kann. 

Zahlenmäßig scheinen sich diejenigen Bürgerinnen und Bürger, die vernehmbar für 
„voice" votieren, in einer klaren Minderheitsrolle zu befinden. Das liegt nicht nur an 
einem eher stummen Demokratieverständnis - allerdings ist an die berühmten Montags­
demonstrationen 1989 zu erinnern -, vor allem scheint der konkrete Adressat des Auf­
begehrens zu fehlen. Wer muß attackiert werden, wenn Arbeitsplätze fehlen, wenn Woh­
nungen leerstehen, wenn Jugendliche nicht integriert werden können? Immerhin wird 
von verschiedenen Städten berichtet, daß sich Initiativen gebildet haben, die sich für 
Belange der Stadtentwicklung einsetzen wollen, daß es Stadtteilforen und runde Tische 
gibt, daß Bewohnergruppen Flugblätter verteilen und um Unterstützung werben. Doch 
die Wirkungen zivilgesellschaftlicher Aktionen bleiben bescheiden. Das sieht bei den 
spektakulären Übergriffen aus der rechten Szene ganz anders aus. Fremdenfeindlichkeit 
und Rechtsextremismus liefern in vielen ostdeutschen Städten den Nachweis dafür, daß 
„voice" auch gewalttätig und antidemokratisch erhoben werden kann. Und weit in Kreise 
der lokalen Gesellschaft hinein stellen wir fest, daß zwar auf die laute Stimme verzich­
tet wird, aber Einstellungen vorhanden sind, die die Übergriffe rechtfertigen. 

Das Resümee lautet: mehr „exit" als „voice". Doch was ist nun zu tun für die Dage­
bliebenen und neu Hinzukommenden, für die peripherisierten Regionen und schrump­
fenden Städte? Dies soll hier am Beispiel der Wohnverhältnisse genauer geprüft werden. 

3. Wohnungsleerstände als Indikator 

Die Hauptaufmerksamkeit wird seit einiger Zeit den Wohnungsleerständen gewid­
met. Eine von der Bundesregierung eingesetzte Expertenkommission gelangte im No­
vember 2000 zu der Aussage, daß gegenwärtig ca. 1 Million Wohnungen in Ostdeutsch­
land leerstehen; das sind etwa 13 % des Bestandes. Es lohnt sich allerdings, dabei zu 
differenzieren: Etwa 400.000 dieser Wohnungen waren schon 1990 unbewohnbar und 
verfielen. Weiterer Leerstand mit 600.000 Wohnungen resultierte vor allem aus der 
seit 1990 stattgefundenen Neubautätigkeit (obwohl die Zahl der Haushalte, also die 
Wohnungsnachfrage, anstieg). Insofern ist der Leerstand durch den Bau von Eigen­
heimen und der damit verbundenen staatlichen Förderung selbst herbeigeführt worden. 



Zur Zeit konzentriert sich der Wohnungsleerstand in absoluten Zahlen überwiegend 
auf den Altbaubestand. Laut Gebäude- und Wohnungszählung 1995 betrafen die Leer­
stände in den neuen Bundesländern zu 52,7 % solche Wohngebäude, die bis 1900, sowie 
zu 35,1 % solche, die zwischen 1901 und 1948 gebaut worden waren. Laut Mikrozensus 
1998 standen von den klein- bzw. vorstädtischen Geschoßwohnungen 24,5 % und von 
den innerstädtischen Geschoßwohnungen 32,9 % leer. Eine erste Stufe der „exits" fand 
also aus unmodernisierten Altbauten statt. Zwischen 1995 und 1998 sind jedoch auch 
die Leerstandsanteile der seit 1949 gebauten Wohnungen sprunghaft angestiegen 
(Tabelle 2). Die Wohnungsleerstände in den Großsiedlungen nahmen seitdem weiter zu, 
wie eine Kommunalbefragung des IRS bei 133 Kommunen (Juni 2000) erbrachte; sie er­
reichen derzeit Werte bis zu 26 %. Diese zweite Stufe der „exits" hat vor allem die Woh­
nungsunternehmen elektrisiert. Dabei ist jedoch deutlich festzustellen, daß parallel zu 
dieser Entwicklung eine deutliche Qualitätsverbesserung der genutzten Wohnungen 
(Wohnungszählung 1995) stattgefunden hat. Zudem stellt sich eine Verursacherfrage. In 
den östlichen Bundesländern sind - in der Regel hoch subventioniert - ebenfalls ca. 1 
Million Wohnungen entweder neu auf den Markt gekommen oder gut saniert im Markt 
gehalten worden. Die Nachfrage nach einfachen Altbauwohnungen bzw. nach Platten-
bauwohnungen sank dadurch rapide. 

Es handelt sich somit nicht mehr nur um ein Problem der Sanierung oder Moderni­
sierung, sondern der Nutzung von Wohnraum generell. Die Gleichzeitigkeit von inner­
städtischem Leerstand und Abwanderung aus der „Platte" führt zu dem Dilemma, daß 
die städtischen Siedlungsformen und Nutzungszusammenhänge in ihrer Ausbalancie­
rung und Vielgestaltigkeit insgesamt gefährdet erscheinen, ganz gleich, welche einzelne 
Maßnahme ergriffen wird. 

Innerhalb des industriell gefertigten Wohnungsbestands bestehen zudem erhebliche 
regionale Unterschiede (von unter 2 % bis zu 30 % Leerstand), so daß sich die Problema­
tik in diesen Regionen (vor allem: Regionen der Deindustrialisierung) weiter verschärft. 
Als besonders kritisch werden die Situationen in Städten wie Eisenhüttenstadt, Guben, 
Schwedt/Oder, Leinefelde, Chemnitz, Stendal, Suhl, Wolfen, Magdeburg und Schwerin 
angesehen, denn hier stehen inzwischen Abrisse von Plattenbauten auf dem Programm. 
Ein Wendepunkt in der Leerstandsentwicklung scheint noch nicht erreicht zu sein. 

Soziale Probleme werden zu solchen erst dadurch, daß sie thematisiert werden. Eine 
Durchsicht von Publikationen und Medienberichten der letzten Jahre zeigt, daß etwa 
bis Ende 1999 das Leerstandsproblem als Problem einzelner weniger benachteiligter Re­
gionen und insbesondere als Problem der Plattenbaugebiete gesehen wurde. Jetzt wird 



dieser Blick korrigiert und gleichzeitig geweitet. Dies scheint die Voraussetzung dafür 

zu sein, die sozialräumlichen Folgen zu erfassen. Hier sind insbesondere die verschärf­

ten Segregationsprozesse und die Effekte selektiver Mobilität zu nennen, die auch die 

älteren Stadtteile betreffen. Hinzu kommen finanzielle Verluste bei den Wohnungs­

unternehmen sowie drohende Unterauslastungen bei Einrichtungen der Infrastruktur 

und der täglichen Versorgung. 

4. Perspektiven und Konzepte 

Um mögliche Erwiderungen auf die Schrumpfungsprozesse - vielleicht sollte besser 

und genauer von Prozessen der Kontraktion gesprochen werden - und die durch sie 

mitbedingten Wohnungs(leerstands)probleme ordnen und einschätzen zu können, 

schlage ich vor, eine für diese Problemkonfiguration geeignete „Urban governance"-Per-

spektive einzunehmen. Mit „urban governance" bezeichne ich entsprechend der Policy-

Forschung Formen der soziotechnischen Handlungskoordination zwischen allen rele­

vanten Akteursgruppen in der stadtpolitischen Arena. Die Governance-Formen sind an 

dem strategischen Ziel der Steuerung von Entwicklungen einschließlich der notwendi­

gen Problemlösungen ausgerichtet, und mit dieser gemeinsamen Erarbeitung wird 

gleichzeitig ein Beitrag dazu geleistet, die (modifizierte) Identität der Stadt aufrechtzu­

erhalten („Wofür steht der Name X?"). 

Zunächst bedarf es hierzu in jeder Stadt der Identifizierung und Ausarbeitung der 

vorhandenen sozialräumlichen Bedingungen (Bevölkerungsentwicklung, Siedlungs­

struktur, Segregation, Milieudisparitäten) sowie der „institutional capacity" (zuständige 

Administrationen, Unternehmen, Verbände, Bürgergruppen, örtliche Medien mit ihren 

Handlungsressourcen). Dabei sind auch externe Faktoren bzw. das lokale Engagement 

externer Akteure zu berücksichtigen. Diese Beschreibung steckt den möglichen Hand­

lungsraum ab und bietet den Startpunkt für die Suche nach innovativen Lösungen. 

Sodann sind einzelne Arbeitsschritte des Governance-Prozesses in Gang zu setzen. 

Ich unterscheide dabei 

a) die Ausarbeitung einer „Strategie guidance", also einer Anleitung oder 

Orientierungshilfe für die künftige Stadtentwicklung; hierzu ist von der Exper­

tenkommission und von Politikern die Aufstellung von „integrierten Stadtent­

wicklungskonzepten" einschließlich geeigneter Leitbilder gefordert worden; in 

Sachsen haben bereits 59 Städte mit der Erarbeitung solcher Konzepte begon­

nen; das IRS bearbeitet derzeit im Auftrag des Bundesamtes für Bauwesen und 



Raumordnung ein Projekt „Integrierte wohnungswirtschaftliche und städtebauli­
che Konzepte zur Gestaltung des Strukturwandels auf dem Wohnungsmarkt der 
neuen Länder" einschließlich einer vertiefenden Analyse von sechs bis acht aus­
gewählten sogenannten „best practices"; 

b) die Konzipierung eines „interactive design" für die Koordinierungsaufgaben, für 
die Bereitstellung von Wissen und Information und für die Einbeziehung der he 
terogenen Akteursgruppen; hierzu können je Stadt zum Beispiel Netzwerke ge­
bildet oder öffentlichkeitswirksame Foren eingerichtet werden; deren Arbeits­
weise bedarf der Transparenz und der Fähigkeit, Handlungsvorschläge „auf 
Linie zu bringen"; 

c) die Ausarbeitung von Formen des „conflict coping", das heißt, der Verfahren, mit 
deren Hilfe Interessenkonflikte unter den Beteiligten ausgetragen, nach Krite­
rien abgewogen und zu verbindlichen Entscheidungen gebracht werden; hierzu 
gehören vor allem Konflikte zwischen Wohnungsunternehmen und städtebau­
lichen Belangen; 

d) die Ausarbeitung von Maßnahmekonzepten für kurz- und mittelfristige 
Antworten auf die Kontraktions- und Leerstandsprobleme; hierzu werden ins­
besondere gemeinsame Konzepte von Kommune und Wohnungsunternehmen 
favorisiert, die sowohl Abriß- und Rückbaumaßnahmen als auch Umnutzungen, 
Aufwertungsinitiativen und eine konsequente Bodenpolitik umfassen. Die viel­
fach vorzufindende Übertragung von sozialplanerischen Konzepten der 80er 
Jahre wird nicht ausreichen. Insbesondere für die Integration wirtschaftlicher 
Strategien der Stadt- und Quartiersentwicklung (lokale Ökonomie, Einbindung 
der globalen Wirtschaft in lokale Entwicklungen) ist zumindest eine europäische 
Perspektive erforderlich. 

Ressortübergreifendes Handeln auf lokaler Ebene samt der Einbeziehung privater 
Akteursgruppen verspricht dann erfolgreich zu sein, wenn Problemlösungen „im 
Schatten der Hierarchie", unter Drohung von Sanktionen und ohne sofortige Ver­
knüpfung mit Kosten-Nutzen-Verteilungen betrieben werden (Mayntz, 2000) Ergänzend 
sei hier hervorgehoben: In jeder Stadt finden sich Akteure und intermediäre Gruppen, 
die an der Entwicklung ihres Gemeinwesens arbeiten. Sie verdienen Zuspruch und 
auch finanzielle Hilfen, denn das Image geschwächter, schrumpfender Städte wirkt 
allzu leicht demotivierend. Für ausgesprochen hilfreich halte ich Ansätze einer offensi­
ven städtischen Kulturpolitik, die sich mit der lokalen Wirtschaftspolitik (einschließlich 



Stadtmarketing) zusammenschließt. In diesen Bereichen werden in den kommenden 
Jahren intensivere Beratungen und Förderungen benötigt. 

Auf staatlicher Ebene sollen durch Steuererleichterungen vermehrt die Bildung von 
privatem Wohneigentum unterstützt und zudem die wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Wohnungsunternehmen verbessert werden. Insgesamt dominiert bisher das Steue­
rungsinstrumentarium der finanziellen Förderungen. Instrumente der „regulativen 
Politik" (Gebote und Verbote) bleiben außen vor. Dahinter schwingt die Hoffnung mit, 
daß es mit finanziellen Hilfen gelingen möge, die Marktkräfte wieder zu stabilisieren. 
Auf der „weichen" Seite liegen die Vorschläge, die Kommunen zur öffentlichen Aus­
einandersetzung mit diesen Fragen sowie zur Entwicklung von tragfähigen (positiven) 
Konzepten der Stadt-Kontraktion zu ermutigen. 

5. Wie wird es, wie kann es weitergehen? 

Kein Zweifel: Die ostdeutschen Städte werden ihr Gesicht wandeln, und sie werden 
weiterhin anders aussehen als viele mit dem westlichen Blick es gewohnt sind. Die Ent­
wicklungen werden zumindest für die nächsten 15 bis 20 Jahre von Prozessen der Kon­
traktion begleitet sein - das bezieht sich sowohl auf einen weiteren Rückgang der Ein­
wohnerzahlen als auch auf die Dispersion der Nutzungen und somit auf die Fragmen­
tierung des inneren Zusammenhalts der Gemeinwesen. Mit welcher Dynamik diese 
Entwicklungen vonstatten gehen werden ist weitgehend unklar und bedarf der lau­
fenden Beobachtung. Die Stadt als Einheit wird immer schwerer zu praktizieren sein. 
Dies ist jedoch keine einfache Folge der aktuellen Probleme des Bevölkerungsverlusts 
und der Wohnungsleerstände. Bereits während der ganzen 90er Jahre wurde ange­
sichts der dramatischen Arbeitsplatzverluste, der (nachholenden) Umbauerfordernisse, 
der anderen Sozialstruktur - und dies bei gleichzeitiger Modernisierung im Bereich der 
technischen Infrastruktur - ein eigener Entwicklungspfad der ostdeutschen Städte 
sichtbar. Dieser Entwicklungspfad erhellt, daß es nicht um eine Assimilierung bzw. 
nachholende Modernisierung ohne strukturelle Differenz gehen kann. Die Gesamt­
trends sind jetzt durch die Leerstandsproblematik in einem Punkt verschärft und so 
insgesamt deutlicher ins Blickfeld gerückt worden. 

Wenn sich angesichts der Datenlage in den einzelnen Städten herausstellen sollte, 
daß in dem einen oder anderen Gebiet eine Vermietbarkeit von Wohnungen an eine so­
zial durchmischte Bevölkerung nicht aufrechterhalten werden kann, dann werden sich 
die Forderungen nach Abriß verstärken. Dies halte ich für richtig, obwohl 
volkswirtschaftlich zunächst abträglich. Denn langfristig bliebe nur der Weg, derartige 



Wohnungsbestände (z.B. in den Plattenbausiedlungen) durch die öffentliche Hand einer 
Armutsbevölkerung gezielt zuzuweisen. Die daraus erwachsenden sozialen Probleme 
sind hinlänglich untersucht worden. Also braucht es Mut zum Motto: Lieber Abriß als 
Ghetto! 

Singular ist die ostdeutsche Situation keineswegs. Ähnliche Szenarien aus Abwan­
derung und demographischem Wandel bestimmen heute die süditalienischen 
Regionen, einige griechische Regionen und den Norden Englands. Auch die Trends in 
den westdeutschen Ländern werden spätestens ab 2015 Kontraktionsprozesse erwarten 
lassen. Dramatisch wird dies immer nur dann, wenn die Kontraktionen auch Aus-
bildungs- und Arbeitsplätze umfassen. Wo dies unumkehrbar erscheint, bleibt nur der 
Mut zu dünn besiedelten, peripherisierten Regionen - oder aber der Mut zu einer geziel­
ten Zuwanderungspolitik. Mit ihren Voraussetzungen und Chancen sollten sich die ost­
deutschen Städte und Regionen konstruktiv auseinandersetzen. 
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G e r d M u t z 

Bürgerengagement und Eigenarbeit in der 
zivilen Arbeitsgesellschaft 

Z w e i M o d e l l e d e r A r b e i t s - u n d L e b e n s g e s t a l t u n g 

Die Arbeitswelt befindet sich in einem dramatischen Wandel: Es entstehen 
neue Typen von Arbeits- und Beschäftigungsformen und die Grenzen zwi 
sehen Erwerbsarbeit und anderen Lebensbereichen werden durchlässiger. 
Aus der industriell geprägten Arbeitsgesellschaft entsteht eine wissensba­
sierte neue Arbeitsgesellschaft. Dies kann eine auf Bürgersinn gegründete, 
zivile Arbeitsgesellschaft sein, wenn sich neue Arbeits sowie Lebens­
formen und damit neue Integrationsmodi durchsetzen würden. Praktische 
Beispiele zeigen die Möglichkeiten und Chancen. 

1. Von der Erwerbsgesellschaft zur Tätigkeitsgesellschaft? 

Die Arbeitswelt im Wandel 

Es besteht kaum Zweifel daran, daß sich industrielle Arbeitsgesellschaften in einem 
tiefgreifenden Wandel befinden. Das bedeutet jedoch nicht, daß wir generell von einer Kri­
se der Arbeit oder von einem Abschied von der Arbeitsgesellschaft sprechen können. Viel­
mehr geht es um das Argument, daß sich die gesellschaftliche Arbeit selbst und damit ihre 
Organisationsformen sowie die Lebensführung der Menschen verändert haben. Aus der 
industriell geprägten Arbeitsgesellschaft entsteht eine wissensbasierte neue Arbeitsge­
sellschaft. Dies kann eine auf Bürgersinn gegründete, zivile Arbeitsgesellschaft sein, wenn 
sich neue Arbeits- sowie Lebensformen und damit neue Integrationsmodi durchsetzen. 

Auch wenn die Vermutung zutreffen sollte, daß das Volumen der Erwerbsarbeit lang­
fristig tendenziell abnimmt, so folgen nicht zwangsläufig Unterbeschäftigung und hohe 
Arbeitslosigkeit. Ob dies der Fall ist, entscheidet sich nicht auf der quantitativen Ebene 
und ist keine Frage der Arithmetik, sondern der politischen, wirtschaftlichen und sozi­
alen Rahmenbedingungen - nicht zuletzt sind auch national und regional unterschied­
liche Lebensformen und Arbeitskulturen von Bedeutung. Es ist deutlich sichtbar, daß 
Menschen - gleichsam als Gegenbewegung zu den Prozessen der Digitalisierung und 



Globalisierung - ihre regionalen oder im Milieu verankerten Arbeits- und Lebenstradi­
tionen wieder stärker betonen, womit die lokale Handlungsebene an Bedeutung ge­
winnt. Hier werden von den Menschen - gleichsam von der Basis der Gesellschaft - die 
vielfältigen Modelle initiiert und durchgeführt, um neue Arbeits- und Lebensformen zu 
erproben. „Glokalisierung" lautet das Stichwort. 

Die Organisat ion gese l lschaf t l icher Arbe i t veränder t s ich: 

Plural is ierung der Erwerbs formen 

Wenn wir davon sprechen, daß die Organisation gesellschaftlicher Arbeit in eine Krise 
geraten ist, dann geht es heute nicht vorrangig darum, ob wir genug Arbeit „haben" (was 
selbstverständlich wichtig ist), sondern um die Frage, ob die Menschen für die neu ent­
stehenden Erwerbsformen gerüstet sind und ob sie sich selbst in der Lage sehen, neue 
Erwerbsformen zu entwickeln. Im Zentrum steht die Diagnose, daß wir eine Erosion des 
Normalarbeitsverhältnisses beobachten können. Das Primat der abhängigen Erwerbs­
arbeit - Lohnarbeit - als dominante Organisationsform gesellschaftlicher Arbeit scheint 
gebrochen. Das heißt, daß sich neben den „normalen" Beschäftigungsverhältnissen, die 
es vor allem in den industriellen Bereichen und teilweise im Dienstleistungssektor nach 
wie vor in hoher Anzahl gibt, andere Formen der Erwerbstätigkeit entwickelt haben. Da­
zu zählen flexible Teilzeitbeschäftigungen und prekäre Beschäftigungsvarianten, aber 
insbesondere auch die vielen neuen Formen der selbständigen und freiberuflichen Tä­
tigkeiten. In den vergangenen Jahren wurde beispielsweise eine große Zahl von Mikro-
und Solounternehmen gegründet. Außerdem wird Arbeit immer häufiger projektförmig 
organisiert, und es entstehen Projektkonsortien, in denen MikroUnternehmen oder ein­
zelne Erwerbstätige als selbständige oder freiberufliche Solounternehmen (im Rahmen 
von Werkverträgen) auftreten. Wir können von einer Pluralisierung bzw. Diversifizie­
rung der Erwerbsformen sprechen. Die bisher strikte Trennung zwischen abhängiger 
und selbständiger Erwerbstätigkeit löst sich auf, und es werden im Verlaufe des Erwerbs­
lebens unterschiedliche Tätigkeiten ausgeübt, teilweise nicht nur nacheinander, sondern 
auch nebeneinander. Folglich werden Menschen zukünftig unterschiedliche Arbeitsfel­
der flexibel miteinander kombinieren und aufeinander abstimmen müssen. Bereits 
heute gibt es nicht mehr nur einen „sicheren" Beruf und eine „feste" Arbeitsstelle, son­
dern vielfältige Arbeitszusammenhänge; man „hat" keine Arbeit, sondern Fähigkeiten 
und Qualifikationen, um in unterschiedlichen Erwerbsfeldern tätig zu sein; man lernt 
nicht ein für alle Mal für den Beruf, sondern lebensbegleitend; man „geht" nicht zur 
Arbeit, sondern aktiviert Beschäftigungsfelder. Die Folge ist, daß Menschen ihr beruf­
liches Umfeld häufig wechseln werden, daß Übergänge zwischen unterschiedlichen 
Arbeits- und Beschäftigungsformen nicht gelingen und daß oft nicht einkalkulierte 
Unterbrechungen auftreten. 



Wandel der Lebensführung durch Dezentr ierung der Erwerbsarbei t 

Doch nicht nur die Organisation der Arbeit, auch die Einstellung der Menschen zur 
Arbeit hat sich verändert. Auf der einen Seite können wir eine nach wie vor hohe und 
ungebrochene Erwerbsorientierung beobachten. Dies ist nicht verwunderlich, da insbe­
sondere in schwierigen Zeiten, wie in den 80er und 90er Jahren, das Interesse der 
Menschen darauf ausgerichtet ist, in erster Linie einen Job zu haben, der die Existenz 
und das Einkommen sichert. Die Menschen wollen also arbeiten - dies hat sich in den 
letzten Jahrzehnten nicht verändert. Auf der anderen Seite gibt es jedoch tatsächlich 
einen Wertewandel, der zu einer abnehmenden Erwerbszentrierung geführt hat. Damit 
ist gemeint, daß auch andere Lebensbereiche wichtig geworden sind und daß nicht nur 
die Erwerbsarbeit im Mittelpunkt des Lebens steht. So ist beispielsweise der Wunsch, 
mehr Zeit in der Familie und bei den Kindern zu verbringen, gestiegen. Aber auch ande­
re Tätigkeitsfelder sind attraktiver geworden: Die Bereitschaft zu Bürgerengagement 
und das Interesse, häufiger Eigenarbeiten sowie sogenannte sozialwirtschaftliche Tätig­
keiten durchzuführen, haben zugenommen. Phasen der Familien- und sogenannte So­
zial- und Eigenzeiten haben an Bedeutung gewonnen. Kurz: Die Lebensführung der 
Menschen hat sich gewandelt und eine stabile Erwerbsorientierung bei abnehmender 
Erwerbszentrierung sind kein Widerspruch. Vor diesem Hintergrund stellt sich die 
Frage, ob es den Menschen immer gelingt, die Übergänge zwischen diesen Lebens- und 
anderen Tätigkeitsbereichen sowie der Erwerbsarbeit gefahrlos zu gestalten. 

Die neuen Arbei tsgesta l ter 

Aus einer theoretischen Perspektive entsteht mit der Diversifizierung der Erwerbs­
formen ein neuer Typus von Erwerbstätigen: Menschen sind immer weniger Arbeit 
nehmer - sie werden zu Arbeitsgestaltern. Dies bedeutet nicht, wie häufig in extremer 
Weise (und negativ) formuliert, daß sie zu Arbeitskraftunternehmern werden, weil 
Kapital (eigenes) und Arbeit (anderer) nicht in unternehmerischer Weise eingesetzt 
werden. Hinzu kommt, daß wir kaum von unternehmerischem Handeln sprechen kön­
nen, wenn keine freie Entscheidung zum Unternehmertum vorliegt. Manche Mikro-
unternehmen oder Freiberufler mögen über ausreichendes Kapital verfügen und in der 
Lage sein, über ihre eigene Erwerbstätigkeit hinaus weitere Personen zu beschäftigen. 
Häufig dürfte die Situation aber eher prekär und unfreiwillig sein. Wir wissen kaum 
etwas über die Stabilität von MikroUnternehmen oder der werkvertraglichen Projekt­
arbeiter. Wir können jedoch annehmen, daß viele der „Solisten" nach kurzer Dauer ihre 
neue Selbständigkeit wieder aufgeben, so daß für den überwiegenden Teil der perma­
nente Wechsel zwischen unterschiedlichen Erwerbsformen zu einer neuen Normalität 
im Berufsleben wird. Diese zur Normalität gewordene Instabilität schließt zwischen­
zeitliche, höchst instabile abhängige Erwerbstätigkeit mit ein. Arbeitsgestalter lassen 



sich mit Managern vergleichen, die in hohem Maße ihr Arbeitsumfeld gestalten kön­
nen, aber in ihren Entscheidungen nicht autonom sind; mehr noch: sie können und müs­
sen ihr Arbeitsleben - in Grenzen und auf eigenes Risiko! - selbst bestimmen. Das Risi­
ko der Arbeitsgestaltung wird jedoch nicht zusätzlich entlohnt. 

Entgrenzung der Arbe i tsgese l lschaf t u n d G e g e n b e w e g u n g e n 

Eine Dezentrierung der Erwerbsarbeit bedeutet einerseits - dies klingt paradox -
eine Ausweitung der Arbeitsförmigkeit von Tätigkeiten: Man spricht bereits von Erzie-
hungs-, Pflege-, Familien- oder Bürgerarbeit sowie von Sozialwirtschaft. Aus dieser Per­
spektive können wir von einer zunehmenden Ausdehnung bzw. Entgrenzung der 
Arbeitsgesellschaft und damit der Einlösung ihrer Verheißungen sprechen: Arbeit und 
Leistung strukturieren im wesentlichen unser Leben, nicht etwa Abstammung oder an­
dere traditionelle Ordnungsmuster und Zuweisungsmechanismen. Die Arbeitsgesell­
schaft hat ihre bisherigen Grenzen, die durch die Dominanz der Erwerbsarbeit gleich­
sam „gesetzt" waren, überschritten und sich bis in den letzten Winkel des Lebens durch­
gesetzt. Wir sind weit entfernt von einem „Ende der Arbeitsgesellschaft". 

Damit ist in gewisser Hinsicht das eingetreten, was die feministische Seite oder 
Theoretiker der Tätigkeitsgesellschaft schon lange diskutieren. Zentrales Merkmal die­
ser Debatte ist ein erweiterter Zugriff auf Arbeit: Es geht darum, sich von der einge­
schränkten Fixierung auf Erwerbsarbeit zu lösen und den Blickwinkel auf nicht 
erwerbsförmige Tätigkeiten zu erweitern. Ausgangspunkt ist die Überlegung, daß in 
vielen Bereichen wertschöpfende Arbeiten geleistet werden, die gesellschaftlich not­
wendig und erwünscht sind, die aus der eingeschränkten Perspektive der Erwerbs­
gesellschaft jedoch nicht adäquat erfaßt werden. Zu diesen Arbeitsfeldern zählen: Öf­
fentliche und private Eigenarbeit, Haus- und Erziehungsarbeit, Ehrenamt, Vereinsarbeit, 
Netzwerkarbeit (insbesondere Nachbarschaftshilfen), Selbsthilfe und öffentlich-gemein­
nützige sowie politische Arbeit. Im Mittelpunkt steht die These, daß all diese Tätig­
keiten gleichwertig sind - was in den meisten Interpretationen in erster Linie heißt: der 
Erwerbsarbeit ähnlich sind. 

Andererseits beobachten wir eine sich davon absetzende Gegenbewegung zur Über­
formung der persönlichen Lebensführung durch Arbeit. Oder anders formuliert: Es gibt 
nach wie vor Verharrungstendenzen gegen eine Entgrenzung der Arbeit. Die Menschen 
versuchen, ihr Privatleben von nicht erwerbsbezogenen Arbeiten abzugrenzen und be­
tonen den eigenständigen Sinngehalt dieser anderen Tätigkeitsformen. So wird bei­
spielsweise das Konzept der Bürgerarbeit von vielen gesellschaftlichen Gruppen abge­
lehnt und statt dessen der Engagementcharakter dieser Tätigkeiten betont und von 



Bürgerengagement bzw. bürgerschaftlichem Engagement gesprochen. In der Sozialwirt­

schaft des dritten Systems wird die Not-for-profit-Zielsetzung des wirtschaftlichen Han­

delns hervorgehoben. Anders verhält es sich mit der Eigenarbeit: Einerseits wird her­

ausgestellt, daß es sich dabei auch um Arbeiten (wie andere auch) handelt, anderer­

seits wird der besondere Charakter dieser Tätigkeiten in den Vordergrund gestellt. 

Im folgenden wollen wir zwei unterschiedliche Zugänge an konkreten Beispielen 

von Modellen des Bürgerengagements und der Eigenarbeit vorstellen. 

2. Unternehmerisches Bürgerengagement (ÜBE) 

aktiviert Humanressourcen 

B ü r g e r e n g a g e m e n t schaff t Sozia lkapi ta l 

Bürgerengagement umfaßt mehr als das vertraute Ehrenamt, gemeint sind auch 

Aktivitäten in der Selbsthilfe, der Nachbarschaft und in Projekten aller Art, die das Zu­

sammenleben und das Funktionieren in Politik, Wirtschaft und im Bereich des Sozialen 

tangieren; wir meinen all die freiwilligen und auf das Gemeinwesen bezogenen Aktivi­

täten, denen kein Erwerbszweck zu Grunde liegt und die zu einem großen Teil gemein­

schaftlich und in der Öffentlichkeit stattfinden (so die Diskussion in der Enquète-

Kommission des Deutschen Bundestags). Es geht um Partizipationsmöglichkeiten, die 

durch bürgerschaftliches Engagement genutzt werden können und damit um (alte und) 

neue Formen der sozialen Integration neben der Erwerbsarbeit. Ob sich Bürgerinnen 

und Bürger einmischen und ihr gesellschaftliches Umfeld mitgestalten können, ist 

dabei die zentrale Frage. Bürgerengagement schafft sozialen Zusammenhalt und sozia­

le Integration in einer Gesellschaft. Analog zum Bildungskapital spricht man von sozi­

alem Kapital, das durch aktive Teilhabe und Mitwirken in der Gesellschaft entsteht. 

Soziales Kapital umschreibt - allgemein formuliert - die Fähigkeit einer Gesellschaft, 

den sozialen Zusammenhalt (von Institutionen und Menschen) zu bewirken. Gemeint 

sind Institutionen im soziologischen, also weiteren Sinne: Sie können sehr unterschied­

licher Natur sein und Familien, Betriebe, Gewerkschaften, Behörden, Vereine, Schulen 

usw. umfassen sowie auch Normen, Werte, (formelle und informelle) Regeln und Ver­

haltensmuster, die in einer Gesellschaft verbindlich sind. Kooperatives, gemeinschafts-

bezogenes und solidarisches Verhalten gehören etwa dazu. Auf der individuellen Ebene 

geht es um die Fähigkeit der Menschen, private und berufliche Kontakte einzugehen 

und aufrechtzuerhalten, also mit anderen Personen zusammenzuleben und -arbeiten. 

Soziales Kapital existiert auf allen gesellschaftlichen Ebenen: im Mikrobereich des un­

mittelbaren Zusammenlebens, auf der mittleren Beziehungsebene (Mesobereich) und 

auch im Bereich der gesellschaftlichen Großorganisationen und -einrichtungen. Dies be-



deutet anders formuliert, daß alle Gesellschaftsmitglieder zur sozialen Kapitalbildung 
beitragen können, einzelne Personen ebenso wie große Bürokratien oder Unternehmun­
gen. Unternehmen können wie auch andere Gruppen in der neuen Arbeitsgesellschaft 
eine wichtige Rolle spielen. Sie sind in vielfältiger Weise in der Lage, soziale Integration 
zu bewirken, indem sie in Sozialkapital „investieren". Es geht um die soziale Verantwor­
tung der Unternehmen, gesellschaftliches Leben mitzugestalten, und zwar in der glei­
chen Weise, wie andere Staats- und Wirtschaftsbürger dies mit ihrem Engagement auch 
tun. Unternehmerisches bürgerschaftliches Engagement ist eine Möglichkeit, die Unter­
nehmen zu Mitgestaltern der gesellschaftlichen Sozialkapitalbildung zu machen. 

Auch die Unternehmen sind heute in einer radikal anderen Situation als in der indu­
striellen Phase des 19. und 20. Jahrhunderts. Sie stehen mit vielen anderen in einem 
globalen Wettbewerb, in dem sie sich positionieren müssen - nicht nur hinsichtlich 
ihrer Produktpalette, sondern auch im Hinblick darauf, wie sie sich am Markt darstel­
len wollen. Unternehmen suchen deshalb nach einer Identität und entsprechenden 
unverwechselbaren Assoziationsmustern, die sich mit ihrem Namen verknüpfen. Dazu 
gehört, neben der ökologischen Dimension auch soziale Belange in das unternehmeri­
sche Handeln einzubeziehen. In der Zwischenzeit gibt es bereits ein weltweites „Global 
Business Responsibility Resource Center", das ethische Standards sozialer Verantwor­
tung herausarbeitet, in einem weiten Kreis von Unternehmen verbreitet, verbindlich 
macht und beispielsweise in diesem Rahmen jährlich „The 100 Best Corporate Citizens" 
auszeichnet (http://www.bsr.org/resourcecenter/). Daß es in hohem Maße sinnvoll ist, 
derartige Gelegenheitsstrukturen durch Unternehmen zu schaffen, zeigen Erfah­
rungen in einigen europäischen Ländern sowie in den USA und Kanada. In diesen Län­
dern gehört zur Normalität, was in Deutschland bislang wenig bekannt ist: „Corporate 
Citizenship" oder „Corporate Social Responsibility". 

Wenn wir von unternehmerischem Bürgerengagement sprechen, steht weder das 
Sponsoring (in Kultur, Sport oder anderen werbeträchtigen Bereichen) im Vordergrund, 
noch die karitativ motivierte finanzielle Alimentierung sozialer Einrichtungen durch 
Spenden. Dies sind durchaus wichtige Unterstützungsformen, es ist aber ein einseitiges 
Geben, das keine Lernprozesse (in den Betrieben oder in den sozialen Einrichtungen) in 
Gang setzt, und das auch nur in sehr geringem Maße soziales Kapital bildet. Beim ÜBE 
steht vielmehr im Vordergrund, Synergieeffekte zwischen den verschiedenen Lebens­
und Arbeitsfeldern entstehen zu lassen und diese für das Unternehmen und die priva­
te Lebensführung nutzbar zu machen. 

http://www.bsr.org/resourcecenter/


Unternehmerisches Bürgerengagement kann unterschiedliche Erscheinungsformen 
annehmen: So kann es sich im Sinne „traditionellen" unternehmerischen Engagements 
um monetäre Aktivitäten handeln, wenn beispielsweise das Spendenverhalten der Mit­
arbeiter unterstützt wird oder jede Spende eines Beschäftigten in gleicher Höhe aufge­
stockt wird. Die Unterstützung von gemeinnützigen Einrichtungen mit Sachspenden 
(etwa: Bereitstellung einer Computerausrüstung) gehört ebenfalls dazu. Weitaus inte-
grativer und sozial wahrnehmbarer ist beispielsweise die Regelung, daß Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter für ihr Engagement die Einrichtungen des Betriebs nutzen kön­
nen (Telefon, Kopierer usw.). In hohem Maße anspruchsvoll sind ebenfalls Mentoren­
programme: Firmenangehörige übernehmen Patenschaften für sozial benachteiligte 
Kinder und Jugendliche; sie begleiten und unterstützen ihre „Mentis" oftmals über 
viele Jahre hinweg. Ebenfalls sehr innovativ sind Programme, die das Engagement der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter außerhalb oder während der Arbeitszeit aktiv unter­
stützen. In den USA sehr beliebt ist die Aktivierung projektbezogenen Bürgerengage­
ments an sogenannten Projekttagen (Days of Service). Sie finden einmal im Jahr oder 
häufiger statt, und einzelne Teams oder die gesamte Belegschaft führen konkrete Vor­
haben durch. Dies kann die Renovierung einer Schule, die Mitarbeit in einer sozialen 
Einrichtung oder ähnliches sein. Die Unternehmen übernehmen die Materialkosten 
oder unterstützen zusätzlich die Organisation und Logistik. Eine stärkere soziale Ver 
bindlichkeit hat die Unterstützung kontinuierlichen Engagements. Häufig handelt es 
sich um einwöchige bezahlte Freistellungen (pro Jahr) oder um mehrere Stunden pro 
Monat. In den angelsächsischen Ländern haben sich in diesem Umfeld in den letzten 
beiden Jahrzehnten neue Berufsgruppen herausgebildet - sogenannte „agents for civic 
activities" -, die gleichsam als Scharnier zwischen Unternehmen und den Lern- und En­
gagementfeldern passgenaue Programme herausarbeiten und diese durch Vor- und 
Nachbereitungen begleiten (z.B. sogenannte City Cares, also New York Cares, Chicago 
Cares usw.). 

Das Projekt „ S w i t c h " - e in prakt isches Beispiel fü r 

unternehmer isches B ü r g e r e n g a g e m e n t 

In Anlehnung an das „Münchner Modell" wurde von der Siemens AG und dem 
Sozialreferat der Stadt München das Konzept „Switch" entwickelt (http://www.muen- 
chen.de/referat/sozial/9splan/9_swi.htm) ". Beschäftigte der Siemens AG können bis zu 
eine Woche im Jahr (mit Wiederholungsmöglichkeit im gleichen Jahr) in einer sozialen 
Einrichtung der Stadt München mitarbeiten. „Switch" gilt zwar betriebsintern als Bil­
dungsmaßnahme, es wird aber mit dem gleichen Stellenwert das Ziel verfolgt, das lang­
fristige Bürgerengagement der Mitarbeiter zu fördern. Es geht um Wissens-Sharing und 
Bürgerengagement sowie um die Aktivierung von Bildungs- und sozialen Ressourcen. 

http://www.muen-
http://chen.de/referat/sozial/9splan/9_swi.htm


Die Beteiligung der Stadt München ermöglicht eine Vernetzung im Sinne des „Private-
public-partnership-Ansatzes". 

Unsere wissenschaftliche Begleitforschung der Pilotphase hat gezeigt, daß ein sol­
ches Programm auf mehreren Ebenen wirksam und deshalb sehr differenziert zu beur­
teilen ist. Die Beschäftigten der Siemens AG können die für sie fremde Arbeitswelt der 
sozialen Einrichtungen erleben und diese Erfahrungen anschließend in ihren Arbeits­
alltag integrieren. In diesem Transformationsprozeß, der noch lange nach dem eigent­
lichen „Switch" nachwirkt, werden Vorurteile abgebaut, Toleranz eingeübt und die 
Fähigkeit zur Perspektivenverschränkung gefördert. Sie lernen, sich rasch in einer 
ungewohnten Umgebung zurechtzufinden und Erlebtes in angemessener Weise zu über­
tragen, was sich auf die eigene Sicherheit positiv auswirkt (Verstetigung der 
Kompetenzüberzeugungen). Diese sozialen Kompetenzen sind für Mitarbeiter insbeson­
dere dann von Bedeutung, wenn sich die Arbeitssituationen rasch verändern oder ein 
Wechsel (in eine andere Abteilung, in das Ausland) bevorsteht. Für viele war der Switch 
eine Gelegenheit, mit einem längerfristigen Bürgerengagement zu beginnen und sich in 
dieser Weise ein Aufgabenfeld zu erschließen, das die berufliche Arbeit ergänzt oder 
ausgleicht. Es ist allerdings auch deutlich geworden, daß unternehmensgestütztes 
Bürgerengagement nicht für jeden Beschäftigten geeignet ist. Voraussetzung ist die 
Bereitschaft zur aktiven Mitarbeit und die Offenheit, sich auf neue und ungewohnte Situ­
ationen einzustellen. Für manche Personen bedeutet der Switch eine zu starke psycho­
soziale Belastung (was letzten Endes Transferprozesse verhindert). 

Für die sozialen Einrichtungen war die Mitarbeit der Siemens-Beschäftigten zunächst 
ungewohnt, weil sie einen Mehraufwand bedeutet und die Bereitschaft, den eigenen Ar­
beitsbereich transparent zu machen. Durch die aktive Mitarbeit der Siemens-Beschäftigten 
konnten im Verlauf der Woche aber derartige Vorbehalte gegen das Hineinwirken Fremder 
abgebaut werden. Je stärker das Engagement, desto nachhaltiger entwickelte sich ein sozia­
ler Zusammenhalt zu beiderseitigem Nutzen. Die meisten Mitarbeiter der sozialen Ein­
richtungen konnten von der Begegnung mit anderen Sichtweisen profitieren und die zahl­
reichen, teilweise ungewohnten Erfahrungen in die eigene Arbeit integrieren. Doch nicht 
jede Einrichtung oder Initiative ist für ein solches UBE-Programm geeignet. Ein Switch 
macht wenig Sinn, wenn beispielsweise Beratungssituationen ein Vertrauensverhältnis 
voraussetzen (Aidsberatung). Allerdings hat sich auch gezeigt, daß Grenzerfahrungen, 
etwa im Hospizbereich, von allen Beteiligten positiv verarbeitet wurden. 



Im Gegensatz zu den Programmen anderer Länder wird die Vor- und Nachbereitung 
und die Qualitätssicherung bei „Switch" nicht von außenstehenden privaten Agenturen 
durchgeführt, sondern vom Sozialreferat der Stadt München. Dies hat nicht nur 
Vorteile, denn eine professionelle Moderation und Abstimmung der unterschiedlichen 
Interessen durch unabhängige Organisationen (z.B. Freiwilligenagenturen) wäre wün­
schenswert. Es ist auch deutlich geworden, daß Nachhaltigkeit nur dann erreicht wer­
den kann, wenn es eine stetige aktive Unterstützung und Wiederholungen derartiger 
Lernprozesse gibt. Es ist daher sinnvoll, UBE-Programme als eine langfristige Unter­
nehmensaufgabe zu implementieren. Dies bedeutet allerdings nicht, daß es das „richti­
ge" UBE-Konzept für jedes Unternehmen gibt. Es muß vielmehr im Hinblick auf die je­
weilige Unternehmenskultur und wechselnde betriebliche Erfordernisse variabel ge­
staltet werden, und es muß in die regionalen Bedingungen sinnvoll eingepaßt werden. 

In der Pilotphase des Projektes Switch war das Engagement auf soziale Einrichtungen 
beschränkt. Eine solche Fokussierung ist jedoch aus mehreren Gründen problematisch. 
Zum einen „liegt" nicht allen Mitarbeitern die Arbeit in sozialen Einrichtungen. Zum 
anderen beschränkt sich Bürgerengagement nicht nur auf den sozialen Bereich. Daher 
sollten auch in Deutschland kulturelle und ökologische Einrichtungen sowie freie 
Initiativen einbezogen werden. Derartige Einrichtungen und Initiativen stellen für Unter­
nehmensmitarbeiter ebenfalls eine fremde Welt dar und können - wie die Erfahrungen 
in anderen Ländern zeigen - Lernfelder von vergleichbar hoher Qualität anbieten. 

3. „Anders arbeiten, anders leben?" 

Eigens inn u n d Emanz ipat ion in der E igenarbe i t 

Eigenarbeit etabliert sich in einigen Städten Deutschlands zu einem neuen Tätig­
keitsfeld. Der Begriff der Eigenarbeit wurde bislang in höchst unterschiedlichen Bedeu­
tungen und Inhalten verwendet. Legen wir einen analytischen Begriff zugrunde, der 
auf der Grundlage von empirischen Untersuchungen entwickelt wurde, so sind folgen­
de Dimensionen von Bedeutung. 

Eigenarbeit wird in erster Linie von der Freizeitsphäre abgegrenzt. Eigenarbeit ist eine 
besondere Art des Arbeitens, die ursprüngliche Form der Arbeit. Man kennt ihr Risiko, 
man trägt die Verantwortung. Damit wird deutlich, wie stark sich die Argumentationen 
um Eigenarbeit im ökonomischen Gehäuse bewegt. Die formelle Ökonomie, interpretiert 
als Sphäre abhängiger und fremdbestimmter Arbeit, ist gleichsam die Kontrastfolie für 
den Entwurf anderer Arbeitsformen. Vor diesem Hintergrund wird der Bereich nicht ab­
hängiger Arbeit als ein Möglichkeitsraum des selbstbestimmten Tätigseins gesehen, der 



die souveräne Verfügung über Zeit erlaubt. Von diesem Ansatz her zielt Eigenarbeit nicht 
auf Gelderwerb, sondern auf den Nutzen der - materiellen wie immateriellen - Produkte. 

Der Nutzen ist personengebunden und nicht in direkter Weise gemeinschafts- oder 
gesellschaftsbezogen. Im eigensinnigen Handeln und Herstellen wird die Möglichkeit 
gesehen, die eigenen Kräfte zu erleben, sich selbst mehr zuzutrauen und Kreativität zu 
entwickeln - jene Aspekte also, die auf ein emanzipatorisches Arbeiten hindeuten. Eigen­
arbeit kann sowohl privat als auch öffentlich stattfinden. Eigenarbeit im öffentlichen 
Bereich hat eine besondere Bedeutung: Sie kann zwar eigensinniges, muß aber eben 
nicht sozial isoliertes Handeln sein, weil es in einer öffentlich zugänglichen Gemein­
schaft stattfindet. Öffentliche Eigenarbeit ermöglicht auch denjenigen Zugang, die etwa 
durch ihre Wohnbedingungen (insbesondere in städtischen Gebieten) keine umfangrei­
chen privaten Eigenarbeiten durchführen können. Im Gegensatz zur öffentlichen Eigen­
arbeit unterscheidet sich beispielsweise handwerkliche private Eigenarbeit nicht von 
Heimwerken oder Hobby-Basteln einerseits und Selbstversorgungsaktivitäten anderer­
seits. Alle können, aber müssen nicht kreative und selbstbestimmte Züge aufweisen. 

Das Münchner Haus der E igenarbe i t (HEi) 

Das Haus der Eigenarbeit ist ein solches öffentliches Haus, das den Charakter eines 
Bürgerhauses hat. Es wurde nach einer etwa zweijährigen Planungsphase 1987 eröffnet 
(http://www.anstiftung.de/). Es befindet sich im Münchner Stadtviertel Haidhausen. In 
diesem Stadtviertel liegt die Anzahl der Privathaushalte mit Kindern und der 1-Personen-
Seniorenhaushalte im Münchner Durchschnitt, es hat aber einen überdurchschnittlich 
hohen Ausländeranteil. Das HEi ist in einer ehemaligen Druckerei im Rückgebäude 
eines Wohnhauses untergebracht, es bietet Raum für handwerkliche, soziale und 
kulturelle Eigenarbeit. Für den handwerklichen Bereich wurden folgende Werkstätten 
eingerichtet, die sich auf drei Etagen (und ca. 350 qm) verteilen: Holz, Keramik, Metall, 
Papier, Polstern, Schmuck, Steine und Textil. Die wesentlichen Merkmale dieser Werk­
stätten sind: Sie stehen jeder und jedem zur Verfügung, sie haben eine professionelle 
Ausstattung und sie werden während der gesamten Öffnungszeiten betreut. Die Fach­
beratungen werden zu festgelegten Stunden in den jeweiligen Werkstätten angeboten. 

Daneben werden Kurse über Gesundheit und kulturelle Veranstaltungen angeboten. 
Es gibt spezielle Programme für Kinder und Jugendliche, sowie für Behinderte. Die 
Gruppenräume können für soziale oder kulturelle Aktivitäten genutzt werden. Mehrere 
Gruppen aus dem Bereich neuer sozialer und ökologischer Bewegungen (z.B. Tausch­
ring LETS) haben ihren Treffpunkt in den Räumen des HEi. Das „Schrott-Cafe" bietet auf 
der Basis von Selbstbedienung (und Selbstentsorgung) Getränke und kleinere Speisen an. 

http://www.anstiftung.de/


Das HEi trägt sich derzeit etwa zu 40 % selbst, rund 50 % sind öffentliche Gelder und 
15 % der Kosten werden durch Stiftungsgelder der gemeinnützigen Forschungsgesell­
schaft „anstiftung" beigetragen, die auch die gesamte Grundausstattung des HEi finan­
ziert hatte. Das Haus steht grundsätzlich jedem und jeder offen, es wird kein Eintritt 
und keine besondere Mitgliedschaft verlangt. Für die Nutzung der Werkstätten wird 
eine Gebühr erhoben, die - je nach Werkstatt und der Inanspruchnahme von Fachbera­
tung - zwischen 5,50 DM und 12 DM pro Stunde liegt. Die reine Nutzung der großen 
Schreinereimaschinen kostet 30 DM. Für Personen mit niedrigem Einkommen wie 
Alleinerziehende und Langzeitarbeitslose gibt es Ermäßigungen. Die Zahl der täglichen 
Besucher bewegt sich zwischen 50 und 60 Personen, ca. 20 davon sind Werkstattbe­
sucher, die übrigen besuchen Kurse, Veranstaltungen, diverse Treffs etc. 

4. Tätigkeitsgesellschaft als zivile Arbeitsgesellschaft? 

Soziale Integration durch Teilhabe der Menschen am gesellschaftlichen Zusammen­
leben fällt nicht vom Himmel. Sie ist dennoch lebensnotwendig und muß deshalb in 
der Gesellschaft hergestellt werden. Dies kann in vielfältiger Weise geschehen. In 
erster Linie wird gesellschaftliches Engagement gelernt: in den Familien, in der Nach­
barschaft - also im sozialen Nahbereich des Stadtteils, des Ortes oder der Region. Hier 
entsteht Partizipation. Es muß ein partizipationsfreundliches soziales Umfeld geben so­
wie Freunde und Nachbarn, die sagen: „Komm doch mal mit!" Zweitens müssen die 
Menschen wissen, wohin sie gehen sollen. Vom Sportverein wissen vielleicht noch 
viele, aber wer kann sagen, wo die nächste Krabbelgruppe ist, wer weiß, wo die Leute 
mit gleichen Interessen zu finden sind? Hierzu braucht es Gelegenheitsstrukturen: Ein­
richtungen, die mit ihren vielfältigen Möglichkeiten das Interessenspektrum vieler 
treffen. Auch hier gilt das Saysche Gesetz der Ökonomie: Das Angebot schafft die Nach­
frage. Dieses Angebot kann nicht irgendwo, sondern muß in der sozialen Umgebung 
der Menschen sein, also vor Ort. Hier wird Partizipation gemacht. 

Die beiden hier vorgestellten Modelle sprechen für diese Prinzipien. Beides sind Ge­
legenheitsstrukturen im sozialen Nahbereich der Menschen (in der Erwerbsarbeit und 
in der Nachbarschaft eines Stadtteils). Beide Modelle zielen in ihrer je unterschied­
lichen Art auf neue Formen der sozialen Integration, nämlich durch Engagement und 
Mitarbeit. In diesem Punkt scheint jedoch auch die Differenz der beiden Modelle zu lie­
gen. Menschen sind in den UBE-Modellen aktiv, weil sie außerhalb der „normalen" 
Arbeit etwas anderes aktiv unternehmen wollen: Sie wollen sich nützlich fühlen, sich 
einmischen, selbstbestimmt und eigenverantwortlich Engagementbereiche selbst ge­
stalten und neues (für den Beruf und für sich selbst) dazulernen. Menschen sind in der 



Eigenarbeit aktiv, weil sie in anderer Form arbeiten wollen. Sie suchen die anderen, ver­
schütteten Aspekte in der Arbeit: keine Entfremdung, sondern Selbstbestimmung, Eigen­
verantwortung und Gemeinschaft. Es sind folglich ähnliche Dimensionen, die aber ent­
weder nicht als Arbeit oder als andere Arbeit verstanden werden. Und in ihrer Rückwir­
kung verändern beide Modelle das soziale Umfeld, in dem sie entstanden sind. Ein Stadt­
teil wird lebendiger durch eine Bürgereinrichtung, wie sie das HEi darstellt. Ob diese Mo­
delle Ansätze für eine Form der Tätigkeitsgesellschaft bilden, kann nicht präzise gesagt 
werden, weil das Konzept der Tätigkeitsgesellschaft selbst zu diffus ist, und die Entwick­
lung einer modernen Variante der Vorstellungen von Hannah Arendt noch aussteht. Es 
ist aber ein weiterer Aspekt von Bedeutung: Diese Modelle sind eine Antwort darauf, daß 
soziale Integration nicht allein durch die traditionelle Erwerbsarbeit gelingt, und daß es 
für eine Bürgergesellschaft nicht ausreicht, „gute" Wirtschaftsbürger als Kollegen und 
Kolleginnen, in der Nachbarschaft oder im Freundeskreis zu haben. Es braucht auch 
Menschen, die den Bereich der Erwerbsarbeit „zivilisieren" und die sich über die wirt­
schaftliche Sphäre hinaus engagieren. Diese Modelle können das bürgerschaftliche 
Prinzip in unserer Gesellschaft festigen und erste Schritte zu einer zivilen Arbeits­
gesellschaft sein, die neue Öffentlichkeiten für Leben und Arbeiten schafft. 

Anmerkung 

l) Das „Münchner Modell" ist ein umfassenderes UBE-Konzept, das auf deutsche Verhältnisse 

zugeschnitten ist. Es zeigt organisatorische und finanzielle Möglichkeiten auf, Bürgerengage­

ment zu unterstützen. So sind in diesem Grundmodell etwa Freiwilligenagenturen als Vermitt 

lungsorganisationen und Bürgerstiftungen als Finanzierungsinstrument vorgesehen. Das 

„Münchner Modell" bezieht alle betrieblichen Hierarchieebenen und Arbeitslose mit ein 

(http://www.socialscience.de/munich.html). 
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Andreas Feldtkeller 

Die Garage - eine Metapher 

Innovationen in der Nische, oder: 
Kehrt die Arbeitswelt zurück in die Stadt? 

Das Bild von der berühmten Gründergarage verführt zu dem Gedanken, 
neue Gewerbebetriebe könnten leicht, jederzeit und an jedem Ort entste­
hen, wenn nur einmal die bürokratischen Hürden beseitigt sind. Die Frage 
nach dem passenden städtebaulichen Kontext tritt dann in den Hinter­
grund. Sie wird allerdings in unserem Lande ohnehin kaum gestellt, im 
Gegensatz zu den USA, wo heute Wirtschaftsexperten für eine Rückkehr 
der Arbeitswelt in die Städte plädieren. 

Der Charme der Garage als Existenzgründerort liegt in der Möglichkeit 
eines einfachen, unkomplizierten Beginnens in ganz simplen, für einen 
ursprünglich anderen Zweck vorgegebenen, dabei leicht erreichbaren 
Räumen, die der Nutzer sich selbst für seinen ganz individuellen Bedarf 
herrichtet. Die Stadt Tübingen hat in den vergangenen zehn Jahren an 
einer großen Militärbrache ausprobiert, ob und wie man ein derartiges 
Mischkonzept in größerem Umfange umsetzen kann. 

1. Wo ist künftig der Ort der Arbeitswelt? 

Das Thema der Gründergarage verleitet mich dazu, nicht nur Praxisbeispiele gelun­
gener Gebäudeumnutzungen für Gewerbezwecke vorzustellen, sondern etwas allge­
meiner der Frage nachzugehen, wo - also in welchen städtebaulichen Kontexten -
denn künftig der Ort der Arbeitswelt sein wird. Zieht sich die Arbeit immer mehr aus 
der Stadt zurück in Büro- und Gewerbeparks? Ist die einzige Ergänzung dazu der in die 
Wohnsiedlung integrierte Telearbeitsplatz? Oder gibt es in Zukunft (in welchem quanti­
tativen Verhältnis dazu auch immer) auch eine Rehabilitierung des vitalen städtischen 
Quartiers, in dem modernes Wirtschaften unterschiedlichster Sektoren ganz eng mit 
allen möglichen Formen des Wohnens verwoben ist? 



Wir werden nämlich Beispiele für neueste „Gründergaragen" sehen, bei denen die 
Frage aufkommt, ob es sich nicht um schöne Einzelfälle handelt, die eher zur weiteren 
funktionalen und sozialen Zersplitterung in unseren Städten beitragen als zu dem er­
wünschten Boom an neuen kleinen und mittleren - und möglichst beständigen - Be­
trieben. 

Die Frage nach den passenden lokalen Milieus, in denen sich der künftige Boom 
neuer innovativer Betriebe entfaltet, wird ja nach meinem Eindruck in der Bundesre­
publik bisher so gut wie gar nicht gestellt. Anders sieht dies in den USA aus, wo ein Star 
des strategischen Managements, Michael E. Porter, (1996) schon vor Jahren im HAR­
VARD BUSINESS manager die Wirtschaft (und gerade auch das herstellende Gewerbe) 
eindringlich aufgefordert hat, mit ihren Betrieben in die Städte mit ihren dichten Be­
ziehungsnetzen zurückzukehren (Porter, 1996). 

2. Unkompliziertes Beginnen 
in bestehenden Kommunikationsstrukturen 

Die „Garage" ist zunächst einmal eine Metapher für das Emporsteigen großer, welt­
weit agierender Firmen aus kleinsten, bescheidensten und oft provisorischen Anfängen 
heraus. 

Gottlieb Daimler hatte seine Erfinderwerkstatt 1882 im Gartenhaus seiner Cannstatter 
Villa eingerichtet. Das war sozusagen das Vorgängermodell jener Garagen, aus denen 
sich später Komplexe wie das Silicon Valley entwickelten. 

Vor kurzem hat das Unternehmen Hewlett & Packard die Originalgarage, in der es 
1938 seine Laufbahn startete, zum Preis von umgerechnet 3,8 Mio DM erworben (wobei 
ein dazugehörendes Wohnhaus mitgekauft werden mußte). Diese Gründergarage ist mit 
der Nummer 976 als Monument amerikanischer Geschichte inventarisiert. 

Die Werbekampagne, die H & P mit dieser Aktion verbindet, soll darauf hinweisen, 
wie man fernab jeder Kommunikationskultur und -infrastruktur, jenseits aller behörd­
lichen und versicherungswirtschaftlichen Abhängigkeiten, wörtlich unter dem Motto 
„Keine Machtspielchen, keine Bürokratie" erfolgreich sein kann. 

Der Charme der Garage als Metapher liegt natürlich nicht in jenem „fernab jeder 
Kommunikationskultur", sondern in der Möglichkeit eines einfachen, unkomplizierten 
Beginnens in ganz simplen, für einen ursprünglich anderen Zweck vorgegebenen, dabei 



leicht erreichbaren Räumen, die der Nutzer sich selbst für seine ganz individuellen 
Zwecke herrichtet - möglichst ungetrübt von perfektionistischen Vorschriften des Bau­
rechts, der Versicherungen und der Arbeitsaufsicht. 

Dabei scheint mir die Möglichkeit, daß der Nutzer die Räume sich selbst so herrichtet, 
wie er sie braucht und bezahlen kann - und zwar unabhängig von den Vorstellungen 
und Auflagen Dritter - das zentrale Moment zu sein. Hier unterscheidet sich die Grün 
dergarage fundamental von den heute gängigen (und teilweise hoch subventionierten) 
Starterzentren und Gründerparks. 

3. Offizielles Desinteresse gegenüber kleinen Betrieben 

Eine der bemerkenswertesten - wenn auch kaum wahrgenommenen - Eigenschaften 
des bundesdeutschen Städtebaus der Nachkriegszeit ist sein durchgängiges Desinter­
esse gegenüber der Neugründung von Betrieben und kleinen und mittleren Unterneh­
men überhaupt! 

In den „Wohn- und Geschäftsgebieten" der alten Bauordnungen gab es überall in den 
Erdgeschossen der an öffentlichen Straßen stehenden Vorderhäuser und dazu in den 
Hinterhäusern und Hofzonen tausend Gelegenheiten, sich provisorisch oder auch auf 
Dauer mit einem kleinen Betrieb einzurichten. Die Planungsgesetzgebung ab 1962 und 
die daraus resultierende Aufteilung der Stadt in Gewerbe-, Wohn-, Geschäftszonen usw. 
haben dieses Raumangebot der Stadt nahezu vollständig beseitigt - und zwar ohne da­
für irgendeinen adäquaten Ersatz anzubieten. 

Aus der Stadt, die einmal ein Ort des wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Aus 
tauschs war, ist seitdem eine Einrichtung geworden, die vor allem dem Vermeiden von 
Störungen und dem Fernhalten all dessen dient, was das eigene Tun möglicherweise ir­
gendwie behelligen könnte. 

4. Brachen als Reservoir 

In vielen Städten sind in den letzten Jahren unterschiedlichste Initiativen entstan­
den, die sich darum bemühen, ausgemusterte Gebäude auf Industrie-, Militär- oder 
Bahnbrachen vor der Abbruchbirne zu retten - quasi als Ausgleich für das entstande­
ne Defizit an einfachen Raumangeboten für kleine und mittlere Unternehmen - und sie 
neuen kulturellen und gewerblichen Nutzungen zuzuführen. 



Dies sind in der Tat die aktuellen Gründergaragen und jeder kennt aus seiner eige­
nen Stadt entsprechende Beispiele. In Tübingen wurde vor wenigen Jahren der bishe­
rige Schlachthof (in schönster Lage nahe bei den geisteswissenschaftlichen Instituten 
der Universität) aufgelöst. Die Vorstellungen der Stadt gehen dahin, die Gebäude mit 
einer einzigen Ausnahme abzubrechen und das Gelände für den Neubau eines Tagungs­
und Kongreßzentrums freizumachen. Inzwischen hat sich allerdings in den verlassenen 
Gebäuden eine ganze Reihe von Betrieben - vor allem aus dem Kultur- und Medien­
bereich - niedergelassen, offiziell nur zeitlich beschränkt und provisorisch bis zum 
Zeitpunkt des Abbruchs, deshalb auch ohne großen Genehmigungsaufwand. 

Solchen Unternehmungen kommt auf der einen Seite die Behandlung der Altbauten 
nach dem Schema der Gründergarage („Keine Bürokratie!") zugute, auf der anderen 
Seite bedeutet die Ungewißheit der zeitlichen Dauer eine erhebliche Einschränkung in 
den Umbaumöglichkeiten. Diese Ungewißheit wird wegen der Diskrepanz zwischen 
dem erheblichen Bodenwert an diesem Standort und der geringen Rendite der Provi­
sorien andauern. 

5. Wirtschaftliche Tragfähigkeit der „Garage" 
durch ein städtebauliches Konzept 

Im Hinblick auf die große und immer noch zunehmende Zahl der Brachflächen in 
unseren Städten und der vielfältigen, noch verwertbaren Bausubstanz, die auf diesen 
Flächen leersteht und auf den Abbruch wartet, im Hinblick auf den ersehnten Gründer­
boom im Bereich der Kommunikations- und Medienunternehmen, im Hinblick auf eine 
wachsende Tendenz privater Haushalte, die aus den unterschiedlichsten Gründen doch 
lieber eine Wohnung in einem lebendigen Quartier suchen als in der Monotonie der 
Siedlungen, muß für die Stadtbrachen ein allgemein anwendbares Konzept gefunden 
werden, das es erlaubt, den Gründergarageneffekt beizubehalten, ihn aber in eine wirt­
schaftlich tragfähige Konstruktion einzubinden. 

Diese Konstruktion kann in meinen Augen nur eine neue Variante des städtischen 
Quartiers sein, in dem nebeneinander und übereinander gewohnt und gearbeitet wird 
und das heute wieder (mehr als in den vergangenen achtzig Jahren) akzeptabel wird, 
weil der technologische Fortschritt natürlich nicht bei den Telemedien haltgemacht, 
sondern auch die kleinen und mittleren Betriebe des herstellenden Gewerbes erheblich 
verändert hat. 90 % aller künftigen Betriebe lassen sich ohne weiteres in neuen Misch­
gebieten unterbringen. Es geht nicht um „wohnverträgliche" Betriebe, sondern um jede 
Art von Betrieben, die in Mischgebieten zulässig ist. 



Der Deutsche Städtetag hat in einem Strategiepapier von 1999 eine solches neues 

Konzept für die Stadtentwicklungspolitik wie folgt beschrieben: „Je größer die Städte 

bzw. Stadtregionen sind, desto ausgeprägter sind Tendenzen von Entmischung und Flä­

chenverbrauch im Umland zu beobachten. Deshalb sollte sowohl zur Vermeidung so­

zialer Segregation als auch zur Verringerung der Verkehrsprobleme verstärkt auf eine 

Mischung der Funktionen Wohnen, Versorgen, Arbeiten und Freizeit gezielt werden. 

Für eine 'Stadt der kurzen Wege' gibt es eine realistische Chance, wenn die freiwerden­

den Flächen von Industriebrachen, Militärstandorten sowie Bahn- und Postanlagen 

hierfür genutzt werden" (Hoffmann, 2000). 

Das hört sich gut an. Solange der Staat die bisher wirtschaftlich eingefahrenen Trends 

unkritisch weiter mit Subventionen unterstützt, sind solche Strategieformulierungen we­

nig wirkungsvoll. 

6. Das Beispiel Tübingen 

Die Stadt Tübingen hat in den vergangenen zehn Jahren an einer großen Militär­

brache ausprobiert, ob und wie man ein derartiges Mischkonzept umsetzen kann und 

welches dabei die geeigneten Akteure sind (Feldtkeller, 1997, 2001). 

Das Stadtsanierungsamt, das bei dem Vorhaben das Projektmanagement betreibt, 

hat bei der Auseinandersetzung mit den Zielen und den Umsetzungsproblemen einen 

fundamentalen Grundsatz entdeckt, von dem ich erst jetzt gelernt habe, daß es auch 

der Witz der Gründergarage ist: Die Menschen sind dann bereit, ein neuartiges Projekt 

mitzutragen, wenn man sie nicht als Konsumenten behandelt, sondern sie selbst 
Ol 

d . machen läßt. 
V 

2 
c Der Tübinger Gemeinderat hat in diesem Sinne für das gesamte Projekt (bei dem es 
1 sich immerhin um Wohnraum für mehr als 6.000 Personen und um 2.500 Arbeitsplätze 

Ol 

2 handelt) festgelegt, daß die neugeordneten Grundstücke - teils mit den Altbauten, teils 

" zur Neubebauung vorgesehen - parzellenweise mit Vorrang direkt an die künftigen 

__ Wohn- oder Gewerbenutzer (und nicht an die bei so großen Projekten sonst im Vorder-

jü grund stehenden Baugesellschaften) veräußert werden. 
"ÖJ 

£ Ein Teil der Altbauten wurde unmittelbar nach Abzug des französischen Militärs bis 

zu ihrem Abbruch noch einige Jahre vorübergehend genutzt. Dadurch war sofort wie-

94 der Leben in dem aufgelassenen Quartier. 



Südstadtentwicklung Tübingen. Isometrie Französisches Viertel 
Quelle: Stadtsanierungsamt Tübingen 

Andere Altbauten - darunter die später so begehrten Pferdeställe und eine ehemalige 
Reithalle (und zuletzt Panzerwartungshalle) - wurden in der Länge gestückelt und an 
verschiedene Nutzer verkauft. 

Wieder andere Altbauten wurden für Zwecke des Gemeinbedarfs umgenutzt. Insge­
samt wurden ganz bewußt auch abgewirtschaftete Altbauten mit nur noch minimalen 
Ertragswerten - teilweise sogar querstehend zum neuen städtebaulichen Erschließungs­
system - erhalten und weiterveräußert. 

Bei den Neubauten schließen sich (angesichts der dichten Bauweise: vier bis sechs 
Geschosse, geschlossene Bauweise, GRZ 0,6 bis 0,8) Interessenten zu Baugruppen unter­
schiedlichster Größe zusammen. Diese Baugruppen setzen dann ihre Vorhaben selbstor­
ganisiert mit eigenem Architekten und eigenem Baumanagement um. 

Um all dies möglich zu machen, berücksichtigt die Stadt beim Zuschnitt der neuen 
Grundstücke die individuellen Wünsche der einzelnen Gruppen. Diese verpflichten 
sich im Kaufvertrag, mindestens das Erdgeschoß ihres Bauprojekts einer gewerblichen 9 5 
oder kulturellen Nutzung zu widmen. 



Das Projekt wird auf diese Weise zu einer Urbanen Nische innerhalb der sonst 
immer weiter segmentierten Agglomeration. Die beteiligten Nutzer und Nutzergruppen 
erhalten (gerade auch wirtschaftliche) Möglichkeiten, die ihnen außerhalb der Nische 
nicht zur Verfügung stehen; dafür bezahlen sie den objektiv festgelegten Verkehrswert 
der neugeordneten Grundstücke. 
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Délai Atmaca 

Wohnen und Arbeiten, Arbeiten und Wohnen? 

Das Beispiel „WeiberWirtschaft eG" in Berlin 

„Nichts auf der Welt ist so stark wie eine Idee, deren Zeit gekommen ist." 
Victor Hugo 

Die WeiberWirtschaft eG in Berlin ist mit mehr als 1.500 Mitgliedern die 
größte Frauengenossenschaft Europas. Sie betreibt ein in solidarischer 
Selbsthilfe von Frauen errichtetes Gründerinnen- und Gewerbezentrum, 
das mehr als 60 von Frauen geführte Unternehmen beherbergt, in denen 
rund 150 Menschen - überwiegend Frauen - beschäftigt sind. Die Unter­
nehmerinnen gehören unterschiedlichsten Wirtschaftszweigen an. Dies 
schafft nicht nur großes Synergiepotential im engeren wirtschaftlichen 
Sinne, sondern auch - wegen der kurzen Wege - erheblichen Mobilitäts­
gewinn gerade für Frauen. Dabei spielt nicht zuletzt auch die gute Integra­
tion des gesamten Gebäudekomplexes in den Kiez eine Rolle. Das Zentrum 
der WeiberWirtschaft bietet eine frauengerechte Infrastruktur (Kinder­
tagesstätte mit ganztägiger Betreuung, Restaurant, Kantine, Cafe etc.), 
die es ermöglicht, Wohnen und Arbeiten miteinander zu vereinbaren. 

Vorbemerkung - Oder: eine „kleine Rechtfertigung" vorab 

Sicherlich erwarten die meisten Leserinnen und Leser nun einen Beitrag, dessen In­
halt exakt oder doch zumindest weitgehend das hält, was der gleichsam programmati­
sche Titel verspricht, konkret: einen Beitrag über den Zusammenhang bzw. die Wech­
selwirkung von „Wohnen und Arbeiten" - anschaulich beschrieben am praktischen 
Beispiel der WeiberWirtschaft eG. Leider kann der vorliegende Beitrag genau dies nicht 
leisten und insoweit entsprechende Erwartungen nicht erfüllen, weil die WeiberWirt­
schaft tatsächlich kein Musterbeispiel für eine ausgewogene Kombination des „Woh­
nens und Arbeitens von Frauen" ist. Dies bedeutet nicht, daß in der WeiberWirtschaft 
etwa keinerlei Zusammenhang zwischen Wohnen und Arbeiten bestünde bzw. nicht zu­
mindest theoretisch denkbar wäre. Die Realität sieht eben nur etwas anders aus. 



Die WeiberWirtschaft ist ein Gründerinnen- und Gewerbezentrum. Genau das - und 
nur das - sollte sie entsprechend der ursprünglichen Idee ihrer „Mütter" nach auch 
sein: eine Art Förderzentrum für (Jung ̂ Unternehmerinnen und damit eine Institution 
bzw. Organisation, die sich frauenspezifischen Belangen und Problemen des Starts in 
unternehmerische Selbständigkeit widmet. Dabei spielte das Wohnen, womöglich gar 
das gemeinsame Wohnen, bestenfalls eine untergeordnete Rolle. 

Zwar befindet sich im Besitz der Genossenschaft - als Bestandteil des gesamten Wei-
berWirtschaft-Gebäudekomplexes in Berlin-Mitte - unter anderem auch ein Wohnhaus 
mit insgesamt 13 Mietwohnungen. Und da ja auch Unternehmerinnen schließlich ir­
gendwo wohnen müssen, läge durchaus die Vermutung nahe, daß einige dieser Unter 
nehmerinnen, die von der Genossenschaft bereitgestellte Gewerbeflächen nutzen, auch 
in der WeiberWirtschaft wohnen. Weshalb das nicht so ist, werde ich später erläutern. 

1. Was ist die WeiberWirtschaft eG? 

Standort für Chef innen: Gründer innen- u n d Gewerbezent rum 

Die 1987 ursprünglich als Verein gegründete und später in eine Genossenschaft über­
führte WeiberWirtschaft eG steht heute für das größte Gründerinnen- bzw. Frauenge-
werbezentrum der Bundesrepublik Deutschland. In dem sanierten Gebäudekomplex in 
Berlin-Mitte befinden sich mittlerweile insgesamt mehr als 60 von Frauen geführte Un­
ternehmen aus den Bereichen Dienstleistung, Handel, produzierendes Gewerbe, Hand­
werk und Kultur. Diese Unternehmen bieten derzeit rund 150 Menschen einen festen 
Arbeitsplatz. Die weitaus überwiegende Mehrzahl davon sind Frauen. In den Betrieben 
sind nicht einmal ein halbes Dutzend Männer beschäftigt. 

Menschen, die Unternehmen gründen, benötigen gerade in der schwierigen Start­
phase Unterstützung in vielerlei Hinsicht. Folglich hält die WeiberWirtschaft zunächst 
einen Großteil jener Standardinfrastruktur- und Dienstleistungen bereit, wie sie von 
„üblichen" Technologie und Gründerzentren auch angeboten wird. Das Besondere bei 
der WeiberWirtschaft besteht in zweierlei: Zum einen hat sie ihr Angebot auf die spezi­
fischen Gründungsbedürfnisse von Frauen ausgerichtet. So ist etwa die von ihr vorge 
haltene Infrastruktur nicht nur „gründerlnnen"-, sondern darüber hinaus insbesondere 
frauengerecht. Entsprechende Dienstleistungen runden die Angebotspalette ab. Zum 
anderen ist die WeiberWirtschaft nicht nur ein Gründerinnen-, sondern eben auch ein 
Gewerbezentrum, d.h., sie beherbergt auch Unternehmen, die die Gründungsphase be­
reits abgeschlossen und sich am Markt etabliert haben. In diesem Nebeneinander von 
„Novizinnen und Etablierten" unter einem Dach kommt eine bestimmte Philosophie der 



WeiberWirtschaft zum Ausdruck, auf die im Verlaufe dieses Beitrages noch einzugehen 
sein wird. An dieser Stelle sollen lediglich einige der wichtigsten Beispiele für die o.g. 
frauenspezifischen Infrastruktur- und Dienstleistungen skizzenhaft vorgestellt werden. 

Raumgesta l tung und Raumauf te i lung 

Ausgehend von der Erfahrung, daß Frauen in der Regel eher kleine Unternehmen 
gründen und auch nach erfolgreich überstandener Startphase, wenn überhaupt, eher 
ein moderates Unternehmenswachstum anstreben, bietet die WeiberWirtschaft eine 
Vielfalt von Flächengrößen an. Angefangen bei 14 qm für ein kleines Büro über übli­
che Flächen für Ladengeschäfte bis hin zu 200 qm für Ateliers o.a. Ferner gibt es nicht 
ausschließlich „klassische" Flächenzuschnitte, sondern es sind auch - im Grunde für 
jede einzelne Einheit - Gemeinschaftsräume vorgesehen. Dazu gehören beispielsweise 
Teeküchen, die mehr sind als nur ein bloßer „Abfüllort". 

Kindergarten 

Geschützt im letzten Hof mit einer Freifläche liegt ein Kindergarten. Kinder im Alter 
zwischen drei und sechs Jahren werden hier ganztägig betreut. Neben Kindern aus 
dem Stadtteil stehen auch Kindern der Frauen aus dem Gründerinnenzentrum Betreu­
ungsplätze zur Verfügung. Nachgedacht wird bereits über die Entwicklung eines flexi 
bien Betreuungskonzepts, das Kundinnen und Kunden einen stundenweisen „kinder­
freien" Aufenthalt im Gründerinnen- und Gewerbezentrum ermöglichen soll. 

Der Tagungsbereich umfaßt eine Fläche von insgesamt mehr als 200 qm für Veran­
staltungen unterschiedlicher Größe. Moderne Kommunikations- und Präsentations­
technik sind selbstverständlich. Der Tagungsbereich kann von jedermann und jeder-
frau gemietet werden. 

Kant ine bzw. Restaurant und Café 

Im Vorderhaus gibt es ein Café und im Hinterhof ein Restaurant bzw. eine Kantine. 
Die Betreiberin des Restaurants verpflichtet sich vertraglich, einen preiswerten und 
abwechslungsreichen Mittagstisch anzubieten. Von diesem Angebot wird reger Gebrauch 
gemacht - von den Unternehmerinnen und deren Beschäftigten, von Geschäftspartner­
innen und Kundinnen und auch der Nachbarschaft. Es gibt auch einen regulären 
Restaurantbetrieb am Abend. Die gastronomischen Einrichtungen erfüllen also auch 
insoweit eine wichtige Integrationsfunktion in das Kiezleben. 

Erwähnenswert sind noch zwei Aspekte. Erstens ist die Planungssicherheit für die 
Unternehmerinnen durch Mietverträge mit langer Laufzeit bei festen Mieten zu nen-



nen, wobei die Verträge in der Regel verlängert werden. Das ist ein wesentlicher Unter­
schied zu den „klassischen" Technologie- und Gründerzentren, wo die Gründer i.d.R. 
wieder ausziehen (müssen), wenn sie sich etabliert haben. Der andere, nicht unmittel­
bar „frauenspezifische" Aspekt betrifft das „ökologische Wirtschaften": Die WeiberWirt-
schaft hat nicht nur den gesamten Altbaukomplex ökologisch saniert, sondern betreibt 
auch eine eigene Energieversorgung. 

Wohnort für Frauen: Das Wohnhaus der WeiberWirtschaft 

In den 13 öffentlich geförderten Neubauwohnungen leben Familien oder alleinerzie­
hende Frauen mit niedrigem Einkommen. Nach Fertigstellung der Wohnungen, die über 
den ersten Förderweg finanziert wurden, wohnten dort zwei der Unternehmerinnen, 
die ihre Gewerberäume in der WeiberWirtschaft hatten. (Nota: Diese beiden Unterneh 
merinnen sind die einzigen in der Geschichte der WeiberWirtschaft, die unter deren 
Dach gewohnt und gearbeitet haben.) Zur Zeit wohnt keine von den mehr als 60 Unter­
nehmerinnen und fünf für die Genossenschaft selbst arbeitenden Frauen in den Woh­
nungen der WeiberWirtschaft, sondern lediglich eine Frau, die bei einer dieser 60 Un­
ternehmerinnen beschäftigt ist. 

Diese niedrige „Wohn- und Arbeitsquote" ist allerdings nicht etwa Ausdruck einer be­
stimmten Schwäche oder eines spezifischen Nachteils, den die WeiberWirtschaft selbst 
zu verantworten hätte, sondern ist einer Besonderheit geschuldet, die mit ihrer Entste­
hungsgeschichte zusammenhängt. Die WeiberWirtschaft ist zwar Eigentümerin des 
Wohnhauses, aber der Bau dieses Hauses und die Vermietung seiner Wohnungen an so­
zial Schwächere stellten eine Bedingung dar, an deren Erfüllung seinerzeit das Zustan­
dekommen des gesamten Kaufvertrages überhaupt geknüpft war. 

Diese Begrenzung des Wohnrechts auf Familien oder alleinstehende Personen mit ge­
ringem Einkommen wirft für die WeiberWirtschaft einige Probleme auf: Die Unterneh­
merinnen in der WeiberWirtschaft zählen nicht unbedingt zu diesem Personenkreis, 
auch wenn die meisten der Existenzgründerinnen in den ersten Jahren sicherlich nicht 
unbedingt zu den sogenannten Besserverdienenden gehören. Eine zusätzliche Beschrän 
kung besteht darin, daß vier der insgesamt zu vergebenden Wohnungen sogenannte 
Besetzungsrechtswohnungen sind, d.h., sie müssen nach § 5 WoBindG an Menschen mit 
anerkannt „dringendem Wohnbedarf" (z.B. Alleinerziehende mit mehreren Kindern) 
vermietet werden. Zwar könnte die Genossenschaft - beispielsweise wenn eine oder 
mehrere der Wohnungen über einen gewissen Zeitraum hinweg nicht an Menschen der 
entsprechend definierten Kreise von Berechtigten hatten vermietet werden können -
beim Wohnungsamt eine Belegungsfreistellung beantragen. Bei Gewährung einer sol-



chen Freistellung könnten dann beispielsweise zwei Mütter mit je einem Kind eine der 
grundsätzlich wohngemeinschaftsgeeigneten 4-Zimmer-Wohnungen oder zwei „allein­
stehende" Frauen eine der ebenfalls prinzipiell WG-freundlichen 2-Zimmer-Wohnungen 
beziehen. Solche Belegungen sind uns leider bisher nicht gelungen. Sie scheitern an den 
Vorbehalten des Wohnungsamtes hinsichtlich des gemeinsamen Bezugs von Wohnungen 
durch Personen, die nicht in einem verwandtschaftlichen Verhältnis zueinander stehen. 

Nach § 4 Abs 1 der Satzung der WeiberWirtschaft können nur Frauen Mitglied der 
Genossenschaft sein. Da die WeiberWirtschaft - wie jede Genossenschaft - eine Selbst­
hilfeeinrichtung zum Zwecke der Förderung ihrer Mitglieder ist, werden die Mietver­
träge konsequenterweise nur mit Frauen geschlossen. Diese Regelung schließt selbst­
verständlich keineswegs aus, daß auch Männer in den Wohnungen leben. Vielmehr be­
steht ihr Zweck darin, den Frauen einfach eine größere Sicherheit zu bieten: So kann 
die Frau sich darauf verlassen, im Falle einer Trennung zumindest nicht auch noch die 
Wohnung verlassen zu müssen. 

Kooperat ive für Akt ive : Se lbsth i l fe statt Le tharg ie 

Die WeiberWirtschaft eG ist mit ihren über 1.500 Mitgliedern die größte Frauenge­
nossenschaft Europas. Seit der Frauenbank in der Weimarer Republik ist sie die erste 
Frauengenossenschaft in Deutschland. Zweck der Genossenschaft ist nach § 2 der Satzung 
„die Förderung ihrer Mitglieder, die Verbesserung der Ausgangsbedingungen von 
Frauenbetrieben und -projekten durch Bereitstellen von Gewerberäumen in einem 
Gründerinnenzentrum, die Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen für Frauen so­
wie die Stärkung von Frauen auf wirtschaftlichem, sozialem und kulturellem Gebiet". 
Damit legt die WeiberWirtschaft als Genossenschaft nicht nur Wert auf die wirtschaft­
liche Förderung der Mitglieder im engeren Sinne, sondern sie hat offenkundig einen 
deutlich breiter angelegten Förderansatz. 

Sol idar i tät e rmögl ich t Autonomie : mi t vereinten Kräf ten ... ohne den Staat 

Obwohl die WeiberWirtschaft Wirtschaftsfördermittel in Millionenhöhe in An­
spruch nehmen konnte, ist sie doch eine echte Selbsthilfeeinrichtung. So hatten die 
„GründungsWeiber" guten Grund zu der Annahme, daß sie hinsichtlich der Bekämp­
fung des wenig frauenfreundlichen Existenzgründungsklimas etwa vom Staat oder an­
deren Einrichtungen kaum Hilfe zu erwarten hatten. Dies ist um so bemerkenswerter 
bzw. erstaunlicher, als es in der damaligen Zeit - so wie heute wieder - einen regelrech­
ten „Existenzgründungsboom" gab und sogenannte „Technologie- und Gründerzentren" 
regelrecht aus dem Boden schössen, deren Gründungsväter und Gründungsmütter sehr 
oft, um nicht zu sagen: in der Regel, staatliche Einrichtungen waren. Die öffentliche 



Hand, meist die jeweilige Kommune, spielte eine entscheidende Rolle: Entweder war sie 
unmittelbar (Mit-)Eigentümerin des Zentrums selbst, und/oder sie war mittelbar be­
teiligt: beispielsweise über die lokale Sparkasse als Financier (Kommune als sogenann­
ter „Gewährträger"). 

Dies nun war und ist bei der WeiberWirtschaft grundlegend anders: Wir beziehen 
uns auf die genossenschaftlichen Grundsätze der Selbsthilfe, Selbstverantwortung und 
Selbstverwaltung. Selbsthilfe bedeutet, daß wir Frauen unsere Belange selbst in die 
Hände nehmen und uns mit vielen anderen Frauen, die ähnliche Interessen haben, zu­
sammentun, um dadurch unsere Kräfte zu vereinen. Gemeinsam können wir Ziele errei­
chen und Aufgaben bewältigen, an denen jede allein auf sich gestellt scheitern müßte. 

Selbstverwaltung bedeutet, daß die Frauen als Mitglieder ihre Belange durch die ver­
schiedenen Organe der Genossenschaft selbst regeln. Selbstverantwortung bedeutet zu­
nächst, daß wir unser Eigenkapital selbst aufbringen und die wirtschaftlichen Folgen 
auch gemeinsam tragen (kollektive Solidarhaftung). Ferner leiten wir die Geschicke der 
Genossenschaft selbst in eigener Verantwortung. Selbstverwaltung und Selbstverant­
wortung bedeuten auch, daß wir in dem Sinne autonom sind, daß wir keinerlei direkti-
vem Einfluß von außen unterliegen. 

Organe der Genossenschaft sind: die Generalversammlung (als höchstes Organ) 
sowie der Aufsichtsrat und der Vorstand. Neben diesen drei Organen gibt es in der 
WeiberWirtschaft noch ein sogenanntes „Nutzungsgremium", in dem Frauen des Vor­
standes sowie der Mieterinnen vertreten sind. Hier wird gemeinsam über alle Fragen 
der Neuvermietung entschieden. Ferner gibt es noch das „Klärwerk", das sich aus Mit­
gliedern des Aufsichtsrates, des Vorstandes und gewählten Vertreterinnen der Miete­
rinnen zusammensetzt. Hier sollen Kommunikationsprobleme innerhalb der Weiber­
Wirtschaft offen angesprochen und gemeinsame Lösungen gefunden werden. Das Klär­
werk ist offen für jede Mieterin. 

2. Eine Idee und ihre Umsetzung: Frauen helfen Frauen -
(nicht nur) bei der Unternehmensgründung 

Die „Mütter" der WeiberWirtschaft wollten ein Gründerinnenzentrum im besten 
Wortsinne schaffen. Aus der - nicht zuletzt durch eine wissenschaftliche Untersuchung 
(Assig/Gather/Hübner, 1985) erhärteten - Erkenntnis heraus, daß Frauen bei der Unter­
nehmensgründung ganz spezifische zusätzliche Hürden vorfinden, die ihnen den ohne­
hin nicht leichten Sprung in die berufliche Selbständigkeit ungleich schwerer machen 



als Männern, entwickelte sich geradezu zwangsläufig der Wille, hier wirksam Abhilfe 
zu schaffen. So entstand die Idee der Schaffung eines Gründerinnenzentrums, „in dem 
die oft beklagte Isolation der Unternehmerinnen aufgehoben und die Bedingungen für 
einen Erfahrungsaustausch günstig (sind)" (Assig, 1985, S. 19). 

Der Großteil der im Rahmen der o.g. Untersuchung Befragten beklagte nicht nur die 
Doppelbelastung durch Familie und Existenzgründung - problematisch insbesondere 
wegen der zumeist fehlenden Unterstützung seitens der Partner bzw. der Familie insge­
samt. Vielmehr - und das halte ich für besonders bedenklich - berichteten die befrag­
ten Frauen von unzureichender Unterstützung seitens professioneller Existenzgrün­
dungsberater. Dies betraf sowohl deren häufig skeptische bis gar ablehnende Grundein­
stellung gegenüber „weiblichen Existenzgründern" (sie!), als auch die mitunter wirklich 
schlechte Qualität der erbrachten Beratungsleistung selbst. Einerseits wurden Frauen 
in ihrer Gründungsmotivation von männlichen Gründungsberatern nicht ernst genom­
men, andererseits wurden sie an männlichen Gründern gemessen. Systemimmanente 
Diskriminierungsfaktoren wurden nicht in die Beurteilung mit einbezogen. Als weite­
res Ergebnis stellten Assig et al. fest, daß die öffentliche Förderung von Gründern an 
Frauen bzw. frauenspezifischen Gründungsbedürfnissen vorbei geht: Wenn Kriterien 
wie Altersbegrenzung, formale Qualifikation oder „Technologiegehalt" einer Branche 
etc. die maßgebliche Rolle für die Beurteilung der Förder(un)würdigkeit eines Grün­
dungsprojektes spielen, braucht man sich nicht zu wundern, wenn frau in der Regel 
leer ausgeht. Aufgrund der noch immer dominierenden geschlechtsspezifischen 
Arbeitsteilung in der Gesellschaft ist es Frauen eben in der Regel so gut wie unmöglich, 
solche Kriterien zu erfüllen. Hinzu kommt, daß Frauen in der von Männern dominier­
ten Geschäftswelt relativ isoliert werden und sie daher grundsätzlich an einem 
Austausch mit anderen selbständigen Frauen interessiert sind. 

Auf der Suche nach einem geeigneten Objekt bewirbt sich die im Januar 1992 in das 
Genossenschaftsregister eingetragene Frauengenossenschaft auf eine Ausschreibung 
der Treuhandanstalt, die den Stammsitz des „VEB Berlin Kosmetik" in Berlin-Mitte für 
20 Millionen DM zum Verkauf anbietet. Nach harten Verhandlungen konnte die Ge­
nossenschaft den Kaufpreis auf 12 Millionen DM reduzieren, allerdings mit der Auf­
lage, auf dem 500 qm großen Grundstück neben dem Vorderhaus Sozialwohnungen zu 
errichten. Mit einem Gesamtinvestitionsvolumen von 36 Millionen DM wurden in den 
Jahren 1993 bis 1996 mehr als 6.000 qm Dienstleistungs-, Büro-, Produktionseinheiten 
und Läden ökologisch saniert, aus- und umgebaut. Hier wurde Platz für etwa 70 Unter­
nehmen geschaffen (insoweit ist also die Gesamtkapazität derzeit noch nicht völlig 103 
ausgelastet). Finanziert wurde das Ganze aus eigenen Genossenschaftsanteilen, Bank-



krediten, Darlehen der öffentlichen Hand und Fördergeldern. Dabei ist allerdings zu 
betonen, daß die Fördergelder nicht etwa aus „frauenspezifischen Förderprogrammen" 
stammten - so etwas gab es schlichtweg überhaupt nicht -, sondern daß ausschließlich 
„traditionelle" Fördertöpfe genutzt wurden, die grundsätzlich - im besten Wortsinne -
jedermann zur Verfügung stehen. 

Das Selbsthilfepotential und die Solidarität der Frauen bewies zum zweiten Mal die 
Notwendigkeit einer solchen Einrichtung, als das Gewerbezentrum 1999 wegen ver­
seuchter Teerpappe in den Geschoßdecken erneut saniert werden mußte. Binnen drei 
Monaten mußte eine Summe von 400.000,- DM an zusätzlichem Eigenkapital aufge­
bracht werden. Ein Geschäftsanteil bei der WeiberWirtschaft lautet auf 200,- DM, d.h., 
es wurden 2.000 Anteile zusätzlich gezeichnet, um weitere Kredite bzw. Fördermittel be­
kommen zu können. Die damit verbundenen Schwierigkeiten sind unschwer vorstell­
bar - dennoch wurde es geschafft! Wiederum war es die große Solidarität der Frauen, 
die ein zweites „WeiberWirtschaftsWunder" schuf. 

3. Wohnen und Arbeiten in der WeiberWirtschaft 

Wie schon eingangs erwähnt, ist die WeiberWirtschaft eigentlich kein Vorzeigepro­
jekt für „Wohnen und Arbeiten von Frauen unter einem Dach", leben doch kaum Frauen 
im Wohnhaus der WeiberWirtschaft, die zugleich Unternehmerinnen im Gewerbe- bzw. 
Gründerinnenzentrum sind. Bei einer etwas weiter gefaßten Betrachtung jedoch gibt es 
durchaus eine Fülle von „Berührungspunkten". Zunächst einige Aspekte, die in erster 
Linie für die Unternehmerinnen von Bedeutung sind. 

Für die sehr heterogenen Branchen angehörenden Unternehmerinnen bieten die 
räumliche Nähe und die besondere, an ihren spezifischen Interessen ausgerichtete In­
frastruktur vielfältige Möglichkeiten zu formeller und informeller Kooperation sowie -
damit eng verknüpft - zur Erzielung von Synergieeffekten. Neben diesen im engeren 
Sinne ökonomischen Vorteilen, die die Frauen allein aufgrund der räumlichen Nähe er­
zielen können, kommt der Vorteil der kürzeren Wege hinzu: Nebenan sind die Rechts­
anwältinnen, ein Stockwerk tiefer die Unternehmensberaterinnen, daneben das Reise­
büro, im 5. Stock die Steuerberaterin, im ersten Hof die Versicherungsmaklerinnen, un­
ten die Glasermeisterin, im Vorderhaus die Apotheke, daneben der Buchladen, im zwei­
ten Hof der Kindergarten etc. Geschäftsessen können gleich im Restaurant „vor Ort" 
stattfinden. Ferner gibt es Künstlerinnen, die immer wieder Konzerte oder Ausstellungen 
anbieten. Diese Art der Nutzungsmischung liegt im Interesse der Frauen, da dadurch 
die vielfältigsten Bedürfnisse auf kleinstem Raum befriedigt werden können. 



Die WeiberWirtschaft bzw. der sie beherbergende Gebäudekomplex liegt mitten im 
Kiez. Das bedeutet für viele Frauen, die in der Nachbarschaft wohnen, das Angebot 
einer vielfältigen Palette von Dienstleistungen - denn die WeiberWirtschaft betreibt in­
soweit, wie schon in ihrer Satzung zum Ausdruck kommt, ausdrücklich keine „Politik 
des closed shop". Entsprechend heißt es in § 2 ausdrücklich, der Zweck der Genossen­
schaft sei „die Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen für Frauen sowie die Stär­
kung von Frauen auf wirtschaftlichem, sozialem und kulturellem Gebiet." 

Mit dem Angebot an wohnungsnahen Arbeitsplätzen für Frauen wird eine lang erho­
bene Forderung erfüllt. Viele von den mehr als 150 in den Betrieben der WeiberWirt­
schaft beschäftigten Frauen kamen ursprünglich aus dem Kiez oder sind nach ihrem 
„Einstieg" in die WeiberWirtschaft dorthin gezogen. Die o.g. Forderung wird erst dann 
an Aktualität verlieren, wenn es nicht mehr überwiegend oder gar ausschließlich die 
Frauen sein werden, die neben ihrer Erwerbsarbeit die Hauptlast der Familien- und 
Hausarbeit tragen müssen. 

Die Schaffung wohnungsnaher Arbeitsplätze gewinnt an Bedeutung, wenn diese 
Arbeitsplätze - gleichsam zusätzlich - auch noch mit einer an den Bedürfnissen der 
Frauen orientierten Infrastruktur einhergehen. Wenn man/frau bedenkt, daß die 
Alleinerziehenden - die meisten davon Frauen - in Ballungsräumen 50 % der Familien­
haushalte ausmachen, leuchtet ein, daß gerade diese Frauen dringend bestimmter All­
tagserleichterungen bedürfen, damit sie überhaupt berufstätig sein können. Mit den 
neuen und sehr vielfältigen Wohnformen gehen also höhere Ansprüche an Wohnung 
und Wohnumfeld einher. 

Zwar stand bei der Gründung der WeiberWirtschaft zunächst einmal die Absicht im 
Vordergrund, gute Arbeitsbedingungen für Existenzgründerinnen sowie bereits eta­
blierte Unternehmerinnen zu schaffen. Allerdings unterscheiden sich die grundsätz­
lichen Schwierigkeiten bei der (Un-)Vereinbarkeit von Berufsleben und Familie dieser 
Zielgruppe selbständiger Frauen kaum von jenen abhängig beschäftigter Frauen, an­
ders gewendet: Nicht alle Frauen sind Unternehmerinnen, aber jede Unternehmerin ist 
auch Frau - und insoweit grundsätzlich von denselben strukturellen Problemen betrof­
fen wie alle Frauen, die erwerbstätig sind oder es gerne wären. 

So wie die „bunte Mischung", die Vielfalt der Menschen in der WeiberWirtschaft im 
engeren ökonomischen Sinne Synergieeffekte ermöglicht, so tut sie dies auch weit über 
den ökonomischen Bereich hinaus: Durch das Zusammentreffen von eher musisch-künst­
lerisch tätigen Menschen mit solchen aus handwerklichen und auch aus beratenden 



Berufen (Steuer- und Unternehmensberatung etc.) entsteht nicht nur ein anregendes 
und produktives Arbeits-, sondern eben auch ein lebendiges Wohnumfeld. Hinzu kom­
men die infrastrukturellen Einrichtungen (Kindergarten, Café und Restaurant), das 
nicht zuletzt infolge der ökologischen Sanierung lebenswerte und gesunde Umfeld etc. 
Mithin ist die WeiberWirtschaft nicht nur unmittelbar für die Unternehmerinnen und 
deren Angestellte, sondern auch für das Wohnumfeld von Bedeutung. Dies etwas näher 
zu erläutern, ist Zweck des folgenden Abschnitts. 

Die Versorgung mit Kindergartenplätzen für die Unternehmerinnen und ihre Mitar­
beiterinnen ist einer der wohl wichtigsten Bausteine frauengerechter Infrastruktur. Nur 
durch die - im übrigen alles andere als übliche bzw. weitverbreitete - ganztägige Be­
treuung ihrer Kinder wird diesen Frauen eine problemlose Vollerwerbstätigkeit ermög­
licht. Daß diese Betreuung auch noch unmittelbar vor Ort erfolgt, ist gleichsam das be­
sondere „Schmankerl": So müssen die Frauen schließlich nicht einmal einen Umweg in 
Kauf nehmen, um in den Genuß dieser ganztägigen Betreuung kommen zu können. Daß 
diese Einrichtung gerade für alleinerziehende Frauen von besonderer Bedeutung ist, 
wurde bereits angedeutet. Aber auch für Nichtalleinerziehende kann ein solches Ange­
bot eine große Hilfe sein. Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund des im Vergleich 
zu Männern anderen Mobilitätsverhaltens von Frauen zu sehen: Die nach wie vor vor­
handene geschlechterspezifische Arbeitsteilung teilt den Frauen noch immer primär 
die private Reproduktions-, d.h. Familien- und Hausarbeit zu, während Männer ihrer Er­
werbsarbeit nachgehen. Für das Mobilitätsverhalten bedeutet dies in kurzen Worten: 
Die Frau ist ans Heim gebunden, der Mann „geht hinaus in die Welt". Will eine Mutter 
von kleinen Kindern das Haus verlassen - und sei es auch nur, um Besorgungen zu 
machen -, so ist sie entweder gezwungen, einen Babysitter (oft natürlich die Oma...) zu 
organisieren oder alle Kinder mitzunehmen. Hinzu kommt ein eher städtebauliches 
bzw. stadtentwicklungspolitisches Problem: Es gibt immer weniger Einkaufsmöglich­
keiten vor Ort: Einkaufscenter auf der „grünen Wiese" verdrängen kleine Geschäfte in 
den Innenstädten. Nicht selten ist also ein Auto notwendig, über das frau aber nicht im­
mer verfügt, da man(n) damit den Weg zu seiner Arbeitsstelle angetreten hat usw. Es be­
darf keiner Erläuterung, daß Frauen durch solche Umstände erheblich in ihrer Mobiii 
tat eingeschränkt werden. Eine gewisse Alltagsisolation ist die Folge. 

Es leuchtet ein, daß die Kindertagesstätte der WeiberWirtschaft auch für Frauen aus 
der Umgebung eine wichtige Bedeutung hat: Auch sie bringen ihre Kinder hierher und 
treffen andere Mütter. Auf diese Weise kommen sie aus der Alltagsisolation heraus. In 
der WeiberWirtschaft finden die Frauen eine andere als nur auf ihre Mutterrolle be­
schränkte Kommunikation: Tagungen, Lesungen, Konzerte, Feste. Die Höfe der Weiber-



Wirtschaft bieten Freiraum und Schutzraum zugleich. Das sollte angesichts der Gewalt 
bzw. deren latenter Androhung, der Frauen nicht selten ausgesetzt sind, keinesfalls 
unterschätzt werden. 

Literatur 
• Assig, Dorothea / Claudia Gather / Sabine Hübner, 1985: Voraussetzungen, Schwierigkeiten 

und Barrieren bei Existenzgründungen von Frauen (Untersuchungsbericht für den Senator 

für Wirtschaft und Arbeit). Berlin. 

• Brockmeier, Thomas, 2000: Placebo oder Allheilmittel? Förderung von Unternehmens­

gründungen durch Technologie- und Gründerzentren. In: Gründung und Innovation, Nr. 1. 

Marburg, S. 2. 

• Busch-Geertsema, Volker / Ekke-Ulf Rustrat, 1999: Landesmodellprogramm Arbeiten und 

Wohnen. Beschäftigungsförderung und Wohnungsbau für Benachteiligte am Wohnungs- und 

Arbeitsmarkt. Bremen (Neuss/Wuppertal). 

• Dörhöfer, Kerstin, 1989: Feministische Ansätze gegen patriarchalische Strukturen in 

Architektur und Planung. In: FOPA e.V. und GHK Kassel (Hrsg.), Platz nehmen oder Raum 

greifen. Standorte und Perspektiven feministischer Planung. Kassel, S. 10-27. 

• Dörhöfer, Kerstin / Ulla Terlinden, 1998: Verortungen - Geschlechterverhältnisse und 

Raumstrukturen (Stadtforschung aktuell, Bd. 66). Basel et al. 

• Fladung, Gabriele, 2000: Gründen Frauen anders? In: Gründung und Innovation, Nr. 1. 

Marburg, S. 1. 

• Gesellschaft für innovative Beschäftigungsförderung, 2000: Arbeiten und Wohnen 

(Tagungsdokumentation im Auftrag des Ministeriums für Arbeit und Soziales, NRW: Qualifi­

zieren, Bauen. Wohnen). Dortmund/Düsseldorf. 

• Häussermann, Hartmut / Walter Siebel, 1995: Sozialer Wandel und Wandel des Wohnens. 

In: Fricke, Werner (Hrsg.). Die Zukunft der Stadt. Spurensuche in Dresden Hellerau. 

Düsseldorf, S. 89-100. 

• Karhoff, Brigitte / Rosemarie Ring / Heia Steinmaier, 1993: Frauen verändern ihre Stadt. 

Selbstorganisierte Projekte der sozialen und ökologischen Stadterneuerung. Zürich/Dortmund. 

• Kluge, Arnd, 1992: Frauen und Genossenschaften in Deutschland. Von der Mitte des 19. 

lahrhunderts bis zur Gegenwart (Marburger Beiträge zum Genossenschaftswesen, Heft 24). 

Marburg. 

• Müller, lulius Otto, 1989: Bedingungen zur Förderung von ländlichen Selbsthilfe Genossen­

schaften in Entwicklungsländern. In: Hasselhorn, Fritz (Hrsg.). Gestern waren wir Partner: 

Begegnungen im Umbruch von Kirche und Mission, (Europäische Hochschulschriften: Reihe 

22, Soziologie, Bd. 374). Frankfurt, S. 13-27. 



• Müller, Julius Otto, 1976: Voraussetzungen und Verfahrensweisen bei der Errichtung von 

Genossenschaften in Europa vor 1900. Göttingen. 

• Niedersächsisches Ministerium für Frauen, Arbeit und Soziales, 2000: Frauen- und Fami­

liengerechtes Bauen und Wohnen. Freiräume im Alltag von Frauen. Hannover. 

• Nyssen, Elke, 1990: Frauen zwischen Beruf und Familie. In: Metz-Göckel, Sigrid / Elke 

Nyssen(Hrsg.). Frauen leben Widersprüche. Zwischenbilanz der Frauenforschung. Wein­

heim/Basel, S. 185-199. 

• Riege, Mario, 1990: Förderung bedarfsorientierten Wohnungsbaus. In: Wohnbund (Hrsg.). 

Wohnpolitische Innovationen. Darmstadt, S. 59-70. 

• Schloesser, Robert, 1923: Die Frauenfrage in der Genossenschaftsbewegung. Düsseldorf. 

• Staudinger, Dora, 1928: Frau in der Genossenschaftsbewegung. In: Totomianz, V. (Hrsg.). 

Internationales Handwörterbuch des Genossenschaftswesens (Band 1). Berlin, S. 293-299. 

Die Autorin 

Diplom-Kooperationsökonomin Delal Atmaca, geb. 1967; Vorstandsmitglied der WeiberWirt-

schaft. Studium der Rechtswissenschaften und Kooperationsökonomie in Marburg; langjährige 

Tätigkeit in einem Frauenhaus; Lehrassistentin in Didaktik und Methodologie an der Universität 

Marburg; Dozentin für Innovationsmanagement und Persönlichkeitsentwicklung sowie Berate­

rin genossenschaftlicher Unternehmen; Forschungsstipendiatin am Institut für Genossenschafts­

wesen an der Humboldt-Universität zu Berlin. Arbeitsschwerpunkte: Kooperationsmodelle in 

der Wirtschaft, Kommunikation und Persönlichkeitsentwicklung. 

-o 
< 

E 
< 



Dirk Schumacher 

Raum für Vielfalt durch Konversion 

Panzerhallen werden zu Ateliers und Werkstätten. 
Das Beispiel Kassel-Marbachshöhe 

Im Stadtteil Wilhelmshöhe der Stadt Kassel ist durch die Konversion von 
zwei Bundeswehrkasernen das neue Stadtviertel Marbachshöhe entstanden. 
Ziel war, die Kasernengebäude weitgehend zu erhalten, weil sie eine ideale 
Voraussetzung für vielfältige Lebensformen bieten. Ehemalige Panzerhallen 
wurden mit geringem Aufwand zu preisgünstigen Ateliers und Werkstätten 
umgebaut. 

1. Konversion der Wittich- und Hindenburg-Kasernen 
in Kassel-Wilhelmshöhe zum Stadtviertel M a r b a c h s h ö h e 

Im Rahmen der Truppenreduzierung der Bundeswehr wurden Anfang der 90er Jahre 
in Kassel knapp 60 ha Kasernenflächen aufgegeben und für zivile Nachnutzungen ver­
fügbar. Die beiden in den 30er Jahren angelegten Kasernen im Stadtteil Wilhelmshöhe 
im Kasseler Westen haben 37 ha Fläche und befinden sich in günstiger stadträumlicher 
Lage - gute ÖPNV-Anbindung, ca. vier km zum Stadtzentrum, ca. ein km zum Fernbahn­
hof Wilhelmshöhe. Sie wurden nach ca. zweijähriger Planungsphase in dreijähriger 
Bauzeit zum neuen Stadtviertel Marbachshöhe umgebaut. 



Masterp lanung 

Als planerische Grundlage für diesen Konversionsprozeß wurde von der WOHN­
STADT Stadtentwicklungs- und Wohnungsbaugesellschaft Hessen mbH mit Sitz in 
Kassel im Auftrag der Stadt in einem dialogischen Verfahren eine Masterplanung als 
eine städtebauliche Gesamtplanung mit Realisierungskonzept erarbeitet. Die Nutzer 
sollten frühzeitig beteiligt werden. 

Die wichtigsten Planungsziele sind: 

• Verzicht auf eine durchgängige städtebauliche Neuordnung des Geländes zu Gun­
sten einer weitgehenden Erhaltung der Gebäude und der Lage der Straßen, d. h. 
Weiterentwicklung der Struktur des Ortes mit eigenem Gestaltungs- und 
Nutzungsprofil; 

• Ein gemischtes, nachfrageorientiertes Nutzungsspektrum aus Wohnen, hochwer­
tiger Büro- und Gewerbenutzung und mit sozialen Einrichtungen und Einzel­
handel. 

Städtebaul icher Vertrag 

Grundlage der Realisierung ist ein trilateraler städtebaulicher Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland, der Stadt Kassel und der Arbeitsgemeinschaft Marbachs­
höhe, gebildet aus der Gemeinnützigen Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Kassel und 
der WOHNSTADT. 

Die wesentlichen Vertragsgrundsätze sind: 

• Der Bund veräußert die Grundstücke in Abstimmung mit der Stadt direkt an die 
einzelnen Investoren zu einem gutachterlich festgestellten Preis für erschlossenes 
Bauland. 

• Von dem Verkaufserlös wird ein festgelegter Anteil auf ein Treuhandkonto ab­
geführt, aus dem die erforderlichen Ordnungs-, Bodensanierungs- und Erschlie­
ßungsmaßnahmen finanziert werden. 

• Die Stadt ist Erschließungsträger und damit Gewährsträger der Erschließung. 
• Die Arbeitsgemeinschaft Marbachshöhe ist im Benehmen mit den beiden anderen 

Partnern verantwortlich für die Durchführung der vereinbarten Ordnungs-, 
Bodensanierungs- und Erschließungsmaßnahmen. 

Durch diese Vertragskonstellation ist der Bund als verantwortlicher Partner auch in 
die Umsetzung des Projektes eingebunden. 



Real is ierung der Zie le 

Die Erschließungsarbeiten begannen im Mai 1997 und wurden im Sommer 2000 mit 
dem Straßenbau abgeschlossen. 600 der ca. 680 geplanten Wohnungen in unterschied­
lichen Wohn- und Eigentumsformen sind erstellt und bezogen. 100 Firmen haben sich 
auf der Marbachshöhe niedergelassen. Nach dem Endausbau werden 1.100 Menschen 
dort arbeiten. 

Alle 18 Unterkunfts-, Stabs- und Funktionsgebäude beider ehemaliger Kasernen wur­
den erhalten und umgebaut. Dort wird in unterschiedlichen Formen gelebt, gewohnt 
und gearbeitet. 

Vier Stabsgebäude wurden zu einem Technologie- und Gründerzentrum umgebaut. 
Das Offiziersheim wurde zum Gesundheitszentrum umgestaltet und erweitert. Das 
Lehrsaal- und das Kammergebäude wurden zu einer privaten Schule umgebaut. Die 
Unteroffizierskantine beherbergt jetzt einen freien Kindergarten. 

Die technischen Hallen und Garagengebäude aus den 60er und 70er Jahren der 
Hindenburg-Kaserne konnten weitgehend erhalten werden. Eine Instandsetzungshalle 
wird von einer Möbel- und Bautischlerei genutzt. In die benachbarte Ausbildungshalle 
ist ein internationaler Kinder- und Jugendzirkus eingezogen und baut das Gebäude zum 
Zirkushaus um. Das ehemalige Heizwerk nutzt eine Modell- und Messebaufirma. 

2. Umbau von Panzeraufwärmhallen 

In dem Übergangsbereich zwischen der Gewerbe- und Dienstleistungsnutzung im 
Osten und der Wohnbebauung im Westen der Marbachshöhe hat die WOHNSTADT ein 
Grundstück mit einem fast 100 m langen, zweizeiligen Hallengebäude übernommen, um 
dort die im Rahmen der Masterplanung entwickelten Ideen zum Thema „Wohnen und 
Arbeiten im räumlichen Zusammenhang" zu realisieren. Diese Zielsetzung mußte auf­
grund von Problemen mit der Topographie des Grundstückes und der Konstruktion des 
Hallengebäudes aus Kostengründen und einer seinerzeit nicht erkennbaren Nachfrage 
aufgegeben werden. Die bergseitige Hallenzeile mit 20 m tiefer vorgelagerter Fläche 
wurde deshalb abgetragen und Platz geschaffen für eine Bebauung mit fünfzehn Miet-
Reihenhäusern im öffentlich geförderten Wohnungsbau. 
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Die östliche Hallenzeile mit kleinerer Vorfläche wurde erhalten, um dort in acht 

Hallenachsen mit je 100 qm Nutzfläche, die 1965 als Panzeraufwärm- und Panzerab­

stellhallen errichtet worden waren, Raum für Ateliers, Werkstätten oder sonstige 

kreative Nischennutzungen zu schaffen. 

Großes Interesse an großen Räumen 

Schnell nach Bekanntwerden dieser Ziele verzeichneten die Kundenbetreuer in der 

Immobilienverwaltung der WOHNSTADT eine rege Nachfrage unterschiedlicher Nutzer 

nach flexibel nutzbaren Hallen. 

o 

Dabei gab es eine Gruppe von Interessenten, die einen großen Raum zu einer gün­

stigen Miete suchten, um dort z. B. Bücher zu lagern, eine Zimmerei zu betreiben, Old-

timer und Boote zu restaurieren, Tabletten zur Abwasserbehandlung zu produzieren, 

eine Offsetdruckerei einzurichten oder einfach nur Kraftfahrzeuge abzustellen. 

Interessanter war die andere Gruppe der Nachfrager, bei denen zu erkennen war, 

_ daß sie mit ihren Nutzungsabsichten einerseits die Attraktivität des Stadtteiles erhöhen 
_• 
£ und andererseits auch konkrete kulturelle Angebote für die Bewohner entwickeln wür-

> den: Instrumentenbauer, Musiker, Bildhauer, Maler, Töpfer, Industriedesigner, Sport-

2 therapeuten, Tanzlehrer und Fotografen. Mit diesen wurden zahlreiche Vermietungsge-

I spräche geführt. 

-5 Ger inger A u f w a n d - t ragbare Miete 

I Um eine tragbare Miete anbieten zu können, wurden nur wenige bauliche Verände-

X rungen vorgenommen. Nach Übernahme der Hallen vom Bundesvermögensamt wurde 

zunächst die Gebäudehülle - Dach und Rückwand - instand gesetzt und mit einer 

112 Wärmedämmung versehen. 



Die einzelnen Achsen verfügen über Wärme-, Strom-, Wasser- und Kanalanschluß. 
Die vorhandenen Stahltore wurden ausgebaut und durch verglaste Fassadenelemente 
in Holzbauweise ersetzt. Dabei werden die notwendigen Tor- bzw. Türöffnungen gemein­
sam mit den Mietern unter Berücksichtigung ihrer Nutzungsabsichten festgelegt. Mit 
diesen Vorbereitungen werden die Hallen für DM 5,50 DM/qm-Nutzfläche vermietet. 
Den weiteren Ausbau übernehmen die Mieter in eigener Regie. 

Bunte, v ie l fä l t ige Nachbarschaf t 

Alle acht Hallenachsen sind inzwischen belegt. Die Mieter sorgen mit ihren unter­
schiedlichen Nutzungen und Angeboten für eine vielfältige, bunte Nachbarschaft. 

Drei Hallenachsen werden gemeinsam von dem Persephoneia-Institut für Agrar-
kultur und Heilkunst und dem Gesundheitszentrum Marbachshöhe e.V., das eine um­
fassende therapeutische Arbeit einer durch Anthroposophie erweiterten Medizin prak­
tiziert, unter dem Motto „Landwirtschaft, Gesundheit, neue Arbeit, Kultur" genutzt. Eine 
dieser Hallen soll der kunsttherapheutischen und sozialpädagogischen Begleitung von 
psychisch kranken, perspektivlosen Menschen dienen. In den beiden anderen Hallen 
werden ein ökologisches Bistro mit einem holzbefeuerten Steinbackofen und ein Laden 
zum Verkauf von Lebensmitteln regionaler, ökologisch produzierender landwirtschaft­
licher Betriebe eingerichtet. Dieses Angebot soll die Interimsnutzung durch einen öko­
logischen Wochenmarkt mit Bio-Imbiß, der von vielen Bewohnern aus dem Stadtviertel 
und den angrenzenden Wohnquartieren gut angenommen wird, ablösen. 



Die angrenzende Halle nutzt ein freischaffender Künstler als Atelier für seine 
Aktivitäten als Maler von Aquarellen und Ölbildern mit sozialkritischem Hintergrund 
und als Designer von Glasobjekten und Glasleuchten. Seine Ausstellungen im vergan­
genen Jahr, z. B. bei einem Fest zum Abschluß der öffentlichen Erschließungsarbeiten, 
fanden reges Interesse. 

Nachbar des Künstlerateliers ist die Stoffwerkstatt „Knopf und Kragen". Eine Schnei­
derin und zwei Fachlehrerinnen stellen den kreativen Umgang mit Stoffen in den Mit­
telpunkt ihres Angebots. Sie bieten attraktive Stoffe und Kurzwaren an, darüber hin­
aus themenbezogene Nähkurse in Kleingruppen. 

Die nächste Halle wird von dem „Verein für Ausbildung und Fortbildung junger 
Menschen e.V." genutzt. Auf Initiative des Inhabers des direkt gegenüber liegenden 
Tischlereibetriebes sollen hier mit Unterstützung der Arbeitsverwaltung schwer zu 
vermittelnde junge Ausbildungsplatzsuchende in den ersten beiden Jahren ihrer Lehre 
im Tischlerhandwerk ausgebildet und intensiv betreut und darüber hinaus für ihr an­
schließendes drittes Lehrjahr in Tischlereibetrieben qualifiziert werden. 

Auch die nächste Halle wird von einem Verein genutzt. Der „Verein Kunstwerkstatt 
Kassel e.V." möchte in freien Kunstkursen künstlerische Aktivitäten - Malen, Plasti-
zieren und Bildhauern - möglichst allen Altersgruppen näherbringen und die schöp­
ferischen Kräfte der Kunst vielen Menschen erlebbar machen. Der Initiator, ein Bild­
hauer und Kunsttherapeut, betreut zur Zeit neben Schülergruppen einer im Stadtvier­
tel ansässigen heilpädagogischen Schule auf anthroposophischer Grundlage einen 
Steinmetz- und einen Zeichenkurs. Als Angebot für Jugendliche ist ein Kurs zum Repa­
rieren von Fahrrädern geplant. Gemeinsam mit einem Biologen soll ein Studienjahr 
„Kunst und Natur" angeboten werden. 



Den Abschluß der Reihe der Vielfalt bildet die Klavierschule „Klavier aktiv" eines 
Komponisten und Spezialisten für kreatives Solo-Piano. Der Musiker nutzt die beiden 
geschaffenen Studioräume sowohl als „Komponistenwerkstatt" und Tonstudio für seine 
kompositorische Arbeit für Theater, Fernsehen und MultiMedia-Produktionen als auch 
gemeinsam mit weiteren Kollegen zur zeitgemäßen Musikausbildung für Kinder, Jugend­
liche und Erwachsene. 

Anfänger und Fortgeschrittene können lernen, sich selbst am Klavier auszudrücken 
oder am Computer bzw. Synthesizer die Faszination moderner Klänge entdecken. 

3. Ergebnis und Ausblick 

Das Stadtviertel Marbachshöhe hat sich zu einem Anziehungspunkt für unterschied­
lichste Formen von Wohnen und Arbeiten entwickelt. Das Planungsziel „gemischte 
nachfrageorientierte Nutzung" konnte erfolgreich umgesetzt werden. 

Die neuen Nutzer der Panzerhallen haben die besonderen Qualitäten des Quartiers 
einerseits erkannt bzw. ausdrücklich gesucht und andererseits leisten sie selbst einen 
wichtigen Beitrag zur Unverwechselbarkeit. Sie haben in den Hallen eine interessante 
Möglichkeit gefunden, ihre berufliche Existenz auf- oder auszubauen. 

Der „Raum für Vielfalt" in den Hallen der WOHNSTADT ist erschöpft. Die Nachfrage 
nach selbst zu gestaltenden großen Räumen zu günstigen Mieten ist weiterhin groß. Die 
Konversion der benachbarten Lüttich-Kaserne, die jetzt eingeleitet werden soll, eröffnet 
dazu neue Möglichkeiten. 

Der Autor 

Dirk Schumacher, Dipl.-Ing. Architekt, geb. 1953, Studium der Architektur an der Technischen 

Hochschule Darmstadt, Tätigkeit als Architekt und leitender Angestellter in der Wohnungs­

wirtschaft, seit Oktober 1999 technischer Geschäftsführer der WOHNSTADT Stadtentwick 

lungs- und Wohnungsbaugesellschaft Hessen mbH in Kassel. 



R e i n h a r t C h r . B a r t h o l o m ä i 

Multimedia 

E i n e n e u e K o m m u n i k a t i o n s k u l t u r i n d e r 

W o h n u n g s w i r t s c h a f t b a h n t s i c h a n 

Das wirklich Neue an der sogenannten Multimediawelt ist: Sie ermöglicht, 
ja erzwingt eine neue Kommunikationskultur in den Unternehmen und 
zwischen den Unternehmen und ihrer Umwelt. Autoritäre Strukturen 
werden geschwächt, Herrschaftswissen verflüchtigt sich. 

Diese Revolution der Informationstechnologie macht auch vor der Woh­
nungswirtschaft nicht halt. Der Kampf um den betriebswirtschaftlichen 
Wert der Wohnimmobilie wird dies erzwingen. Vielfältige Beispiele zeigen, 
daß die Unternehmen für die neue Medienwelt gerüstet sind. 

Wenn Informationen digitalisiert, also akustische und optische Signale auf elek­
trische Impulse von 0 und 1 reduziert werden, kann ein einziges Gerät - zur Zeit 

der PC oder der Fernsehbildschirm - Bilder zeigen, Töne hervorbringen, Texte verar­
beiten und Kalkulationen durchführen. Nichts anderes steckt hinter dem Zauberwort 
Multimedia. Es ist sinnvoll, sich zunächst den Unterschied zwischen der Gutenberg-
schen Welt des Druckens mit beweglichen Lettern, in der wir aufgewachsen sind, und 
den neuen elektronischen Medien klarzumachen. 

Worin liegt eigentlich der technische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Witz der 
J Digitalisierung, die als Basis der neuen Medien angesehen werden kann? 

Die intellektuelle theoretische Grundlage dafür hat ein Universalgenie gelegt: Gött­
in 

fried Wilhelm Leibniz. Dieser Philosoph, Mathematiker, Naturwissenschaftler, Erfinder, 
I Jurist, Diplomat und Historiker - Friedrich der Große nannte ihn „eine Akademie für 
<2 sich" - schrieb 1679, also vor 321 Jahren, ein Büchlein, in dem er das Rechnen mit 0 und 
_ 1 vorstellte. Man nennt dies die Digitalrechnung. 



Wir rechnen mit dem Zehnersystem, das heißt, wir beginnen mit 10 eine neue Stelle, 
dann mit 100, dann mit 1000. Die Engländer haben im Geldverkehr bis vor der Einfüh­
rung unseres Dezimalsystems vor ein paar Jahren mit 12 gerechnet. Leibniz stellte 1679 
das Rechnen mit nur zwei Zahlen vor. 0,1, dann wechselt die Stelle. 2 schreibt man 10. 
3 schreibt man 11. 4 schreibt man, weil eine neue Stelle gebraucht wird, 100. 5 ist dann 
101. 6 ist 110,7 ist 111,8 ist 1000 usw. Damit hat Leibniz die Bodenplatte für die elektroni­
schen Medien gegossen, denn diese können auf der einfachen Alternative „Strom an" 
oder „Strom aus" funktionieren. Seit etwa fünfzig Jahren gibt es Rechenmaschinen, die 
so arbeiten, nachdem ein englischer Mathematiker, Alan Turing, 1936 das Program­
mieren auf dieser Basis erfunden hatte. Im gleichen Jahr entwickelte Konrad Zuse in 
Deutschland die erste programmierte Rechenmaschine. Sie haben sich inzwischen 
unter dem Namen „Computer" völlig durchgesetzt. Man sieht, die Bezeichnung Digitali­
sierung ist unglücklich. Dualisierung wäre anschaulicher und richtiger. 

Die Erfinder von Telefon und Radio haben seinerzeit die Schwingungen, mit denen 
die Natur unser Ohr arbeiten läßt, elektrisch nachgebildet. Das gleiche machten die 
Konstrukteure des Fernsehens mit den Wellen, die unser Auge sehen kann. Man nennt 
diese technische Nachbildung eines natürlichen Vorgangs „analog", das griechische 
Wort für ähnlich. Man könnte es auch „imitierend" nennen. Die neue digitale Technik 
geht anders vor. Sie wandelt die optischen und akustischen Schwingungen von Ton 
und Licht in Serien von Zahlen auf der Basis von 0 und 1 um. Sie greift damit wie schon 
gesagt auf „Herrn von Leibniz' Rechnung mit 0 und 1" zurück, um einen Buchtitel zu 
zitieren. Den Umwandler, den wir heute noch auf den analogen Transportwegen brau 
chen, nennt man Modem. 

Die Digitaltechnik erlaubt es nun den Konstrukteuren auf raffinierte Weise, die Da­
ten stark zu komprimieren. Die modernen digitalen Leitungen ermöglichen es darüber 
hinaus, das Vielfache der herkömmlichen analogen Leitungen durchzusetzen. Auf der 
neuen Datenautobahn fahren folglich viel größere Transportmengen mit viel höherer 
Geschwindigkeit. Da sowohl Bild wie Ton digital, also in Serien von 0 und 1, weiterge­
leitet werden, können sie miteinander vom selben Gerät be- und verarbeitet werden. 
Der Computer kann also nicht nur rechnen und Texte verarbeiten, er kann auch Bilder 
übertragen und Musik abspielen. Er ist ein „Multimediagerät". 

Niemand wird sich wundern, daß die einschlägige Industrie brennend daran inter­
essiert ist, möglichst bald und soweit wie möglich alle Geräte der Unterhaltungs- und 
Informationselektronik von der bisherigen analogen Technik auf die digitale Technik 1 1 7 
umzustellen. Dieses bedeutet allerdings, daß die privaten Haushalte ihren Gerätepark 



mittelfristig abschreiben und ersetzen müßten. Sehr hohe Zahlungsströme von den pri­
vaten Haushalten zur einschlägigen Industrie sind angepeilt. Dabei ist realistischer­
weise für eine längere Zeit mit dem Nebeneinander beider Technologien zu rechnen. 
Fernsehen gegen Bezahlung auf digitaler Basis hat nicht nur einen medien- sondern 
auch einen bedeutenden industriepolitischen Hintergrund. Ganz abgesehen von der 
wettbewerbspolitischen Frage, die Brüssel kürzlich entschieden hat. Wohnungswirte 
sind hellwach und zunächst eifersüchtig, wenn sie größere Investitionen ihrer Mieter 
absehen, die zu ihren eigenen Investitionsabsichten in Kaufkraftkonkurrenz stehen. 

Es kommt aber für die Wohnungsunternehmer noch etwas Unangenehmes hinzu: Die 
zukünftigen Fernsehbildschirme, die nicht nur auf dem Reißbrett, sondern auch schon 
auf dem Markt sind, harmonieren wegen ihrer Größe nicht mit den sparsamen Grund­
rissen unseres älteren Wohnungsangebotes. Viele unserer Wohnungen wurden einst 
entworfen für Menschen, die dort essen und schlafen, im übrigen aber arbeiten oder zur 
Schule gehen. Heute leben in den Siedlungen viel weniger Berufstätige als jemals zuvor. 
Man muß nur im Winter dort beobachten, wie wenig Licht morgens um sechs Uhr 
brennt und wie viel noch nach Mitternacht, um zu registrieren, daß die Freizeit, ob er­
zwungen oder nicht sei dahingestellt, die dominierende Lebenszeit der Kunden gewor­
den ist. Beim Neubezug orientieren sie sich bei der Auswahl ihrer Wohnung auch 
daran, ob sie mit ihren Konsumgewohnheiten harmoniert. Vielseher dürften unter den 
Mietern von Sozialsiedlungen überdurchschnittlich vertreten sein. Ohne Zweifel wird 
die Wohnungseinrichtung an die Fernsehgewohnheiten und nicht die Fernsehausstat­
tung an die Wohnungseinrichtung angepaßt. Nicht die Miniaturisierung der Geräte, son­
dern ihre Ausdehnung zum Altarbild muß die Wohnungswirtschaft elektrisieren. Nicht 
nur Wandfläche, auch Abstandsfläche wird in Konkurrenz zu anderer Nutzung eingefor­
dert. Nur soviel oder sowenig zum technischen Szenenwechsel, dessen Zeugen wir sind. 

Die neuen Medien, und dabei ganz besonders das Internet, sind aber nicht nur ein 
Einschnitt in die Geschichte der Technik, sie sind der Beginn einer Revolution in der Ge­
schichte der menschlichen Kommunikation. 

Es war das amerikanische Verteidigungsministerium, das Anfang der 60er Jahre eine 
technische Antwort auf das Risiko entwickeln ließ, daß seine kontinentalen militäri­
schen Kommunikationsstrukturen bei einem Atomschlag zerstört werden könnten. Das 
Ergebnis war das spätere Internet, das 1972 vorgestellt wurde. Botschaften werden auf 
der Basis eines vereinbarten Transportprotokolls in viele kleine Päckchen zerlegt und 
über viele Rechner über den Kontinent und heute über die Erde gejagt und beim Emp­
fänger wieder zusammengesetzt. Damit ist die Kommunikation letztlich immun gegen 



Zerstörung und zum Leidwesen der Justiz und Polizei auch gegen Zensur. Dies war ja 
auch der militärische Gründungszweck des Internet. 

Nach den Nachrichtenoffizieren bemächtigten sich die amerikanischen Universi­
täten und Forschungseinrichtungen des Netzes. Sie bestimmten die Nutzerstrukturen 
und entwickelten die Hausordnung der Kommunikation. Das Netz wurde bis 1995 von 
dem amerikanischen Pendant der Deutschen Forschungsgemeinschaft betrieben. 

Das Internet wäre eine Angelegenheit von Hochschule, Militär und Computerindu­
strie geblieben, ohne jede Bedeutung für die Wohnungswirtschaft, wenn nicht 1990 ein 
Engländer, Tim Berners-Lee, an einem Forschungsinstitut in Genf das WWW entwik-
kelt hätte, das weltweite Netz. Die Idee war, daß es, wenn man Dokumente in einer be­
stimmten etwas umständlichen, aber von jedem von uns leistbaren Sprache schreibt, 
möglich ist, wie ein Lexikonleser von einem Artikel, wenn er besonders markiert ist, 
zum anderen zu „surfen" bis man schließlich - wie man so schön sagt - „von Bismarck 
auf die Preiselbeeren" gekommen ist. Übrigens ist dies die normale Form unseres 
Denkens, wenn wir uns nicht sehr konzentrieren. Erst dieses ziemlich leicht erlernba­
re Surfen hat das Netz verändert und in Windeseile aus einer Campusuniversität eine 
100-Millionen-Stadt gemacht. Sie wächst jährlich um die Bevölkerung Großbritanniens 
(Ganser, 1999), die sich in den letzten wenigen Jahren gewaltig verändert hat, weil viel 
mehr Menschen sie besuchen und sich in ihr zurechtfinden können. Und vor allem, 
weil plötzlich Firmen auftauchten, die etwas verkaufen wollen. Man macht das, indem 
man auf einer Startseite, der Homepage, die Firma vorstellt und den Kunden dann die 
Möglichkeit gibt, die Produkte und Dienstleistungen und Informationen durch Tasten­
druck, das Fachwort dafür ist Mausklick, auszuwählen. Das Angebot steigt stündlich. 
Es soll mehr als eine Milliarde Internetseiten geben. Täglich kämen 1,5 Millionen dazu 
(daweber@access.ch, 1999). Ohne riesige leistungsstarke Suchmaschinen wäre man völ­
lig hilflos. Die Straßen sind völlig überlastet. Die Internetökonomie hat zwar im Börsen­
jahr 2000 eine realistischere Bewertung erfahren, aber in wenigen Jahren haben alle 
Wohnungsunternehmen ihren eigenen Internetauftritt, schon allein deshalb, weil sie 
sonst kein qualifiziertes junges Personal finden, weil sich die Kulturtechnik des Um­
gangs mit den neuen Medien altersbedingt von den Jungen auf die Alten fortpflanzt. Dies 
hat erhebliche innerbetriebliche Auswirkungen. Das Internet verlangt, daß die Aussagen 
immer auf dem letzten Stand sind. Niemand beachtet eine veraltete Seite. Deshalb wird 
die gesamte Kommunikation eines Unternehmens tendenziell auf Aktualität getrimmt. 

Die Kommunikation zwischen Kunden und Wohnungsunternehmen gewinnt neue 119 
Dimensionen. Der rasante Zuwachs der Internetnutzung in Deutschland mit einer Zu-
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wachsrate von über 10 % pro Halbjahr und die damit verbundene Demokratisierung des 
Netzes schaffen eine Massenbasis für die neuen Medien. 

Dies gilt für drei Ebenen von Kontakten: die Kundenkontakte, die sozialen Kontakte 
und die technischen Kontakte. 

Die Kundenkontakte werden sich verändern: Wohnungen und Häuser werden rund 
um die Uhr im Internet zum Kauf oder zur Miete angeboten. Bilder zeigen die Objekte, 
ihre Grundrisse und die Lage im Ort. Dies ist bereits erprobter Stand der Verkaufstechnik. 

Von fundamentaler Bedeutung ist die elektronische Post, heute noch die wichtigste 
Nutzungsform des Internet. Zu Beginn im wesentlichen kostenlos, da die Universitäts­
netze vom Staat und den Universitäten getragen werden, konnte man in Sekunden 
Briefe schreiben und Texte, später auch Bilder und Töne als Anlage übertragen. Es ent­
wickelte sich schnell eine bestimmte akademische Etikette, deren Einhaltung durch 
Gruppendruck gesichert wurde. Die meisten Nutzer des Internets beschränken sich zur 
völligen Überraschung der Erfinder auf diese schnelle und billige Postform. 

Die elektronische Post ist eine der wichtigsten Neuerungen auch und gerade für die 
Wohnungswirtschaft. Der Rückgang der deutschen Geburten in den letzten 30 Jahren 
verweist die Wohnungsunternehmen auf Einwanderer als potentielle und aktuelle 
Kundschaft. Bei der steigenden Quote der Kinder, deren Eltern nicht gelernt haben, 
deutsch zu schreiben, muß die Schreibkompetenz der Jugend statistisch zurückgegan­
gen sein. Die Diskussion über die Rechtschreibreform geht von einem anderen Alltag 
aus, als wir ihn in den ungelenken Briefen unserer Mieter erleben. Die OECD hat 
1994/95 eine Studie in den wichtigsten Industrienationen durchgeführt (OECD, 2000). 
Sie stellt dabei fest, daß die „literary skills", wie sie ihren Untersuchungsgegenstand 
nennt, der unteren 20 % der Erwachsenen in allen Industrienationen, also auch in 
Deutschland, nicht ausreichen, um mit einem normalen unkomplizierten Beipackzettel 
eines Arzneimittels sachgerecht umgehen zu können. Der Befund deckt sich mit einer 
Untersuchung, die der Bertelsmann-Konzern in Deutschland 1996 und 1999 durchfüh­
ren ließ (Ring, 2000): 18 % bzw. 12 % der über 14jährigen erklären: Ein Buch zu lesen, ist 
mir viel zu anstrengend. 

Hier setzt die E-Mail an. Sie kennt keine Rechtschreibung und keine Grammatik und 
schon gar keine Zeichensetzung. Die Hemmschwelle ist gegenüber der viel formaleren 
Briefform sehr niedrig. Sie wird auf mittlere Sicht die unbefangene schriftliche Äuße­
rung der nachwachsenden soziologischen Unterschicht, untereinander und mit Firmen 



und Behörden. Unternehmen stellen fest, daß gerade Einwanderer gern von der Mög­
lichkeit der E-Mail Gebrauch machen, wobei der Computer am Arbeitsplatz häufig als 
Instrument genutzt wird. 

Es gibt übrigens in der Schicht der Mieter keine kulturkritische Hemmung gegen­
über Fernsehkonsum und neuen Medien. Die von der Industrie geförderte Fusion zwi­
schen Bildschirm und Internet trifft dort auf ein aufnahmebereites Publikum, das auf 
diesem Sektor nicht spart. 

Eng mit der E-Mail hängt eine weitere Kommunikationsform des Internets zusam­
men, nämlich die Möglichkeit, sich in eine Korrespondenzgruppe hineinzuabonnieren. 
Man nennt sie „mailing-lists". Hier finden sich meist Wissenschaftler zusammen, um 
über bestimmte Fragen weltweit und losgelöst von Zeit und Ort brieflich zu diskutie­
ren. Die zukünftige Bedeutung für die Wohnungswirtschaft ist eher gering zu veran­
schlagen. Betriebswirte und Techniker sind keine süchtigen Verfasser von längeren Ab­
handlungen. Der eine oder andere Facharbeitskreis der Verbände könnte allerdings be­
stimmte Neuerungen auf diese Weise debattieren. 

Viel bedeutsamer für die Wohnungswirtschaft könnte die dritte Variante der E-Mail-
Familie werden, die elektronischen Schwarzen Bretter. Hier werden Fragen und Proble­
me öffentlich ausgehängt. Die sogenannten „newsgroups" oder Foren sind nichts anderes 
als bei der Netzverwaltung für ein bestimmtes Thema angemeldete Schwarze Bretter, auf 
die jedermann seine Meinung oder seine Aufsätze oder seine Fotos befestigen kann. 

Solche Instrumente können große Wirkungen haben. Ich will ein bekanntes histori­
sches Beispiel bringen: Die Glaubensspaltung begann bekanntlich damit, daß 1517 ein 
Wittenberger Theologieprofessor die Behauptungen des Prospekts einer Immobilienfi­
nanzierung durch öffentlichen Aushang in Frage stellte. Investoren pflegen damals wie 
heute erfahrungsgemäß darauf ungnädig zu reagieren. Auf solchen elektronischen 
Schwarzen Bretter können unsere Kunden öffentlich über uns - statt bilateral mit uns -
über unsere Produkte und Dienstleistungen und Preise diskutieren. Wer die oft heißen 
Produkt- und Dienstleistungskritiken an bestimmten Hardware- und Softwareher­
stellern oder beispielsweise der Kunden von Automobilfirmen in den einschlägigen 
„newsgroups" mitverfolgt, der weiß, warum die Firmen sofort mitdiskutieren und ihre 
Arbeit verteidigen oder korrigieren. Wer seinen Radarschirm nicht nach solchen Dis­
kussionsforen absuchen läßt, wird sich über die Auswirkungen auf mittlere Sicht wun­
dern. Viele Firmen richten sicherheitshalber solche Schwarzen Bretter auf der eigenen 
Homepage ein. 



Dieses Beispiel ist der passende Ort, um die zentrale Revolution der Kommunikation 
zu beschreiben: 

Vom Buch bis zum Fernseher war das Grundmodell der Kommunikation die Predigt 
oder das Theater. Einer spricht oder spielt, und die anderen hören oder sehen zu. Die 
einen sind aktiv und belehren oder unterhalten, die andern nehmen das Gehörte oder 
Gesehene passiv auf. Das Telefon ist demgegenüber eine akustische Zweiwegkommuni­
kation und insofern etwas Neues. Der Amateurfunk bezieht theoretisch schon die ganze 
Welt ins Gespräch. Aber er verlangt die gleichzeitige Anwesenheit der Teilnehmer; 
genauso die angemeldete Telefon- oder gar Videokonferenz. Die Kombination der In­
strumente E-Mail und elektronische Schwarze Bretter befreit jedoch vom Zwang der 
Einheit von Ort und Zeit. 

Dies ist das wirklich Neue. Es ermöglicht oder erzwingt eine neue Kommunikations­
kultur mit der Umwelt. Es schwächt autoritäre Strukturen, verflüssigt Herrschafts­
wissen. Es ist völlig sachgerecht, daß Diktaturen, seien es staatliche oder auch betrieb­
liche, die neuen Medien, in denen alle Menschen miteinander über alles reden können, 
als bedrohlich empfinden. Unkontrollierte unerlaubte Kommunikation schwächt Obrig­
keiten von Gottes oder des Aufsichtsrats Gnaden und zwingt sie in ganz unbequeme Ar 
gumentationen mit den Wählern, den Kunden, den Mitarbeitern. 

Medien pflegen in ihrer historischen Entwicklung mit Belehrung zu beginnen und 
dann schnell mit Unterhaltung zu enden. Wir kennen die Diskussion um das digitale 
Fernsehen, das durch Abonnements für Sport und Filme aller Art bezahlt werden soll. 
In diesem Feld werden die Wohnungsunternehmer, wenn sie keck den Hut aufhalten 
und sich an dieser Wertschöpfungskette beteiligen wollen, von den breitschultrigen 
Türstehern der Vergnügungsetablissements rüde verscheucht und von den nachdrän­
gelnden Schauwilligen beiseite geschoben und als unverschämte Bettler beschimpft. 
Anschließend stehen sie blessiert vom Staub auf und wollen getröstet werden. Auf dem 
Geschäft ruht kein Segen. 

Es ist viel sinnvoller und langfristig einträglicher, sich auf Inhalte zu konzentrieren, 
die gesellschaftlich sinnvoll sind. Nehmen wir Beispiele aus der praktischen Arbeit. 
Thema Einwanderung: Drei Institutionen haben in Deutschland im wesentlichen die 
Integration der Einwanderer zu bewältigen: Die Betriebe und ihre Mitarbeiter, die Kin 
dergärten und Schulen sowie die Wohnungsunternehmen und ihre Mieter. Dazu sind 
die Mieter am wenigsten vorbereitet, am wenigsten ausgebildet, am wenigsten moti­
viert. Ein Unternehmen versuchte jetzt den umgekehrten Weg (Nassauische Heim 



Stätte). Unter dem Motto „Leben in Deutschland" produzierte es in den gängigen Ein­
wanderersprachen Videos, in denen gezeigt wird, wie man sich unauffällig in Deutsch­
land bewegt und auf Ämtern und als Nachbar keinen unbeabsichtigten Anstoß erregt. 
Es ist nichts anderes als eine elektronische Version der Reiseführer für Touristen, 
Abschnitt Land und Leute, „do and don't". 

Hauptbotschaften sind: Lernen Sie Deutsch! Nachbarschaft setzt die Möglichkeiten 
zur Kommunikation voraus. Die wiederum verlangt sprachliche Kompetenz. Fernseh­
programme in der Muttersprache reduzieren den Zwang, die Sprache des Einwan­
dererlandes zu lernen. Die Isolation der Frauen auf das Haus kommt hinzu. Mit ein­
schlägigen Institutionen wird das Gespräch gesucht, um Sprachkurse für Frauen über 
Breitbandkabel anzubieten. Dies schließt an, an die andere Hauptbotschaft: Akzep­
tieren Sie die gleichberechtigte Stellung der Frau in Deutschland. Im übrigen ist gera­
de die Telebildung ein zukunftsträchtiges Projekt. „Empowering the information poor" 
hat der ehemalige Vizepräsident Al Gore schon vor Jahren als politisches Ziel für die 
Vereinigten Staaten propagiert. 

Aber nicht nur Kontakte zwischen Unternehmen und Kundschaft, sondern auch 
Kontakte der Mieter untereinander und zwischen Pflegeeinrichtungen und Pflegebe­
dürftigen können über die Netze der Wohnungsunternehmen hergestellt und vertieft 
werden. Deutschland schlittert infolge des Geburtenrückgangs unaufhaltsam in einen 
Pflegenotstand, der die Frauengeneration über fünfzig Jahre dramatisch und tragisch 
überfordern wird. Das Töchterpflegepotential, also das Verhältnis der Frauen zwischen 
50 und 65 zu den über 60jährigen wird sich in den Jahren ab 2020 halbieren. Die heu­
tigen als Einzelkinder aufwachsenden Mädchen werden ohne Schwester und ohne 
Schwägerin ihre Eltern und ihre Schwiegereltern bis zum Tode pflegen müssen. Eine 
gewaltige Bürde. Ökonomen errechnen einen steigenden Anteil am Bruttosozialpro­
dukt für Gesundheitsausgaben einer schnell alternden Gesellschaft. Alle Hilfsmittel bei 
dieser Pflege werden auf eine große Nachfrage stoßen. 

Erste technische und soziale Versuche zeigen dies. Das gleiche Unternehmen hat 
sich mit einem EU-geförderten Pilotprojekt an technische Hilfsangebote herangetastet. 
Das Pilotprojekt Hausteledienst ermöglichte älteren Menschen, Hör- und Sehgeschädig­
ten und in ihrer Mobilität stark eingeschränkten Personen die Kommunikation mit der 
Außenwelt über eine Art Bildtelefon mit direktem Blickkontakt. Damit sind Hilfe­
stellungen in alltäglichen Situationen ohne körperliche Präsenz des Pflegepersonals 
möglich - und dennoch mit intensiver Verbindung zur betreuenden Institution. 



Das System, das in fünfzehn Wohnungen in Frankfurt-Westhausen eingesetzt wurde, 
bedient sich des Breitbandkabelnetzes für die Übertragung von TV-Signalen. Das Gerät 
für zu Hause, das sogenannte Videophon, besteht aus einem Studiomonitor, einer dar­
auf befestigten Videokamera mit Mikrofon und einem Unterschrank, in dem die Elek­
tronik untergebracht ist. Es wird durch eine speziell entwickelte und leicht handhab­
bare Fernbedienung gesteuert. 

In der Zentrale befindet sich ebenfalls eine Art Bildtelefon, das durch seine Konstruk­
tion den direkten Augenkontakt mit der betreuten Person erlaubt. Außerdem gibt es 
hier eine sogenannte Dokumentenkamera für die Übertragung von Schriftstücken (bei­
spielsweise Zeitungsausschnitte oder Formulare). Ein Videorecorder erlaubt die Über­
tragung von Aufzeichnungen, etwa eines Altennachmittages im Reha-Zentrum oder von 
anderen wichtigen Informationen. Und in einem PC sind sämtliche Daten gespeichert, 
die die Fachkraft in der Zentrale zur Betreuung einer Person benötigt - von einzuneh­
menden Medikamenten bis zu Telefonnummern von Verwandten und Nachbarn. 

Dabei ist eine Überwachung der Nutzer ausgeschlossen, da von der Zentrale aus in 
keinem Fall allein eine Bildverbindung aufgebaut werden kann. Auch haben Dritte kei­
nen Zugriff auf die Datenübertragung innerhalb des Hausteledienstes. 

Die soziologische Begleitforschung des Projektes hat ergeben, daß der Kontakt zwi­
schen den Helfern und den alten Menschen außerordentlich intim wurde, weil die in 
die Kommunikation eingeschaltete Technik Spontaneität nicht wie erwartet hemmte, 
sondern im Gegenteil förderte und Schwellen herabsetzte. Der Versuch wird mit einer 
modernen Technik zur Zeit fortgesetzt. 

Ebenfalls im Rahmen eines EU-Projektes wurde getestet, wie in der Telemedizin HIV-
Kranke von Hausärzten über Bildtelefone regelmäßig betreut werden. Die ersten Reak­
tionen der Ärzte und der Patienten sind überaus positiv. 

Es ist abzusehen, daß Wohnungsunternehmen in Kooperation mit anderen Dienstlei­
stern auf ihrer Homepage Service-Portale anbieten, von denen aus ihre Kunden weitere 
Angebote abrufen können. 

Die Instrumente für die rein technischen Kontakte zwischen Wohnung oder Haus 
und Mieter oder Eigentümer in Form von Fernüberwachung von Strom, Heizung, 
Fenster, Türe stehen vor der Marktreife. 



Wenn die Datenschutzprobleme sich lösen lassen, werden sie zur Standardausstattung 
der Wohnimmobilie gehören. 

Aber aus den Erfahrungen einer Unternehmensgruppe, die auf diesem Gebiet sehr 
innovativ ist (Siedlungs- und Wohnungsbau Cuxhaven), kann man schon einiges über­
tragen. Durch die Einbindung von computergestützten Fremdprodukten wurde ein mo­
dernes, hochentwickeltes Gebäudeinformationssystem (GIS) geschaffen, das ständig 
den wachsenden Anforderungen angepaßt wird. 

Das Gebäudeinformationssystem der Firmengruppe, als ein Teilbereich des umfang­
reichen Themenkomplexes „Multimedia und Telekommunikation", umfaßt derzeit die 
computergestützten Dienstleistungsangebote Gebäudeleitzentrale und Gebäudeleit­
technik, Fernauslesung von digitalen Meßeinrichtungen und den Zugang zum Internet 
über den gesellschaftseigenen Webserver. 

Der 1994 begonnene Aufbau einer Gebäudeleitzentrale im Betriebsgebäude der 
Gesellschaft mbH wurde nach der Erprobungsphase ab 1996 zu einem attraktiven 
Dienstleistungsangebot entwickelt. Fast zwei Jahre wurde das System getestet, bis die 
Möglichkeit eines Ausfalls oder einer Fehlermeldung nahezu ausgeschlossen werden 
konnte. Ob über die Telefonleitung, das Funktelefon oder das Breitbandkabel - ent­
sprechend dem jeweiligen Kundenwunsch wird überwacht, gesteuert, geregelt, kontrol­
liert und gemessen. 

Bereits im ersten Betriebsjahr konnten bei den angeschlossenen Heizanlagen bis zu 
10 % Energieeinsparungen erzielt werden, die an die Mieterinnen und Mieter der ange­
schlossenen Objekte weitergegeben wurden. Zur Zeit sind an der Gebäudeleitzentrale 
16 Heizanlagen mit rund 1.000 Wohnungen angeschlossen, weitere Anlagen für den An­
schluß sind derzeit in Vorbereitung. Zusätzlich werden alle Wohnungen mit neuen digi­
talen Heizkostenverteilern, die per Funk ausgelesen werden können, ausgestattet. 

Weitere Nutzungsmöglichkeiten der Gebäudeleittechnik sind: 

• Überwachung von Fahrstuhlanlagen mit zusätzlichem Telefonanschluß im 
Fahrstuhlkorb; 

• Gebäude- und Raumsicherung wie Einbruchmeldeanlagen, Türüberwachung, 
Schließanlagen, Dachfenstersteuerung, Regelung zur Jalousiesteuerung gegen 
Windböen und gegen Sonneneinstrahlung, Wassermelder, Raumtemperatur- 125 
regier usw.; 



• Brandmelde- und Lüftungsanlagen, aber auch Anlagen zur Warmwasser­
bereitung; 

• Kontrolle des Heizölstandes in Tankanlagen für ölbefeuerte Heizanlagen; 
• Überwachung des Wasserdruckes in Heizanlagen und Druckerhöhungsanlagen; 
• Verbrauchsmessung für Gas, Wasser, Strom und Heizung; 
• Überwachung von Objekten per Videokameras und/oder Alarmanlagen. 

Dienstleistungen, die Dritten, wie Kommunen, Landkreisen, dem Gewerbe und 
privaten Hausbesitzern angeboten werden. 

Vorteile bietet das Gebäudeinformationssystem der Firmengruppe im Rahmen kun­
denorientierter Dienstleistungen für Miet- und Gewerbeobjekte, für Garagen- und Park­
platzanlagen, für Eigenheimbesitzer und Ferienwohnanlagen durch erhöhte Sicherheit 
im Rahmen einer „Überwachung rund um die Uhr". 

Mit effizientem Arbeitseinsatz werden über Komfortverbesserungen für Eigentümer, 
Mieterinnen und Mieter deutliche Energieeinsparungen bei energiegebundenen Heizan­
lagen erzielt. Vom Angebot für den Eigenheimbesitzer bis zum weltweiten Einsatz kann 
die Gebäudeleitzentrale genutzt werden. 

Fazit 

Die Revolution der Informationstechnologien macht auch vor der Wohnungswirtschaft 
nicht halt. Der Kampf um den betriebswirtschaftlichen Wert der Wohnimmobilie wird 
dies erzwingen. Vielfältige Beispiele zeigen, daß die Unternehmen für die neue Medien­
welt gerüstet sind. 
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Wolfgang Pfeuffer 

Multimedia als Marktfaktor bei der 
Wohnraumvermietung 

Neue Informations- und Kommunikations­
technologien in der Wohnungswirtschaft 

Der demographische Wandel zwingt die Wohnungswirtschaft, zur Sicherung 
der Vermietung vermehrt Dienstleistungen zur Erhöhung der Kundenbindung 
und Stärkung der Kundenzufriedenheit zu offerieren. Dabei zeigt sich, daß 
insbesondere Multimediaangebote zu Marktfaktoren bei der Wohnraumver­
mietung werden. Die „Joseph-Stiftung, kirchliches Wohnungsunternehmen" 
mit Sitz in Bamberg hat für Studentenwohnungen ein Pilotprojekt im „Fast­
internet" realisiert und bereitet ein Projekt zur virtuellen Betreuung 
Älterer vor. 

Neue Informations- und Telekommunikationstechnologien beeinflussen heute 
alle Lebensbereiche: die Arbeitswelt, das Bildungsangebot, die Kommunikation 

zwischen den Menschen, die medizinische Versorgung und die Mobilität der Bevölke­
rung. Die sich seit Mitte der 90er Jahre abzeichnende Entwicklung vom Vermieter- hin 
zum Mietermarkt, die durch steigende Leerstands- und Fluktuationsraten gekennzeich­
net ist, hat die Wohnungswirtschaft gerade noch rechtzeitig für die neuen Technologien 
sensibilisiert, ist doch die multimediafähige Wohnung als „Auffahrt zur Datenauto­
bahn" geradezu prädestiniert. Die neuen Techniken mit ihren überwiegend digitalen 
und interaktiven Diensteangeboten, die in Verteil- und auch in Rückwärtsrichtung 
übertragen werden, zu Hause nutzen zu können, wird so zum neuen Marktfaktor bei 
der Wohnraumvermietung. 

1. Spezifische Nachfragepotentiale eines regional 
gebundenen Wohnungsunternehmens 

Die „Joseph-Stiftung, kirchliches Wohnungsunternehmen" mit Sitz in Bamberg bietet 
die gesamte Palette wohnungswirtschaftlicher Dienstleistungen an. Neben der Verwal­
tung des eigenen Wohnungsbestandes (ca. 6.300 Wohnungen) zählen das Bauträgerge-



schäft, die Baubetreuung, die Stadtsanierung, die Verwaltung (ca. 2.700 Wohnungen) 
und die Geschäftsbesorgung für zwei andere Wohnungsunternehmen ebenso dazu wie 
die Erbringung von sekundären Wohndienstleistungen bis hin zur Stromerzeugung 
durch ein eigenes Flußwasserkraftwerk. Als Holding aller wirtschaftlichen Aktivitäten 
der Erzdiözese Bamberg gehören zum Unternehmensverbund ferner sechs Tochterge­
sellschaften. 

Das Unternehmen ist laut Statut regional im wesentlichen auf das Gebiet der Erzdiö­
zese Bamberg beschränkt, das nahezu deckungsgleich ist mit den bayerischen Regie­
rungsbezirken Ober- und Mittelfranken. Aus der konkreten Situation des Unterneh­
mens resultieren zwei Schwerpunktgruppen für die Wohnungsnachfrage. 

Zie lgruppe „ältere Menschen" 

Nach den Ergebnissen der Bevölkerungsfortschreibung zum 31.12.1997 und der 9. 
koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung steht dem Freistaat Bayern ein deut­
licher Bevölkerungsrückgang und eine dramatische Alterung der Gesellschaft bevor 
(Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung, April 2000). Am stärksten 
betroffen von den sieben Regierungsbezirken sind Mittel- und Oberfranken, die schon 
heute die geringsten Geburtenquoten, die höchsten Sterberaten, die geringsten Wande­
rungsgewinne und die größten Anteile der über 65jährigen in Bayern aufweisen. 

Demographische Rahmendaten in Ober- und Mittelfranken für das Jahr 1999 

Bayern Mittelfranken Oberfranken 

Anzahl der Lebendgeborenen pro 

1.000 der Bevölkerung 10,2 9,8 9,4 

Gestorbene pro 1.000 der Bevölkerung 9,9 10,4 11,1 

Überschuß der Geborenen bzw. 

Gestorbenen (-) pro 1.000 der Bevölkerung 0,3 -0 .6 - 1,7 

Wanderungsgewinn in Personen 64.694 5.826 2.244 

Anteil der Privathaushalte mit 

Alter Bezugsperson über 65 Jahren 24,2 24,7 26,9 

Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung 

a) Die natürliche Bevölkerungsbewegung in Bayern 1999. Statistische Berichte, Juli 2000, S. 3. 

b) Die Wanderungen in Bayern 1999. Statistische Berichte, Juni 2000, S. 2. 

c) Struktur der Bevölkerung und der Haushalte in Bayern im April 1999, Statistische Berichte, 

April 2000, S. 33, eigene Berechnungen. 



Speziell Oberfranken als ehemaliges Zonenrandgebiet gehört zu den Regionen, die 
laut Berechnungen der UN weltweit das stärkste Einkommensgefälle zwischen Ost und 
West aufweisen. Auch aus diesem Grunde wird der Regierungsbezirk bei der EU-Ost­
erweiterung eher zu den Verlierergebieten zählen (Wernicke, 2000) mit allen hieraus 
folgenden negativen Konsequenzen für die Wohnungswirtschaft. 

Im Ergebnis bleibt festzuhalten, daß im Einzugsbereich des Unternehmens langfri­
stig eher mit einem Überangebot von Wohnraum und einer überdurchschnittlichen 
Zahl alter Menschen an der Wohnbevölkerung zu rechnen ist. 

Zie lgruppe „ S t u d e n t e n " 

Aufgrund eines speziellen Unternehmensauftrages, der bis 1995 ausdrücklich die Er­
richtung von Studentenwohnheimen einschloß, entwickelte sich die Joseph-Stiftung zu 
dem privaten Anbieter von studentischem Wohnraum in Nordbayern schlechthin. Der 
Bestand umfaßt heute rund 1.400 Studentenapartments an drei der vier fränkischen 
Universitätsstandorte: Bamberg, Bayreuth und Erlangen. Knapp 25 Prozent der unter­
nehmenseigenen Wohnungen sind somit auf eine spezifische Kundengruppe zuge­
schnitten. 

2. Multimediaangebote im Rahmen des unternehmens­
spezifischen Dienstleistungskonzepts 

Basierend auf einer Wohnzufriedenheitsstudie (Pieper u.a., 1996) hat die Stiftung in 
den vergangenen Jahren ein umfassendes Dienstleistungskonzept zur Stärkung der 
Kundenzufriedenheit und der Kundenbindung entwickelt (Pfeuffer, 1999). Neben beson­
deren sozialen Angeboten, die von der Joseph-Stiftung als kirchlichem Wohnungs­
unternehmen bereitgestellt werden, nimmt Multimedia einen breiten Raum in dieser 
Dienstleistungspalette ein (Pfeuffer, 2000). Im Hinblick auf die dargestellten 
Zielgruppen werden im folgenden ein bereits realisiertes Pilotprojekt für Studenten 
sowie ein in Vorbereitung befindliches Projekt für ältere Menschen näher vorgestellt. 

Fast- Internet-Anschluß für S tudentenwohnhe ime 

Wenn die Umfrage des Instituts für Demoskopie Allensbach zutrifft, wonach rund 
zwei Drittel aller jüngeren Bundesbürger (16 bis 29 Jahre) eine interaktive Fernsehzu­
kunft erwarten und sich auf neue Serviceangebote via Bildschirm freuen, liegt es nahe, 
speziell für Studenten spezifische Multimediaangebote zu generieren, da hier a priori 
eine hohe Affinität unterstellt werden kann. 



Parallel mit dem Entstehen der „Virtuellen Hochschule Bayern" als Verbundeinrich­
tung aller 25 bayerischen Hochschulen, hat sich die Joseph-Stiftung daher entschlossen, 
sämtliche Studentenapartments multimediafähig aufzurüsten. Ziel ist es dabei, mittels 
moderner Informationstechnologien Diensteangebote in den Wohnheimen zu generie­
ren, die bei privaten Vermietern weder geboten werden noch möglich sind, um hier­
durch echte Wettbewerbsvorteile zu erzielen. 

Zum Ende des Wintersemesters 2000/2001 verfügten drei der insgesamt neun Stu­
dentenwohnheime über einen kostengünstigen Fast-Internet-Anschluß zur jeweiligen 
Universität. Die restlichen Wohnheime werden im Laufe der Jahre 2001 bzw. 2002 in 
gleicher Weise ausgerüstet. 

Wegen des für die Studierenden unabdingbaren Zugangs zum Intranet der Hochschu­
len sind entsprechende Verträge mit den jeweiligen Hochschulen und deren Rechen­
zentren erforderlich, wobei insbesondere Fragen der Authentifizierung geklärt werden 
müssen. Standortabhängig gelangen unterschiedliche technische Systeme zum Einsatz, 
wobei das Studentenwohnheim „Obere Mühlen" in Bamberg den ambitioniertesten An­
spruch erhebt. 

Seit September 2000 besitzt diese Wohnanlage eine in Deutschland einzigartige 
Multimediaausstattung (Joseph-Stiftung/Deutsche Telekom Kabel Service GmbH, 2000) 
Das breitbandige Fernsehkabelnetz überträgt dort neben konventionellem Ton- und 
Fernsehrundfunk auch Fast-Internet und lnternet-Telefonie. Dazu wurde das vorhande­
ne Breitbandverteilnetz zum Multimedianetz aufgerüstet (Rückkanalfähigkeit, Erwei­
terung des Frequenzbereichs auf 862 MHz). Durch den Einsatz modernster Systemtech­
nik wurde eine für die Sprach- und Datenkommunikation einheitliche Übertragungs­
struktur nach dem Internet-Protokoll (IP) geschaffen. Das Ergebnis ist eine außerge­
wöhnlich schnelle Daten- und eine qualitativ hochwertige Sprachkommunikation über 
ein und dieselbe Netzinfrastruktur. 

Im einzelnen bieten sich den Bewohnern folgende Vorteile: 

• Hohe Zugriffsgeschwindigkeit 
Inhalte aus dem Intranet der Hochschule bzw. dem Internet werden mit einer 
Geschwindigkeit bis zu 14 MBit/s zum PC des Users übertragen. In der Gegen­
richtung werden Daten über den Rückkanal des Breitbandkabelnetzes mit einer 
Geschwindigkeit bis zu 8 MBit/s übertragen. 



• always Online-Funktion 
Das System stellt dem User eine virtuelle Standleitung ins Intranet zur Verfü­
gung. Eine Einwahl, wie beim Internetzugang über die Telefonleitung, ist nicht 
erforderlich. Paralleles Internet-Surfen und Telefonieren ist möglich. 

• Niedrige Kosten 
Die Gebühr für den Kabelanschluß zum Empfang von analogen und digitalen 
Hörfunk- und Fernsehprogrammen ist in der Miete des Apartments enthalten. 
Die zusätzliche Flatrate von derzeit monatlich 52,85 DM beinhaltet die Kosten 
für den Telefonhauptanschluß bei der Deutschen Telekom AG (das Telefongerät 
wird kostenfrei von der Joseph-Stiftung bereitgestellt) sowie den schnellen Da­
tenanschluß mit gebührenfreiem Fast-Internet-Zugang rund um die Uhr. An lau­
fenden Gebühren kommen lediglich die Kosten für Telefongespräche hinzu. Be­
reitstellungsentgelte für einzelne Dienste entfallen. 

Funktionsschema für die Multimediaapartments 
im Studentenwohnheim „Obere Mühlen" 

Zubringer- Multimedia- Breitband- Wohnungen 
netze Zentraleinheit verteilnetz 

Gatekeeper 



„Die Zentraleinheit befindet sich direkt am Netzschwerpunkt und speist die Daten 
der beiden Dienste - Fast-Internet und Internet-Telefonieren - in das Multimedianetz 
ein. Sie besteht aus Gatekeeper, CommCenter, Gateway und Router. 

Der Gatekeeper ist das Herzstück der Zentraleinheit. Er sorgt für die Herstellung und 
Überwachung aller Verbindungen innerhalb des eigenen Netzes sowie von und zu an­
deren Netzen. 

Das CommCenter übernimmt die Umsetzung der Datensignale in einen TV-Kanal so­
wohl für die Hin- wie die Rückrichtung und ist für die flexible Zuweisung von Bandbrei­
te für die beiden Dienste Sprache und Daten zuständig. Dabei wird der Transport der 
Sprachdaten grundsätzlich priorisiert, um die geforderte Sprachqualität zu erreichen. 

Über das IP-Gateway wird die Verbindung zum öffentlichen Telefonnetz hergestellt. 
Die Datenanbindung an das Intranet der Universität erfolgt über einen Zugangsrouter. 

Als Netzabschluß wird in jedem Studentenapartment ein Multimediaterminal in­
stalliert und über die Antennensteckdose mit dem Breitbandnetz verbunden. Das 
Multimediaterminal verfügt darüber hinaus über eine Daten- und eine Telefonschnitt­
stelle zum Anschluß von Computer und Telefon. Die Überwachung und Administration 
der gesamten Netztopologie wird über das Netzmanagement-System wahrgenommen." 
(Joseph-Stiftung/Deutsche Telekom Kabel Service GmbH, 2000). 

„WOHNENplus im Al ter" - d ie v i r tuel le Personenbet reuung 

Als einer der größten Anbieter von Wohnraum in Nordbayern muß sich die Joseph-
Stiftung auf den demographischen Wandel und die hieraus resultierenden Verände­
rungen der Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt einstellen. Sie reagiert mit einer Ver­
besserung der Wohn- und Servicequalität sowie einer Anpassung der Wohnungen und 
Wohnungsausstattungen an die Bedürfnisse einer älteren Mieterschaft mit dem Ziel, 
die Selbständigkeit des älteren Menschen in der eigenen Wohnung und im eigenen 
Haushalt möglichst lange zu erhalten, die Zufriedenheit der Mieter zu fördern und 
damit auch die Fähigkeit und Bereitschaft zum Verbleib im Mietverhältnis zu unter­
stützen. 

Da hierzu nur eine zeitgemäße technische Wohnungsausstattung einen Beitrag lei­
sten kann, werden bis Ende 2001 sämtliche Wohnungen mit einem multimediafähigen 
Breitbandkabelanschluß der neuesten Generation ausgestattet. Sie erhalten damit eine 133 
Infrastrukturtechnologie, die die Installation einer Vielfalt von weiteren Informations-



und Kommunikationstechnologien und „intelligenten" Geräten und damit die Anpas­
sung der Wohnungen an sich verändernde Wohnbedürfnisse mit Hilfe des neuesten 
Stands der Technik ermöglicht. 

Angesichts der Fülle der derzeit und in naher Zukunft verfügbaren technischen In­
novationen und möglichen Dienste haben sich die Universität Bamberg (Sozialplanung 
und gerontotechnologische Forschung), das XIT-Institut Nürnberg (Consulting und empi­
rische Sozialforschung), die Nervenklinik Sankt Getreu Bamberg (medizinische Bera­
tung, Notfallmanagement) und die Joseph-Stiftung zu einem Pilotprojekt „WOHNENplus 
im Alter" zusammengeschlossen. 

Das Projekt soll aus der Sicht des Wohnungsunternehmens klären, welche Innovatio­
nen sich auf der Basis der neuen Breitbandverkabelung für eine Installation technisch 
eignen und welche flankierenden oder zusätzlichen Dienstleistungen in ein Versor­
gungskonzept einbezogen werden können oder müssen. Bevorzugt werden dabei prak­
tikable Lösungen, die einerseits den älteren Mietern einen unmittelbaren Nutzen verschaf­
fen - und damit auch akzeptiert werden - und andererseits dem Wohnungsunternehmen 
in Kooperation mit Partnern insbesondere aus dem Bereich des Sozial- und Gesund­
heitswesens eine wirtschaftliche Anpassung oder Ausweitung des Angebots erlauben. 

Kern des Projektes ist die Einrichtung einer Zentrale, die die Vermittlung zwischen 
den älteren Menschen und den Dienstleistungsangeboten herstellt. Die Verbindung soll 
auf der Basis einer wechselseitigen Video-Kommunikation (internetfähige TV-Geräte 
plus PC plus Webkamera) aufgebaut werden, um einen persönlichen Kontakt und die 
Schaffung einer Vertrauensbasis zu ermöglichen, die ihrerseits die Grundlage für wei­
tere Innovationen und Angebote sein kann. 

In die Bedienungsoberfläche auf dem Endgerät der Nutzer sollen sowohl direkte 
Links zur Zentralstelle, zur medizinischen Beratung, zu Personen des näheren sozialen 
Umfeldes als auch zu Angeboten anderer sozialer pflegerischer Einrichtungen sowie zu 
Serviceeinrichtungen - u.a. der Joseph-Stiftung - integriert werden. Die Bedienungsele­
mente und die Funktionsweisen sollen dabei (soweit bei verfügbarer Technik möglich) 
den Erkenntnissen der Gerontotechnologie entsprechend gestaltet werden. 

Darüber hinaus soll durch die wissenschaftliche Begleitung die Frage der Finanzie­
rung der Dienste, der Kostenbeteiligung der Haushalte und der Möglichkeiten des Zah­
lungsverkehrs erforscht und evaluiert werden. Dafür ist es auch notwendig, die Daten­
ströme (z.B. Beratungsleistungen) zu steuern und zu dokumentieren. 



In einer ersten Bedarfserhebung (Pilotstudie) ist vorgesehen, eine Stichprobe der 
Haushalte im Wohnungsbestand der Joseph-Stiftung am Standort Bamberg zu ziehen 
und die Bewohner zu ihren Bedarfslagen und ihre Teilnahmebereitschaft zu befragen. 
Auf dieser Basis werden dann die Teilnehmer am Modellprojekt und ein Spektrum 
technischer Lösungen ausgewählt. 

Diese erste Bedarfserhebung soll ergänzt werden durch eine Expertenbefragung bei 
den beteiligten bzw. kooperierenden Dienstleistern (Sozialstationen, Sozialpädagogische 
Dienste in den Kliniken, technische und Verwaltungsdienste der Joseph-Stiftung, etc.). 

Für die Pilotphase zur Bedarfs-, Machbarkeits- und Kostenforschung werden sechs 
Monate, als Laufzeit des eigentlichen Projekts zwei Jahre veranschlagt. Angestrebt 
wird, ca. 50 Haushalte innerhalb der Stadt Bamberg in das Projekt einzubeziehen, wo­
bei die Mieter in drei Altersgruppen (65+, 75+ und 85+) angemessen repräsentiert sein 
sollten und nach Möglichkeit (um den Betreuungsaufwand in Grenzen zu halten) nicht 
völlig isoliert bzw. alleine leben sollten. 

Das Vorhaben will an Erfahrungen anderer Projekte anknüpfen und Kooperationen 
und Kontakte der beteiligten Partner national und im Bereich der europäischen For­
schung und Entwicklung nutzen, gleichzeitig aber auch eigene Akzente setzen und in 
der aktuellen Diskussion über Konzepte wie „betreutes Wohnen", „virtuelles Alten­
heim" und „intelligentes Haus für Senioren" ein eigenes Profil suchen. Im einzelnen: 

„Betreutes W o h n e n " 

Zumindest in der Praxis geht es hier in der Regel um geschlossene Wohneinheiten 
mit einem jeweils spezifischen Bündel an Dienstleistungen. Demgegenüber werden im 
Projekt eine Struktur und ein Mix von Angeboten gesucht, die das individuelle 
Wohnen verteilt über ein Stadtgebiet unterstützen können. Dies entspricht der Zielset­
zung des Wohnungsunternehmens nach Sicherung der langfristigen Vermarktung des 
eigenen Wohnungsbestands. 

„Virtuelles A l tenhe im" 

Im Vordergrund dieser Konzepte steht häufig die Suche nach Alternativen zum 
Pflegeheim. Das heißt, die Versorgung mit ambulanten Sozial- und Pflegediensten und 
die Einsparung teurer stationärer Pflege bestimmen das Angebot. Demgegenüber ist es 
hier das Ziel, die Dienstleistungen unter der Perspektive des selbständigen Haus­
haltens und unterstützt durch einen innovativen Vermieter zu untersuchen. 135 



„Intelligentes Haus" 

Die Diskussion ist in diesem Falle meistens durch die „große" technische Lösung be­
stimmt, die sich zudem oft nur im Neubau kostengünstig realisieren läßt. Unser Projekt 
orientiert sich dagegen an den Ansätzen, die von einer schrittweisen und an den jewei­
ligen Bedürfnissen und Bedarfen der Haushalte orientierten Einführung von Technolo­
gien ausgehen. 

3. Schlußbemerkungen 

Insbesondere außerhalb der Ballungszentren zwingt der demographische Wandel 
die Wohnungswirtschaft, zur Sicherung der Vermietung vermehrt Dienstleistungen zur 
Erhöhung der Kundenbindung und Stärkung der Kundenzufriedenheit zu offerieren 
und so die Vermietung der Wohnungsbestände zu sichern. Dem Bereich „Multimedia" 
fällt dabei in der postindustriellen Informationsgesellschaft eine besondere Rolle zu. 
Multimediaangebote werden zu Marktfaktoren bei der Wohnungsvermietung. 

Auch wenn verbindliche Aussagen über Innovationstempo und Entwicklungstenden­
zen, Nutzerakzeptanz und Zahlungsbereitschaft nicht möglich sind, ist die Wohnungs­
wirtschaft aufgefordert, sich den neuen Informations- und Telekommunikationstech­
nologien zu stellen. Angesichts der Globalisierungstendenzen im Immobiliensektor gilt 
dies auch und insbesondere für mittelständische Wohnungsunternehmen. 
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Peter Busch 

Public Private Partnership 

Die Revitalisierung von Werkswohnungs­
beständen als Beitrag zur Strukturpolitik. 
Das Beispiel Wasserturmsiedlung Schwarzheide 

Die Werkssiedlungserneuerung ist eine Maßnahme zur Erhaltung industrie 
geschichtlichen Erbes und zur Förderung der Identifikation der Bewohner 
mit ihrer Stadt und Region. Indem Siedlungen ganzheitlich erneuert wer­
den, bewahren sie ihren einzigartigen Charakter und werden als Wohnort 
wieder attraktiv. Wird dabei die Möglichkeit genutzt, Standortentwicklung 
im Sinne von Public private partnership durchzuführen, hat dies besondere 
Effekte für die regionale Infrastruktur und Wirtschaftsentwicklung. 

1. Ausgangslage und Hintergrund 

Wohnen und Arbeiten unmittelbar miteinander zu verbinden, war der Grundge­
danke für den Bau zahlreicher Werkssiedlungen in der Zeit bis zum II. Weltkrieg. 

Werkssiedlungen haben im Land Brandenburg eine große Bedeutung. Um einen Über 
blick über Zustand, die städtebauliche Bedeutung und den Handlungsbedarf bei den Werks­
siedlungen des 19. Jahrhunderts und bis 1945 zu erlangen, beauftragte das Ministerium für 
Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr des Landes Brandenburg (MSWV) im Mai 1994 die 
WohnBund-Beratung NRW in Zusammenarbeit mit der WohnBund Beratung Dessau mit der 
Erstellung eines Gutachtens über die Werkssiedlungen, in dem auch Handlungsempfeh­
lungen für die Siedlungen wesentlichen Raum einnehmen sollten. 

160 Siedlungen mit mehr als 20.000 Wohnungen - ein bedeutendes Potential an 
Wohnungen und nicht minder bedeutsames industriell-kulturelles Erbe - wurden un­
tersucht und beschrieben. Die größte Konzentration verzeichnet die Region Lausitz, was 
auf die Tradition als Bergbau- und Chemieindustrieregion zurückzuführen ist. 



Die Gutachter ermittelten darüber hinaus eine Auswahl der städtebaulich und indu­

striegeschichtlich bedeutsamsten Siedlungen unter Berücksichtigung folgender Kriterien: 

• städtebauliche und architektonische Qualität, 

• historischer Wert und denkmalpflegerische Bedeutung, 

• wohnungspolitische Bewertung und wohnungswirtschaftliche Einordnung 

des Bestands, 

• Bedeutung für die jeweilige Stadt- bzw. Gemeindeentwicklung, 

• bauliche, gestalterische, funktionale und eigentumsrechtliche Veränderungen, 

• Grobeinschätzung des Erneuerungsbedarfes. 

Aus einer Auswahl der Siedlungen wählte die Steuerungsgruppe im M S W V mehre­

re Fallbeispiele aus, bei denen kurzfristig die Modernisierung und Instandsetzung mit 

Mitteln der Wohnungsbauförderung im Bestand unterstützt werden sollte. 

In Schwarzheide hatten die Gutachter mehrere bedeutende Siedlungen, die im räum­

lichen Zusammenhang liegen, identifiziert. Ausgewählt wurde die Wasserturmsiedlung. 

Schwarzheide entstand im Zuge der Bergbauerschließung und der kohlebegleiten­

den Industrialisierung der Lausitz aus den Dörfern Zschornegosda und Naundorf. Seit 

1935 wurden hier die Produktionsanlagen der Braunkohlen-Benzin-AG (BRABAG) er­

richtet. Parallel zur Entstehung des Synthesewerks wurden in den Jahren 1936 bis 1939 

mit der „Wandelhofsiedlung" auch die Häuser der Wasserturmsiedlung errichtet. Damit 

wurde der lokale Wohnungsbestand ergänzt, was aufgrund der erhöhten Zahl benötig­

ter Arbeitskräfte im Werk der B R A B A G Schwarzheide notwendig war. 

Die Siedlungen sind typischer werksgebundener Wohnungsbau. Sie wurden von 

einem Wohnungsbauunternehmen errichtet, welches vom Werk für die Errichtung der 

Wohnungen Darlehen erhielt und im Gegenzug dem Werk Belegungsrechte einräumte. 

Hauptbestandteil der Wasserturmsiedlung ist die Reihenhaussiedlung (gebaut 1937 bis 

1944). Sie erhielt ihren Namen in jüngster Zeit. Er bezieht sich auf den 1943/44 von 

französischen Kriegsgefangenen errichteten Wasserturm, der ein charakteristisches 

Merkmal der Siedlung ist und allein aufgrund seiner Höhe als bedeutendes, städtebau­

liches Element wahrgenommen wird. Es markiert die Mitte der Siedlung mit einem ur­

sprünglich geplanten, aber nicht errichteten Rathaus. 

Die Wasserturmsiedlung umfaßt in eineinhalb- und zweigeschossiger Reihenhausbau- 139 

weise errichtete Wohnungen und hat vier Straßenzüge. Jeder dieser Straßenzüge hat sei-



nen eigenen Charakter, der durch Kombination unterschiedlicher Haustypen, die Stel­
lung der Gebäude, die Straßenführung und durch Grünanlagen erreicht wird. Dennoch 
wird ein geschlossenes Gesamtbild vermittelt, welches Gartenstadtcharakter trägt. 

Daneben wurde die Siedlung ausgewählt, weil sich für die Werkssiedlungsbestände 
in Schwarzheide als Trägerin die BASF gemeinsam mit ihren Wohnungsunternehmen 
engagieren wollte. Im Gegensatz zur sonst nach der Wende üblichen Privatisierung 
durch die Treuhand und die damit einhergehende getrennte Veräußerung von betriebs­
notwendigen Bestandteilen und sozialen „Anhängseln" (z.B. Wohnungsbestände) über­
nahm die BASF den Standort als „Paket" (Synthesewerk und Wohnungen). Mit dieser 
Übernahme verdeutlichte die BASF ihre Bereitschaft zu sozialem Engagement am 
Standort Schwarzheide insgesamt, ihre Verbundenheit mit der Region, und sie bekann­
te sich zu der Bedeutung werksgebundenen Wohnungsbaus. 

Mit dem Projekt sollte die mögliche Zusammenarbeit zwischen privatem Engage­
ment, der Stadt Schwarzheide und der Landesregierung Brandenburg zur Erreichung 
einer positiven Gesamtentwicklung demonstriert werden. 

2. Zielsetzung 

Die Handlungsempfehlungen zur Siedlung beinhalteten, daß aufgrund der städte­
baulichen Bedeutung ein besonderes Handlungskonzept erforderlich war. Darüber hin­
aus kam hinzu, daß die besonderen Potentiale und Qualitäten des Wohnens, die wirt­
schaftlich langfristig stabile Lage des Werkswohnungsbaus aufgrund der Standortent­
scheidung der BASF und die bestehende Identifikation der Bewohner mit ihrer Sied­
lung eine spezielle Vorgehensweise erforderte. Besonderer Handlungsdruck ergab sich 
daraus, daß es zu diesem Zeitpunkt noch keine abschließende Bewirtschaftungsstrate­
gie des verwaltenden Unternehmens gab und dies zu Verunsicherung und Verfall der 
Wohnungen, teilweise zu Leerstand, führte. 

Ziel und Handlungsempfehlung war, die Erneuerung einer historischen Siedlung als 
Ganzes durchzuführen, um auf diese Weise im Gegensatz zur ursprünglich gedachten 
Einzelprivatisierung (die zum weiteren Verfall der Siedlung und dem Verlust des städ­
tebaulichen Gesamtensembles geführt hätte) das Gesamtbild zu erhalten. Das bedeute­
te, die Modernisierung der Wohnungen, die Standortentwicklung, Erhaltung der gestal­
terischen Merkmale Siedlung, Sozialverträglichkeit, Mieterzufriedenheit und Stärkung 
der Identifizierung der Bewohner mit ihrer Siedlung in einem Prozeß zu vereinen, 
damit zugleich die Wohn- und Lebensbedingungen zu verbessern, und zwar auch durch 



Maßnahmen in der wohnungsnahen Infrastruktur und durch Stärkung der Zentrums­
funktion des Platzes am Wasserturm. 

Der Prozeß sollte zum einen möglichst schnell und parallel zur umfassenden Neu-
strukturierung des Werkes erfolgen, zum anderen verfügte die Stadt Schwarzheide 
nicht über das wirtschaftliche Potential, diesen umfänglichen Stadterneuerungsprozeß 
durch die Festsetzung eines Sanierungsgebietes im Sinne des Baugesetzbuchs anzuge­
hen. Das Instrument des förmlich festgesetzten Sanierungsgebietes schied daher aus 
Zeit- und Kostengründen aus. 

Um eine ganzheitliche Entwicklung für die Gesamtstadt Schwarzheide zu erreichen 
und die hochgesteckten Ziele der qualitätsvollen und beispielhaften Erneuerung umzu­
setzen, war das Beschreiten neuer Wege bei der Zusammenarbeit zwischen den Betei­
ligten erforderlich. Die Zielsetzung beinhaltete, das Gesamtprojekt im Rahmen eines 
Kooperationsmodells (Public private partnership) durchzuführen, bei dem die Ziele 
aller Beteiligten vor dem Hintergrund des Oberziels „Entwicklung der Wasserturm­
siedlung" verwirklicht werden konnten. 

Für die Zusammenarbeit wurde dabei keine vertraglich geregelte, sondern eine in­
formelle Partnerschaft gewählt. Da die Beteiligten ohnehin durch die verschiedenen 
privaten und öffentlichen Investitionsentscheidungen in ihrem Vorgehen aufeinander 
angewiesen und dabei gleichzeitig auf wirtschaftliche Ziele und auf das öffentliche 
Gemeinwohl verpflichtet waren, war dies hier möglich. 

Die Zie le der Bete i l ig ten waren: 

BASF und ihre Wohnungsunternehmen 

Beschleunigung des gesamten Modernisierungs- und Instandsetzungsprozesses, um 
zeitnah adäquaten Wohnraum für die Beschäftigten am Standort Schwarzheide bieten 
zu können. Kostengünstige Realisierung des Gesamtprojektes. Gleichzeitige Entwick­
lung von Stadt und Werk. 

Stadt Schwarzheide 

Bedeutsamer Beitrag zur Erhaltung des historischen Ortskerns in Verbindung mit 
Steigerung der Attraktivität als Wohnstandort und damit Reduzierung von Abwande­
rungstendenzen. 



Wohnungsbauförderung des Landes Brandenburg 

Vorbildhaftes Projekt mit Multiplikatorwirkung: eine Werkssiedlung wird als Gan­
zes, unter Berücksichtigung des gartenstädtischen Charakters, erneuert bzw. wieder 
hergestellt. Kostengünstige Mietwohnungen bleiben im Ensemble erhalten und demon­
strieren eine Alternative zur Einzelprivatisierung. 

Gleichermaßen im Interesse aller Beteiligten war es, mit der Erneuerung der Wasser­
turmsiedlung als Kooperationsprojekt den Standort Schwarzheide als industriellen 
Kern im Land Brandenburg zu erhalten und zu stärken. Das Projekt war damit Teil von 
gemeinsamer Standort- und Stadtentwicklungspolitik, die nur zum Erfolg führen kann, 
wenn sie schnell und kostengünstig durchgeführt wird. 

3. D u r c h f ü h r u n g 

Bereits die Gutachter hatten zu einem Gemeinschaftsprojekt der Modernisierung 
und Instandsetzung der Siedlungsbestände Vorgespräche mit der BASF und ihren 
Wohnungsunternehmen und der Stadt Schwarzheide geführt. Die Resonanz war positiv. 

Aufgrund der Ergebnisse des Gutachtens und der Handlungsempfehlungen ging das 
MSWV auf die BASF, ihre Wohnungsunternehmen und die Stadt Schwarzheide zu und 
führte erste Verhandlungen über Fördermodalitäten und Bedingungen, unter denen 
sich alle Partner eine Zusammenarbeit vorstellen konnten. 

Um eine effiziente Zusammenarbeit in Bauleit-, Sozial- und Objektplanung und den 
denkmalpflegerischen Aspekten zu erreichen, wurde 1995 ein Kooperationsteam mit 
einem regelmäßigen „runden Tisch" zur Projektsteuerung etabliert. Vertreten waren die 
Stadt Schwarzheide, die BASF Wohnungsunternehmen (GEWOGE, LUWOGE, SEWOGE), 
die BASF Schwarzheide GmbH, das MSWV (Abteilung 3, Wohnungsbau und Wohnungs­
wesen) und WohnBund-Beratung Dessau als unabhängige Beraterin der Projektsteuerer. 

Die WohnBund-Beratung Dessau zeichnete neben der Beratungstätigkeit für die 
Projektsteuerer verantwortlich für die Wahrung der denkmalschützerischen Belange in 
Selbstverpflichtung und die Wahrung der Siedlungsgesamtheit, die Mieterberatung und 
-beteiligung und das Umzugsmanagement. Die WohnBund-Beratung Dessau übernahm 
auch Beratungs- und Unterstützungstätigkeiten für Eigentümer, die bereits aus den 
ersten Privatisierungsmaßnahmen über Eigentum in der Werkssiedlung verfügten und 
wirkte in den dort laufenden Prozessen der Modernisierungs und Instandsetzungstätig­
keiten auf Angepaßtheit und Einheitlichkeit hin. 



Luftansicht der Wasserturmsiedlung nach der Modernisierung und Instandsetzung, 
der Gestaltung des Platzes und des Wohnumfelds 

Planer und Architekten im Prozeß der ganzheitlichen Erneuerung waren das Archi­
tekturbüro Reinhart + Engel und Infraplan - Gesellschaft für Infrastruktur, Wasser und 
Umwelt GmbH in Projektgemeinschaft mit dem Büro für Stadtplanung Schara + Fischer. 

Noch im Jahr 1995 wurde ein städtebauliches Rahmenkonzept für die Stadt Schwarz­
heide zur Reihenhaussiedlung am Wasserturm (Wasserturmsiedlung) erstellt. Damit 
wurden die Bestände, die Bewohner- und Sozialstruktur, die Grün- und Freiflächen, die 
Verkehrsflächen und die Ver- und Entsorgung untersucht und Festlegungen für bau­
liche Maßnahmen und gestalterische Aspekte erarbeitet. 

Durch das Kooperationsteam wurde erreicht, daß ein straffes Projekt-, Zeit- und 
Finanzierungsmanagement durchgeführt werden konnte. Von der ersten Idee bis zum 
Baubeginn wurde gerade ein Jahr benötigt. Dabei fanden monatliche Planungs- und Ko­
ordinierungssitzungen statt, die der Optimierung der Projektplanungen und der Nutzen- 1 4 3 
Steigerung aller Beteiligten dienten. 



Von jedem Beteiligten wurde für den „runden Tisch" eine Person entsandt, die sich 
initiativ um die Belange des Projektes im jeweils eigenen Haus kümmerte („Kümmerer­
prinzip"). Damit wurde vor allem Zeiteinsparung, Transparenz und Interessenausgleich 
(„Win-win-Prinzip") erreicht. 

Bestandteil des Gesamtkonzepts war auch der Abriß von Wohnungen in Block- und 
Plattenbauten in der „Bereitschaftssiedlung". Diese Wohnungen waren für eine dauer­
hafte Wohnungsversorgung nicht erforderlich und lagen zudem ungünstig im Bereich 
zwischen Werk und Autobahn. Das Wohnen wurde damit weiter auf einen Standort im 
Zentrum von Schwarzheide mit der Wandelhofsiedlung, der „Vierjahresplan"-Siedlung 
und der Wasserturmsiedlung konzentriert, und der örtliche Wohnungsmarkt entlastet 
bzw. an die zukünftige Nachfragesituation angepaßt. 

Über den „runden Tisch" wurde auch die Abstimmung und Beteiligung anderer 
Wohnungseigentümer, hier der ortsansässigen Wohnungsgenossenschaft, der Ver- und 
Entsorgungsträger, der Bürger, Initiativen und Mieter vorgenommen, um möglichst brei­
te Akzeptanz für das Projekt zu erreichen und die Identifikationswirkung des zu er­
wartenden Ergebnisses zu stärken. Durch WohnBund-Beratung Dessau und eine Fach­
kraft wurde die spezielle Mieterbetreuung gesichert. Es erfolgten Mieterinformationen 
durch Broschüren, Faltblätter, Mieterversammlung und die Erstellung einer Muster­
wohnung. Ein Ein- und Auszugsmanagement, die mieternahe Regelung von organisato­
rischen oder wirtschaftlichen Problemen im Zusammenhang mit den erforderlichen 
Umzügen, ein Vorrecht zum Rückzug in die eigene Wohnung und die besondere 
Betreuung älterer Mieter wurden organisiert, inklusive Einzugspräsenten für jeden ein­
ziehenden Mieter, um die bestehende Identifikation noch mehr zu stärken. 

Neu und innovativ war bei der Planung und Durchführung des Projektes nicht nur 
die Bildung des Kooperationsteams. Die Gruppe sorgte dafür, daß im Rahmen der bau­
lichen Ausführung Innovationen und neue Wege befördert wurden. 

Das Konzept der Gestaltung der Straßen, Wege und Plätze sah eine zeitgleiche bauli­
che Ausführung vor. Darüber hinaus sollten für die Finanzierung dieser Maßnahmen 
Mittel der Städtebauförderung zum Einsatz kommen. Um die reibungslose Durchfüh­
rung des Bauablaufs in diesen Bereichen zu gewährleisten und um zu vermeiden, daß 
die gestalteten Wege und Plätze wegen der Verlegung von Ver- und Entsorgungsleitun­
gen wieder aufgerissen werden müssen, wurde ein Grabenmanagement durchgeführt, 
bei dem alle notwendigen Ver- und Entsorgungsleitungen in einem Arbeitsgang verlegt 
wurden. Die Grabenkosten wurden durch den Bauherren vorfinanziert und später auf 



die Ver- und Entsorger umgelegt. Damit konnte allein in diesem Bereich eine Kosten­
einsparung von ca. 30 % erreicht werden. 

Ein zeitlich hocheffizientes Baustellen- und Umzugsmanagement ermöglichte die Ab­
wicklung der Gesamtmaßnahme in nur drei Jahren. Dafür wurden 40 Umzugswoh­
nungen für alle Mietparteien zur Verfügung gestellt und den Mietern wurde die Ge­
währ gegeben, wieder in ihre Wohnungen zurück ziehen zu können. 

Durch konsequente Nutzung der Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB/A) 
konnte eine hohe Beteiligung des lokalen Handwerkes erreicht werden. Damit wurde 
die Sicherung einer Vielzahl von Arbeitsplätzen beim regional ansässigen Handwerk 
erreicht. 

Weitere positive Beschäftigungseffekte konnten durch Kooperation mit der Be­
schäftigungsgesellschaft WEQUA GmbH Lauchhammer erreicht werden, die mit der Er­
stellung von Gartenhäusern, Zäunen und Pergolen beauftragt wurde. 

Die Gesamtkosten des Projektes setzten sich aus den Bauwerkskosten, den Kosten 
für Garagen und Nebengebäude und den Kosten für die Gestaltung des Wohnumfeldes 
zu einer Gesamtsumme von 38 Millionen DM zusammen. Auch die Finanzierung dieser 
Kosten ist wiederum Ergebnis der Kooperation. Aus Mitteln der Wohnungsbauförde­
rung wurden 16,8 Millionen DM (Darlehen der Wohnungsbauförderung im Bestand des 
Landes Brandenburg 11,3 Millionen DM, Darlehen der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
des Bundes 5,5 Millionen DM), über die Städtebauförderung wurde ein Zuschuß von 6,6 
Millionen DM für die Gestaltung des Wohnumfeldes gewährt. In erheblichem Umfang 
flössen Eigenmittel der GEWOGE und der SEWOGE zur Finanzierung des Projektes ein. 
Zur Sicherung der Eigenmittel übernimmt die BASF die entsprechenden Verluste bei 
ihren Wohnungsunternehmen. 

Um das Ziel der Zentrumsentwicklung zu erreichen bzw. hierfür zukunftsfähige 
Planungen zu ermitteln, wurde ein studentischer Wettbewerb mit dem Basisthema 
„Variantenuntersuchung zum Stadtzentrum für Schwarzheide" durchgeführt. Hieran 
beteiligten sich drei Hochschulen in Verbindung mit dem Institut für Regionalentwick­
lung und Strukturplanung - IRS. Bisher wurden am Platz am Wasserturm das Büro der 
SEWOGE eingerichtet, ein Gebäude wird als Bürgerhaus genutzt und die Stadtverwal­
tung zog hierher. Damit wurden bereits kurzfristig Zeichen für den Willen zur Zen­
trumsentwicklung gesetzt. 145 



4. Ergebnis und Fazit 

Mit der Erneuerung der Wasserturmsiedlung wurden insgesamt 175 Reihenhäuser 
modernisiert und instand gesetzt und eine ganzheitliche Entwicklung der Siedlungsbe­
stände und der Infrastruktur der Stadt Schwarzheide eingeleitet. Die Modernisierungs­
und Instandsetzungsmaßnahme entwickelte eine Impulswirkung für die umliegenden 
Bestände. Unmittelbar angrenzend wurden weitere 120 Mietwohnungen modernisiert. 
Weitere Maßnahmen sind geplant. 

Die vom Kooperationsteam selbstgesteckten Ziele wurden erreicht. Der Werkssied­
lungsgedanke von Nachbarschaft und Zusammengehörigkeit wurde in der Wasser 
turmsiedlung ganzheitlich wiederbelebt. Besonders wurde der Faktor der Identifika­
tion der Bewohner mit ihrer Siedlung und ihrer Stadt gestärkt. Als „weicher" Standort­
faktor nimmt die Einheit von Wohnen und Arbeiten nachhaltig Einfluß auf die Entwick­
lung der Stadt. 

Das Modell der kooperativen Zusammenarbeit setzt nicht nur in Schwarzheide 
Zeichen, sondern strahlt auch in die Region und darüber hinaus und ist schon lange 
kein lokales Ereignis mehr, sondern Vorbild für weitere Vorhaben der Siedlungserneu­
erung. So wurde die Siedlung bereits Ende 1996, als der erste Bauabschnitt gerade fer­
tiggestellt war, mit dem Bauherrenpreis des Landes Brandenburg ausgezeichnet. 

Aber auch bundesweite Anerkennung wurde dem Projekt bereits zuteil. Als einziges 
Siedlungsprojekt wurde die Wasserturmsiedlung beim Bauherrenpreis „Modernisie­
rung 1997" mit einer Anerkennung ausgezeichnet. Dieser Preis würdigt vor allem neue 
Formen der Kooperation bei der Siedlungssanierung. 

Die Wasserturmsiedlung war im Jahre 2000 unter dem Motto „Leben und Wohnen" 
gemeinsam mit der Gartenstadt Marga in Brieske und dem Grundhof in Lauchhammer 
auch ein dezentrales Projekt der EXPO 2000 im Rahmen des Projekts „Lausitzer Leucht­
türme - nachhaltiger Strukturwandel einer Bergbaufolgelandschaft". 

Das Beispiel hat Anstoß auch für die Entwicklung in den alten Bundesländern gege­
ben. Nach dem beispielhaften und erfolgreichem Engagement der BASF und ihrer 
Wohnungsunternehmen nutzt diese die gewonnenen Erfahrungen auch bei der 
Sanierung der Werkssiedlungsbestände im Brunckviertel in Ludwigshafen, um den 
dortigen Wohnungen ein neues, modernes Gesicht zu verleihen. Auch hier wird das ko­
operative Modell bei der Planung, Durchführung und Finanzierung angewendet. 



Aus Sicht des MSWV konnten mit der Durchführung dieses kooperativen Modells 
die Umsetzung wesentlicher landespolitischer Zielsetzungen neben der Modernisie­
rung und Instandsetzung von preisgünstigen Mietwohnungen erreicht werden. Es wur­
den Beschäftigungsimpulse durch Stärkung der lokalen Wirtschaft und Qualifizie­
rungsmaßnahmen gesetzt, soziale Impulse durch Verbesserung der Wohn- und Lebens­
verhältnisse, Unterstützung des sozialen Miteinanders, Wiederherstellung von durch­
mischten Bewohnerstrukturen gegeben, ökologische Impulse durch ökologisches 
Planen, Bauen und Wohnen im Bestand gegeben, die Partizipation der Nutzer wurde be­
rücksichtigt, die Identifikation gesteigert und nicht zuletzt wurden politische Impulse 
durch den integrativen Einsatz der Beteiligten aus dem öffentlichen und privaten Be­
reich erreicht. Die Verknüpfung der Fördermöglichkeiten der Infrastruktur, der Wirt­
schaft, des Wohnens und der Stadtentwicklung und die Beförderung und Stärkung pri­
vater Initiativen haben im Ergebnis zum Erfolg bei der Standortentwicklung geführt. 
Damit wären z.B. auch die Anforderungen eines integrativen Programms, wie sie u.a. 
für das Förderprogramm „Soziale Stadt" erhoben werden, erfüllt. 

Auch den Empfehlungen des Beirats für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr des 
MSWV zur Sicherung von Lebensqualität in kleinen Städten im äußeren Entwicklungs­
raum Brandenburgs wurde gefolgt. Diese machen die dauerhafte Wahrnehmung der 
Versorgungsfunktionen zur wesentlichen Voraussetzung für die Attraktivität der 
Städte als Wohn- und Wirtschaftsstandort. Diese funktionellen Voraussetzungen gilt es 
zu bewahren und zu entwickeln. Dabei muß die Initiative privater Grundstückseigen­
tümer und Gewerbetreibender sowie der Wohnungsunternehmen und Genossenschaf­
ten angestoßen und unterstützt werden. Das Engagement möglichst vieler für den Zu­
sammenhalt des kleinstädtischen Gemeinwesens ist von hoher Bedeutung. Die öffent­
liche Selbstverständigung von innen heraus soll die notwendige Motivation und Mit­
wirkungsbereitschaft fördern. Dabei spielen Personen eine wichtige Rolle, Personen 
mit Ideen und Überzeugungskraft, Impulsgeber und Multiplikatoren. Diese Kraft ent­
stehen zu lassen und vor allem zu halten, ist eine große, regionale Herausforderung. 
Sie wurde in Schwarzheide beispielhaft angenommen. 

Das Beispiel Wasserturmsiedlung hat in Brandenburg private und öffentliche Ak­
teure vor Ort ermutigt, zur Erhaltung und Weiterentwicklung der Wohnsiedlungen im 
Sinne einer zukunftsfähigen Standortentwicklungs- und Wohnungspolitik beizutragen. 
Gerade in den neuen Ländern hat Public private partnership vor dem Hintergrund der 
wirtschaftlichen und städtebaulichen Umstrukturierungsprozesse als mögliches Ent-
wicklungs- und Steuerungsinstrument seinen Platz. Ähnliche Kooperationsverfahren 147 
wie in Schwarzheide finden auch in Hennigsdorf, Potsdam und Lübbenau Anwendung 



und werden zusätzlich auch bei den Stadtumbauprozessen im Zusammenhang mit den 
Leerstandsproblemen der Wohnungswirtschaft in den (alt)industriellen Zentren des 
Landes eine wichtige Rolle spielen. 
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Achim Plate 

Wohnen und Arbeiten im 21. Jahrhundert 

Das telematische Stadtquartier „Klosterforst" 
in Itzehoe 

Das in jüngster Zeit viel beschworene „global village" der Zukunft wurde 
im Schleswig-Holsteinischen Itzehoe schon Ende der 90er Jahre Gegen­
wart. Hinter der Konversionsmaßnahme „Klosterforst" steckt ein ganzheit­
liches Konzept der Unternehmensgruppe Plate & Partner, das den sozialen 
Netzwerkgedanken mit dem multimedialen verknüpft. Vom „social net-
working" zum „technical networking" zu kommen, war nur ein logischer 
Schritt gewesen. Denn: Die Wohnung von morgen dient rund um die Uhr 
als Auffahrt zur Datenautobahn. Sie ist Informationszentrum, Handels-, 
Arbeits- und Ausbildungsplatz. 

1. „Back to the roots" - so fing es an 

Sozia l , ö k o l o g i s c h und ö k o n o m i s c h 

1994 stand es endgültig fest: Die Soldaten des Sanitätsbataillons der Hanseaten-
Kaserne in Itzehoe ziehen aus. Das 20 Hektar große Gelände wird verkauft. Auf dem 
alten Militär-Areal zwischen der Bundesstraße 206 („Langer Peter") und dem Stadtwald 
„Klosterforst" einen telematischen Multimedia-Stadtteil zu errichten - daran dachten 
mein Kompagnon Thomas Hoffmann und ich damals nicht. Die Telekommunikation 
war noch ausschließlich Sache der Telekom und das Internet nur etwas für Freaks. 

Als wir uns mit unserer Bauträgergesellschaft Plate & Partner an dem Investoren-
Wettbewerb beteiligten, lagen unsere Prioritäten eher im menschlichen Miteinander, 
beim kostensparenden Wohnungsbau und bei umweltfreundlicher Bauweise. Wir hat­
ten uns vorgenommen, für die 280 Millionen Mark teure Konversionsmaßnahme so 
wenig öffentliche Mittel wie möglich auszugeben und private Geldgeber zu finden, die 
wie wir überzeugt waren, daß man soziales und ökologisches Denken mit ökonomi­
schen Interessen verknüpfen kann. Ich stellte mir ein neues Stadtquartier vor, das im 
Grunde uralt ist und an die vorindustrielle nutzungsgemischte Stadt erinnert. 



Vorindustr iel l u n d t rotzdem neu 

Als wir den Zuschlag für die Umsetzung der Konversionsmaßnahme erhielten und 
mit der Planung des neuen Itzehoer Stadtteils „Klosterforst" begannen, war mir klar, 
daß es einen Ausweg gibt, von dem die Natur wie der Mensch profitiert: die Re-Urbani-
sierung. Dafür streitet in den Vereinigten Staaten seit Ende der 80er Jahre eine Bewe­
gung, der sich immer mehr Anhänger anschließen. Weil die Menschen dort wohnen 
wollen, wo sie auch arbeiten und außerdem zum Shopping, Bowling, Tanzen, Essen und 
ins Kino gehen können. 

Nach den Vorstellungen von New urbanism sind lebens- und liebenswerte Orte 
„compact, walkable neighbourhoods and/or districts". Also: enge Nachbarschaften und 
Quartiere, in denen man alles zu Fuß erreicht. Der Ort der Zukunft muß wie der Ort 
der Vergangenheit ein „klar definiertes Zentrum" haben, meint New urbanism. Zum 
Beispiel einen Marktplatz mit Kneipen, einem Theater, einer Bücherei, einer Kirche 
oder einem Gemeindehaus. Alles sollte in der Nähe sein: kleine Handels- und Gewerbe­
treibende, Handwerksbetriebe, Schulen, Kindergärten. 

Ein „breites Spektrum von Wohnungs- und Häusertypen", so die Vorstellung, könnte 
Menschen verschiedenen Alters aus unterschiedlichen Einkommensklassen und mit 
unterschiedlichen Vorlieben für verschiedene Lebensformen - vom kinderlosen Paar 
und dem jungen Single über die verwitwete Seniorin und die alleinerziehende Mutter 
bis hin zur Großfamilie und zur Wohngemeinschaft - in ein Stadtquartier locken, wo 
gelebt und gearbeitet wird. 

New urban ism in Schleswig-Hols te in 

So wie New urbanism denkt, dachten wir auch. Deshalb stellten wir unser Konzept 
für den neuen Stadtteil „Klosterforst" unter das Motto „Wohnen und Arbeiten im 
21. Jahrhundert". Vom Baubeginn Anfang 1996 bis zum Abschluß der Konversionsmaß­
nahme Ende 2003 sollten, so nahmen wir uns vor, auf dem alten Kasernengelände 
30.000 Quadratmeter Büro- und Gewerbeflächen sowie Wohnraum für rund 1.500 Men­
schen entstehen. Mindestens 500 neue Arbeitsplätze wollten wir schaffen. 

Das war uns besonders wichtig, da in Itzehoe im vergangenen Jahrzehnt zahlreiche 
Arbeitsplätze abgebaut worden sind: u.a. durch die Stillegung der Hanseaten-Kaserne 
und den Abzug von Landesverwaltungen. Allein die Gruner + Jahr-Druckerei hat ihren 
Bestand von 2.200 auf 1.400 Arbeitsplätze reduziert, weitere 200 sollten in den näch­
sten fünf Jahren folgen. 



Die Kreisstadt Itzehoe (Kreis Steinburg) in Schleswig-Holstein hat zur Zeit 33.600 Ein­
wohner - Tendenz sinkend: 1950 waren es noch 40.000 und 1970 fast 36.000. Andere 
Gemeinden im Kreis Steinburg leiden unter einem noch größeren Bevölkerungssch­
wund. Obwohl Itzehoe nur 60 Kilometer von der Metropolregion Hamburg trennen, war 
es der Stadt und dem Umland in der Vergangenheit nie wirklich gelungen, wirt­
schaftlich Anschluß zu finden und den sogenannten Speckgürtel zu knacken. 

2. Planen als Prozeß - ein Novum in Deutschland 

Networker a m Werk 

Ein zukunftsweisendes Stadtquartier, für das es Mitte der 90er Jahre in Deutschland 
weder Vorbilder noch Leitlinien gab, zu erdenken, zu bauen und dann auch noch mit 
Leben zu füllen, erfordert ein kooperatives Verfahren, das alle Beteiligten überzeugt, 
motiviert und an das Projekt bindet. Ich nenne es „Planen als Prozeß". Oder anders aus­
gedrückt: „Kein isoliertes Nacheinander, sondern ein stetes Miteinander." 

Statt allein und gegeneinander zu agieren, müssen alle in einem interdisziplinären 
Team zusammenarbeiten und sich als Networker begreifen - als Teile eines gemeinsa­
men Planungs- und Umsetzungsnetzwerks: Politiker, Bauverwaltung, Architekten, 
Banken, private Investoren etc. Solche „cross professional groups" forderte auch das 
zweite internationale Architektursymposion, das 1999 im Engadin tagte. Was wir be­
reits Mitte der 90er Jahre im kleinen Itzehoe zwischen Hamburg und Husum zu reali­
sieren begannen, war für die weltweite Creme de la Creme der Architektenschaft noch 
Ende der 90er Jahre Zukunftsmusik. 

Nicht v ir tuel l , sondern real 

„Geradezu grotesk" findet es Armin Hentschel, Leiter des deutschen Instituts für sozi­
ale Stadtentwicklung (IFSS), „wie wenig Rückkopplung heute zwischen kulturellen und 
sozialen Veränderungen einerseits sowie Wohnungsbau und Wohnungspolitik anderer­
seits stattfindet." Dem wollte das Institut für Städtebau und Wohnungswesen (ISW) im 
Spätsommer 1999 mit dem Pilotseminar „Kommunikation und Kooperation zwischen 
öffentlicher Verwaltung und Wirtschaft bei städtebaulichen Maßnahmen" etwas ent­
gegensetzen. An fünf Wochenenden planten vier „cross professional groups" ein brach 
liegendes Gelände am Münchner Hauptbahnhof als neues Stadtquartier: „ständig über­
prüft und kritisiert von Experten und Bürgern." Die Kooperationsbereitschaft stand 
dabei im Vordergrund. 



Und tatsächlich bestätigte anschließend die Direktorin des ISW, Ingrid Krau: „Die 
Teilnehmer der einzelnen Fachdisziplinen haben ihre Scheuklappen verloren." Das ließ 
Raymond Trotz von der HypoVereinsbank hoffen: „Beim nächsten realen Projekt grei­
fen sie vielleicht zum Telefonhörer und besprechen sich mit ihren Partnern aus dem 
Pilotseminar." 

Unser Projekt in Itzehoe war kein Planspiel, sondern von Anfang an real. Wir, zwei 
Privatunternehmer, wollten selbstverständlich auch Geld damit verdienen. Gleichzeitig 
waren wir bereit, die gesamte Verantwortung zu übernehmen: als „Generalplaner, 
Generalmanager und Generalrisikoträger". Unsere Devise „Wir tun, was wir sagen" hat 
schließlich auch die Arbeitsgemeinschaft für zeitgemäßes Bauen e.V. (ARGE) überzeugt. 
Das Ergebnis unserer Zusammenarbeit im Vorfeld war ein „Sieben-Säulen-Konzept". 

3. Gesamtmanagement aus einer Hand -
Und das „Sieben-Säulen-Konzept" 

Optimierte Zusammenarbe i t 

Diese erste Säule dient noch heute dazu, Zeit zu sparen, Kosten zu minimieren und 
alle Beteiligten interdisziplinär an einen Tisch in Form der sogenannten „Lenkungs­
gruppe" zu bringen: die Stadt Itzehoe, der Kreis Steinburg, die Ministerien in Kiel, die 
kapitalgebenden Banken, private Kapitalanleger, Nutzer, Wohnbaugesellschaften, 
Architekten, Ingenieure, die ARGE, die Gesellschaft für Wirtschaftsförderung, die evan­
gelische Kirche und die Gleichstellungsbeauftragten des Landkreises. 

Pilotprojekt „kostensparender W o h n u n g s b a u " 

Mit der zweiten Säule wollten wir beweisen, daß man im sozialen Wohnungsbau auf 
Qualität Wert legen und trotzdem die oberen Kostengrenzen einhalten kann. Unter an­
derem sind deshalb zwanzig Prozent aller Gebäude im Klosterforst Niedrigenergiehäuser. 

Für die Planungs- und Realisierungsphase wurde eine gemeinsame Datenbasis ge­
schaffen. Die Kommunikation zwischen den Planungsfirmen, wie zum Beispiel der Aus­
tausch von Änderungen, erfolgte überwiegend via ISDN. Alle Maßnahmen brachten 
Kosteneinsparungen von bis zu fünfzehn Prozent. 

Auch für die Nutzungsphase wurden die Kosten schon bei der Planung berücksich­
tigt. Die sogenannte zweite Miete konnte so und außerdem auch durch ein zentrales 
Fernwärme-Heizwerk sowie die zentrale Erfassung der Meßwerte (Strom, Wasser, 
Wärmeverbrauch etc.) reduziert werden. 



Ökolog ie be im Bauen 

Wir verwenden ausschließlich ökologisch unbedenkliche Stoffe. Die Bauteile sind 
optimiert worden, wodurch wir Kosten sparen. Das beim Abriß der ehemaligen Kaser­
nen-Gebäude anfallende Material haben wir entweder wiederverwertet oder wieder­
aufbereitet. Zu diesem Zweck entwickelten wir ein bundesweit einmaliges Recycling­
verfahren: Alter Beton wird so zerkleinert und verarbeitet, daß er als Zuschlag für 
neuen Beton - nicht wie üblich nur im Tief-, sondern auch im Hochbau - verarbeitet 
werden konnte. Wegen der 3.600 ausgefallenen LKW-Fahrten zu Sondermülldeponien 
oder Recyclingfirmen verpufften 28.000 Liter Diesel nicht in der Luft. Das im Kloster­
forst anfallende Regenwasser wird in Zisternen gesammelt und zur Bewässerung des 
Parks benutzt, in dem die Gebäude stehen. Bei der Erschließung wurden möglichst 
wenig Flächen versiegelt, die Außenanlagen haben wir mit heimischen Gehölzen und 
Blumen bepflanzt. 

A u s f ü h r u n g diverser Bauformen 

Trotz kostensparender Typisierung durch Material, Stil und Farbgebung ist es im 
Klosterforst gelungen, ein abwechslungsreiches Straßenbild zu schaffen. Dazu tragen 
unterschiedliche Gebäudegrößen und Dachformen bei. Die variierende Fenster- und 
Fassadengestaltung, Loggien, Brüstungen und die Akzentuierung des Mauerwerks ver­
leihen jedem einzelnen Haus einen eigenen Charakter. 

Real is ierung di f ferenzierter Nu tzungskonzep te 

Die fünfte Säule ist ein durch Stadtplanung provoziertes und ermöglichtes Miteinan­
der. Familien- und kinderfreundliche, altengerechte, behindertengerechte Wohnungen, 
Apartments für Singles, Teamwohnungen für Wohnprojekte, Mietwohnungen, Eigen­
tumswohnungen, Penthouses, Stadtvillen und Reihenhäuser - im Klosterforst gibt es 
nahezu für jeden die geeignete Wohnform. 

Auch an die angrenzenden Wohngebiete haben wird gedacht. Das zwanzig Hektar 
große Areal der Hanseaten-Kaserne trennte 60 Jahre lang den Itzehoer Süden vom 
Stadtwald im Norden: Unsere Parkanlage mit Spielplätzen, Rad- und Fußwegen stellt die 
Verbindung wieder her. 

Die Viertel in der Nachbarschaft galten als „unterversorgt". Damit ist es nun vorbei -
dank der „Klosterforst-Dienstleistungsspange" rund um den Hanseatenplatz, das Zen 
trum des neuen Stadtquartiers: Frischemarkt, Bäcker, Sparkasse, Blumenladen, Friseur, 
Kosmetik- und Sonnenstudio, Arztpraxen, Apotheke, Rechtsanwalt, Steuerberater, eine 
Zweigstelle des Arbeitsamts und eine Sozialstation für die Seniorenbetreuung. 



Bistro, Fitneß-Studio und eine Familienbildungsstätte kommen als Freizeitangebote im 
sogenannten „ParkTreff" hinzu. Außerdem hat Itzehoe nun endlich auch eine vorzeigba­
re Herberge für Besucher von außerhalb: das Vier-Sterne-Hotel mercure am Hansea­
tenplatz. Und, last but not least, eine Senioren-Akademie, die Pastor Kah gegründet hat. 

Ich bin stolz darauf, der erste und - meines Wissens immer noch - einzige Privat­
unternehmer in Deutschland zu sein, der einen protestantischen Pfarrer sponsort. Wir 
haben im Klosterforst keine Kirche in Form eines Gebäudes, aber wir haben Pastor 
Kah, der auf dem Standpunkt steht: „Da die Menschen heutzutage nicht mehr so häu­
fig in die Kirche kommen, muß die Kirche zu den Menschen gehen." 

Stolz bin ich auch auf unsere vorbildliche Kindertagesstätte „IzzKizz". Sie ist von 7.00 
Uhr morgens bis 18.00 Uhr am Abend geöffnet. Auf 1.000 Quadratmetern bietet sie 110 
Plätze für „Kids" im Alter von null bis sechs Jahren: in „altersgemischten Familiengrup 
pen", in einer „integrierten Gruppe" mit behinderten Kindern und einer „Regelgruppe". 

Real is ierung der Wohnungen 

Der erste Bauabschnitt mit 214 Wohneinheiten wurde der Stadt Itzehoe offiziell am 
5. September 1998 übergeben. Vom zweiten Bauabschnitt haben wir bisher 140 Wohn­
einheiten fertiggestellt, 57 weitere sind im Bau. 560 werden insgesamt entstehen. Das 
zentrale Wohnparkmanagement des Stadtteils - unter Federführung von Plate & 
Partner - kümmert sich um Vermietung, Verkauf und Instandhaltung. 

Model lhafte Gesamtrea l is ierung 

Im Klosterforst wurden (und werden) alle empfohlenen Ansätze zur Entwicklung 
eines neuen Stadtteils in die Tat umgesetzt und zusätzlich auf Erkenntnisse der Markt-
und Sozialforschung sowie auf unsere individuelle Philosophie gestützt: Nachhaltigkeit 
im Sinne von Urban 21 und Agenda 21, wirkungsvolle Problemlösungsstrategien und 
effektive Projektsteuerungsmechanismen, eine offene Informationspolitik, die Integra­
tion unterschiedlicher Interessengruppen und die Verwendung von möglichst wenig 
öffentlichen Mitteln. Nach Vollendung der Konversionsmaßnahme Ende 2003 werden 
zu 93 Prozent private Gelder investiert worden sein. Dies alles führte zu der modell­
haften Gesamtrealisierung durch ein Privatunternehmen, die als Planungsansatz auch 
auf andere Konversionsmaßnahmen und neue Projekte übertragen werden kann. 

Nein, wir haben sicher nicht bis ins Detail alle Wünsche erfüllt, aber Stück für Stück 
ergab sich ein klares Bild von unserer Vision des „Wohnens und Arbeitens im 21. Jahr­
hundert". Vom „social networking" auch zum „technical networking" zu kommen, war 



dann nur ein logischer Schritt. Denn es galt noch, das Versprechen einzulösen, im 
Klosterforst mindestens 500 neue Arbeitsplätze zu schaffen. 

4. Multimedia - die achte Säule für die Zukunft 

Global denken u n d lokal handeln 

Je stärker wir uns mit den neuen Medien beschäftigten, um so klarer wurde uns, daß 
die Zukunft von der Internet-Ökonomie geprägt sein wird und daß hier die wahren Chan­
cen für neue Arbeitsplätze liegen - auch in einem unbedeutenden Stadtteil mitten in 
einer unbedeutenden Stadt. 

In einer Serie der Süddeutschen Zeitung über „Die Gegenwart der Zukunft" verheißt 
Kenichi Ohmae ausgerechnet den Regionen einen rapiden Aufschwung - dank der neu­
en Kommunikationsmedien: „Ein Phänomen des 21. Jahrhunderts wird sein, daß sich in­
nerhalb eines Staates regionale Wirtschaftsräume herausbilden, die in einer Welt ohne 
Grenzen operieren und Handel treiben. Die Regionen, die eine erfolgreiche Interaktion 
mit der restlichen Welt aufbauen, werden blühen und gedeihen. Ihren Aufschwung 
muß man als charakteristisches und entscheidendes Wirtschaftsphänomen des 21. Jahr­
hunderts begreifen." 

Die US-Wirtschaft beispielsweise freute sich in den 90er Jahren über jährliche 
Wachstumsraten von vier bis sechs Prozent. Das sei ein Durchschnittswert, der aus 
„höchst unterschiedlichen regionalen Entwicklungen resultiert". Manche Regionen 
bringen es auf zwanzig Prozent, während andere überhaupt nicht an der Hausse betei­
ligt sind. Die Wachstumszonen sind „erstaunlicherweise meist gebirgige Gegenden, die 
von dichtbesiedelten Städten und Ballungsräumen weit entfernt liegen". Das Internet 
und die neuen Telekommunikationsnetzwerke machen es möglich. 

So befremdlich es klingt - aber durch die Globalisierung rückt der Ort wieder ins 
Blickfeld. Diesen Prozeß bezeichnet man als „Glokalisierung". Auch uns wurde zuneh­
mend bewußt, daß man heutzutage global denken und lokal handeln muß. 

Der Kloster forst a ls Auf fahr t zur Datenautobahn 

Als das Telekommunikationsgesetz die Telekom zwang, ihre lang gehütete Monopol­
stellung aufzugeben, entschieden wir uns sofort dafür, aus dem Klosterforst ein telema-
tisches Stadtquartier zu machen. Die achte Säule unseres Konzepts entstand: „TMT -
Telekommunikation, Multimedia, Telearbeit". 



Durch ein „Local Area Network" (LAN) vernetzten wir den gesamten Stadtteil mit 
hochpotenten Glasfaserleitungen - zuverlässig, schnell und leistungsstark für alle 
Arten der multimedialen Datenübertragung (100 Kilobite pro Sekunde, ISDN schafft 
64). Über einen zentralen Server ist das stadtteileigene Intranet digital mit der bundes­
weiten Datenautobahn und dem weltweiten Internet verbunden. Denn: Die Wohnung 
der Zukunft - auch die in einem unbedeutenden Stadtteil mitten in einer unbedeuten­
den Stadt - ist Informationszentrum, Handels-, Arbeits- und Ausbildungsplatz. 

Nach eingehenden Marktstudien gründeten wir im April 1998 das erste Internet-Com-
munication-Center Europas mit Sitz am Hanseatenplatz im Klosterforst: „conTakt - we 
communicate". Damals waren wir acht Personen, Ende 2000 arbeiteten 500 Menschen 
bei conTakt, Ende 2001 werden es voraussichtlich 1.000 sein. Rund fünfzehn Prozent 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wohnen im Klosterforst, und viele nutzen die 
Möglichkeit zur alternierenden Telearbeit. Das heißt: Sie haben einen Arbeitsplatz im 
Büro und einen daheim. 

Telearbeit a ls Chance (nicht nur) für Frauen 

Davon profitieren vor allem Mütter mit kleinen Kindern - auch conTakt profitiert 
davon. Junge Frauen waren noch nie so gut ausgebildet wie heute, doch wenn sie Kinder 
bekommen, ist es mit der Karriere vorbei. Das belastet nicht nur Steuersäckel und So­
zialetats, sondern auch die freie Wirtschaft, die in die Qualifizierung ihrer weiblichen Ar­
beitskräfte investiert und letztendlich nichts davon hat. Schon als wir unsere Kinderta­
gesstätte IzzKizz planten, haben wir erkannt, daß Unternehmen es sich nicht leisten kön­
nen, auf das Kreativitäts- und Innovationspotential ihrer Mitarbeiterinnen zu verzichten. 

Zwei Hausfrauen, die im Klosterforst wohnen und zur Zeit nicht berufstätig sind, 
wollen demnächst zusammen in einem „Nachbarschaftsbüro" arbeiten, um der Isola­
tion durch ausschließliche Teleheimarbeit zu entgehen. Die Nachbarschaftsbüros sol­
len in den sogenannten „Televillen" entstehen, ausgestattet mit dem kompletten Equip-
ment, das Teleworker brauchen. Diese „Teleservice-Zentren" können auch als „Satelli­
tenbüros" genutzt werden: als ausgelagerte Arbeitsstätte eines Unternehmens mit Tele­
kommunikationsanbindung an die Zentrale. 

Satel l i tenbüros auf Pe l lworm u n d in E g g e b e k 

Unser telematisches Stadtquartier mit seiner innovativen Infrastruktur ist ein idea­
ler Boden für die Entwicklung von Zukunftsmodellen. Deshalb haben wir das For­
schungsprojekt „Netzwerk Arbeit durch Innovation" (NADIV) initiiert, das seinen Sitz 
im Klosterforst hat. Mehr als zwanzig Partner beteiligen sich daran: u.a. die Schleswig-



Holsteinische Landesregierung, die Technologie Transfer Zentrale Schleswig-Holstein, 
die Kieler Universität, die Telekom und Siemens. 

NADIV beschäftigt sich vor allem mit „Planen und Bauen im Multimediazeitalter", 
„E-Business für kleine Unternehmen" und „Telearbeit in strukturschwachen ländlichen 
Räumen". Deshalb hat conTakt in Kooperation mit dem Netzwerk zwei Satellitenbüros 
auf der Nordseeinsel Pellworm und in der kleinen Gemeinde Eggebek bei Flensburg ein­
gerichtet. Insgesamt sollen dort 70 Telearbeitsplätze entstehen. Damit versuchen wir 
erneut zu demonstrieren, daß der Standort im 21. Jahrhundert keine Rolle mehr spielt. 

5. Einblick, Ausblick - und ein Traum 

1994 fing es mit dem Auszug der Soldaten aus der Hanseaten-Kaserne an, sieben 
Jahre später sind unsere kühnsten Erwartungen übertroffen: Das soziale Netzwerk, das 
wir knüpfen wollten, und das leistungsfähige Multimedianetz haben sich zu einer Syn­
these vereint. Wenn ich mir heute überlege, was unseren Erfolg ausmacht, steht für 
mich ein Begriff an oberster Stelle: Ganzheitlichkeit. Beziehungsweise: praktizierte 
Ganzheitlichkeit. 

Wenn wir vernetzt leben und arbeiten wollen, reichen gesellschaftspolitische An­
sätze und innovative Technik nicht aus. Die Wohnungswirtschaft, Architekten und 
Stadtplaner müssen sich dafür einsetzen, daß die Gebäude den neuen Anforderungen 
genügen. Die Gesetzgeber müssen Grundlagen schaffen, die bau- und arbeitsrechtliche 
Hürden - zum Beispiel für Telearbeit - aus dem Weg räumen. Politik und Verwaltung 
müssen sich flexibler um Standortverbesserungen im Zusammenhang mit den 
Zukunftstechnologien bemühen. Die Bildungseinrichtungen müssen sich den Heraus­
forderungen der neuen Medien schneller und aktiver stellen. Die Wirtschaft muß sich 
stärker als Motor betätigen - zum Beispiel durch Forschungskooperationen mit Hoch­
schulen, in der innerbetrieblichen Ausbildung oder auch durch mutige Projekte wie der 
Klosterforst. Alle müssen bereit sein, voneinander zu lernen. Das verstehe ich unter 
ganzheitlicher Praxis. 

Ich will an dieser Stelle nicht verschweigen, daß es auch ein Traum war, der mich ge­
trieben hat. Ich bin in Beidenfleth an der Stör aufgewachsen und habe mir immer vor­
gestellt, „mein Dorf" mit in die Welt hinaus zu nehmen. Im Klosterforst habe ich mir die­
sen Traum erfüllt. Zwar ist das neue Stadtquartier kein Dorf im herkömmlichen Sinn, 
aber es ist ein „global village" im Sinne von Franz Nahrada, dem Telematik-Experten 157 
und Träumer aus Wien. 



Wenn er von „global village" spricht, meint er „das durchaus U r b a n e Leben in einer 
intakten Umwelt": „Nicht als exklusiver Rückzugsraum für eine Minderheit mit Ver­
kehrsinfarkt am Wochenende, sondern als breiter Lebensraum der Mehrheit mit völlig 
neuen Rollenverteilungen und Kommunikationsstrukturen." 

Der Autor 
Dipl.-Ing. Achim Plate, geb. 1959, 1978-1983 Maschinenbau-Studium an der Bundeswehr-

Hochschule in Hamburg, 1990 Gründung der Bauträgergesellschaft Plate & Partner, 

1994-2003 Konzipierung und Realisierung des telematischen Stadtquartiers „Klosterforst" als 

Konversionsmaßnahme, 1998 Gründung des Internet-Communication Center „conTakt", seit 

1999 Entwicklung von internetgestützten Kundenbindungsinstrumenten (u.a. die „BONUS­

CARD Schleswig-Holstein") und Generalmanagement von „wilhelm.tel" in Norderstedt (digi­

tale Vernetzung aller öffentlichen und privaten Bereiche durch die örtlichen Stadtwerke). 
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Gerhard Rohde 

Wohnungsunternehmen als Dienstleister 

Wohnbegleitende Dienste aus dem 
Blickwinkel einer Genossenschaft 

Auch die Aufgabenfelder der Wohnungsgesellschaften stellen sich im 
gesellschaftlichen Strukturwandel neu. Die Ansprüche an das Wohnen 
werden vielfältig und nehmen zu. Wenn die räumliche Trennung von 
Wohnen, Arbeiten und Freizeit abnimmt, wachsen die Anforderungen an 
das Wirtschaftsgut Wohnung. Mit dem damit verbundenen Übergang des 
oftmals noch traditionellen gemeinnützigen Wirtschaftens zu mehr 
Marktwirtschaft erweitern viele Wohnungsunternehmen das Spektrum 
ihres Angebots um sogenannte wohnbegleitende Dienstleistungen. Das 
wird am Beispiel der Spar und Bauverein Solingen eG näher beschrieben. 

In der Industriegesellschaft war das städtische Leitbild im wesentlichen von den 
Thesen der CIAM der sogenannten Charta von Athen nach Funktionstrennung 

der Lebensbereiche Wohnen, Arbeiten und Freizeit geprägt. Heute kann die Dienstlei-
stungs- und noch mehr die Informations- und Kommunikationsgesellschaft auf diese 
räumlichen und funktionellen Divergenzen immer mehr verzichten. Die Folge ist, daß 
die zuvor genannten stadträumlichen Themenfelder Wohnen, Arbeiten und Freizeit sich 
immer stärker annähern und vernetzen und diese neuen Konvergenzen auch zu verän­
derten Formen städtischer und quartiersbezogener Entwicklungsbereiche und schließ­
lich auch zu neuen Wohn- und Arbeitsformen führen. Diese bergen sowohl Risiken als 
auch Chancen im Hinblick auf die Qualität der Wohn-, Lebens- und Arbeitsverhältnisse 
und stellen somit uns alle vor neue Herausforderungen. 

Divers i f ika t ionsanforderungen an die Wohnungswi r tscha f t 

Da die Verflechtungen des Themenfeldes Wohnen mit Arbeit und Freizeit immer 
enger werden, müssen auch die Wohnungsbaugesellschaften über ihren Tellerrand 
hinwegschauen und Überlegungen zur Diversifikation über ihr eigentliches Kern­
geschäft hinaus anstellen. 



Wir bei der Spar- und Bauverein Solingen eG führen diese Diskussionen zur Diversifi­
kation unserer Geschäftsbereiche innerhalb unserer Organe und auch mit unseren „Kun­
den", d.h. den Mitgliedern und Mietern, in einem offenen breit angelegten Dialog, um ihre 
Belange möglichst umfassend im Rahmen der Siedlungsentwicklungen, der Wohnungsmo­
dernisierungen und Neubaumaßnahmen in der notwendigen Vielfalt berücksichtigen zu 
können. Wenngleich wir zur Zeit noch keine fertigen Ergebnisse präsentieren können, so 
stehen wir doch mitten in einem wohnungswirtschaftlichen Wandlungsprozeß, in dem wir 
hoffentlich auch die Antworten auf die Anforderungen an das Wohnen finden werden. 

Zukunf t Wohnen 

Wohnen wird zweifellos auch in Zukunft der Ort des Familienlebens bleiben, aber 
gleichzeitig auch der Ort des Individuums, eine geschützte, private Sphäre für Gefühle und 
körperliche Intimität, Ort der Kindheit, der Erholung, des Zusammen- und des Alleinseins. 
Wohnung ist für viele auch immer mehr der Ort von Arbeit - nicht nur Hausarbeit - in 
Zukunft immer mehr von Telearbeit und globaler Kommunikation und Freizeit. 

Mit steigendem Wohlstand (zumindest bei einem Teil der Bevölkerung) werden dann 
vermutlich auch immer größere Wohnungen nachgefragt. Gerade weil die Wohnung der 
wichtigste Ort des Lebens ist, wird sie vergrößert, sobald man es sich leisten kann. 
Wohnraum muß flexibel nutzbar sein, er muß sich den differenzierenden Lebensstilen 
anpassen können. Die Bewohner werden in Zukunft noch schneller als heute ihre Ver­
haltensweisen ändern und sie werden noch häufiger als heute mobil sein. 

Doch nicht nur die Wohnung selbst ist zu sehen, sondern ebenso das Wohnumfeld 
und die Siedlung. Auch hier werden Veränderungen notwendig sein und stärker in 
unseren Überlegungen zur künftigen Wohn- und Siedlungsentwicklung Berücksichti­
gung finden müssen. 

In einer mobilen Gesellschaft, in der die Grenzen zwischen Arbeit und Leben, Heim 
und Unterwegs durchlässig werden, gibt es in vielerlei Hinsicht Nachfragen nach Dienst­
leistungen und Flexibilität. So sollten beispielsweise kommunale Versorgungsangebote 
und Dienstleistungen in den Siedlungsbau integriert werden. Ein Internetcafe, ein gu­
tes Restaurant, Alten- und Kinderbetreuung bzw. spezielle gruppenspezifische Service­
leistungen, aber auch Sekretariats- und Informations- und Betreuungsdienstleistungen, 
z.B. für die neuen Heim und Telearbeiter/innen, könnten in das neue Wohnsiedlungs-
gefüge eingebunden werden. 



Diesen Ansprüchen versucht die Spar- und Bauverein Solingen eG sowohl bei der 
derzeitigen Realisierung einer Neubausiedlung (am Börkhauser Feld) gerecht zu wer­
den, z.B. bei der Planung der Siedlungsmitte, als auch bei der Revitalisierung der beste­
henden Siedlungsbestände auf der Grundlage von langfristig orientierten Siedlungs­
rahmenplänen. Unter Zuhilfenahme dieser neuen wohnungswirtschaftlichen Planungs­
instrumente beabsichtigt die Spar- und Bauverein Solingen eG unter Beteiligung der 
Mitglieder, Mieter und Angestellten eine gemeinsame Zukunftsplanung im Sinne einer 
nachhaltigen Siedlungsplanung zu entwickeln. 

Wohnbegle i tende D ienst le is tungen - Chancen u n d Ris iken 

für die Genossenschaf t 

Nicht zuletzt vor diesem Hintergrund hat die Spar- und Bauverein Solingen eG im 
vergangenen Jahr eine Studie zum Thema „Wohnbegleitende Dienstleistungen - neue 
Chancen für die Genossenschaften und neue Risiken" erstellen lassen. Es galt, nicht nur 
neue und möglichst wertschöpfende Handlungsfelder für Wohnungsgesellschaften zu 
identifizieren, sondern die Notwendigkeit möglicher wohnbegleitender Dienstleistun­
gen vor dem Hintergrund des gesellschaftlichen Wandlungsprozesses zu reflektieren. 

Damit sollte für die Genossenschaft eine Entscheidungsgrundlage zur Prüfung, welche 
Dienstleistungen künftig angeboten werden sollen, geschaffen werden. 

Anforderungsprof i l e 

Die Untersuchung war breit angelegt und sollte für die Entscheidungsfindung mög­
lichst Antworten und Hilfestellungen u.a. zu den folgenden Fragen beinhalten: 

• Inwieweit knüpfen die neuen Dienstleistungen an genossenschaftliche Traditio­
nen an und wie können diese weiterentwickelt werden? 

• Gibt es bereits Anbieter für diese Dienstleistungen und sollte vorrangig versucht 
werden, mit diesen zu kooperieren statt zu kooptieren? 

• Wie lassen sich neue Dienstleistungen finanzieren, können sie auch Bestandteile 
der Miete sein oder sind sie nur individuell verfügbar und damit auch nur indi­
viduell käuflich? 

• Wie anpassungsfähig kann ein solches Dienstleistungskonzept sein, angesichts 
unterschiedlicher Siedlungstypen im Wohnungsbestand sowie unterschiedlicher 
Milieutypen? 

• Welche Dienstleistung könnte auch für andere Wohnungsanbieter oder die Stadt 
von Interesse sein? 



• Ist es sinnvoll, die neuen Dienstleistungen mit Hilfe staatlicher Förderprogramme 
zu installieren, gibt es überhaupt geeignete Förderprogramme? 

• Lassen sich neue Dienstleistungen leichter unter Verwendung neuer multimedialer 
Technologien aufnehmen bzw. entwickeln? 

• Welche internen organisatorischen Voraussetzungen erfordert das jeweilige Konzept? 

Eine Fülle von Fragestellungen, die es zu beantworten galt, bzw. bei einer entspre­
chenden Entscheidungsfindung zu berücksichtigen sind. 

An dieser Stelle kann ich die Studie nicht im Detail wiedergeben. Hier sollen einige 
wichtige Aspekte für die Beantwortung bzw. Auseinandersetzung der zuvor genannten 
Fragestellungen angeführt werden. 

Anforderungen an das Kerngeschäf t der Genossenschaf t 

Das Motiv der Spar- und Bauverein Solingen eG, sich mit diesem Themenfeld zu be­
fassen, war nicht, zusätzliche Gewinne über neue Geschäftsfelder zu akquirieren, son­
dern Ziel war es, mit zusätzlichen Dienstleistungsangeboten das eigentliche Kernge­
schäft - das Vermieten von Wohnungen - zu beleben. 

Wenn es jedoch gilt oder sogar notwendig erscheint, das Kerngeschäft neu zu beleben, 
dann bedeutet das letztendlich auch, daß das Kerngeschäft zumindest teilweise gefährdet 
ist und daß das Wohnungsunternehmen zunächst prüfen muß, worin die Gefährdungspo­
tentiale im Kerngeschäft bestehen. Hierfür gibt es mehrere Ursachen. Ein wesentlicher 
Grund ist sicherlich darin zu sehen, daß die Fortführung des tradierten genossenschaft­
lichen Leitbilds der sozialen Versorgung bestimmter sozialer Gruppen auf der Grundlage 
öffentlicher Förderung heute nicht mehr aufrechterhalten werden kann. Der gesellschaft­
liche Wandel erfordert auch für traditionsreiche Genossenschaften wie die Spar- und Bau­
verein Solingen eG eine neue marktwirtschaftlich orientierte Unternehmensstrategie, 
ohne allerdings damit den sozialen Auftrag des Wohnens zu negieren. Wenn der gesell-
schaft-liche Wandel zu immer ausdifferenzierteren Verhaltens- und Lebensstrukturen 
führt, werden auch die Bedürfnisse und Anforderungen an das Wohnen an Differenzie­
rung zunehmen und bedürfen einer neugestalteten sozialen Organisation und Betreuung. 

An dieser Stelle kann ein breitgefächertes Angebot an Wohnen mit wohnbegleiten­
den Dienstleistungen ansetzen und somit das Kerngeschäft, die Wohnungsvermietung, 
abrunden. Das Spektrum von wohnbegleitenden Dienstleistungen ist groß und bedarf 
im Hinblick auf seine Anwendbarkeit einer auf das jeweilige Wohnungsunternehmen 
angepaßte Bedarfs- bzw. Umsetzungsstrategie. 



Das Spek t rum v o n w o h n b e g l e i t e n d e n D ienst le is tungen 

In der Studie für die Spar- und Bauverein Solingen eG wurde der Versuch unter­
nommen, das Spektrum der wohnbegleitenden Dienstleistungen nach Bereichen und 
Nachfragegruppen zu strukturieren: 

• „Wohnen plus sozial" 
Vermittlung öffentlich geförderter wohnbegleitender Dienstleistungen für 
bestimmte soziale Gruppen sowie eigene Dienstleistungen der Genossenschaft 
auf der Grundlage der sozialstaatlichen Hilfsprogramme, z.B. betreutes Wohnen 
für alte und behinderte Menschen. 

• „Wohnen plus Selbsthilfe" 
Raum für soziale und wirtschaftliche Aktivitäten, z.B. zur Wiederbelebung von 
Nachbarschaften. 

• „Vom Hausmeister zum sozialen Service" 
Der Hausmeister als Organisator von wohnbegleitenden Dienstleistungen ver­
bunden mit sozialer Kompetenz, z.B. als Siedlungsanimateur. 

• „Wohnen plus kommerziell" 
Wohnen in der Dienstleistungsgesellschaft, organisiert und geführt als Profitcenter. 

• „Multimedia kombiniert mit dem sogenannten intelligenten Haus" 
Hauskanal, E-commerce, Video on demand, Facilitiy management etc. 

• „Neue Wohnungen und neue Wohnformen" 
Raumangebote als wohnbegleitende Dienstleistungen zur Erweiterung 
des Spektrums zur individuellen Entfaltung. 

• „Neue Heimat" 
Dienstleistungen für neue Bau- und Siedlungsgemeinschaften zur Konvergenz 
von neuen Wohn- und Arbeitsformen in der Stadt. 

Das hier aufgezeigte Spektrum verdeutlicht noch einmal die vielschichtigen Ansätze 
zum Thema wohnbegleitender Dienstleistungen, die es wiederum auch für die jeweili­
gen Entscheidungsträger schwierig macht, sich für die Umsetzung der jeweiligen An­
gebotspalette zu entscheiden. 

Sch luß fo lge rungen , vor läu f ige Ergebn isse 

• Das Kerngeschäft der Genossenschaft ist noch immer die Vermietung von 
Wohnungen. Sie bietet auch künftig Sicherheit und Gemeinschaft. Mit wohnbe­
gleitenden Dienstleistungen können Sicherheit und Gemeinschaft neu und zeit­
gemäß interpretiert werden. 



Mit Blick auf die Tradition der Genossenschaft sollten die sozialen wohnbeglei­
tenden Dienstleistungen im Mittelpunkt stehen. Hier besteht bei den heutigen, 
in der Regel gealterten Bewohnerstrukturen der größte Bedarf. Wenn die 
Genossenschaft im sozialen Feld Standards für wohnbegleitende Dienst­
leistungen setzt, kann sie sich am Ort als qualifizierte Anbieterin gegenüber ande­
ren Anbietern positionieren und damit ihre Akzeptanz am Markt steigern. 

• Grundlage für Entscheidungen über wohnbegleitende Dienstleistungen ist jeweils 
eine Analyse der wirtschaftlichen, sozialen, lokalen und städtebaulichen Substanz 
und der Entwicklungspotentiale der jeweiligen Wohnsiedlung. Das hierfür ent­
wickelte Instrument der Siedlungsrahmenplanung ermöglicht es, nicht zuletzt auch 
unter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten, langfristige Szenarien und Visionen zur 
zukünftigen Siedlungsentwicklung zu erarbeiten und die Bewohner einzubinden. 

• Wohnbegleitende Dienstleistungen müssen wirtschaftlich tragfähig und damit 
dauerhaft überlebensfähig sein. Dies gilt insbesondere auch dann, wenn sie zur 
Unterstützung des Kerngeschäfts notwendig sind, da sonst bei einem Scheitern 
dieser Dienstleistungen auch das Kerngeschäft gefährdet wird. 

• Unter der Prämisse, daß mit wohnbegleitenden Dienstleistungen generell eher 
kein neues Geschäftsfeld angeboten werden soll, sondern daß es um die Stabili­
sierung und Fortentwicklung des Kerngeschäftes und seine zeitgemäße Interpre­
tation geht, stellt sich bei jedem einzelnen Konzept die Frage, ob die Genossen­
schaft die Dienstleistung in eigener Regie durchführen oder ob sie auf Dritte 
zurückgreifen soll. Hier sollte der Grundsatz Kooperation vor Kooption eingehal­
ten werden, d.h., es muß nicht immer alles in eigener Regie angeboten werden. 

Zur Zeit werden bei der Spar- und Bauverein Solingen eG die Implementierung eini­
ger wohnbegleitender Dienstleistungen erörtert, hierzu gehört der Aufbau eines eigen­
ständigen Siedlungsservices - auch im Sinne eines Hausmeisterservices - ebenso wie 
der Aufbau eigenständiger multimedialer Dienstleistungen im Verbund mit multimedia­
len Netzbetreibern. 

Welche Potentiale die Spar- und Bauverein Solingen eG nicht zuletzt auch für die 
Stabilisierung ihres Kerngeschäfts erschließen kann, ist zur Zeit noch nicht absehbar, 
grundsätzliche Weichenstellungen zur Formierung eines neuen wohnungswirtschaft­
lichen Dienstleistungsbetriebes sind jedoch gestellt worden und bedürfen nun der wei­
teren kontinuierlichen Umsetzung. 
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Elisabeth Niejahr 

Die Alten sind die Anderen 

Eindrücke aus der Republik der Alten 

Die Politik hat die Folgen des demographischen Wandels längst noch nicht 
erfaßt. Wenn die Gesellschaft altert, ändert sich viel mehr als nur die Ba­
lance im Rentensystem. Kranken- und Pflegeversicherung müssen sich 
ebenso umstellen wie Schulen und Universitäten. Die Innenpolitiker müssen 
Regeln für den Zuzug ausländischer Arbeitskräfte finden. Die Verteilungs­
debatte verschiebt sich mit wachsendem sozialem Gefälle in der neuen 
Erbengeneration. Hausfrauen und Mütter werden sich bei steigendem 
Fachkräftemangel öfter aus der stillen Reserve locken lassen. Vielleicht 
ändern sich sogar Wohnungsbau und Straßenbild - in Florida zum Beispiel 
sind Kommunen, die überwiegend von wohlhabenden Senioren bewohnt 
werden, schon heute an besonders großen Verkehrsschildern und auffallend 
breiten Mittelstreifen zu erkennen. 

Die Gruppe der Menschen über 60 Jahre nimmt nach Berechnungen von Prognos 
ziemlich kontinuierlich von 17,2 Millionen im Jahr 1965 auf 25,7 Millionen im 

Jahr 2040 zu. Die Bevölkerung des Landes wird bis zum Jahr 2020 auf 79 Millionen 
Einwohner zurückgehen. Sicher ist, daß diese Entwicklung durch Zuwanderung allen­
falls teilweise ausgeglichen werden kann. Was also heißt es für ein Land, wenn die 
Bevölkerung so drastisch altert? Fehlt es zwangsläufig an Innovationskraft und an 
Risikofreude, wie häufig behauptet wird? Werden die Alten sich in Parteien organisie­
ren, um ihre Ansprüche gegenüber einer schrumpfenden Zahl von Berufstätigen durch­
zusetzen - etwa in der Rentenpolitik? 

In den vergangenen zwölf Monaten ist das demographische Problem in besonderer 
Intensität debattiert worden. Das lag vor allem an der hitzigen Rentendebatte, die teil­
weise den Eindruck vermittelte, die Bundesregierung habe das Problem der Alterung 
der Bevölkerung im Griff. 

Bis hin zum fernen Jahr 2050 mußten die Beamten des Arbeitsministers Hochrech­
nungen für die Rentenlasten der Zukunft erstellen. Fast eine halbe DIN A4-Seite nimmt 



die neue Rentenformel im Alterssicherungsgesetz der Bundesregierung ein. Garniert 
mit Klammern, Bruchstrichen und Exponentialen wirkt sie auf mathematische Laien 
ziemlich imposant. 

Das Formelwerk täuscht allerdings: Tatsächlich sind die wahren, umfassenderen 
Folgen des demographischen Wandels längst noch nicht erkannt. Die Reformnotwendig­
keit in der gesetzlichen Rentenversicherung ist zwar spätestens in den vergangenen 
zwei Jahren ein Gemeinplatz geworden. Doch viele andere Facetten des Alterungspro­
zesses sind immer noch tabu. Jeder will alt werden, keiner will alt sein, und schon län­
geres Nachdenken über dieses Thema empfinden viele Menschen als Zumutung. Ärger 
bekommt, wer sich für die „Rente ab 70" ausspricht. Inzwischen hat sich die Aufregung 
etwas gelegt. Vor kurzem hat auch der Dritte Altenbericht der Bundesregierung ge­
mahnt, die Lebensarbeitszeit müsse mittelfristig steigen. Auch der Bundesfinanzmini­
ster schloß sich diesem Votum an. 

Wenn die Gesellschaft altert, ändert sich viel mehr als nur das Rentensystem und 
das Renteneintrittsalter. Kranken- und Lebensversicherung müssen sich ebenso umstel­
len wie Schulen und Universitäten. Die Innenpolitiker müssen Regeln für den Zuzug 
ausländischer Arbeitskräfte finden. Die Verteilungsdebatte verschiebt sich mit wach­
sendem sozialen Gefälle in der neuen Erbengeneration. Betriebe müssen sich Strategien 
gegen einen Mangel an jungen Fachkräften überlegen. Vielleicht ändert sich auch die 
Rolle von Frauen, wenn Fachkräfte noch knapper werden und Hausfrauen und Mütter 
sich öfter aus der stillen Reserve locken lassen. 

Vermutlich tut sich noch viel mehr: Beim Straßenbild, beim Wohnungsbau, sogar im 
Verkehr. In Florida zum Beispiel sind Kommunen, die überwiegend von wohlhabenden 
Senioren bewohnt werden, schon heute an besonders großen Verkehrsschildern und 
auffallend breiten Mittelstreifen zu erkennen. 

Auch die gesellschaftlichen Folgen stehen längst noch nicht fest. Glaubt man zum 
Beispiel dem Modeschöpfer Wolfgang Joop, bleibt nicht einmal das Schönheitsideal so 
wie es war: „Grey is beautiful". Falten und weiße Schläfen würden nicht mehr als Makel 
registriert. Einige Trendforscher rechnen allerdings mit genau dem Gegenteil, nach dem 
Motto: Was selten ist, ist begehrt. Je seltener Jugendliche werden, desto krasser der all­
gemeine Jugendwahn. 

Es ist gut möglich, daß davon auch irgendwann Familien profitieren. Die Bundes- 169 
familienministerin erhofft sich angesichts weiter rückläufiger Geburtenzahlen „einen 



größeren Respekt vor Frauen, die Kinder großziehen". Der bayerische Ministerpräsi­
dent hatte das Familienthema aufgegriffen: Angesichts der drohenden Überalterung 
müsse eine „aktive Bevölkerungspolitik" gemacht werden. „Wir müssen den Sozialstaat 
neu definieren". „Sozial ist, was die Balance zwischen den Generationen aufrechter­
hält." Auch auf der Seite der Bundesregierung kalkuliert man längst, daß Familienpoli­
tik in Wahlkämpfen eine größere Rolle spielen wird. Vor allem die Rentendebatte hat 
in den vergangenen Monaten deutlich gemacht, daß der Staat hierzulande im Vergleich 
etwa zu den skandinavischen Ländern immer noch vergleichsweise wenig für Familien 
tut. Vor allem haben die Regierungen in Schweden, Norwegen und Dänemark sehr viel 
mehr dafür getan, daß Berufstätigkeit und Kindererziehung für Eltern leichter zu ver­
binden sind. In der Bundesrepublik behindert schon die ungünstige Kompetenzvertei­
lung zwischen Bund und Ländern häufig schnelle Fortschritte. Allerdings zeigen empi­
rische Studien, daß auch die beste Infrastruktur und die üppigsten Förderinstrumente 
am Geburtenrückgang offenbar nur wenig ändern können. Die sogenannte Reproduk­
tionsrate, die Anzahl der Kinder pro Frau, ging zum Beispiel in Schweden in den ver­
gangenen Jahren trotz aller staatlichen Programme spürbar von 2,1 auf etwa 1,5 
zurück. Damit sank der Abstand zur deutschen Rate von 1,3. 

In den kommenden Jahren wird es immer häufiger um die richtigen Spielregeln in 
der „Republik der Alten" gehen. Einen besonders schwierigen Part haben dabei die Ge­
sundheitspolitiker. Lange hieß es, das Gesundheitssystem sei nur geringfügig vom 
demographischen Wandel betroffen - durch rückläufige Einnahmen nämlich, weil Rent­
ner weniger in die Kassen einzahlen als berufstätige Versicherte. So schlimm wie bei 
der Rente sei die Lage allerdings nicht, schließlich zahlten auch die Rentner in die 
Krankenversicherung ein, auch wenn sie in der Regel nur einen Teil der entstehenden 
Kosten mit ihren Beiträgen abdeckten. Im übrigen sei es zwar richtig, daß alte Men­
schen höhere Gesundheitsausgaben verursachten. Dies gelte aber nur im letzten Jahr 
vor dem Tod. Deshalb sei es nicht so bedeutend, ob die Menschen im Durchschnitt 65 
oder 85 Jahre alt würden. 

Diese Debatte hat sich inzwischen stark verändert. Inzwischen kursieren Horror­
szenarien: Zwischen 16 und 30 Beitragspunkten liegen die Schätzungen für die kom­
menden Jahre. Auch die Enquetekommission „Demographischer Wandel" des Deut­
schen Bundestages schloß sich kürzlich dieser Warnung an. Das Regierungsziel, die 
Lohnnebenkosten dauerhaft auf 40 Prozent der Bruttolöhne zu begrenzen, sei dauer­
haft ohne eine tiefgreifende Reform kaum zu erreichen (Bert Rürup). Auch im Alters­
bericht der Bundesregierung heißt es, ohne strikte Ausgabenkürzungen und neue Ein­
nahmequellen könnten sich nach Ansicht der Altersforscher die heutigen Beitragssätze 



der gesetzlichen Krankenversicherung bis zum Jahr 2040 sogar verdoppeln. Wenn die 
Politik auf Dauer eine „bedarfsgerechte, wirksame und weitgehend solidarisch finan­
zierte Gesundheitsversorgung" wolle, muß sie sich nach Ansicht der Altersforscher von 
der „Maxime der Beitragssatzstabilität" verabschieden. Nach einer Prognose des 
Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung soll der Beitrag auf 23 Prozent steigen. In 
der Pflegeversicherung bahnen sich ähnliche Probleme an, dort würden sich Kosten­
steigerungen wegen der festgeschriebenen Beiträge zunächst in Leistungskürzungen 
niederschlagen. 

Die langfristigen Auswirkungen des demographischen Wandels auf Wachstum, Inno­
vationen und Beschäftigung sind unter Fachleuten umstritten. Fehlt es der Wirtschaft 
in einer überalterten Gesellschaft zwangsläufig an Innovationskraft und an Risiko­
freude, wie häufig behauptet wird? Unter Ökonomen ist dieser Streit nicht neu. Schon 
vor gut 200 Jahren untersuchte der Brite Thomas Malthus die Folgen einer stark wach­
senden Bevölkerung und sah damals vor allem Nahrungsmittelknappheit, Not und 
Armut voraus. Etwa 20 Jahre später schlug die Stimmung um. Eine Gruppe von Bevöl­
kerungsoptimisten um William Goldwin verkündete, mit wachsender Bevölkerung stie­
gen für ein Land die Aussichten für eine bessere Arbeitsteilung, höhere Produktivität 
und damit einen höheren Wohlstand. 

Bei dieser Sichtweise ist es im großen und ganzen geblieben. Die Grundidee behiel­
ten sehr viel später auch die Vertreter der neuen Wachstumstheorie bei, die in aufwen­
digen Formelwerken einen Zusammenhang zwischen technischem Fortschritt, Bevöl­
kerungsgröße und demographischen Veränderungen herzustellen suchten. Doch mit 
klaren Prognosen tun auch sie sich bis heute schwer. Einig sind sich viele Repräsentan­
ten immerhin darin, daß sich an der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage bei einer altern­
den und damit schrumpfenden Gesellschaft nicht viel ändern müsse. Entscheidend für 
den Konsum ist nämlich häufig die Zahl der Haushalte, nicht der Einwohner eines 
Landes. Diese dürfte nicht wesentlich schwanken. 

Die Schlüsselgröße aller Modelle ist jedoch die Entwicklung des Humankapitals. 
Weil das schwer zu messen ist, haftet den Berechnungen oft etwas Willkürliches an. Das 
Wissensniveau kann auch in alternden Gesellschaften je nach Bildungssystem sehr 
unterschiedlich sein. Nur wenn vergröbernd angenommen wird, mit dem Altern einer 
Gesellschaft sinke zwangsläufig deren Arbeitsproduktivität, lassen sich dramatische 
Prognosen formulieren. Immerhin verweisen solche Ökonomiemodelle darauf, was die 
Rentnergesellschaft neben den unvermeidlichen Sozialreformen am allermeisten 
braucht: Bildung - und zwar für jede Altersgruppe. Kurt Biedenkopf formuliert das so: 



„Solange uns die Jungen fehlen, müssen wir alles dafür tun, die Alten jung zu machen." 
Den sächsischen Universitäten wurde deshalb aufgetragen, innerhalb der nächsten 
drei Jahre Vorschläge für neue Berufstätigen-Seminare zu entwickeln. Ganz neue Unter­
richtsmethoden sollen die Universitäten dann anbieten. Einen frisch eingeschriebenen 
Mittvierziger müsse man anders behandeln als einen Abiturienten. 

Seit den siebziger Jahren hat sich die Debatte um das spröde Rententhema verän­
dert. Der demographische Wandel wird zunehmend zum Alltagserlebnis und -thema. In 
Sachsen allerdings ist die Vergreisung des Landes vielleicht noch etwas eindringlicher 
zu beobachten als in anderen Bundesländern - in den Grundschulen zum Beispiel. Seit 
1991 hat sich die Schülerzahl in Sachsen nahezu halbiert. Auch deswegen die Uni­
versitätsreform: Stellen sich die Hochschulen nicht auf Offerten für Berufstätige ein, 
bleibt demnächst ein großer Teil der Studenten weg. 

Auch in den Firmen wird zunehmend über den demographischen Wandel und die 
Folgen für Belegschaften, Fortbildung und Personalauswahl nachgedacht. Auf Dauer 
können nicht die Menschen immer älter und die Firmenbelegschaften immer jünger 
werden. Nur die Debatte um die „Rente ab 60" hatte diese naheliegende Erkenntnis 
zeitweise etwas in den Hintergrund treten lassen. Inzwischen spricht die „Wirtschafts­
woche" bereits vom „Abschied vom Jugendwahn" und der „Economist" fordert: „Let 
them work". Schon gibt es erste Personalberatungen wie etwa Incon in Taunusstein, die 
sich auf die Qualifizierung von älteren Mitarbeitern spezialisiert haben. 

Paradox wirkt es zunächst, daß gerade die steigende Zahl der Rentner den vielbe­
schworenen Generationenkonflikt verschwimmen läßt. Aber je mehr alte Menschen es 
gibt, desto weniger eindeutig lassen sich die Interessen dieser Altersgruppe fassen. 
Deshalb prognostiziert zum Beispiel das Heidelberger Sinus-Institut, die sozialen Unter­
schiede innerhalb der Generationen würden auf Dauer deutlich schneller wachsen als 
die zwischen den Generationen. Auch das Entstehen einer Rentnerpartei ist aus diesem 
Grund ziemlich unwahrscheinlich. 

Aus dem Geburtsjahr läßt sich immer weniger etwas über die Machtposition in 
einem Betrieb oder einer Familie ableiten. In den Patchwork-Familien der mehrfach Ge­
schiedenen sind die gängigen Alterskategorien schon längst durcheinander geraten: 
Geschwister gehören verschiedenen Generationen an, Neffen werden vor ihren Onkeln 
geboren. Im Wirtschaftsleben löst sich die althergebrachte Sicherheit auf, daß Macht, 
Einfluß und Prestige mit den Jahren automatisch wachsen. In den Betrieben begegnen 
Berufsanfänger immer häufiger Mitgliedern des Topmanagements, die kaum älter sind 



als sie selbst, dafür aber deutlich jünger als die Kommilitonen, mit denen sie eben noch 
Examen gemacht haben. Börsenboom und New Economy haben Mittzwanziger zu 
Millionären gemacht. Noch locken High-Tech-Firmen Hochschulabsolventen mit der 
Aussicht auf flache Hierarchien und Aktienoptionen. Angesichts rückläufiger Absolven­
tenzahlen müssen sich etablierte Konzerne zunehmend anstrengen, um für Jüngere 
attraktiv zu sein. 

Immer mehr alte Menschen werden in Zukunft von Ererbtem oder Gespartem leben -
schon deshalb, weil aus der Rentenkasse immer weniger Zahlungen zu erwarten sind. 
Das Einkommensgefälle bei den Rentnern von morgen wird sehr viel größer sein, als es 
heute ist - vor allem in den neuen Bundesländern. Noch gehören die Ostrentner zu den 
Gewinnern der Einheit. Die Alterseinkünfte sind im Osten höher als im Westen, weil 
viele Frauen zu DDR-Zeiten berufstätig waren. Bei den Ostrentnern bestehen nahezu so­
zialistische Einkommensverhältnisse. Alle haben in etwa gleich viel Geld. Die ostdeut­
schen Arbeitslosen jedoch sind die Verlierer von morgen. Weil sie nur verminderte Ren­
tenansprüche erwerben, haben sie auch im Ruhestand nicht viel zu erwarten. Altersar­
mut wird deshalb in den kommenden Jahren vor allem ein ostdeutsches Problem sein. 

Sind wir auf all diese Fragen ausreichend vorbereitet? Umfrageergebnisse, wonach 
sich die meisten Alten immer viel jünger fühlen, als sie tatsächlich sind, lassen Ungutes 
erwarten. Denn tatsächlich sagt das weniger über Vitalität und Lebensfreude als über 
das Bild von Altersgenossen, von denen man sich absetzen will. Darauf deutet hin, daß 
sich ältere Menschen auch nur selten von einer Werbung angesprochen fühlen, die Älte­
re zeigt oder gar als Senioren bezeichnet. Man registriert den steigenden Anteil der 
Alten, aber man bekennt sich nicht - die Alten, das sind immer nur die Anderen. 
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V o l k e r E i c h e n e r 

Mobil bleiben! 
Ü b e r d a s U m z i e h e n i m A l t e r 

„Einen alten Baum verpflanzt man nicht", sagt der Volksmund. Tatsächlich 
ist die Wohnmobilität alter Menschen deutlich niedriger als die von jünge­
ren. Sie liegt etwa bei einem Drittel des Durchschnitts. Welche wohnungs-
und sozialpolitischen Schlußfolgerungen soll man aus diesem Befund 
ziehen? Soll man versuchen, die alternden Menschen so weit wie möglich 
in ihren Wohnungen zu halten, indem man die Wohnungen und das Wohn­
umfeld altersgerecht nachrüstet? Oder soll man alternden Menschen 
gezielt Wohnalternativen anbieten und ihnen Mobilitätshilfen gewähren, 
damit sie frühzeitig, solange es noch leicht fällt, „vorsorgende" Umzüge 
in altersgerechte Wohnverhältnisse durchführen können? 

1. Altersgerechtes Wohnen zwischen Normalwohnung 
und Pflegeheim 

Die Mehrzahl der über 65jährigen - weit über 90 % - lebt in normalen Wohnungen. 
Viele der alternden Menschen haben in diesen Wohnungen, wenn körperliche oder gei­
stige Einschränkungen auftreten, zunehmend Schwierigkeiten. Die Wohnungen sind 
oft nur über Treppen und Stufen zu erreichen, die sanitären Anlagen und 
Kücheneinrichtungen sind nicht an die Bedürfnisse der Älteren angepaßt, oder es be­
stehen keine Betreuungs- und Pflegemöglichkeiten. Die Bewohnerinnen und Bewohner 
laufen mehr und mehr Gefahr, Unfälle zu erleiden. Sie sind oft nicht mehr in der Lage, 
ihre Pflichten bei der Treppenhausreinigung und beim Winterdienst zu erfüllen, ver­
lassen ihre Wohnungen immer seltener und vereinsamen, wenn Gleichaltrige sterben 
oder wegziehen und die Nachbarschaft ihre Struktur ändert. 

In der Vergangenheit blieb in einer solchen Situation, wenn Angehörige nicht mehr 
helfen konnten, vielfach nur noch der Umzug in das Altenheim. Das Altenheim ist zu 
Recht verhaßt. Während die Normalwohnung zur Versorgung alter Menschen oft nicht 
ausreicht, geht das Altenheim mit Überversorgung einher. Die vorhandenen Fähig­
keiten, die nicht mehr trainiert werden, verkümmern. Verlust von Selbständigkeit, Be-



vormundung durch Hausordnungen und Personal, Einbußen an Privatsphäre in Ein-
zimmer-Appartements und Tendenzen zur Hospitalisierung waren weitere Begleit­
erscheinungen des Altenheims, das vielen alten Menschen auch heute noch angst 
macht vor einem Umzug in eine altersgerechte Wohnanlage, die häufig immer noch mit 
dem Heim gleichgesetzt wird. 

Alternative Wohnformen, die zwischen Normalwohnung und Heim liegen und selb­
ständiges Wohnen bieten, aber gleichwohl an die speziellen Bedürfnisse alternder und 
älterer Menschen angepaßt sind, sind in Deutschland jedoch im Vergleich zu anderen 
europäischen Ländern, namentlich skandinavischen Ländern, den Niederlanden und 
Großbritannien, und erst recht im Vergleich zu Nordamerika wenig entwickelt. 

Obwohl die Zahl der älteren und der pflegebedürftigen Menschen in den nächsten 
Jahren stark ansteigen wird, reduziert sich zunächst die Zahl der Bewohner von Pflege­
heimen. Dies ist eine unmittelbare Folge der restriktiven Anerkennungspraxis der me­
dizinischen Dienste der Krankenkassen, nach der in Zukunft weitaus weniger Personen 
die Berechtigung erhalten werden, einen Pflegeheimplatz durch die Pflegeversiche­
rung finanziert zu bekommen. Die gegenwärtigen Bewohner genießen Bestandsschutz. 

In den nächsten Jahren werden jedoch immer weniger ältere Menschen die Möglich­
keit haben, ein Pflegeheim zu beziehen. Bereits jetzt haben sich die Warteschlangen 
vor den Pflegeheimen drastisch verkürzt. Viele Pflegeheime haben auch die Zahl der 
Betten reduziert - insbesondere durch die Abschaffung von Mehrbettzimmern zugun­
sten von Einbettzimmern. Wenn die gegenwärtige Anerkennungspraxis beibehalten 
werden sollte, wird sich die Nachfrage nach stationärer Pflege drastisch verringern -
dies ist in der Modellrechnung als „pessimistische" Variante bezeichnet. Aber auch, 
wenn die große Masse der Einsprüche und anhängigen Verfahren gegen die Einstu­
fungspraxis zu einer großzügigeren Anerkennungspraxis führen sollte, wird die Zahl 
der Bewohner von Pflegeheimen zunächst zurückgehen. Erst ab dem Jahr 2007 wird 
das heutige Niveau wieder erreicht werden, um dann langsam anzusteigen. Wenn die 
Bedeutung der stationären Pflege - bedingt durch die Pflegeversicherung - zunächst 
zurückgeht, aber die Zahl der Hilfe- und Pflegebedürftigen aufgrund der demographi­
schen Entwicklung weiterhin ansteigt, so bedeutet dies, daß Formen der Altenhilfe, die 
zwischen der Normalwohnung und dem Heim liegen, an Bedeutung gewinnen werden. 

Altersgerechtes Wohnen weist zwei Dimensionen auf: Erstens die baulich-technische 
Dimension, bei der wir (vereinfachend) keine besondere Ausstattung, eine altersge- 175 
rechte Ausstattung nach DIN 18 025 Teil 2 und die Heimanlage (nach Heimmindestbau-



V e r o r d n u n g ) unterscheiden wollen. Und zweitens die Dimension der wohnbegleitenden 
Dienst- und Betreuungsleistungen, die entweder gar nicht vorhanden sind oder nur am­
bulant angeboten werden (im Extremfall in Form eines Aufklebers mit einer Telefon 
nummer) oder in Form eines erweiterten Hausmeisterservices oder Dienste, die in die 
Wohnanlage integriert sind, oder schließlich durch heimverbundene Dienste angeboten 
werden. 

Kombiniert man beides miteinander, dann eröffnet sich zwischen der Normalwoh­
nung, die nicht altersgerecht ausgestattet ist und keine Betreuungsmöglichkeiten bietet, 
und dem Heim, ein breites Spektrum von Wohnformen, das von der reinen Altenwoh 
nung ohne besondere Dienstleistungsangebote bzw. der Normalwohnung, die mit mobi­
len Diensten versorgt wird, über eingestreute Altenwohnungen bis hin zu heimverbun­
denen abgestuften Altenwohnanlagen reicht. Als besonders vielversprechend erscheint 
dabei das Service-Wohnen bzw. das Betreute Wohnen, d.h. Wohnanlagen, die abge­
schlossene, vollständig ausgestattete Wohnungen aufweisen, die altersgerecht nach DIN 
ausgestattet sind, einen 24-Stunden-Notrufservice bieten, einen Ansprechpartner und 
eine aufsuchende Betreuung, einen erweiterten Hausmeisterservice mit technisch­
handwerklichen Diensten bieten, die ein Freizeit- und Kulturangebot in entsprechenden 
Gemeinschaftsräumen veranstalten, und bei Bedarf einen Katalog an Haushaltshilfen 
und Pflegeleistungen anbieten. 

In einer bundesweiten Repräsentativbefragung von über 1.000 Menschen im Alter zwi­
schen 55 und 75 Jahren, die wir im Auftrag der Schader-Stiftung und des Bundesbaumini-
steriums durchgeführt haben, fragten wir nach vorstellbaren Wohnformen für das Alter. 

Es war nicht überraschend, daß die normale Wohnung ohne begleitende Dienstlei­
stungsangebote an erster Stelle genannt wurde. Denn erstens ist das die bekannte 
Wohnform und zweitens war unsere Zielgruppe - ab 55 Jahren - noch relativ jung und 
vielfach von der Betreuungsbedürftigkeit weit entfernt. Das auffällige Ergebnis ist, daß 
Formen des Service-Wohnens, nämlich eine normale Wohnung mit integriertem Dienst­
leistungsangebot und das Service-Wohnen, das unter den älteren Menschen noch weit­
gehend unbekannt ist, bereits an zweiter und dritter Stelle genannt werden. Die Woh­
nungsanpassung folgt an vierter Stelle. Danach wird die Seniorenresidenz genannt, wo­
bei vielen Befragten bewußt ist, daß sie Schwierigkeiten haben würden, solche hotel­
ähnlichen Anlagen zu bezahlen. 

Die Wohnung im Haus der Kinder liegt keineswegs auf den vorderen Rängen, und 
das Altenwohnheim wird heute nur noch von einer geringen Zahl älterer Menschen -



knapp 9 % - akzeptiert. Gleichfalls rechnen allerdings viele Befragte damit, möglicher­
weise später keine andere Alternative zu haben. Kollektive Wohnformen wie die Haus­
gemeinschaft und die Wohngemeinschaft, die in den letzten Jahren intensiver disku­
tiert worden sind, spielen in Deutschland erst eine untergeordnete Rolle. 

Daß dem Service-Wohnen eine so hohe Präferenz eingeräumt wird, deutet darauf 
hin, daß die nachwachsende Generation der Älteren sich im stärkeren Maße bewußt 
ist, daß sie später einmal auf Hilfs- und Betreuungsleistungen angewiesen sein wird. 

2. Service-Wohnen: Nachfrage nach Dienstleistungen im Alltag 

Welche Hilfen werden gegenwärtig von älteren Menschen in Anspruch genommen? 
Abbildung 1 gibt die Ergebnisse unserer Repräsentativbefragung zu dieser Frage wie­
der. Sie stellt die gegenwärtige Inanspruchnahme und den zukünftigen Bedarf an Hilfe­
leistungen differenziert gegenüber. Es ist nicht nur zu ersehen, daß das Potential an 
wohnbegleitenden Dienstleistungen das gegenwärtige Angebot und die gegenwärtige 
Nachfrage weit übersteigt, sondern auch, daß der quantitative Schwerpunkt des Be­
darfs weniger auf der „harten" Pflege liegt als vielmehr auf „weichen", vorpflegerischen 
Hilfeleistungen im Alltag, wie Putzen und Aufräumen, Einkaufen, Behördengänge, Wä­
sche waschen, Arztbesuche oder Kochen. Es sind solche vorpflegerischen, manchmal 
nur gelegentlich in Anspruch zu nehmenden Hilfeleistungen, die die Aufrechterhal­
tung einer selbständigen Lebensführung in der eigenen Wohnung ermöglichen, wenn 
erste körperliche oder geistige Einschränkungen eintreten. Solche vorpflegerischen 
Hilfen machen dann einen Umzug in die stationäre Pflege häufig überflüssig. 

Abbildung 1: Inanspruchnahme von Hilfen im Alltag 
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Wer leistet solche Hilfen im Alltag? Nicht überraschend ist, daß die Mehrzahl der 
Hilfeleistungen durch Kinder, Ehepartner, Verwandte, Freunde, aber auch mit 25 % zu 
einem beträchtlichen Teil durch Nachbarn erfolgt. Professionelle soziale Dienste wie 
Wohlfahrtsverbände rangieren mit 11 %, Pflegestationen mit 10 % und private Dienste 
mit 4 % auf den hinteren Rängen. 

Fragt man jedoch, welche Helfer bevorzugt würden, ergibt sich ein anderer Akzent. 
Natürlich stehen Kinder und Ehepartner immer noch auf den vorderen Rängen. Aber 
die Pflegestationen und sozialen Dienste haben sich mit 23 % bereits auf den dritten 
Rang vorgeschoben und auch die Wohlfahrtsverbände mit 15 %, ehrenamtliche Helfer 
mit 8 % und private Dienste mit 7 % werden in einem deutlich höheren Maße präferiert. 
Hier zeigt sich ein klarer Trend, daß die nachwachsenden Alterskohorten in stärkerem 
Maße auf professionelle soziale Dienste zurückgreifen werden. Dies bestätigt sich bei 
der „Gretchenfrage", ob die Bereitschaft vorhanden ist, für wohnbegleitende Dienslei 
stungen Geld zu zahlen. Über ein Viertel der Befragten ist ohne weiteres dazu bereit 
und über 70 % können sich dies zumindest vorstellen, wenn es notwendig sein sollte. 

Interessant ist, daß es keine wesentlichen Unterschiede zwischen den Altersgruppen 
gibt. Hier überlagern sich zwei Tendenzen. Erstens, daß die Älteren im höheren Maße 
auf wohnbegleitende Dienstleistungen angewiesen sind, zweitens, daß die Jüngeren -
hier die 55- bis 65jährigen - in stärkerem Maße bereit sind, Geld für professionell er­
brachte Dienstleistungen auszugeben. Dies deckt sich mit unseren Befunden anderer 
Untersuchungen. Unter den jüngeren Älteren wächst das Bewußtsein, daß die Familie 
nicht mehr in der Lage ist, die Betreuung im Alter zu übernehmen und daß man auf pro­
fessionelle Dienste angewiesen sein wird, für die man im wachsenden Maße bereit ist, 
Geld auszugeben. 

Abbildung 2: Geld für wohnbegleitende Dienstleistungen 

Wieviel Geld könnten Sie im Monat für wohnbegleitende Dienstleistungen ausgeben? 
(Mieter, Westdeutschland) 
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Bei den Beträgen, die für wohnbegleitende Dienstleistungen aufgewandt werden kön­
nen, zeigen sich einerseits durchaus beachtliche ökonomische Potentiale, wenn immer­
hin fast 40 % über 200 DM pro Monat ausgeben könnten. Andererseits gibt es aber auch 
eine große Gruppe, die nur bis zu 100 DM pro Monat ausgeben kann. Wohnbegleitende 
Dienstleistungen bzw. Service-Wohnen für diese Gruppe anbieten zu können, ist die zen­
trale Herausforderung, mit der das altersgerechte Wohnen konfrontiert ist. 

Wir haben die Größenordnung der Nachfrage nach Service-Wohnanlagen einmal in 
einer groben Modellrechnung überschlägig ermittelt. Wenn man von einer westdeut­
schen Großstadt mit rund einer halben Million Einwohner ausgeht und annimmt, daß 
25 % der Haushalte in der Altersgruppe zwischen 55 und 75 Jahren sind, dann wäre 
aufgrund unserer Forschungsergebnisse mit einem regionsspezifischen Anteil von 
35 % potentiell umzugsbereiten Haushalten zu rechnen, d.h. in unserem Beispiel mit 
21.875 Haushalten. Davon würden 42 %, d.h. 9.188 Haushalte, in städtischen Wohnlagen 
bleiben wollen. Darunter würden wiederum 75 % Service-Wohnen oder Seniorenresi­
denzen präferieren. Dies ergibt ein langfristiges Nachfragepotential von 6.891 Service­
wohneinheiten, das sich über einen Zehnjahreszeitraum verteilen würde. Das kurzfri­
stige Umzugspotential läge in unserer Modellgroßstadt bei 3.067 Wohneinheiten. 
Dieses Nachfragepotential teilt sich allerdings auf verschiedene Kreissegmente auf. 
Legt man die gegenwärtige Verteilung der Alters- und Erwerbseinkommen zugrunde 
und ermittelt die Wohnkosten, die in den verschiedenen Einkommensklassen finan­
ziert werden können, so zeigt sich, daß das kurzfristige Nachfragepotential im Luxus­
niveau nur noch 196 Wohneinheiten beträgt. Tatsächlich ist das Luxussegment durch 
Seniorenresidenzen vielerorts bereits gesättigt. 

Auch das gehobene Niveau, auf das sich ebenfalls ein Schwerpunkt der Investitio­
nen im Bereich altersgerechten Wohnens konzentriert, ist mit 449 Wohneinheiten 
schon mit wenigen Investitionsprojekten abgedeckt. Die größte - und bislang noch 
weitgehend ungedeckte - Nachfrage ergibt sich im mittleren und niedrigen Preisseg­
ment mit zusammengerechnet über 1.400 Wohneinheiten. 

3. Wohnalternativen und Wohnmobilität älterer Menschen 

Fassen wir die empirischen Befunde zusammen, so erkennen wir ein großes Interesse 
älterer Menschen an bedürfnisgerechten Wohnalternativen für das Leben im Alter. Zu­
gleich hat sich am Markt ein breites Spektrum von Wohnmodellen entwickelt, die von der 
reinen Altenwohnung über verschiedene Modelle des Service-Wohnens bis hin zu Verbund- 179 
konzepten reichen, die Service-Wohnen mit stationären Pflegemöglichkeiten verbinden. 



Doch die entscheidende Frage bleibt, ob man alternden Menschen Umzüge in solche 
Wohnalternativen zumuten kann und sollte. Insbesondere Friedrich hat darauf hinge­
wiesen, daß die Mobilität Älterer dreimal geringer ist als die Umzugshäufigkeit jünge­
rer Haushalte. Diese Zahlen stimmen mit den Ergebnissen unserer eigenen Auswertun­
gen des sozioökonomischen Panels (SOEP) überein, gleichwohl gibt es dafür unter­
schiedliche Interpretationsmöglichkeiten. 

Die Umzugsquote bei jüngeren Haushalten liegt im langjährigen Durchschnitt bei ca. 
7 Prozent per anno (und steigt auf entspannten Wohnungsmärkten leicht an). Im Schnitt 
wechselt ein Haushalt alle 14 Jahre einmal seinen Wohnsitz. Die Umzugsquote bei älte­
ren Haushalten beträgt im Durchschnitt 2,5 Prozent p.a. (SOEP, 1993), wobei die Quote 
bei den Mietern mit 3,6 Prozent p.a. deutlich höher ist als bei Eigentümerhaushalten mit 
rund 1 Prozent p.a. Diese Zahlen enthalten übrigens nur die Umzüge in eine andere 
Wohnung - Umzüge in ein Heim sind dabei nicht enthalten. 

Bei den Einpersonenhaushalten sinkt die Umzugswahrscheinlichkeit zunächst mit 
dem Alter und steigt dann ab dem 75. Lebensjahr wieder an - ein Effekt der (in vielen 
Fällen so zu bezeichnenden) „Notumzüge" bei eintretender Hilfs- und Pflegebedürftig­
keit. Tatsächlich liegt das durchschnittliche Einzugsalter in Servicewohnanlagen bei 78 
Jahren (und in Pflegeheime bei 82 Jahren). 

Die niedrige Umzugsquote von 2,5 % pro Jahr läßt sich leicht als Faktor der Immobili­
tät interpretieren. Man kann sagen: Nur 2,5 % der älteren Leute ziehen pro Jahr um. 
Man kann die Zahl jedoch auch anders interpretieren: Immerhin 2,5 % der älteren Leute 
ziehen Jahr für Jahr um. Doch genaugenommen sagt ein statistischer Jahresdurch­
schnittswert wenig über die komplexe Mobilitätsproblematik aus. Tatsächlich ist allein 
die realisierte Mobilität älterer Haushalte zwischen 55 und 75 Jahren wesentlich höher 
als bislang angenommen. 

Rechnen wir mit der Zahl von 3,6 % der Mieterhaushalte einmal exemplarisch weiter. 
Was geschieht mit einer Gruppe von 100 westdeutschen Ein- und Zweipersonenhaushalten, 
die heute um die 55 sind und in Mietwohnungen wohnen? Das Resultat ist verblüffend: 
Jedes Jahr ziehen drei bis vier dieser 100 Haushalte um. Die Mobilitätsraten verändern sich, 
wenn sich die Haushalte verändern (insbesondere wenn aus Zweipersonenhaushalten Ein­
personenhaushalte werden). Berücksichtigen wir all diese Faktoren von Haushaltsverän­
derungen sowie die Daten der Sterbetafeln des Statistischen Bundesamtes, liegt die 
Wahrscheinlichkeit für einen heute 55jährigen Ein- oder Zweipersonenhaushalt, bis zum 
Alter von 75 Jahren noch mindestens einmal umzuziehen, bei nicht weniger als 52,2 %. 



Abbildung 3: Prozentualer Anteil der umziehenden Haushalte 

(Basis: 100 Haushalte) 

Nach der gleichen Rechnung zieht (auf der Basis von 1 % Umzügen p. a.) fast jeder 
vierte westdeutsche Eigentümerhaushalt zwischen dem 55. und dem 75. Lebensjahr 
noch einmal um: exakt 23,5 %. 

Soweit zwei Modellrechnungen auf Basis der Daten des sozioökonomischen Panels. 
Auch im Rahmen unserer Repräsentativbefragung wurde ein sehr hoher Wert allein 
für die westdeutschen Haushalte ermittelt, die zwischen ihrem 55. Lebensjahr und 
dem Zeitpunkt der Befragung bereits einmal umgezogen sind: 33,8 % haben diesen 
Schritt bereits vollzogen. Von diesen Haushalten sind 80,9 % in Mietwohnungen umge­
zogen, 19,1 % haben eine Eigentumswohnung gewählt. 

Diese bereits „in die Tat umgesetzte Mobilität" sagt allerdings nicht alles über die 
insgesamt vorzufindende Mobilität aus. Die Berechnungen auf Grundlage des SOEP 
„unterschlagen" beispielsweise diejenigen Haushalte, die Umzugswünsche haben, sie 
aber aus irgendwelchen Gründen bislang nicht realisieren (aufgrund von Umzugs­
hemmnissen, mangels konkreter Alternativen). Und die Befragung erfaßt weder Haus­
halte, die ggf. noch ein weiteres Mal umziehen wollen, noch Haushalte, die noch nicht 
umgezogen sind, aber durchaus noch dazu bereit wären. 

Wenn man die Mobilität älterer Mieter- und Eigentümerhaushalte also vollständig 
erfassen will - die bereits realisierten Umzüge und die gewünschten -, dann sind eini­
ge einfache Additionen von Daten aufschlußreich, die wir im Zuge der Repräsentativ­
befragung erhoben haben. 



Zunächst sind von den über 55- bis 75jährigen westdeutschen Mieterhaushalten aus 
unserer Befragung 44,3 % seit Vollendung des 55. Lebensjahres bereits einmal umgezo­
gen. Sie haben ihre Mobilität also gewissermaßen bereits unter Beweis gestellt. Weitere 
Mieter, die noch nicht umgezogen sind, möchten diesen Schritt aber noch nachholen: ex­
akt 20,8 %. Zusammengenommen ergibt das 65,1 % der westdeutschen Mieterhaushalte, 
die Mobilität bewiesen und/oder bekundet haben. 

Erst die Kombination von bereits erfolgten Altersumzügen und geäußerter Umzugs­
bereitschaft führt zu den richtigen Ergebnissen: Zwei Drittel der älteren Mieterhaus­
halte sind als „mobil" zu bezeichnen - davon haben wiederum zwei Drittel ihre Mobili­
tät bereits unter Beweis gestellt und rund die Hälfte ist - unabhängig von bisher erfolg­
ten Umzügen - weiterhin umzugsbereit. 

Die gleiche Rechnung für die Eigentümerhaushalte in Westdeutschland zwischen 55 
und 75 Jahren: 16,5 % sind bereits einmal umgezogen. Weitere 13,5 % sind es noch nicht, 
melden aber unter verschiedenen Bedingungen ihre Bereitschaft für einen Wohnungs­
wechsel an. Zusammen macht das einen Anteil von 30 % der von uns befragten Eigen 
tümerhaushalte, die man als „mobil" bezeichnen muß. Dabei ist die Mobilität von Eigen­
tümern sicherlich unter einem besonderen Licht zu sehen: Sie erwächst aus einer Ge­
mengelage des Wunsches, ein Eigenheim an die Kinder weiterzugeben, der mangelnden 
Bewohnbarkeit eines Eigenheims mit mehreren Etagen, zu pflegenden Gärten und 
mangelnder infrastruktureller Versorgung sowie der Attraktivität altersgerechter 
Eigentumswohnungen mit Versorgungssicherheit, die am Markt angeboten werden. 

Diese Angaben korrespondieren von ihren Größenordnungen mit der aktuell geäu­
ßerten Bereitschaft, noch einmal umzuziehen; denn diese bezeichnet vor allem das für 
Investoren interessante, aktuell nicht ausgeschöpfte Nachfragevolumen derjenigen 55-
bis 75jährigen Haushalte, die heute eine altersgerechte Wohnalternative ins Auge fas­
sen würden - ob sie schon einmal umgezogen sind oder nicht. 

In dieser Perspektive kommt unter den Mieterhaushalten zwischen 55 und 75 Jahren 
ein Anteil von 35,9 % als Nachfrager altersgerechter Wohnalternativen aktuell infrage. 
So viele Mieterhaushalte haben unabhängig davon, ob sie seit dem 55. Lebensjahr 
bereits einmal umgezogen sind, ihre Bereitschaft bekundet, unter verschiedenen Be­
dingungen umzuziehen. Dies ist ein Durchschnittswert für Ost- und Westdeutschland: 
Genauer betrachtet ist in den neuen Bundesländern der Anteil der umzugsbereiten 
Haushalte mit 41,4 % deutlich höher als in Westdeutschland mit dort 33,6 %. 



Die absolute Höhe der Umzugsbereitschaft ist bei den Eigentümerhaushalten in Ost-
und Westdeutschland sehr viel geringer als bei den Mieterhaushalten. Für die Eigen­
tümer macht das Nachfragepotential - in West- und Ostdeutschland - 14,1 % der 55- bis 
75jährigen Haushalte aus. Diese Durchschnittszahl für die alten und neuen Bundes­
länder sagt allerdings wenig aus, da der hohe Anteil der Westdeutschen an den Befrag­
ten dieser Gruppe den Durchschnittswert nach oben zieht. Mieter sind in Ostdeutsch­
land in sehr viel größerem Umfang umzugsbereit als in Westdeutschland - bei Eigen­
tümern ist es genau umgekehrt. In den alten Bundesländern können sich 15 % der 
Eigentümer, in den neuen Ländern 8,6 % einen (erneuten) Umzug vorstellen. 

Mit welchen Angeboten können die Wohnungsunternehmen auf die beträchtlichen 
Mobilitätspotentiale, die offenbar durch attraktive altersgerechte Wohnangebote ver­
stärkt werden, reagieren? 

U m z u g s m a n a g e m e n t 

Da eine als zu groß empfundene Wohnung nach unseren Befragungsergebnissen das 
wichtigste Motiv für einen Umzug im Alter darstellt und gleichzeitig trotz der Entspan­
nung an den Wohnungsmärkten immer noch das Angebot an familiengerechten Be­
standswohnungen knapp ist, bietet sich zunächst ein Umzugsmanagement an, bei dem 
insbesondere ältere Kleinhaushalte ihre - zu groß gewordenen - Wohnungen mit jun­
gen Familien tauschen, deren Wohnungen zu klein geworden sind. Unverzichtbar ist 
dabei die Gewährung von Umzugshilfen für die älteren Mieter. Dabei haben sich reine 
Prämienzahlungen als wenig erfolgreich herausgestellt. Viel wichtiger ist eine Betreu­
ung des gesamten Umzugsprozesses, von der Erfassung der menschlichen und tech­
nischen Notwendigkeiten über das Einpacken, Transportieren, Auspacken des Inven­
tars, die Hilfe bei technisch-handwerklichen Tätigkeiten bis hin zum Erledigen der Be­
hördenangelegenheiten. Eine Reihe von Wohnungsunternehmen und Wohnungs­
ämtern praktiziert bereits ein solches Umzugsmanagement mit großem Erfolg. 

Erfolgreiches Umzugsmanagement 
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Die Übersicht zeigt, daß hier mit bescheidenem Mitteleinsatz gewaltige Einsparungen 
bei den Investitionsvolumina und damit auch bei den öffentlichen Wohnungsbauförder­
mitteln erreicht werden können. Durch eine optimierte Bestandsnutzung lassen sich er­
hebliche wohnungspolitische Effekte bei höchster finanzpolitischer Effizienz erreichen. 

4. Schlußfolgerung 

Der Spruch „Einen alten Baum verpflanzt man nicht" kann im Licht der empirischen 
Befunde - aber auch vielen Erfahrungen mit realisierten Umzügen - schlicht in das 
Reich der gerontologischen Legenden verbannt werden. Die Umzugsbereitschaft älterer 
Menschen ist zwar geringer als die jüngerer Altersgruppen, stellt aber eine weithin 
unterschätzte Größe dar. Wenn Jahr für Jahr 3,6 % der Mieterhaushalte und 1 % der 
Eigentümerhaushalte umziehen, so wird ein großer Teil der 55jährigen bis zum Errei­
chen des achtzigsten Lebensjahres noch einmal umgezogen sein. Egal, mit welchem 
methodischen Instrumentarium man die Wohnmobilität älterer Menschen betrachtet -
ob mit den Daten des sozioökonomischen Panels zum tatsächlichen Umzugsverhalten, 
ob mit Modellrechnungen, ob mit repräsentativen Befragungen - man ermittelt immer, 
daß fast zwei Drittel der älteren Mieterhaushalte irgendwann im Laufe des dritten 
Lebensabschnitts noch einmal umziehen werden und daß zu einem beliebigen Zeit­
punkt rund ein Drittel der Mieterhaushalte die Bereitschaft aufweist, noch einmal um­
zuziehen. 

Natürlich hängt die Umzugsbereitschaft auch davon ab, ob entsprechende Umzugs­
hilfen geboten werden. Wichtiger als bloße Prämien ist dabei ein umfassendes Umzugs­
management, das den Menschen die Mühen eines Umzugs weitgehend abnimmt. Noch 
wichtiger ist aber ein attraktives Angebot altersgerechter Wohnalternativen: Wenn 
einem älteren Haushalt eine attraktive Wohnung angeboten wird, dann steigt auch die 
Wohnmobilität. Anders ausgedrückt: Das Angebot schafft sich seine Nachfrage. 

Was sind „attraktive altersgerechte Wohnungen"? Die Nachfrageperspektive hat ge­
zeigt, daß die Menschen in erster Linie ihre Selbständigkeit, so lange es irgend geht, er­
halten wollen. Alle Wohnformen, die nicht mit Selbständigkeit einhergehen, finden nur 
geringe Präferenzen: Das klassische Altenheim, das Zusammenleben mit den Kindern 
und auch die häufig überschätzte Wohngemeinschaft. Zugleich wollen die älteren 
Menschen Komfort und Hilfe bei der Bewältigung des Alltags und des Haushalts, und 
sie wollen Versorgungssicherheit, falls doch einmal der Pflegefall eintritt. 



Diese Bedürfnisse werden heute am ehesten durch das Service-Wohnen - auch Be­
treutes Wohnen genannt - abgedeckt, das tatsächlich eine hohe Attraktivität aufweist. 

Die wird auch aus der Anbieterperspektive bestätigt, die wir hier - unserer Themen­
stellung entsprechend - etwas vernachlässigt, aber in einer anderen Studie ausführlich 
untersucht haben. Die Befragung von Anbietern altersgerechter Wohnformen hat bestä­
tigt, daß das Service-Wohnen und Verbundkonzepte aus Service-Wohnen und stationärer 
Pflegemöglichkeit die Wohnformen der Zukunft darstellen, während die Nachfrage nach 
Pflegeheimen und den sehr teuren Seniorenresidenzen stagniert und das klassische 
Altenheim zum toten Produkt wird. Besonders hoch ist die Nachfrage im mittleren und un­
teren Preissegment, während das obere Preisniveau aufgrund der geringen Zahl älterer 
Menschen, die sich solche Preise leisten können, in vielen Regionen bereits gesättigt ist. 
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Adalbert Fettweiß 

Immobilien zur privaten Alterssicherung? 

Risikoabschätzung am Beispiel des 

Mieterprivatisierungsprogramms der BASF 

„Eigentumsbildung in Arbeitnehmerhand"*' 

Sind Immobilien, ist Wohneigentum geeignet für die Alterssicherung? 

Gerade Haushalte, die sich im dritten Lebensabschnitt befinden, bewerten 

und planen ihre Vermögenswerte insbesondere unter Risikoaspekten. 

Flexibilität und Verfügbarkeit von Vermögenstiteln sind weitere bedeutende 

Aspekte in diesen Überlegungen. Wie kann gerade im Rahmen von Mieter­

privatisierungen der Mieter, der zum Selbstnutzer wird, eine „Sicher­

heitsrente" realisieren? Ein Beispiel dazu findet sich im Privatisierungs­

programm der BASF AG Ludwigshafen. 

1. Einleitende Vorbemerkung 

g1 Wohnen im Wandel , Wandel der Werte, Wohnen im Wertewandel 
3 

S Die demographische Entwicklung in Deutschland hat zu einem wachsenden Anteil 
u 
I der nicht erwerbstätigen Bevölkerung und im besonderen der betagten Bevölkerung 
V 

5 geführt. Dies mit Konsequenzen für die Sozialleistungssysteme und für das Wohnen, da 

£ sich damit die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung gewandelt haben und in der Zukunft 

•c noch stärker wandeln und differenzieren werden. Der Trend zur Kleinfamilie oder zum 
CL 

3 Alleinleben wird sich weiter verstärken. Wohnliche Probleme von Haushalten mit 

£ Zutrittsbarrieren zum Wohnungsmarkt werden weiterhin verstärkte Anforderungen an 

0 den Wohnungsmarkt stellen. Zudem wird die fortschreitende Tendenz zu immer mehr 

E Freizeit, zu einem längeren selbständigen Lebensabend die Wohnung und das Wohn-

^ umfeld noch stärker als in der Vergangenheit in den Mittelpunkt des persönlich gestal-

1 teten Lebensraums rücken. Dies gerade auch für Seniorenhaushalte, da sich die Ren-

IS tenphase durch eine längere Lebenserwartung und frühere Renteneintrittsalter ver-

_ längert hat. 



Im folgenden wird es um den dritten Planungsabschnitt gehen, der dadurch gekenn­
zeichnet sein soll, daß vornehmlich keine aktiven Einkommen (z. B. Lohn oder Gehalt) 
bezogen werden und die Finanzierung aus passiven Einkommen (z. B. Kapitalerträge, 
Mieten, oder ersparte Miete, Renten) erfolgt. Klar ist, daß Schutz vor rein finanziellen 
Risiken - bei ausreichender Finanzkraft - nahezu völlig über Versicherungen erkauft 
werden kann. Besonders für Haushalte, die über weniger Finanzkraft oder über weniger 
(Reaktions-)Zeit verfügen, ist es noch bedeutender, die Risiken abzuschätzen, „risiko­
arm" zu planen und über die knappen Ressourcen optimal zu entscheiden. 

2. Risiko und Kosten - Wohnen im Alter 

Wohnkosten 

Kosten des Wohnens sind auch in der Lebensphase nach der Erwerbszeit ein zwin­
gender Ausgabenblock im Budget des Haushaltes. Was benötigt der Haushalt, um sei­
nen Lebensabend zu gestalten, wenn er aus dem Erwerbsleben ausscheidet? 

Unterstellt wird eine monatliche Mietbelastung von DM 1.000 (z. B. eine 80 qm große 
Wohnung mit DM 10/qm Kaltmiete und 200,- DM Nebenkosten). Berechnet wird der 
Barwert der zukünftigen Mietzahlungen bezogen auf die erwartete Restlebensdauer ge­
mäß den Angaben des Statistischen Bundesamtes für einen 68-, 63- oder 58jährigen 
Haushalt (Mittel der Angaben Sterbetafel Männer, Frauen). Weichen diese tatsäch­
lichen von den angenommen Daten ab, so sind - bei Konstanz der anderen Faktoren -
die Werte mit dem entsprechenden Faktor umzurechnen (Beispiel Mietbelastung 
1.200,- DM/1.000,- DM : = Faktor 1,2). 

Mit diesen Daten wird ein Musterhaushalt konzipiert, der mit 58, 63 oder 68 Jahren 
in die Rentenphase eintritt und nun seinen Finanzbedarf mit seinen passiven Einkünf­
ten bestreiten muß. Um die Berechnung zu vereinfachen, werden nur die reinen Ko­
sten des Wohnens untersucht. Der Leser mag diese Kosten nehmen und die der per­
sönlichen Lebenshaltung (^Existenzminimum) hinzurechnen. Entsprechend sind die 
Ergebnisse zu modifizieren, wenn der einzelne mit 45 oder 75 Jahren diese Kalkulation 
vornehmen will. Letztendlich ist es eine Frage der Risikoeinschätzung und -bewertung, 
wie sich der einzelne verhalten wird und seine Lebensplanung bestreiten will. 



Tabelle: Barwertberechnung des Ausgabenblocks Wohnkosten (auf volle 100,- D M ge­

rundet) für einen 68jährigen, 63jährigen, 58jährigen deutschen Haushalt (mittlere Rest­

lebensdauer: 15 Jahre, 19 Jahre, 23 Jahre) zum Ausgleich seiner Wohnkosten von an­

fänglich 1.000,- D M monatlich. 

M i t t e l d e r R e s t l e b e n s d a u e r In J a h r e n 15 19 23 15 19 23 

K a l k u l k a t i o n s z i n s s a t z 

in % 
J ä h r l i c h e 

W o h n k o s t e n s t e i g e r u n g in % 

0 5 

0 180 .000 228 .000 276 .000 130 .800 152 .300 170 .000 

4 2 4 0 . 3 0 0 332 .100 4 3 9 . 4 0 0 168 .500 2 0 9 . 5 0 0 249 .000 

Eigene Berechnungen; Sterbetafeln Statistisches Bundesamt 

Beispiel: Will ein Haushalt mit anfänglich 1.000,- D M Wohnkosten gemäß seiner stati­

stisch berechneten mittleren Restlebensdauer von 15 Jahren seine Wohnbarkosten dek-

ken, so benötigt er im Barwert 180.000,- DM, wenn unterstellt wird, daß über die ganze 

Zeit keine Wohnkostensteigerung existiert und die zu erzielenden Zinsen gerade von 

der Inflation aufgezehrt werden. Steigen die Wohnkosten um 4 % jährlich und einem 

Kalkulationszinssatz von weiterhin 0 % sind es für den 68jährigen Haushalt schon 

240.300,- DM. Die Zwischenwerte ergeben sich entsprechend. 

Aus der Tabelle wird ersichtlich, daß die Barwerte der reinen Wohnkosten erheblich 

sind. Diese und alle weiteren Ausgaben muß der Haushalt von den entsprechenden Bar­

werten seiner Vermögens- und Einkommensformen decken. Dies ist die Barwertsumme 

aller Sach- und Forderungsvermögen (z. B. Renten- oder Pensionszahlungen, Wertpa­

piere, Grundeigentum) des Haushalts. 

Bei dieser Aufstellung muß der Haushalt einige nicht unerhebliche Ertrags- und Sub 

Stanzrisiken berücksichtigen: 

• Zinserträge verschiedener Anlageformen, 

• Untergang der Anlage, 

• Politisches Risiko; Ansprüche aus der gesetzlichen Rentenversicherung, 

• Vermietungsrisiko bei der Immobilie als Kapitalanlage. 

Zusätzlich stellt die deutsche Steuerpolitik und die sich daraus ergebenden Verzerrun­

gen (z. B. Doppelbelastung von Kapitalerträgen) ein risikoerhöhendes Potential dar. 



Die Höhe der Wohnkosten auf der Ausgabenseite sind von den Einkünften auf der 
Einnahmenseite getrennt zu betrachten. Unabhängig von den Wohnkosten sind auch 
die Substanzrisiken und die politischen Risiken bezogen auf die Höhe und Entwicklung 
der Rentenzahlungen der Zukunft zu sehen. Anders ist das möglicherweise bei der ver­
mieteten Immobilie zu bewerten: Das Vermietungsrisiko kann, muß aber nicht mit den 
allgemeinen Wohnkosten korreliert sein. Der Wohnungsmarkt ist sehr stark regional 
bestimmt. Daher kann es sein, daß trotz steigender (eigener) Wohnkosten die Mietein­
nahmen aus einer (gleichen) Immobilie an einem anderen Standort fallen. Es zeigt sich, 
daß der Haushalt nicht unerhebliche Risiken auf der Einnahmenseite berücksichtigen 
muß, wenn er gezwungen ist, über seine Einkünfte den Ausgabenblock Wohnkosten zu 
bestreiten. Unter Risikoaspekten schneidet das selbstgenutzte Wohneigentum am 
besten ab, weil die ersparte Miete zu 100 % positiv mit der „Bewältigung" des Ausgaben­
blocks Wohnen korreliert ist. 

Wie steht es nun mit der Flexibilität, den „Finanzblock" Wohnung in monetäre Ein­
heiten zu transformieren und dies insbesondere für ältere Haushalte? 

Besondere Risiken des Alters - Flexibilität 
Das Leben ist mit Risiken behaftet. Das mag beklagt werden und im Einzelfall zu un­

befriedigenden Ergebnissen führen. Vielfach gilt das für den jungen Haushalt in glei­
cher Form. Elementarer Unterschied zum Seniorenhaushalt ist seine Möglichkeit, auf 
eine eintretende Veränderung zu reagieren - also eine Frage der Flexibilität. Mit zuneh­
mendem Alter schrumpft der Vorrat an Möglichkeiten, eintretenden Risiken zu begeg­
nen und ihre Wirkungen abzuschwächen. Um so wichtiger wird es, die Risiken einzel­
ner Anlagen zu minimieren. 

Die Betrachtung des Flexibilitätsaspektes zeigt, daß in aller Regel ein Markt für 
Wohnimmobilien existiert und die Unsicherheit über Wertentwicklung bzw. Ver­
äußerungserlös selbiger bei Wertpapieren oder gar Optionen in nichts nachsteht. 

Ein Beispiel: Ende 1999 oder noch Anfang 2000 wäre es ein - mit heutigem Wissen -
absoluter Segen gewesen, wenn sich ein Anleger durch Liquiditätsbedarf genötigt ge­
sehen hätte, seine sich im Depot befindenden Technologieaktien des Neuen Marktes zu 
veräußern. Das Gleiche gilt für einen Anleger, der 1-Zimmer-Apartments oder kleine 2-
Zimmer-Wohnungen in Mannheim 1991/92 verkaufen mußte. Die damals noch begehr­
te Mangelware wäre heute vielfach nur mit Vermögensverlust zu veräußern. Selbst 
festverzinsliche Kapitalanlagen sind unter Umständen nur mit Verlust zu liquidieren, 189 
wenn sich der Haushalt aus der Zinsbindung herauskaufen muß. Im Extremfall legt er 



sein ganzes Kapital flexibel in täglich verfügbaren Anlagen an und muß wieder einen Ver­
mögensverlust hinnehmen, da die erzielte Verzinsung von der Inflation aufgezehrt wird. 

Richtig ist, daß die Umstrukturierung des Vermögens Risiken in sich birgt. Insbeson­
dere plötzliche exogene Störungen können zu Vermögensverlusten führen. Ist damit der 
Verlust des eigenen Heimes verbunden, ist dies besonders schmerzlich. Hier geht es 
also um zwei Vorgänge, die beim Selbstnutzer zusammenfallen können: zum einen ein 
Vermögensrisiko, ob er seine Wohnung kapitalisieren kann und zum anderen der mög­
liche Verlust seiner gewohnten Umgebung. 

Vor dem Risiko, seine gewohnte Umgebung zu verlieren, ist allerdings auch der Mieter-
-haushalt nicht gefeit. Auch er muß in einem solchen Fall seine angestammte Wohnung 
verlassen und sein angespartes Vermögen kapitalisieren. Allerdings muß der Mieter 
unter Umständen seine Wohnung früher verlassen, da ihm notwendige (z. B. bauliche) 
Veränderungen an der Wohnung nicht genehmigt werden. 

Der Selbstnutzer in seiner Wohnung ist von diesen Überlegungen unberührt, solan­
ge er in dieser Wohnung bleiben will. Werden Anpassungen notwendig, weil er aus ge­
sundheitlichen, geographischen oder anderen Gründen seine Wohnsituation verändern 
will, kann er über sein Eigentum entscheiden und ist dem Mieter gegenüber im Vorteil. 
Zusätzlich ist der Mieter unter Umständen den Mieterhöhungsverlangen des Vermieters 
ausgesetzt oder von Kündigung bedroht. Er hat keinen Einfluß auf die Entwicklung der 
Immobilie und kann nicht voraussagen, wie der Vermieter mit der Immobilie langfristig 
verfährt und er unter Umständen mit dem Verlust der Wohnung rechnen muß. Hier 
liegt also eine zusätzliche mögliche exogene Störungen vor, die nur den Mieterhaushalt 
treffen kann. 

Wie steht es mi t der Kap i ta l is ie rungsmögl ichke i t 

e iner se lbstgenutz ten W o h n u n g ? 

In der Regel spiegelt der Marktpreis den Wert einer Immobilie wider, den der Investor 
über die Nutzungsdauer als Barwert kapitalisieren kann. Bei Selbstnutzung spiegelt der 
Preis den Barwert der berechneten Miete, die er selbst zu zahlen bereit wäre, wider. Bei 
Vermietung eben diesen Preis, nun ermittelt über das Zustandekommen von Mietzins­
vereinbarung mit Dritten. Mit andern Worten: dieses Risiko ist positiv mit dem Risiko 
des Mieters korreliert, wenn er von der einen Mietwohnung zur anderen ziehen will. 
Der Altmieter verliert beim Umzug die zumeist vorhandenen Vorteile langer Mietver­
tragsdauer, die zumeist auch mit wenig bis gar keiner Mietsteigerung in der Vergan­
genheit verbunden gewesen ist. Nicht zuletzt das deutsche Mietrecht fördert den Miet-



unterschied von Alt- und Neumietverträgen sogar im selben Haus. So ist es nicht un­
gewöhnlich, daß ein Mieter für seine 120-qm-Wohnung, die er seit 25 Jahren bewohnt, 
weniger Miete zu zahlen hätte, als wenn er in eine 70-qm-Wohnung vergleichbaren 
Standards umziehen würde. Dies ist auch eine Form der Unsicherheit oder Einschrän­
kung des verfügbaren Kapitals. 

Die Sorge, eine einmal gefundene Wohnform nicht mehr bewältigen/bewirtschaften 
zu können, ist eine Sorge, die mit dem Alter stark zunimmt, aber nicht auf den Selbst­
nutzer und Eigentümer beschränkt bleibt. Auch das Risiko, mit dem Wohnungswechsel 
einen „Vermögensverlust" hinnehmen zu müssen, kann Mieter, Eigentümer und Selbst­
nutzer treffen. Veräußert der Selbstnutzer seine Immobilie, ändert sich für ihn vor 
allem die Form seiner Anlage: er ist nicht mehr Selbstnutzer, sondern Veräußerer einer 
Immobilie. Die Wohnung verliert damit den persönlichen Charakter, den er ihr unter 
Umständen beigemessen hat, dies dürfte die stärkere Barriere in dieser Diskussion dar­
stellen. 

Will er die Wohnung behalten, sie jedoch neuen Anforderungen anpassen, ist dies je 
nach Form und Zuschnitt der Wohnung möglich und dann eine Frage der Finanzierung. 
Auch hier ist der Selbstnutzer - einer entschuldeten Immobilie - keinesfalls schlechter 
gestellt, da er Liquidität sofort über eine neue Beleihung der Immobilie aktivieren 
kann. Stehen andere Kapitalpositionen zur Disposition, bleibt die freie Auswahl. 

In den USA ist man ein Stück weiter. Dort besteht die Möglichkeit, daß der Selbst­
nutzer seine Immobilie an einen Investor (Bank) zu seinem Todestag veräußert („rever-
se mortgage"). Den Barwert des Kaufpreises, abzüglich eines Risikodeltas für eine über 
die statistische Lebenserwartung hinausgehende Lebensdauer, erhält er bereits heute. 
Parallel dazu werden Miet- und Nutzungsverträge oder eine Verrentung vorgesehen. In 
Deutschland hat die Dresdner Bank die Diskussion mit einem Entsparmodell für das 
Eigenheim in diese Richtung gelenkt (FAZ 2000) 

3. Mieterprivatisierung: Miete oder Eigentum? 

Ein Haushalt überlegt, ob er die Wohnung, die er nutzt, lieber weiter mieten oder lie­
ber kaufen soll. Das heißt, daß er das eine dem anderen genau dann vorzieht, wenn ihm 
das eine auch nur marginal vorteilhafter erscheint als das andere. Um das zu unter­
suchen, werden gemäß der neoklassischen Theorie Annahmen für eine „vollkommene" 
Welt konstruiert, die, solange keine Kreditrationierung vorliegt, einen Nachfrager in­
different zwischen Miete und Eigentum sein läßt (Homburg, 1994, S. 5-6): 



1. Miete oder Eigentum haben keinen „Wert an sich" (Wohnqualität); 
2. Vollständige Information existiert in der Form, daß jeder die Eigenschaften aller 

Dinge und die Handlungen aller Beteiligten kennt bzw. kostenlos beobachten kann; 
3. Alle sind Preisnehmer am Wohnungsmarkt; 
4. Transaktionskosten haben keinen Einfluß auf die Miet- oder Kaufentscheidung; 
5. Der Staat diskriminiert zwischen Miet- oder Eigentumswohnungen nicht. 

Vereinfacht soll an dieser Stelle nur die Annahme 2 betrachtet werden. Die Annah­
men 1, 3 bis 5 werden als geltende Rahmenbedingungen angenommen. Der Verfasser 
ist sich darüber im klaren, daß dies keine Abbildung der Gegebenheiten am Markt ist. 
Grosso modo treffen sie generell auf den Vergleich Mieter versus Eigentümer zu. Der 
Mieter, der zum Eigentümer wird, indem er seine eigene Wohnung kauft, wird z. B. steu­
erlich genauso behandelt, wie ein Käufer irgendeiner Wohnung, die er dann selbst 
nutzt. Ein wesentlicher Unterschied für den Mieter, der seine eigene Wohnung kauft, er­
gibt sich beim Punkt 2. 

Vollständige Information liegt in aller Regel nicht vor. Zudem kann meistens eine 
Partei das Verhalten der anderen nach Vertragsabschluß nicht (kostenlos) beobachten. 

Daraus, daß die Vertragspartner zuerst ihre eigenen Interessen verfolgen und diese 
nicht notwendigerweise (komplett) durch das Vertragswerk abgedeckt werden, folgt, 
daß die Vermieter den Mietern einen Risikoaufschlag abverlangen. Der zugrundeliegen­
de Sachverhalt ist einleuchtend: Eigentümer verfahren mit der Wohnung in der Regel 
sorgfältiger als Mieter. Sie achten auf Schäden, die im Anfangsstadium oft kostengünstig 
ausgebessert werden können. Klauseln in Mietverträgen über den sorgsamen Umgang mit 
der Wohnung und die sofortige Schadensmeldung sind unwirksam, da sie nicht beweis­
bar sind. Dies induziert Zusatzkosten, da die Verifizierung des Mieterhandelns nicht ohne 
weiteres möglich ist. Das Informationsproblem läßt sich der Anbieter mit einem Risi­
koaufschlag abgelten. Eine vorwiegend mieterfreundliche Rechtsprechung erhöht diese 
Zusatzkosten und trägt dazu bei, daß alle Mieter diese Zusatzkosten mit tragen müssen. 

Eine Mietwohnung ist demnach, im Vergleich zum Eigentum, nur zu höheren Kosten 
zu haben. Anders verhält es sich, wenn eine Finanzierung benötigt wird. Aufgrund von 
Kreditrationierung besteht eine Präferenz zur Mietwohnung. Fehlt Eigenkapital völlig 
oder ist es nur im geringem Maße vorhanden, dann zwingt die Kreditrationierung zum 
Verzicht oder zum zeitlichen Hinausschieben des Erwerbs von Wohneigentum, zumeist 
auch deshalb, weil sich eine anfängliche Belastung ergibt, die über der Belastung einer 
vergleichbaren Mietwohnung liegt. 



Bei der Kaufentscheidung spielt das spätere Nutzerverhalten für den Anbieter keine 
Rolle. Er übergibt mit dem Verkauf das Eigentum. Ein Risikoaufschlag bezüglich des 
Eigentümerverhaltens erübrigt sich. 

Der Kaufinteressent hat nun seinerseits Unsicherheit darüber, ob die zugesicherten 
Eigenschaften des Objektes zutreffen. Diese Unsicherheit - bezüglich der Richtigkeit der 
Informationen - ist gerade dann gegeben, wenn eine neue Wohnung gesucht wird. Hier 
sind Mieter gegenüber Eigentümern im Vorteil, da sie rein über den Wohnwert entschei­
den und eine Wertsteigerung bzw. Substanzverluste des Objektes nicht beachten müssen. 

Anders im Falle der Mieterprivatisierung: Der selbstnutzende Mieter kauft seine 
Wohnung und wird zum selbstnutzenden Eigentümer. In einem solchen Fall sind die 
Unsicherheiten der Information über das Objekt nahe null. Gerade wenn der Haushalt 
lange Jahre - nicht selten mehrere Jahrzehnte - in dieser Wohnung wohnt, kennt er die 
Stärken und Schwächen von Wohnung und Umfeld. Wenn zudem das gesamte Haus 
allen Mietern zum Kauf angeboten wird und eine gute Mietergemeinschaft sich mehr­
heitlich zum Kauf entscheidet, erzielt der Käufer sogar eine Sicherheitsrente, indem 
gute, seit Jahren gewachsene Nachbarschaften durch den Kauf signalisieren: „Wir blei­
ben hier". Mögliche Sorgen vor „Zuzüglern" werden zerstreut. 

Dies ist besonders für ältere Haushalte ein Argument, die vielfach befürchten, daß 
sich durch erhöhte Fluktuation das Milieu verändert. Viele Quartiere stehen nicht 
zuletzt deswegen vor einer inneren Zerreißprobe, weil alte und neue Bewohnerschaf­
ten keinen gemeinsamen Nenner finden. Dieser ist bei Haushalten um so schwieriger 
zu finden, wenn wesentlich unterschiedliche Zeitvorstellungen aufeinandertreffen. 
Mieter kalkulieren ihr Verhalten im wesentlichen über den Zeitraum, den sie erwarten, 
in der Wohnung zu verbringen. Darüber hinausgehende Investitionen unterbleiben. 
Anders bei Eigentümern: sie müssen über die Lebensdauer des Produkts Wohnung 
kalkulieren, da sie die mögliche Weitervermietung oder den Weiterverkauf ihrer Woh­
nung beachten müssen, wollen sie keine verhaltensbedingten Wertverluste riskieren. 
Eigentümer behandeln die Wohnung sorgsamer als Mieter. 

Hat ein langjähriger Mieter gute Erfahrungen mit seinem Vermieter gemacht, kann 
er zusätzlich von dieser Erfahrung profitieren und wird auf dieser Basis ein Kaufange­
bot bewerten. Kaufpreis, Alter des Gebäudes und Zustand sowie Bewertung der Höhe 
einer möglichen Rücklage sind neben den prüfbaren Fakten auch ein Stück Vertrauens­
sache und bilden die Basis zur Kaufentscheidung. Ist der ehemalige Vermieter eben- 193 
falls der zukünftige Verwalter der Eigentumswohnungsanlage, bedeutet diese 



Konstellation ein Höchstmaß an Sicherheit für den Käufer. Sind die Erfahrungen, die 
der Vermieter mit dem Mieter gemacht hat, gleichermaßen positiv, dann spricht nichts 
dagegen, wenn er seinem guten Mieter ein Kaufangebot unter Marktkonditionen anbie­
tet. Ein notwendiger Sicherheitszuschlag entfällt und kann direkt an den „Mieterkäufer" 
weitergegeben werden. Dies erklärt auch, daß Verkäufe von Leerwohnungen in der 
Regel zu höheren Preisen erfolgen als der Verkauf an den Mieter selbst. 

4. Zusammenfassung 

Immobilien zur Alterssicherung? Im vorliegenden Text ist diese Fragestellung insbe­
sondere unter zwei Aspekten untersucht worden: 

• Wie geeignet ist die eigene Immobilie aus dem Blickwinkel eines Senioren­
haushaltes, seine Alterssicherung unter den Aspekten Flexibilität und 
Risikoabschätzung zu gewährleisten? 

• Wie ist dies insbesondere im Falle einer Mieterprivatisierung zu bewerten? 

Gezeigt werden konnte, daß die eigene Immobilie keinen stärkeren Hemmnissen und 
Restriktionen unterworfen ist, als eine entsprechende Mietwohnung. Risiken und beson­
dere Bedürfnisse von Seniorenhaushalten sind erstmals keine Frage von Miete oder 
Eigentum. Die Verfügbarkeit von Einkommen nimmt nach dem Erwerbsleben ab und die 
Lebenshaltung muß verstärkt von Vermögenswerten bestritten werden. Wohneigentum 
ist ein möglicher Vermögenswert, der gerade unter Risikoaspekten günstig abschneidet. 

Die damit verbundene Risikominderung ist besonders für Haushalte wichtig, die 
wenig Möglichkeiten haben, auf externe Störungen zu reagieren. Diese Störungen können 
bei Seniorenhaushalten durch gesundheitliche Ereignisse verstärkt werden. Senioren 
und ärmeren Haushalten ist gemein, daß sie unter Umständen nicht in der Lage sind, 
die eigene Finanz- oder Zeitplanung zu verändern, um auf diese Risiken zu reagieren. 
Wohneigentum ist ein adäquates Instrument, den Finanzbedarf für die persönliche 
Lebensgestaltung zu optimieren. 

Unter Flexibilitätsaspekten kann festgehalten werden, daß die Veräußerbarkeit von 
den Marktgegebenheiten abhängt. Dies gilt ebenfalls für andere Vermögensformen und 
ist letztendlich nicht nur eine Frage des potentiellen Vermögensverlustes zum Zeitpunkt 
der Veräußerung, sondern eine Wertbetrachtung über die gesamte Zeit der Anlage. In 
aller Regel existiert ein Markt für Immobilien. 



Dargestellt werden konnte auch, daß sich der Kauf einer Wohnung günstiger dar­
stellen läßt als eine entsprechende Anmietung. Insbesondere dann, wenn im Rahmen 
von Mieterprivatisierungen dem Mieter seine langjährige Wohnung zum Kauf angebo­
ten wird, kann er in aller Regel eine Sicherheitsrente einstecken und deren Barwert 
kapitalisieren. 

Am Beispiel des Privatisierungsprogramms der BASF AG Ludwigshafen kann ge­
zeigt werden, wie Mieterprivatisierung in „sozialer Verantwortung" und als betrieb­
liche Wohnungspolitik umgesetzt werden kann. Es handelt sich um ein Programm, das 
besonders zur privaten Altersabsicherung geeignet ist. Die Vorgehensweise wäre eben­
falls für kommunale Wohnungsunternehmen anwendbar, die sich in der Tradition sozi­
aler oder ehemals gemeinnütziger Wohnungswirtschaft sehen. 

Anmerkung 
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Volker Behnecke 

Dienstleistung in der Wohnungswirtschaft 

Das Beispiel der „Wohnbau Mieterservice GmbH" 

Im Übergang von der Tradition des „gemeinnützigen" Wirtschaftens zu 

marktwirtschaftlichem Wirtschaften erweitern viele Wohnungsunterneh­

men das Spektrum ihres Angebots um sogenannte „wohnbegleitende 

Dienstleistungen". Zu diesen werden - wie der Name besagt - praktisch 

alle Aktivitäten, die irgend mit Wohnen in Verbindung gebracht werden 

können, gezählt, vom Einkaufsservice für Ältere bis zu Multimedia - ein 

unübersichtliches und bis heute nicht ausreichend strukturiertes Arbeits­

feld mit neuen Partnern. 

Mit den aus Mieterträgen zu erwirtschaftenden Mitteln und bei alleiniger 

Inanspruchnahme externer Handwerks- und Dienstleistungsunternehmer 

könnte die Wohnbau Gießen GmbH auf diese Anforderungen nicht reagie­

ren und wäre gegebenenfalls sogar in absehbarer Zeit in ihrem Bestand 

gefährdet. Zudem wird die Muttergesellschaft weiterhin für gemeinnützige 

Zwecke in Anspruch genommen und kann nicht wie ein beliebiges markt­

wirtschaftliches Unternehmen handeln. 

1. Die „Wohnbau Mieterservice GmbH" 

Die Wohnbau Gießen GmbH mit ca. 8.000 Wohn- und Gewerbeeinheiten sah sich 

Ende der 90er Jahre aus verschiedenen Gründen vor die Notwendigkeit gestellt, die 

vorhandenen Serviceleistungen zu optimieren und zu erweitern und in allen Bereichen 

ihrer Tätigkeit Elemente der Kundenorientierung in den Vordergrund zu stellen. Zu­

gleich ergab sich mehr und mehr die Notwendigkeit, die soziale Integration der Mieter 

im Wohngebiet voranzutreiben. 

Probleme bereitete auch der über viele Jahre, ja Jahrzehnte aufgelaufene Sanierungs­

und Modernisierungsrückstand. Es war abzusehen, daß eine Behebung des Staus mit 

den herkömmlichen Mitteln nicht durchführbar, insbesondere nicht finanzierbar war. 



Als Mittel der Problemlösung wurde auf Initiative der Wohnbau Gießen GmbH am 
1. September 1998 die „Wohnbau Mieterservice GmbH" in den erwerbswirtschaftlichen 
Bereichen Handwerk und Dienstleistungen gegründet. Gesellschafter der „Wohnbau 
Mieterservice GmbH" sind die Wohnbau Gießen GmbH und die Stadt Gießen jeweils 
zur Hälfte. Das Stammkapital beträgt 50.000 Euro. Ziele und Zweck des neuen Unter­
nehmens ist die Bearbeitung der angeführten Siedlungsprobleme, die Optimierung der 
Serviceleistungen, die Einstellung von arbeitslosen Mietern des Unternehmens und die 
Verknüpfung der verschiedensten Handwerks- und Dienstleistungen. Viele Reparatur-, 
Instandhaltungs- und Pflegearbeiten sowie Dienstleistungen, die bei den ca. 8.000 
Wohn- und Gewerbeeinheiten der Wohnbau Gießen GmbH anfallen, werden damit aus 
einer Hand erledigt. Die Leistungen sollen aber nicht nur der Muttergesellschaft ange­
boten werden, sondern auch sonstigen regionalen Wohnungsunternehmen. 

Mittlerweile ist die eigene Infrastruktur vollständig aufgebaut. 50 Mitarbeiter sind 
in den verschiedensten Bereichen handwerklicher, sozialer und wohnungswirtschaft­
licher Dienstleistungen tätig. Der Umsatz im Jahr 2000 betrug 1,5 Millionen Euro, für 
2001 ist ein Umsatz von 3 Millionen Euro geplant. 

Unter dem Dach der Wohnbau Mieterservice sind jeweils durch Meister vertreten 
die Gewerke: 

• Elektroinstallation, 
• Gas- und Wasserinstallation, 
• Maler und Lackierer, 
• Gärtner, 
• Zimmerer. 

Die Leistungen umfassen insbesondere: 

• haustechnische Bewirtschaftung und Instandhaltung der Wohn- und Gewerbe­
einheiten in den vorgenannten Gewerken, 

• Neuanlegen, Gestalten und Pflegen von Freiflächen und Spielplätzen, 
• Reinigung im und um das Haus, 
• Entrümpelung, 
• Umzüge, 
• Notdienst, Winterdienst, 
• soziale Gemeinwesenarbeit. 



Aktuelle Vorhaben sind: 
• Aufbau eines Waren- und Materialbewirtschaftungssystems, 
• Projektmanagement, 
• Kooperation im Bauträgergeschäft und 
• Mitarbeit in der Stadtentwicklung. 

2. Prinzipien des Verhältnisses zwischen Wohnbau Mutter­
gesellschaft und „Wohnbau Mieterservice GmbH" 

Die Muttergesellschaft Wohnbau Gießen GmbH ist Rechtsträgerin, d.h. vor allem Eigen­
tümerin der Grundstücke, und Auftraggeberin der „Wohnbau Mieterservice GmbH". 

Die Bereiche Recht, Planung und Vermietmanagement, ferner das Bauträgergeschäft, 
das kaufmännische Gebäudemanagement sowie die Öffentlichkeitsarbeit sind Auf­
gaben der Muttergesellschaft. 

Es besteht Gesamtgeschäftsführung, d.h. der Geschäftsführer ist in beiden Unter­
nehmen der selbe. Dies ist unerläßliche Bedingung der steuerlichen Anerkennung von 
Organschaftsverhältnissen. 

3. Zweck der Ausgründung 

Die nachhaltige Absicherung des verfassungsrechtlichen und kommunalpolitischen 
Auftrags der sozial und ökologisch orientierten Versorgung weniger gut verdienender 
Kreise der Bevölkerung mit Wohnraum ist nur bei optimaler Ausnutzung aller Res­
sourcen und im Anstreben einer möglichst hohen Qualität in allen Bereichen der unter 
nehmerischen Wertschöpfung möglich. Mit der Gründung eines eigenen Handwerks­
und Dienstleistungsunternehmens wollen wir auf den Paradigmenwechsel reagieren, 
welcher entstanden ist durch Wegfall des Gemeinnützigkeitsrechts, den Wegfall der ge­
wohnten Wohnungsbaufinanzierung mit der Folge der marktüblichen Unternehmens­
finanzierung, den Abbau der Belegungszwänge, den Übergang vom Nachfrage- zum An­
bietermarkt, das Älterwerden der Kunden einhergehend mit einem früher nicht ge­
kannten Anspruchsdenken auf hohem Niveau. Diese Phänomene können als charakte­
ristisch für den Einzug der marktwirtschaftlichen Anforderungen in die Wohnungswirt­
schaft gelten, welche aber zusammenfallen mit einer verstärkten sozialen Bedürftigkeit 
der auf der Schattenseite der Entwicklung stehenden Personen, insbesondere Langzeit­
arbeitslosen ohne Chance auf eine Stelle im regulären Arbeitsmarkt, vielfach mit der 
Folge der sozialen Deprivation. 



Für beide Fälle gilt es frühzeitig zu reagieren: Dem marktwirtschaftlichen Anspruch 
muß Rechnung getragen werden, damit es nicht letztlich zu Leerständen kommt; der so­
zialen Deprivation muß vordringlich Rechnung getragen werden, um irreparablen Ausgren­
zungen der Mieter vorzubeugen, aber auch, um Schaden vom Unternehmen abzuwenden. 

Mit den aus Mieterträgen zu erwirtschaftenden Mitteln und bei alleiniger Inan­
spruchnahme externer Handwerks- und Dienstleistungsunternehmer könnte die 
Wohnbau Gießen GmbH auf diese Anforderungen nicht reagieren und wäre gegebenen­
falls sogar in absehbarer Zeit in ihrem Bestand gefährdet. Zudem wird die Muttergesell­
schaft weiterhin für gemeinnützige Zwecke in Anspruch genommen und kann nicht 
wie ein beliebiges marktwirtschaftliches Unternehmen handeln. 

4. Die Mitarbeiter 

Die Mehrzahl der 50 Mitarbeiter des neuen Unternehmens sind Mieter der Mutter­
gesellschaft Wohnbau Gießen GmbH. Viele der neuen Mitarbeiter, die langzeitarbeits-
los waren, konnten mit Unterstützung und in enger Zusammenarbeit mit der Arbeits­
verwaltung gewonnen werden. Die Arbeitsverwaltung gewährt für die Einarbeitung 
Eingliederungszuschüsse oder Beschäftigungshilfen, die in jedem Einzelfall beantragt 
werden müssen und in Höhe und Dauer von der Länge der Arbeitslosigkeit, dem Alter 
oder sonstigen Vermittlungshemmnissen abhängig sind. Ehemals langzeitarbeitslose 
Mitarbeiter haben sich größtenteils als sehr leistungswillig und leistungsfähig heraus­
gestellt. Gleichzeitig hat sich aber auch die Notwendigkeit der kontinuierlichen Betreu­
ung und Motivierung der Mitarbeiter erwiesen. Die ungewohnte Verpflichtung zur 
Arbeitsleistung, aber auch persönliche Probleme wie zum Beispiel Verschuldung füh­
ren teilweise zu Einbrüchen und müssen aufgefangen werden. 

Dieser Komplex war nicht problemfrei, da die durch das Arbeitsamt in Anspruch ge­
nommenen Zuschüsse ausschließlich bei Abschluß von unbefristeten Arbeitsverhält­
nissen gewährt werden. Es gab durchaus auch aus dem Kreis der Gesellschafter her­
aus die Befürchtung, daß die Hypothek der unbefristeten Beschäftigung einer großen 
Zahl von ehemals Langzeitarbeitslosen mit den entsprechenden Schwierigkeiten das 
Unternehmen in der Außenwirkung sowie wirtschaftlich überfordern könnte. 

Dies dürfte letztlich auch der Grund sein, warum herkömmliche privatwirtschaft­
liche Unternehmen trotz der für alle Unternehmen zur Verfügung stehenden Förder­
mittel ihre Mitarbeiter nicht oder höchstens im Einzelfall aus dem vorgenannten 199 
Personenkreis akquirieren. 



Die konstruktive Zusammenarbeit mit dem Arbeitsamt, die sorgfältige Auswahl der 
Mitarbeiter, die genaue Beobachtung bei vorgeschalteten Praktika und während der 
Probezeit, aber vor allem die kontinuierliche Betreuung und Herstellung eines Ver­
trauensverhältnisses waren und sind unabdingbare Voraussetzungen für den Erfolg die­
ses Konzeptes und sichern das soziale und wirtschaftliche Unternehmensziel. 

Entsprechend weiß die „Wohnbau Mieterservice GmbH" auch die Mitarbeit von vier 
Auszubildenden und sechs Schwerbehinderten zu schätzen. 

Im Bereich der Qualifizierung und Beschäftigungsförderung können folgende Ziel­
vorgaben verwirklicht werden: 

• Vollausbildung für Jugendliche und Heranwachsende, 
• Qualifikation für Arbeitslose ohne Ausbildung, 
• Eingliederung von Langzeitarbeitslosen, 
• soziale Betreuung, Entschuldungshilfe, 
• Hilfe bei der Erlangung des Führerscheins, 
• Fortbildungsmaßnahmen, 
• ortsnahe Arbeitsplatzangebote und 
• Beschäftigung von Arbeitslosen aus dem Wohnungsbereich der Muttergesell­

schaft und sozialen Spannungsgebieten. 

5. Vorteile der Organisationskonstruktion 

Die Gründung einer Unternehmenstochter hat folgend aufgeführte Vorteile: 

• Bei der eigenen Unternehmenstochter kann die konsequente Ausrichtung auf den 
Mieternutzen durchgesetzt werden und 

• es ist möglich, den qualitative Wohnbaustandards verbindlich vorzugeben. 
• Die Mitarbeiter werden durch eine leistungs- und erfolgsabhängige Entlohnung 

außerhalb eingefahrener Vergütungssysteme motiviert. Hierdurch konnte eine 
eindeutige Zunahme der betrieblichen Leistung herbeigeführt werden. Dies wäre 
im Mutterunternehmen wegen der Tarifbindung (BAT) nicht möglich gewesen. 

• Durch die umsatzsteuerliche Organschaft wird die Mehrwertsteuer auf die Lohn­
kosten eingespart. 

• Leistungen können an das eigene Tochterunternehmen ohne Ausschreibung ver­
geben werden, wodurch das Geld der Mieter im heimischen Raum gehalten wer­
den kann. 



• Mieter können unsere Arbeitnehmer werden. Hierdurch kommen wir in den Ge­
nuß von erwünschten Sekundäreffekten, wie wir sie aus Concierge- bzw. Haus­
meistermodellen kennen. 

Ferner: 

• Wir sind Partner der Arbeitsverwaltung, deren Modelle wir kennen und ausnut­
zen. Hierdurch sparen wir Lohnkosten und erhöhen die Wertschöpfung unserer 
Tätigkeit. 

• Wir verstehen uns auch als Partner der Sozialämter, indem wir Arbeitsplätze und 
arbeitspädagogische Leistungen bereitstellen. Damit helfen wir der Sozialver 
waltung, ihre aus den §§ 19 und 20 BSHG herrührende Verpflichtung zu erfül­
len, arbeitsfähigen Sozialhilfeempfängern Gelegenheit zur Arbeit zu verschaffen. 

• Wir nehmen Staat und Kommune viele Soziallasten ab und helfen bei der Ein­
sparung von Sozialhilfe bzw. Wohngeld. 

• Der Wechsel der öffentlichen Förderung von Neubauten hin zur Förderung von 
Sanierungsmaßnahmen führt zu einer deutlich erhöhten Leistungsfähigkeit der 
„Wohnbau Gießen GmbH" in diesem Bereich und sichert gleichzeitig die 
Arbeitsplätze in der Tochtergesellschaft. 

6. Unternehmenswert 

Alle diese Maßnahmen sind geeignet, den Wert des Unternehmens „Wohnbau 
Gießen GmbH" zu erhöhen. Wir sind bestrebt, neben der Bankenfinanzierung mit festen 
Zinsen eine Unternehmensfinanzierung aufzubauen, welche nur vom Betriebsergebnis 
abhängig ist: In schwierigen Jahren soll die Finanzierung wenig kosten, in guten Jahren 
können attraktive Gewinnausschüttungen vorgenommen werden. Hierzu brauchen wir 
Menschen, welche dem Wert und dem Bestand des Unternehmens vertrauen und ihr 
Geld bei uns anlegen. 

Hier kommt auch die Innenfinanzierung durch die Gesellschafterin, die Mitarbeiter, 
Mieter und sonstige Stakeholder in Betracht. Die Tochtergesellschaft hilft bei der Schaf­
fung eines Firmenwerts durch ihren umfassenden Qualitätsansatz. Die ständige Prä­
senz im Stadtbild sorgt für einen hohen Wiedererkennungswert und die Vermittlung 
unserer Corporate Identity auf multiplen Ebenen des unternehmerischen Wertschöp­
fungsprozesses und des unternehmerischen Werteverzehrs. Die Mitarbeiter sind somit 
unsere Investor-Relations-Manager. 



Die „New Economy" hat uns zumindest eines gelehrt, daß nämlich der Unternehmens­
wert etwas anderes ist als die Summe des Kapitals. Auch in der Wohnungswirtschaft 
setzt sich der Unternehmenswert aus der Gesamtheit aller unternehmerischen Bemü­
hungen und Faktoren sowie den Zukunftschancen des Unternehmens zusammen. Diesen 
erweiterten Wert gilt es zu generieren und allen Stakeholdern vor Augen führen. 

7. Altersvorsorge 

Die Wohnungswirtschaft muß in die Reform der Alterssicherung einbezogen werden. 
Die von jedem Arbeitnehmer Monat für Monat zurückzulegenden 4 % vom Einkommen 
sind in der Wohnungswirtschaft sicherer aufgehoben als in jedem anderen Wirtschafts­
zweig. Wohnen ist ein unverzichtbares Grundbedürfnis. Statt höherer Rente dient ge­
nauso auch eine geringere Mietbelastung der Sicherung des Lebensstandards im Alter. 
Noch besser als das eigene Haus kommt eine Wohnung in einer kommunalen Woh­
nungsgesellschaft oder Genossenschaft den Bedürfnissen des alternden Menschen entge­
gen. Der Wert des Wohnungsunternehmens ist die Basis für das Vertrauen, welches not­
wendig ist, damit unsere Mieter auch bei uns ihr Geld für die Alterssicherung anlegen. 
Wir wollen den Vergleich mit den Banken und Versicherungen nicht scheuen müssen. 

Das bei uns angelegte Geld ist die Basis für weitere Unternehmensaktivitäten, die 
dem Mieternutzen dienen. Hierdurch hoffen wir eine spiralmäßige Entwicklung in 
Gang zu setzen, deren Radius durch das Engagement und die Interessen der Mitarbeiter, 
der Mieter und vor allem der mitarbeitenden Mieter abgesteckt wird. Alle beteiligten 
Personen sind in einem Zentrum ihrer materiellen Lebensbedürfnisse angesprochen, 
als Wohnende, Arbeitende, als Sparer und in ihrem Vertrauen auf menschenwürdige 
Wohnung und Versorgung im Alter. 

8. Fazit und Ausblick 

Wirtschaftlicher Unternehmenserfolg wird mit drei Mitteln gewonnen: Kapital, 
Arbeit und Geist: 

• Das Kapital ist in der Wohnungswirtschaft vorhanden. 
• Der Faktor Arbeit ist in der Vergangenheit über Gebühr zurückgedrängt worden. 
• Durch den innovativen Einsatz arbeitsintensiver Konzepte mit unserer Unterneh­

menstochter „Wohnbau Mieterservice GmbH" erobern wir unsere unternehme­
rischen Freiräume zurück. 



Damit stiften wir den größtmöglichen Nutzen für Mieter, Gesellschafter und Stake­
holder. Gleichzeitig schaffen wir durch das Zusammenleben in den im Gemeineigen­
tum stehenden Wohnungen einen wichtigen sozialen Bezugsraum. 

Der gesteigerte Unternehmenswert macht das Unternehmen für andere interessant. 
Durch die angestrebte Verstärkung unserer liquiden Eigenkapitalbasis mit Unterstüt­
zung der Mieter und der Mitarbeiter verhindern wir feindliche Übernahmen bzw. Über­
tragungen und sichern wir den Erhalt unserer Bestände. Nur so können wir auch in der 
Zukunft die satzungsgemäßen und uns von unserer Gesellschafterin abverlangten Aufga­
ben der sozialverträglichen Vermietung und der Schaffung von Arbeitsplätzen erfüllen. 

Die Dienstleistungspalette wird weiter ausgebaut und die vorhandenen Aktivitäten 
ausgeweitet. Dazu wird der Personalbestand im laufenden Geschäftsjahr um weitere 
50 % auf ca. 75 Personen ausgeweitet. 

Fortbildungsmaßnahmen sollen verstärkt das Humankapital des Unternehmens 
stärken und gleichzeitig die beruflichen Zukunftschancen des einzelnen Mitarbeiters 
erhöhen. Spitzenqualifikation wird in allen Bereichen angestrebt. 

Es wird angestrebt, die Wartung und Pflege ganzer Gebäudekomplexe zu überneh­
men. Dazu gehören regelmäßige Kontrollen und die selbstverantwortete Durchführung 
von Reparatur- und Pflegearbeiten ohne Einzelauftrag. Hierbei ist insbesondere die or­
ganisatorische und technische Nähe der „Wohnbau Mieterservice GmbH" zu ihrer 
Muttergesellschaft von Vorteil. Denn anders als bei Systemen der pauschalen Fremd­
vergabe wird es ein lückenloses System der Planung und Kontrolle geben, welches 
Mißbräuche ausschließt. Hierzu wird ein vernetztes Softwaresystem installiert werden, 
welches die gemeinsame Nutzung der gleichen Datenbasis ermöglicht. 

Schließlich wollen wir das im Unternehmen gebündelte Wissen im Verein mit dem 
Engagement der Mitarbeiter dazu benutzen, Systeme des Facility-Managements für aus­
gewählte Gebäudekomplexe zu entwickeln und durchzuführen, und zwar ganz einfach, 
um den Kundennutzen zu optimieren und Reibungsverluste zu vermeiden. Hierbei soll 
die gesamte Palette der gebäudebezogenen Dienstleistungen, welche sich aus dem be­
sonderen Zweck der verschiedensten Gebäudenutzungsarten ergeben, aus einer Hand 
angeboten werden. Dieses Angebot kann im Zusammenwirken mit der Muttergesell­
schaft auch alle Bereiche im Lebenszyklus eines Gebäudes von der Planung und Errich­
tung über die laufende handwerkliche, hausmeisterliche und juristische Betreuung bis 203 
zur Entsorgung umfassen. 



In naher Zukunft wollen wir folgende Konzepte verwirklichen: 

• das „Boarding-Haus", eine attraktive Möglichkeit des Kurzzeitwohnens in Citylage 
mit angeschlossenem Restaurant, als Nutzungskonzept für Appartementwohnun­
gen aus einem bisher gebundenen Bestand, 

• das „Fahrzeug-Sharing" mit Erweiterung eines in Gießen bereits vorhandenen 
„Car-Sharing"-Angebots um weitere Autos und Fahrräder, 

• das „Facility-Management" für eigene und fremde Seniorenwohnanlagen sowie 
sonstige Sondergebäude, 

• den Einkaufsservice, insbesondere auch für Senioren, 
• den Ausbau des Internet-Marktplatzes für Mieter, Mietinteressenten und Stake­

holder. 

Wir glauben, mit allen diesen Ansätzen Geborgenheit und Vertrauen und eine Grund­
lage für sozialen Frieden zu schaffen. 
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Volker Behnecke, geb. 1943, Studium zum Diplom-Ingenieur in München, Abschluß 1970, Flug­

zeugbau-Ingenieur, Lufthansa, Frankfurt 1970-1971, Studium Polytechnik, Physik und Politik 

Justus-Liebig-Universität Gießen. Abschluß Staatsexamen 1976, Lehrtätigkeit 1977-1979, Fach­

bereichsleiter Internationaler Bund für Sozialarbeit Mainz 1981-1985, Ausbildungsleiter 
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Tobias Robischon 

Flexible Erneuerung von Wohngebieten 
mit älter werdenden Bewohnern 

Bausteine aus der Nordweststadt 
in Frankfurt am Main 

Obgleich in den letzten Jahren zahlreiche Modellprojekte realisiert wurden, 
mit denen Erfahrungen gesammelt werden konnten, wie eine aiterns­
gerechte Wohnung und ein aiternsgerechtes Wohnumfeld gestaltet werden 
könnten, so fehlt es dennoch an Konzepten zur aiternsgerechten Umge­
staltung größerer altwerdender Wohnsiedlungen. Eine solche Konzeption 
erfordert fundierte Kenntnisse über die soziale Ausgangslage. Kriterien 
für die Konzeptentwicklung und -realisierung sind: eine breite Differenzie­
rung des Angebots, eine Verknüpfung von baulichen und sozialorganisa­
torischen Maßnahmen und die Berücksichtigung der mentalen „Befindlich­
keiten" der älteren Menschen im Wohngebiet. Schließlich sind Ausdauer 
und Geduld gefordert. 

Für die Frankfurter Nordweststadt wurde ein System kleinteiliger Maßnahmen ent­
wickelt, mit denen die Wohnsiedlung nach und nach aiternsgerecht umgestaltet wer­
den kann. 

Jeder weiß es: Die Zahl der älteren Menschen in Deutschland wird in den nächsten 
Jahrzehnten erheblich zunehmen. Ihnen werden künftig relativ weniger jüngere Men­
schen gegenüberstehen. In den großstädtischen Regionen wird die Zahl der Älteren 
sogar überdurchschnittlich stark anwachsen. Manche Wohngebiete werden schon in den 
nächsten Jahren die für das Jahr 2030 prognostizierte Altersstruktur Deutschlands er­
reichen. Typisch dafür sind Neubausiedlungen der 60er Jahre, die damals überwiegend 
von jungen Familien mit Kindern bezogen wurden. Heute sind die jungen Eltern von 
damals im Rentenalter, die Bewohnerschaft ist insgesamt gealtert. Da diese Wohnquar­
tiere in räumlich konzentrierter Form die demographische Entwicklung vorwegnehmen, 
bieten sie sich als Lernfelder für die Zukunft in einer gealterten Gesellschaft an. 205 



Ein Beispiel hierfür ist die Nordweststadt in Frankfurt am Main. Sie entstand in den 
60er Jahren als neuer Stadtteil für 25.000 Menschen, überwiegend im sozialen Woh­
nungsbau. Sie gilt als unauffälliger Stadtteil ohne Häufung von Sozialproblemen. Der 
Wohnungsbestand ist in der Hand großer öffentlicher Wohnungsunternehmen. Etwa 
ein Drittel der Wohnungen ist noch belegungsgebunden. Zu Beginn der 70er Jahre war 
die Nordweststadt einer der kinderreichsten Stadtteile Frankfurts. In die Neubauwoh­
nungen waren, ganz wie es den sozial- und wohnungspolitischen Zielsetzungen der Bau­
herren entsprach, vor allem junge Familien mit kleinen Kindern eingezogen. Heute 
liegt dort der Anteil der Senioren zwischen 65 und 75 Jahren schon deutlich über dem 
städtischen Mittel und wird in den nächsten Jahren noch erheblich steigen. Die Nord­
weststadt besteht aus 7.800 Wohnungen und 800 Eigenheimen, in denen rund 17.000 
Menschen leben. 

Am Beispiel dieses Wohngebiets suchte eine Projektgruppe nach praktischen Ansät­
zen für eine demographisch nachhaltige Entwicklung - auch mit der Hoffnung, auf an 
dere alternde Wohngebiete übertragbare Erkenntnisse zu gewinnen. Es folgt daher 
keine Beschreibung dessen, was im Nordweststadtprojekt im einzelnen getan wurde. 



Auf der Grundlage der Nordweststadterfahrungen schildert dieser Artikel vielmehr, 
was in vergleichbaren Gebieten getan werden könnte.*1 

Die Fragen lauten: Wie entwickeln sich die Wohnbedürfnisse in einer alternden Ge­
sellschaft? Wie wohnt man aiternsgerecht? 

Bei allen Antworten steht der Wunsch des Individuums, über sein Leben selbst be­
stimmen zu können, im Mittelpunkt. Nach dieser Prämisse umfaßt aiternsgerechtes 
Wohnen im Kern drei Aspekte: 

Barrierefreiheit 

Die Wohnung und (!) der Zugang zur Wohnung sollten barrierefrei sein. Dies schließt 
den Weg zum Wohnhaus, den Eingangsbereich und einen Aufzug mit ein. Hier geht es 
darum, sich auch bei vorübergehenden gesundheitlichen Einschränkungen in der eige­
nen Wohnung problemlos bewegen und diese auch verlassen zu können. 

Gutes Wohnumfe ld 

Was gemeinhin eine gute Wohnlage auszeichnet, ist auch aiternsgerecht: Die fußläu­
fige Entfernung zum Einkaufen und anderen Angeboten des täglichen Bedarfs, gute 
(Nah-)Verkehrsanbindung, keine oder nur geringe Lärm- und Umweltbelastungen, kul­
turelle und andere kommunikative Angebote in der Nähe. Je mehr die Mobilität einge­
schränkt ist, desto bedeutender werden die Qualitäten des unmittelbaren Wohnumfeldes. 

Unterstützungspotent ia l 

Im Alter selbstbestimmt zu leben bedeutet nicht, alles alleine zu machen. Erst die 
breite Verfügbarkeit von Hilfs- und Unterstützungsmöglichkeiten vom einfachen Rat­
schlag bis zur Krankenpflege bildet das Fundament für ein selbstbestimmtes Leben. 
Daher gehört zum aiternsgerechten Wohnen insbesondere das Vorhandensein familiä­
rer, freiwilliger und professioneller Unterstützungsnetzwerke. 

Besonders bei denjenigen, die am Anfang des neuen Lebensabschnitts „Ruhestand" 
stehen, findet sich ein ausgeprägtes Interesse an Wohnalternativen für das Alter. Doch 
den meisten Senioren sind jenseits des Horrorbilds Altersheim kaum Wohnalternati­
ven für das Alter bekannt. Deswegen können sie sich einen Umzug allenfalls dann vor­
stellen, wenn Gebrechen oder materielle Not dazu zwingen. Umgekehrt werden aber 
die älteren Menschen, die sich für ein konkretes Wohnungsbauprojekt interessieren, 
nur selten durch eine Notlage zum Verlassen ihrer angestammten Wohnung gezwun- 2 0 7 
gen. Sie wollen sich in erster Linie durch eine aiternsgerechte Wohnsituation langfri-



stig versorgt wissen. Das attraktive aiternsgerechte Wohnangebot zieht sie an, und sie 
sehen darin eine Verbesserung ihrer persönlichen Lebenssituation. 

Die vielfach bei älteren Mietern zu beobachtende Haltung „ein Umzug nur, wenn es 
überhaupt nicht mehr anders geht" ist also zu einem großen Teil darauf zurückzufüh­
ren, daß attraktive aiternsgerechte Wohnmöglichkeiten bisher kaum bekannt sind. 
Ein qualitativ ansprechendes Angebot in der Nähe der bisherigen Wohnung kann 
dagegen stark mobilisierend auf ältere Menschen wirken. 

Die Wunschwohnung der älteren Nordweststädter ist im übrigen sehr konventio­
nell: Es ist eine normale, aiternsgerecht ausgestattete 2-Zimmer-Wohnung, mit der ein 
Serviceangebot verbunden sein sollte wie Hilfe im Haushalt oder Versorgung bei aku­
tem Pflegebedarf. Die Wohnung sollte sich in einer kleinen, überschaubaren 
Wohnanlage befinden und im Grünen, aber nicht allzuweit zur Innenstadt liegen. 

Bestandsaufnahme - Wie aiternsgerecht ist das Wohngebiet? 

Eine möglichst genaue Kenntnis der demographischen Struktur des Wohngebiets 
und der Wohnverhältnisse der älteren Bewohner ist eine elementare Grundlage für alle 
weiteren Aktivitäten. Ob ein Wohnquartier eine alternde Bewohnerschaft hat, ist zwar 
mit etwas Ortskenntnis leicht zu beantworten. Sehr viel schwieriger ist die Feststel­
lung, wieviele Menschen welcher Altersgruppen in welchem Typ von Wohnung leben. 
Wie überprüft man, ob wirklich in der Mehrzahl der 4-Zimmer-Wohnungen Ehepaare 
oder Alleinstehende im Rentenalter wohnen? Nur durch die Zusammenarbeit von 
Kommune (Auswertung der statistischen Berichte oder des Melderegisters) und Woh­
nungsunternehmen (Auswertung der Mieterakten) können - unter Wahrung des Daten­
schutzes - Erkenntnisse über die Lebenswirklichkeit vor Ort gefunden werden. Bereits 
die Kombination der drei Angaben: Geburtsjahr des Hauptmieters, Jahr des Einzugs 
und Wohnungsgröße gibt einen Einblick in Altersstruktur und Wohnverhältnisse der 
Mieterschaft. Wird dies in den Zusammenhang mit der Demographie des gesamten 
Gebietes und gleichartigen Informationen anderer Wohnungsunternehmen gestellt, 
entsteht ein zuverlässiges und wirklichkeitsnahes Bild der Verhältnisse. 

Zusätzlich zur sozialstatistischen sollte eine bauliche Bestandsaufnahme vorgenom­
men werden: Wie barrierefrei ist das Wohngebiet bereits? Das Hauptaugenmerk sollte 
hier nicht so sehr auf dem Zustand der einzelnen Wohnungen liegen (z.B. Schwelle zum 
Balkon, bodengleiche Dusche und dergleichen), sondern auf der Barrierefreiheit von 
Gebäuden und Wohnumfeld: Wie verbreitet sind Aufzüge? Sind Wohnhäuser und 



Geschäfte stufenfrei zugänglich? Hieran schließt sich eine allgemeine Beurteilung des 
Wohnumfelds hinsichtlich seiner Aiternsgerechtheit an: Sicherheit der Fußwege, die Er­
reichbarkeit von Geschäften, Arztpraxen, Bus und Bahn, Lärmbelastung etc. 

Angebote im Stadtteil schaffen 

Die Bestandsaufnahme wird vermutlich zeigen, daß es nur wenige aiternsgerechte 
Wohnangebote im Wohngebiet gibt, daß angesichts der demographischen Entwicklung 
jedoch ein erhebliches Nachfragepotential für solche Angebote vorhanden ist. Mög­
licherweise gibt es aber Bereiche im Wohngebiet, die sich aufgrund ihrer Lagegunst be­
sonders gut für aiternsgerechtes Wohnen eignen. Wie können nun entsprechende, at­
traktive Wohnangebote im Stadtteil geschaffen werden? 

W o h n u n g s a n p a s s u n g 

Als „Wohnungsanpassung" werden Maßnahmen bezeichnet, mit denen die von einem 
älteren Menschen bewohnte Wohnung an dessen besondere Bedürfnisse „angepaßt" 
wird. Hierzu zählen neben Änderungen der Möblierung (u.a. ausreichend Licht schaf 
fen, Beseitigen von Stolpergefahren, z.B. wegen Teppichen, mehr Bewegungsspielraum 
ermöglichen) vor allem einfache, von Handwerkern durchzuführende Arbeiten in Bad 
und Küche, wie z.B. der bekannte Haltegriff neben der Toilette. Diese Maßnahmen fin­
den ihre Grenzen in der gegebenen baulichen Situation (z.B. kein Aufzug vorhanden), 
sowie dem Umstand, daß es sich in der Regel um wieder entfernbare Einbauten des 
Mieters handelt. 209 



W o h n u n g s u m b a u 

Einen Schritt weiter geht der Umbau bestehender Wohnungen zu einer aiternsge­
rechten Wohnung. Eine vorhandene vertikal barrierefreie Erschließung (Aufzug oder 
Lage im Parterre) vorausgesetzt, wird der Umbau zumeist aus Türverbreiterungen, gege­
benenfalls Grundrißänderungen, um ausreichende Bewegungsflächen zu schaffen, Ein­
bau einer bodengleichen Dusche und Beseitigung von Schwellen zum Balkon oder zur 
Terrasse bestehen. Eine solche Wohnung wäre auch für einen Rollstuhlfahrer geeignet, 
ohne aber wie eine Behindertenwohnung geschnitten und ausgestattet zu sein. Für die 
typischen baulichen Probleme (Wasserabfluß der Dusche und auf dem Balkon) existie­
ren mittlerweile Lösungen. Allerdings liegen die Kosten eines solchen Umbaus erheblich 
über den Kosten einer grundlegenden Wohnungsmodernisierung. Aiternsgerechte Umbau­
ten im Bestand bieten sich daher vor allem dort an, wo bestehende Objekte eine geeignete 
Lage haben und aus Vermarktungsgründen ohnehin grundlegend saniert werden müssen. 

Neubau 

Die wirtschaftlich günstigste Möglichkeit, ein attraktives aiternsgerechtes Wohnange­
bot im Quartier zu schaffen, wird in vielen Fällen der Neubau sein. Dies ist - je nach ört­
licher Situation - in vielen Formen denkbar: Der durch eine Aufstockung notwendig ge­
wordene Fahrstuhl kommt allen Bewohnern zugute, Anbauten und in den Bestand ein­
gefügte kleine Gebäude können neue, bisher nicht vorhandene Wohnungstypen bieten. 

Für die Nordweststadt ist ein solches System kleinteiliger Erweiterungen entwickelt 
worden. Perspektive ist es, das Wohnungsangebot zu einem System des Wohnens im Fa­
milienzyklus auszubauen. Dies soll es ermöglichen, im Alter im selben Wohngebiet in 
eine barrierefreie Wohnung umzuziehen, die mit Dienstleistungen wie Putz- und Haus­
haltshilfen oder Mahlzeiten- und Reparaturservice verbunden ist. Dies erfordert den 
Neubau von aiternsgerechten Wohnungen und zugleich auch die barrierefreie Gestal­
tung des Wohnumfelds, etwa durch gut beleuchtete und ebene Wege. 

Hilfen und Unterstützung 

Allerdings reicht das beste bauliche Angebot nicht aus, wenn nicht gleichzeitig ein 
Angebot an Hilfen und Unterstützung geschaffen wird. So können die Wohnhäuser mit 
aiternsgerechten Wohnungen in einen Betreuungsverbund mit einem Heim oder Hotel 
eingebunden werden. Ein älterwerdendes Wohngebiet eignet sich auch als Standort für 
eine betreute Wohnanlage, die schon aus wirtschaftlichen Gründen Wohnungen im 
Umfeld mitbetreuen könnte. In einer solchen Anlage sollten auch teilstationäre Ange­
bote mit eingeplant werden, da die Anzahl der Hochbetagten steigen wird und damit 
die Zahl der Dementen, die Tagespflege benötigen. 



Da Wohnungen auch außerhalb eines abgeschlossenen Wohnkomplexes betreut 
werden können, ist es denkbar, Betreuungsangebote auch dort zu schaffen, wo keine 
betreute Wohnanlage als „Basisstation" vorhanden ist. An die Stelle der Wohnanlage 
träte dann eine aiternsgerechte „Wohnzone", deren Bewohnern in ihren Wohnungen 
derselbe Service wie den Bewohnern einer Anlage geboten würde. 

Der überwiegende Teil der Älteren wird jedoch auch weiterhin in normalen, hof­
fentlich weitgehend aiternsgerechten Wohnungen leben. Daher ist es eine der zentralen 
Aufgaben in einem älterwerdenden Wohngebiet, für diesen Personenkreis ein hauswirt­
schaftliches Hilfsangebot zu schaffen. Auch für gestreßte Berufstätige wären solche 
wohnungsnahen Dienstleistungen ein attraktives Angebot. Der einfachste - jedoch ille­
gale - Weg bestünde in der Vermittlung zuverlässiger und vertrauenswürdiger Haus­
haltshilfen an Privathaushalte zu den üblichen Schwarzarbeitskonditionen. Wegen der 
Dominanz der Schwarzarbeit und der beschränkten Zahlungsfähigkeit der Privathaus­
halte ist es unwahrscheinlich, daß sich ein legales Dienstleistungsangebot wirtschaft­
lich selbst tragen kann. In der Nordweststadt wird zur Zeit versucht, ein auch von den 
Wohnungsunternehmen gefördertes Beschäftigungsprojekt auf den Weg zu bringen. 

U m z u g s m a n a g e m e n t 

Die Bindung der älteren, meist langjährigen Mieter ist für ein Wohnungsunterneh­
men von besonderem Wert. Sie gelten vielfach als Garanten stabiler Nachbarschaften. 
Andererseits sind die älteren Mieter diejenigen, denen am ehesten ihre oft vor Jahr­
zehnten bezogene Wohnung nicht mehr „paßt". Ein Wohnungswechsel muß aber kein 
Unternehmenswechsel sein. Um die älteren Mieter an das Unternehmen zu binden, 
können Wohnungsunternehmen Umzugsmanagement als Dienstleistungsangebot ein­
führen. Zwar stellt die finanzielle Förderung von Umzügen älterer Menschen eine kurz­
fristige Mehrbelastung für das Wohnungsunternehmen dar, doch stehen dem die lang­
fristigen Vorteile einer aktiv steuernden Einflußnahme auf den Strukturwandel der 
Mieterschaft gegenüber. 

Zu einem solchen Angebot gehören neben dem kompletten Umzug auch Beratung 
(z.B. bei der Wohnungseinrichtung) und sonstige Hilfen (z.B. bei den notwendigen Um-
meldungen oder der Verwertung ausgesonderten Mobiliars). Mit der Durchführung von 
Umzug, Renovierungsarbeiten und anderem können externe Dienstleister beauftragt 
werden. Vom Wohnungsunternehmen erzielte Mengenrabatte ermöglichen günstige 
Preise für die Mieter. 



Eindrücke aus der Nordweststadt im Jahre 2000 

Viele Kommunen haben in den letzten Jahren versucht, ältere Mieter mit Umzugs­
prämien von zum Teil mehreren Tausend Mark dazu zu bewegen, ihre Sozialwohnun­
gen zugunsten von Familien zu räumen. Doch die prämienversüßten Aufforderungen 
zum Verzicht hatten nur wenig Erfolg. Die Gründe dafür zeigte die Untersuchung von 
Wünschen älterer Menschen in der Nordweststadt an ihre Wohnsituation im Alter. Nicht 
eine mehr oder weniger offene Aufforderung zum Wohnraumverzicht, sondern die 
Anziehungskraft einer besseren Wohnsituation kann ältere Haushalte erfolgreich mo­
bilisieren. 

Umzugsfördernde Maßnahmen in Kooperation zwischen Kommune und Wohnungs­
unternehmen kommen wegen deren tendenziell gegenläufigen Interessen nur schwer 
zustande: Ein Wohnungsamt wird bemüht sein, in den freiwerdenden Wohnungen be­
sonders versorgungsbedürftige Haushalte unterzubringen. Wohnungsunternehmen 
haben aber wenig Interesse daran, den Wegzug guter Mieter und den Nachzug wirt­
schaftlich weniger solventer (meist ausländischer) Mieter auch noch zu fördern. Die Be­
lastungen der Nachbarschaftsverhältnisse beim Bewohnerwechsel lassen sich jedoch 
durch Vereinbarungen zur mittelbaren Wohnungsbelegung minimieren. Mit Konflikten 
zwischen Alteingesessenen und den Neuzugezogenen gleich welcher Nationalität muß 
dennoch gerechnet werden. Über Jahrzehnte gefestigte Nachbarschaftsbeziehungen 
können es neuen Parteien recht schwer machen, sich in ein Haus zu integrieren. 



A l t e r - E i n h e i k l e s T h e m a 

Neben den praktischen Fragen des Wohnungsbaus, der Umzugsorganisation und der 
Etablierung eines Dienstleistungsangebots müssen zwei kommunikative Aufgaben 
gelöst werden: Erstens müssen die geplanten Veränderungen Unterstützung im Wohn­
quartier erfahren, zweitens gilt es, Mieter und Kunden für die neuen Wohn- und Dienst­
leistungsangebote zu gewinnen. Hauptzielgruppe der Kommunikation sind die älteren 
Bewohner, in der Regel Menschen zwischen Anfang 60 bis Mitte 70. In der Mehrzahl 
leben sie seit Jahrzehnten im Quartier, haben es geprägt und sind mit ihm emotional 
verbunden. Ihr Altwerden ist ein sehr persönliches, heikles Thema. 

Veränderungen im Quartier mit der sich abzeichnenden sozialen Problemlage „Ver­
greisung" zu begründen, wird schnell auf Ablehnung stoßen, vermittelt man damit doch 
die Botschaft, die Bewohner würden zum Problem, nur weil sie älter werden. Zudem 
führt die häufige Rede von „Problemen" rasch zu einer Stigmatisierung von außen 
(„Greisenghetto") oder zu Abwehrreaktionen der Bewohner, die eine Stigmatisierung be­
fürchten. Die Einsicht, daß man älter geworden ist, daß die persönlichen (Wohn) Bedürf­
nisse sich gewandelt haben und es folglich richtig ist, wenn sich im Wohngebiet etwas 
für die eigene, ältere Generation tut, wurde in der Nordweststadt über einen Umweg er­
reicht: Mit Hilfe einer Fotoausstellung über die Anfangszeit der Nordweststadt. Der po­
sitive Titel „Pioniere der Nordweststadt" hat zugleich das Selbstwertgefühl der älteren 
Bewohner und ihre Identifikation mit dem Stadtteil gestärkt. 

Allerdings finden Vorhaben zugunsten der Älteren wegen ihres sozial-karitativen Ima­
ges leicht Zuspruch. Wenn ein 74jähriger Mann ein Bauvorhaben mit Wohnungen für 
.Ältere" unterstützt, so bedeutet dies keineswegs, daß er darin auch eine Wohnmöglich­
keit für sich selbst sieht. Mit „älteren Menschen" sind - sprachlich korrekt - immer die 
anderen gemeint, nämlich die, die älter und gebrechlicher sind als der Sprecher selbst. 
Kaum jemand bezeichnet sich heutzutage gerne als alt und betreuungsbedürftig. Auch 
wer gesundheitlich eingeschränkt ist, legt großen Wert auf seine Selbstbestimmung. Der 
Glaube an die Fähigkeit, sein Leben selbständig gestalten zu können, wird - wie in der 
Altenpflege nur allzugut bekannt - oft bis zum Selbstbetrug aufrechterhalten. 

Dies führt in eine kommunikativ paradoxe Situation: Alle wollen den Älteren Fürsorge 
und Hilfe zuteil werden lassen, doch niemand möchte zu denen gehören, denen etwas 
Gutes getan wird. Wenn man nicht auf die Überzeugungsarbeit von Angehörigen und pro­
fessionellen Helfern setzen will, befindet man sich in einer Kommunikationsfalle. 213 



Ein Weg aus dieser Falle heraus besteht darin, die Sache selbst und nicht die Ziel­
gruppe in den Vordergrund zu stellen. Zur „kleineren Portion" wird leichter gegriffen 
als zum „Seniorenteller". Generell sollten Fachbegriffe aus dem Pflegebereich vermie 
den werden, da mit ihnen assoziiert wird, es handele sich um spezielle Wohn- und 
Dienstleistungsangebote für Sieche und Greise. Während der „stationäre Mittagstisch" 
nach Altersheim riecht, fühlt man sich im „Stadtteilcafe" viel wohler. 

Jedes Angebot an einen älteren Mieter sollte ihm vor allem verdeutlichen: Es ist att­
raktiv, weil es seine ganz persönliche Wohnsituation verbessert. Sonst kann schnell der 
fatale Eindruck entstehen, es ginge nur darum, die alten Menschen aus ihren Wohnun­
gen zu vertreiben. Das Angebot zur Vermittlung einer aiternsgerechten, meist auch 
noch kostengünstigeren Wohnung, dazu finanzielle und praktische Umzugshilfen, ist so 
gut, daß es schon Mißtrauen weckt. Daß die Kommune Vorteile von ihrem großzügigen 
Angebot hat - nämlich die Verfügung über eine größere Sozialwohnung - sollte daher 
gar nicht verschwiegen werden. 

Fazit 

Die Volksweisheit, wonach ein alter Baum nicht verpflanzt werden kann, gilt mittler­
weile als Legende. Sogar ein ganzer Wald alter Bäume kann durch Umpflanzen 
systematisch verjüngt und nachhaltig gestärkt werden. Wie dieses forstwirtschaftliche 
Motiv in die wohnungswirtschaftliche Praxis umgesetzt werden kann, wurde hier in 
groben Zügen beschrieben. Eins jedoch sollte auch deutlich geworden sein: Es handelt 
sich um eine langwierige Aufgabe, die Ausdauer und Geduld erfordert. 



Anmerkung 

*) Informationen über das Nordweststadtprojekt finden sich unter www.schader stiftung.de. 

Dort sind auch die meisten Werkstattberichte des Projekts als Download verfügbar. 
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Wolfgang Glatzer 

Neue Wohnformen für Junge und Alte 

Haushaltstechnisierung in der 
Generationenperspektive 

Die heutigen Wohnformen beruhen weitgehend auf langfristigen Entwick­
lungstendenzen, die ihre Wirksamkeit nicht verloren haben. Die privaten 
Haushalte werden kontinuierlich kleiner („Singularisierung") und zugleich 
breiten sich unkonventionelle Haushaltsformen gegenüber den konventio­
nellen aus („Pluralisierung"). Vor dem Hintergrund eines wachsenden Wohl­
standsniveaus steigert sich die Haushaltstechnisierung, und es erweitert 
sich die soziotechnische Vernetzung der Haushalte („Netzwerkgesellschaft"). 
Prototypen intelligenter Wohnungen („intelligent home") enthalten für die 
jüngere und die ältere Generation unterschiedliche Anwendungsmöglich­
keiten. Neue Wohnformen werden sich stärker am Leitbild einer vernetz­
ten Gesellschaft orientieren, die Generationen verbindet und soziale 
Netzwerke fördert. 

Ausgangspunkt dieses Beitrags sind gesellschaftliche Entwicklungstendenzen in 
Deutschland, die Einfluß auf die Wohnformen11 nehmen. Die Wohnformen wan­

deln sich ständig und allmählich und weisen - mit Ausnahme von Kriegen und Kata 
Strophen - kaum abrupte Veränderungen auf. Durch die jeweils neuen Wohnformen 
erfolgt eine schrittweise Veränderung der gesamten Wohnverhältnisse (Zapf, 1999)2). 
Grundlage für den Wohnungsbedarf sind zunächst langfristige soziodemographische 
Entwicklungstendenzen, die mit den Begriffen „Singularisierung" und „Pluralisierung" 
umschrieben werden. Daneben stehen technologische Entwicklungstendenzen, von 
denen die Grundlagen des modernen Wohnens beeinflußt werden, nämlich die „Haus­
haltstechnisierung" und damit zusammenhängende „soziotechnische Vernetzungen". 
Schließlich wird auf neue Leitbilder und Projekte intelligenten Wohnens eingegangen, 
die sich unterschiedlich an jüngeren und an älteren Menschen orientieren. Die bessere 
Vernetzung der Gesellschaft - insbesondere ihrer Generationen - wird als zentrale Her­
ausforderung der zukünftigen Gestaltung der Wohnformen hervorgehoben. 



1. Singularisierung und Pluralisierung 

Die S ingu la r is ie rungstendenz der pr ivaten Haushal te 

Eine markante Entwicklungstendenz der privaten Haushalte ist die stetige Zunahme 
der Einpersonenhaushalte, die als Singularisierung31 bezeichnet wird. Die Verkleine­
rung der Haushalte hat zu einem ständig steigenden Wohnungsbedarf beigetragen. Gab 
es um 1900 etwa 12 Millionen Haushalte, so sind es ein Jahrhundert später etwa 31 Milli­
onen Haushalte, für die Wohnungen benötigt werden. Neben dem Bevölkerungswachs­
tum stellt die Vermehrung der Zahl der Haushalte durch die Verkleinerung der durch­
schnittlichen Haushaltsgröße eine Hauptursache für den höheren Wohnungsbedarf dar. 
Lag die durchschnittliche Haushaltsgröße um 1900 noch bei 4,5, so hat sie heute einen 
Wert von 2,2 Personen je Haushalt erreicht. Auch für die Zukunft läßt sich absehen, daß 
die durchschnittliche Haushaltsgröße kleiner wird und der Anteil der Einpersonen­
haushalte - wenn auch verlangsamt - weiter zunimmt. Vorausberechnungen der amt­
lichen Statistik bis zum Jahr 2015 weisen darauf hin, daß es weiterhin eine wachsende 
Zahl von Einpersonenhaushalten und im Durchschnitt geringere Haushaltsgrößen ge­
ben wird (Voit, 1996)4|. In Bevölkerungsprognosen für Deutschland geht zwar die Ein­
wohnerzahl zukünftig zurück, dies wirkt sich aber nicht entsprechend auf die Haus­
haltszahlen aus. 

Grafik 1: Anteil der Einpersonenhaushalte 

und durchschnittliche Haushaltsgröße in Deutschland 
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Das theoretische Problem, wie Wohnungsversorgung und Haushaltsentwicklung ge­
nau zusammenhängen, muß offen bleiben: haben sich zuerst die Haushalte vermehrt 
und dann neuen Wohnungsbedarf angemeldet oder wurde das Wohnungsangebot ver­
größert und dies hat dann eine Aufteilung der Haushalte hervorgerufen? Wahrschein­
lich gibt es einen wechselseitigen Wirkungszusammenhang in beide Richtungen. 

Die Singularisierungstendenz wird aus verschiedenen Quellen gespeist. Die Verein­
zelung betrifft auf der einen Seite vor allem Jüngere (25- bis 35jährige), die sich als 
„Singles" empfinden, und auf der anderen Seite insbesondere die Älteren (ab 55 
Jahren), die als Verwitwete und Geschiedene unfreiwillig in diese Lebensform geraten 
sind (Hradil, 1998). Während unter den jüngeren Singles relativ gleichgewichtig beide 
Geschlechter zu finden sind, sind es bei den älteren Alleinlebenden ganz überwiegend 
Frauen. Darüber hinaus finden sich die Alleinlebenden, insbesondere die Singles, weit 
mehr in städtischen als in ländlichen Gebieten. 

Die Erwartungen für die Zukunft sind, daß eine Zunahme der höheren Alterskatego­
rie der Alleinlebenden aus demographischen Gründen ziemlich sicher ist, und daß eine 
Zunahme der jüngeren Alterskategorie der Singles aus sozialkulturellen Gründen eini­
germaßen wahrscheinlich ist. Ein Ende der Singularisierungstendenz scheint somit 
nicht absehbar. Ob damit eine Zunahme von sozialer Isolierung und Einsamkeit ver­
bunden sein wird, ist kaum zu sagen. Zwar werden insbesondere bei den älteren Allein­
lebenden Einsamkeitsgefühle in höherem Maß diagnostiziert, dagegen für die jüngeren 
Singles eher weniger. Entscheidend wird sein, ob - durch neue Wohnformen und ande­
re integrative Maßnahmen - eine soziale Vernetzung gelingt, die sowohl die älteren 
Alleinlebenden als auch die jüngeren Singles einbezieht. 

Die Plura l is ierungstendenz der pr ivaten Haushal te 

Die soziodemographische Abhängigkeit von Wohnformen besteht nicht nur im Hin­
blick auf die Verkleinerung der Haushalte, sondern auch im Hinblick auf die Differen­
zierung der Haushalts-, Familien- und Lebensformen51. Für die Entwicklung der Haus­
haltsformen wird meist der Begriff der Pluralisierung herangezogen (Peukert, 1999). 
Unter der Pluralisierungstendenz können folgende soziale Prozesse zusammengefaßt 
werden: 

• Eine Verschiebung des Anteils von wenigen traditionellen familialen Haushalts­
formen hin zu einem wachsenden Anteil verschiedener nichtfamilialer Haus­
haltsformen. 



• Die Vermehrung besonderer Formen vernetzter Haushaltskonstellationen, 
beispielsweise von multilokalen mehrgenerationellen Familien. 

• Das Aufkommen neuartiger Familien- und Haushaltskonstellationen bzw. sozialer 
Netzwerke, die in dieser Form vorher nicht vorhanden waren. Beispiele sind u.a. 
komplexe Beziehungsgefüge bei mehrfachen Scheidungen bzw. sogenannte 
„patchwork-families". 

• Das Auftreten besonderer Familienformen ausländischer Herkunft, die auf dem 
Hintergrund einer dauerhaften Migration als Teil der sozialstrukturellen Diffe­
renzierung in Deutschland betrachtet werden (Bundesministerium, 1999). Neu 
sind dabei vor allem internationale und interkontinentale soziale Netzwerke, die 
aus Familien, Haushalten und Verwandtschaftszusammenhängen bestehen. 

• Ein häufigerer Wechsel zwischen verschiedenen Haushalts- und Familienformen 
im Lebenslauf eines Individuums, der das Gesamtbild der Haushaltszugehörig­
keit wesentlich verändert. 

Festzustellen ist insgesamt, daß das Spektrum der Haushalts- und Familienformen 
auch heute durch die Dominanz familialer und ehelicher Lebensformen geprägt ist, 
nichtfamiliale Lebensformen bleiben immer noch in der Minderheit. 

Folgende Anteile der verschiedenen Lebensformen bestanden im Jahr 1999 (laut 
Sonderberechnung des Statistischen Bundesamts): 

• 30,3 % der erwachsenen Bundesbürger sind verheiratet und leben mit ihren 
Kindern zusammen. In Kontrast zum populären Untergangsgerede der Familie 
ist die konventionelle Familie6' nach wie vor die häufigste Haushalts- und 
Lebensform; immer noch ist der Bedarf an Familienwohnungen weit höher als 
für andere Haushaltsformen. 

• 28,8 % der erwachsenen Bundesbürger sind verheiratet und leben ohne Kinder 
mit einem Partner zusammen. Hier kommt sowohl die wachsende Kinderlosig­
keit zum Ausdruck wie auch die Situation des „leeren Nestes", bei dem die 
(meist erwachsenen) Kinder die Familie bereits verlassen haben. Die Wohnform 
von zwei erwachsenen Ehepartnern (ohne Kinder) hat besonders stark zuge­
nommen. 

• 11,1 % der erwachsenen Bundesbürger leben alleine und sind verwitwet oder 
geschieden. Es handelt sich um die Alleinlebenden, die vermutlich unfreiwillig 
in diese Lebenssituation geraten sind. Das Wohnproblem besteht in diesem Fall 
oft darin, daß die Betroffenen über relativ große Wohnungen verfügen, die sie 219 
nicht einfach wechseln können bzw. wollen. 



• 9,3 % der erwachsenen Bundesbürger leben als Kinder bei ihren Eltern. Dieser 
recht hohe Anteil mag am meisten überraschen, bringt er doch langanhaltende 
Bindungen der Kinder an ihre Eltern zum Ausdruck. Die hier benötigte Wohn­
form sollte für das Zusammenleben mehrerer Erwachsener geeignet sein. 

• 8,5 % der erwachsenen Bundesbürger sind alleinlebend und ledig; hier handelt es 
sich vorzugsweise um „Singles" im emphatischen Sinn des Wortes, die Wohnun­
gen für ihren Lebensstil nachfragen. 

• 4,4 % der erwachsenen Bundesbürger leben unverheiratet ohne Kinder zusam­
men. Hier handelt es sich um die typische nichteheliche Lebensgemeinschaft, 
die oft als Vorbereitung für eine Familiengründung verstanden wird und selten 
eine Alternative zur Familie darstellt. 

• 3,5 % der erwachsenen Bundesbürger sind (vor allem weibliche) Allein­
erziehende, deren Wohnungs- und Infrastrukturausstattung besondere 
Anforderungen stellt. 

• 1,8 % der erwachsenen Bundesbürger sind unverheiratet und leben mit Partner 
und Kind(ern) zusammen. Hier handelt sich um nichteheliche Lebensgemein­
schaften mit Kindern, die weitreichende Familienfunktionen erfüllen und einen 
entsprechenden Wohnbedarf haben. 

• Weitere Sonderformen liegen in der Größenordnung von 2 %. 

Insgesamt haben die nichtfamilialen Lebensformen zwar zugenommen, aber sie sind 
doch gegenüber Ehe- und Familienformen weit in der Minderheit geblieben. Der be­
sonders interessante Punkt ist darüber hinaus, daß familien- und haushaltsübergrei­
fende Vernetzungen im Ansteigen begriffen sind. „Die multilokale Mehrgenerationen­
familie ist bemerkenswert stabil" ist eine Hypothese aus der Familienforschung und sie 
nimmt damit Bezug darauf, daß sich die Angehörigen der drei bzw. vier Generationen 
einer Familie auf mehrere Wohnungen verteilen. Es sind auch Beispiele interkontinen­
taler Ehen zu finden, wobei Ehepartner auf verschiedenen Kontinenten ihren Lebens­
aktivitäten nachgehen und nur zeitweise eine Wohnung teilen. Moderne Verbindungs­
und Kommunikationsmedien ermöglichen heute die verschiedensten Haushaltskon­
stellationen sowie lokalen und globalen Netzwerke. 

2. Haushaltstechnisierung und Vernetzung 

Technikgenerat ionen und Wohnformen 

Neben langfristigen soziodemographischen stehen ebenso lange soziotechnische 
Entwicklungstendenzen in engem Zusammenhang mit der Herausbildung neuer Wohn 
formen. Eine der nachhaltigsten Veränderungen, von denen die Wohnformen im 



letzten Jahrhundert betroffen wurden, bestanden in der externen und internen Tech­
nisierung der Haushalte (Glatzer u.a., 1991 / Sackman; Weymann, 1994). Von einigen 
handbedienten Geräten vor der Jahrhundertwende ausgehend reifte in den Wohnungen 
ein umfangreicher „Maschinenpark" heran, der zunächst maschinisiert, dann elektrifi­
ziert und elektronifiziert und schließlich auch computerisiert wurde. Parallel dazu 
erfolgte die Anbindung der Haushalte an die „großen technischen Systeme" der Strom-
und Wasserversorgung, der Abwasser- und Abfallentsorgung, der ISDN-Kabel und 
Internetanschlüsse. Die Technikausstattung steigerte sich generationsweise von der 
„frühtechnischen Generation" bis zur „Computergeneration": „Die Technisierung führte 
zu einer neuen Lebenswelt des Alltags der jeweils jüngeren Generation, die früheren 
Generationen unbekannt war" (Weymann, 2000, S. 44). Innovationen bilden in der Regel 
zuerst Privilegien weniger wohlhabender Haushalte und entwickeln sich später zur Stan­
dardausstattung aller Haushalte. Heute stehen Dutzende von größeren und kleineren 
Haushaltsgeräten zur Nutzung und in manchen Fällen auch zur Nichtnutzung im Haus­
halt bereit. 

Bisher entwickelte sich die Technikausstattung nach dem „Paradigma der Einzelge­
räte", wobei jedes unabhängig von anderen Geräten für sich funktioniert. Das neu auf­
gekommene Leitbild ist die partielle und umfassende Vernetzung aller Geräte und Funk­
tionen in der Wohnung und auch darüber hinaus. In der neuen Wohnform des „intelli­
gent home" wird ein „Bus" installiert, der alle Haushaltsgeräte verbindet, so daß sie mit­
einander kommunizieren können. Diese Vernetzung stellt einen Paradigmenwechsel 
dar, der als revolutionärer Sprung bezeichnet werden kann (Glatzer u.a., 1998). 

Die Computergeneration birgt dabei viele Probleme der vorhergehenden Technik­
generationen. Die Jüngeren partizipieren aufgrund ihrer Technikkompetenz stärker, 
während die Älteren Mühe haben, sich die Kompetenz zur Bedienung der neuen Geräte 
anzueignen. Um technische Innovationen gibt es darüber hinaus stets Konflikte und sie 
rufen sowohl zustimmende wie ablehnende Reaktionen hervor. 

Die Vernetzung der Haushal te durch neue Medien 

Daß mit der Verkleinerung und Singularisierung der Haushalte keine entsprechende 
soziale Isolierung und Vereinsamung erfolgte, ist auch darauf zurückzuführen, daß die 
technischen Möglichkeiten zur haushaltsübergreifenden Vernetzung ständig erhöht 
wurden. Die verlorengegangenen Sozialbeziehungen ließen sich auf diese Weise ganz 
oder teilweise kompensieren. So bleiben generationsübergreifende Beziehungen beste­
hen, auch wenn Haushalte und Familien räumlich getrennt wohnen. 221 



Soziale Netzwerke sind seit Beginn der Haushaltstechnisierung technikgestützt auf­

rechterhalten und weiterentwickelt worden: Fahrrad, Eisenbahn, Auto, Flugzeug und 

andere Verkehrsmittel boten die Möglichkeit, mehr oder weniger schnell räumliche 

Distanzen zu überwinden und die räumliche Trennung zumindest vorübergehend aufzu­

heben. Mit der Post ergab sich die Möglichkeit, unter Aufrechterhaltung der räumlichen 

Distanz die Kommunikation fortzuführen, wenn sie auch zeitversetzt und schriftlich statt­

fand. Das Telefon brachte die zeitgleiche mündliche Kommunikation und neuerdings 

wird eine Vielzahl von Medien (Handy, SMS, E-Mail, Internet) angeboten, die Kommuni­

kation über große Entfernungen erleichtern und die Unterhaltung von sozialen Netz­

werken fördern. Jedes soziotechnische Netzwerk überlagerte die bereits vorhandenen, so 

daß heute eine multiple Vernetzung vieler Haushalte und Familien besteht. 

Die Verbreitung der Verbindungsmedien weist (noch) große Unterschiede auf: 

Grafik 2: Die Verbreitung soziotechnischer Verbindungsmedien in Deutschland (1999) 
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Das Telefon befindet sich so gut wie in allen Wohnungen, aber es wird leicht verges­

sen, daß noch 1970 erst ein Drittel der Haushalte über ein Telefon verfügte. 

Das Handy mit einem mittleren Verbreitungsgrad ist bei 16 % der Bundesbürger vor­

handen und hebt räumliche Restriktionen der Erreichbarkeit auf. Der ISDN-Anschluß, 

den man für eine schnelle Internet-Verbindung benötigt, ist noch gering verbreitet, wo­

bei hohe Wachstumsprognosen vorliegen. 



Für die neuen Wohnformen ergibt sich daraus ein Bedarf an Standplätzen und Akti­
vitätsräumen, die einem hochtechnisierten, vernetzten Haushalt entsprechen. In der 
Raumnutzung werden vor allem zwei neue Akzente gesetzt. Der Computer benötigt im 
Rahmen der Haushaltsgeräte einen Standort mit leichter Zugänglichkeit und gemeinsa­
mer Nutzungsmöglichkeit. Und Vernetzung bedeutet, daß Möglichkeiten für Besucher 
geschaffen werden: von kurzfristigen Mehrpersonenarrangements bis zu mehrtägigen 
Besuchen. Die moderne Gesellschaft wird eine „Netzwerkgesellschaft" sein und dies 
wird sich mittelfristig auch in den Wohnformen niederschlagen (Glatzer, 2001). 

3. Intelligente Wohnungen 

Die Entwick lung des „ inte l l igent h o m e " 

Das Paradigma des Einzelgeräts, das ein Jahrhundert lang die Haushaltstechnisie­
rung bestimmt hatte, wurde am konsequentesten vom Leitbild des „intelligent home" 
abgelöst. Alle Geräte und Systeme einer Wohnung werden dort zentral oder dezentral 
von technischer Intelligenz gesteuert. Damit soll die Leistungsfähigkeit in den Dimen­
sionen Ökonomie, Ökologie, Sicherheit und Komfort gesteigert werden. Die Anwendungs­
ideen betreffen Dutzende von Aufgaben, wenn auch die wirklich arbeitssparenden 
Anwendungen eher selten sind (Glatzer, 1998). 

Prototypen des „intelligent Home" wurden in den USA, Europa und Japan entwickelt 
und sie haben ihre jeweils spezifische Gestalt angenommen, die von sozioökonomi-
schen und soziokulturellen Faktoren beeinflußt wurden (Glatzer u.a., 1998). Die Durch­
setzung dieser neuen Technologie findet ganz unterschiedliche Bedingungen, je nach­
dem ob sie sich auf den Neubau oder die Nachrüstung des Altwohnungsbestandes rich­
tet. Das „intelligent home" wendet sich im Prinzip an alle Altersgruppen und wird ins­
besondere jene ansprechen, die einerseits über ein größeres Technikinteresse, anderer­
seits über einen höheren Wohlstand71 verfügen. 

Inte l l igente Wohnformen fü r ältere Menschen 

Die Problematik des angemessenen Wohnens von älteren Menschen hat immer wie­
der Aufmerksamkeit auf sich gezogen (Heinze u.a., 1997 / Wahl u.a., 1999). An ver­
schiedenen Stellen entstand die Einsicht, daß das intelligente Wohnen gerade für ältere 
Menschen Vorteile bringen könnte. Es könnte ihnen länger als unter den heutigen Be­
dingungen eine selbständige Haushalts- und Lebensführung ermöglichen. Freilich ist 
auch bekannt, daß die Technikdistanz der älteren Menschen eher hoch ist. Jedoch wach­
sen die neuen Generationen älterer Menschen mit mehr Technikerfahrungen und Tech- 223 
nikkompetenz heran als die früheren. So ließe sich durchaus ein Anstieg der Technik-



akzeptanz erkennen (Meyer/Schulze, 1996). Die Voraussetzungen, daß intelligente Woh­
nungen von den älteren Menschen angenommen werden, sind, daß ihr Nutzen über­
zeugend sichtbar wird, daß sie eine hohe Problemlösungsfähigkeit zeigen und daß ihre 
Technik sich in die Lebensstile der Älteren integrieren läßt (Schemenau, 2000). 

In internationalen Modellversuchen sind intelligente Häuser und Einrichtungen im 
Hinblick auf die Wohnbedürfnisse älterer Menschen getestet worden. Beispiele hierfür 
sind das norwegische BESTA-Projekt, das Pilotprojekt in Hoensbroek und die SENTHA-
Forschergruppe in Berlin, der es um seniorengerechte Technikgestaltung geht. Mit Test-
und Forschungsphasen sollte sukzessiv Verbesserungsvorschlägen vor allem der Nut­
zer Rechnung getragen werden. 

In Deutschland liegen Erfahrungen mit dem Hausnotrufsystem vor, das dazu dient, 
in Notlagen mit einem Funkfinger Hilfe zu mobilisieren. Hier handelt es sich um eine 
probleminduzierte Entwicklung, um mit Alter und Krankheit einhergehende Beein­
trächtigungen zu bewältigen. Demgegenüber ist das „intelligent home" eher technikindu­
ziert und es stellt eine Herausforderung für die Technikentwickler dar, die Anwen­
dungsbereiche zu erweitern. 

4. Schlußbemerkung: 
Neue Wohnformen für zukünftige Generationen 

Das Verhältnis der Generationen scheint durch Ambivalenz gekennzeichnet 
(Lüscher, 2000) und es wird teilweise durch neue Wohnformen mitgestaltet. Das Pro­
blem der Sozialbeziehungen zwischen den Generationen stellt sich sowohl im Hinblick 
auf die großen gleichzeitig lebenden Generationen in der Gesellschaft als auch im Hin­
blick auf die kleinen Generationen, die einer Familie oder Verwandtschaft angehören. 
Im Hinblick auf Verwandtschaftsgenerationen finden sich Angebote eines „Mehrgene-
rationenwohnens". Weit darüber hinaus gehen die neuen Möglichkeiten der Ver­
netzung von Wohnungen und Haushalten, die es erlauben, engen Kontakt zwischen 
räumlich getrennten Haushalten zu unterhalten - virtuelle Kontakte sind dabei eben­
so wie sich daraus ergebende Besuchskontakte eingeschlossen. Dies wird nicht zuletzt 
durch die „Intelligent-home"-Technologie erleichtert. 

Waren frühere Jahrzehnte und Jahrhunderte dadurch gekennzeichnet, daß viele jün­
gere Menschen zusammen mit relativ wenigen älteren Menschen lebten, so kehrt sich 
dies mehr und mehr um. Es wird immer mehr Ältere im Verhältnis zu einer geringer 
werdenden Zahl von Jüngeren geben. Die Gefahr, daß sich damit neue intergeneratio-



nelle Trennungs- und Spannungslinien ergeben, ist nicht von der Hand zu weisen. Es ist 
schwer vorstellbar, daß die gleiche Intensität von Sozialbeziehungen zwischen den ver­
schiedenen gleichzeitig lebenden Generationen stattfindet, wenn sich die Zahl der älteren 
Menschen verdoppelt. Hinzu kommt, daß die ältere Generation stärker unter Krankheiten, 
Behinderungen und Pflegebedürftigkeit leiden wird als die jüngere Generation und dem­
entsprechend werden vor allem die Anforderungen an die mittlere Generation steigen 
(Sandwich-Generation). Intelligentes Wohnen könnte dazu beitragen, den älteren Men­
schen die längere Aufrechterhaltung einer selbständigen Lebensführung zu ermöglichen, 
was zu einer Verminderung der Spannungen zwischen den Generationen beitragen würde. 

Es bedarf einiger Anstrengungen, um auch die Älteren in die sich abzeichnende Netz­
werkgesellschaft einzubeziehen. Für die Jüngeren ergibt sich dies weitgehend von 
selbst. Technische Netzwerke sind für sich genommen kein Ersatz für soziale Netzwerke, 
aber sie können der Aufrechterhaltung und Förderung sozialer Netzwerke dienen. Wir 
befinden uns auf dem Weg in eine vernetzte Gesellschaft und die Wohnformen können 
diese Entwicklung erheblich hemmen oder fördern. 

Anmerkungen 

1) Unter Wohnform wird hier eine bestimmte Konstellation von Bewohnern und Wohnung 

(Wohnungsgröße, Wohnungsausstattung, Anordnung der Wohnung zu anderen Wohnungen 

und ähnliches) verstanden. Im allgemeinen wird der Begriff variabel gebraucht. 

2) Die Wohnungsversorgung bzw. die Wohnverhältnisse lassen sich durch sieben Zieldimen­

sionen kennzeichnen: Wohnungszahl. Wohnungsgröße, Ausstattungsniveau, Qualität der 

Wohnumwelt, Wohnungskosten, Wohnungssicherheit, Streuung des Wohnungseigentums (vgl. 

Glatzer, 1980). 

3) Der Begriff „Singularisierung" soll nichts weiter als die Vereinzelung der Wohnform zum 

Ausdruck bringen; die oft damit verbundenen Begriffe „Individualisierung" bzw. „soziale Iso­

lierung" sind komplexere Begriffe, die nicht zwangsläufig mit der Singularisierung verbunden 

sind. 

4) Es handelt sich hierbei um die jüngste Haushaltsprognose; Prognosen der Haushaltszahlen 

werden von der amtlichen Statistik weit seltener als Prognosen der Bevölkerungszahl vor­

genommen. 

5) Ein „Haushalt" ist durch gemeinsames Wohnen und Wirtschaften gekennzeichnet, für eine 

„Familie" ist die Eltern-Kind-Beziehung konstitutiv, als „Lebensform" werden die verschie 

denen nichtfamilialen und auch familialen Haushaltszusammensetzungen bezeichnet. 

6) Traditionell ist nur die Zusammensetzung der Familien, im Innern haben diese Familien 225 

erhebliche Wandlungs- bzw. Modernisierungsprozesse durchlaufen. 



7) Wohlhabende Kategorien unter den Lebensformen stellen insbesondere DINKS (Double 

Income No Kids) und WOOPIES (Well Off Older People) dar. 
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Walter Siebel 

Segregation und Integration 

Voraussetzungen für die Integration 
von Zuwanderern 

Segregation ist die Projektion sozialer Differenz in den städtischen Raum. 
Der deutschen Stadt- und Wohnungspolitik gilt Segregation als zu bekämp­
fendes Übel. In dem Beitrag wird auf die dahinterliegenden Verengungen 
der Problemwahrnehmung hingewiesen. Es werden die Trends beschrie­
ben, die eine Verschärfung von Segregation sozioökonomisch schwacher 
Gruppen und ethnischer Minderheiten erwarten lassen. Zum Schluß wird 
die alte Kontroverse pro und contra soziale Mischung im Wohnquartier 
aufgegriffen. Entscheidend ist dabei, zu differenzieren zwischen betrachte­
ten Räumen, sozialen Gruppen und der Art des Zustandekommens von 
Segregation. 

1. Was heißt Segregation? 

Städtische Räume sind vielfältig strukturierte Räume: topographisch durch die For­
mation des Geländes, auf dem sie errichtet worden sind; städtebaulich durch ihre Ge­
stalt; funktional durch die Verteilung der Nutzungen im städtischen Raum. Die Soziolo­
gie hat von Anfang an die sozialräumliche Struktur der Stadt interessiert, also die Fra­
ge, wie sich die verschiedenen sozialen Gruppen, die die Stadt bevölkern, in der Stadt 
verteilen. Es war die Entdeckung der Chicagoer Schule, einer Gruppe von Soziologen an 
der Chicagoer Universität Anfang des vorigen Jahrhunderts, daß die Angehörigen der 
ethnischen Gruppierungen und der unterschiedlichen sozialen Schichten nicht gleich­
mäßig über die Stadt verteilt leben. Vielmehr konzentrieren sie sich in bestimmten 
Territorien: „the jewish ghetto", „little Italy", „German town", „the gold coast" (die 
Quartiere der Reichen) and „the slum", „hobohemia". Die Soziologen der Chicagoer 
Schule haben Chicago als ein Mosaik unterschiedlicher Dörfer beschrieben, in denen 
jede der zahlreichen Gruppierungen, aus denen sich die Stadtgemeinde einer 
Einwanderergesellschaft zusammensetzt, ihren besonderen Ort gefunden hat. Sie haben 
dieses Phänomen Segregation genannt und darin die Widerspiegelung des Sozialen im 



Raum der Stadt gesehen: Segregation ist die Pro jekt ion der Sozialstruktur auf den 

Raum. Sozial einander nahe Gruppen leben auch räuml ich benachbart , Veränderungen 

der räuml ichen Position einer Gruppe spiegeln i h r e n sozialen Auf- oder Abstieg. 

Prozesse der sozialen Integrat ion bzw. der Ausgrenzung müßten sich demnach an den 

Bewegungen einer Gruppe i m städtischen Raum ablesen lassen. 

Für die Chicagoer Soziologen war Segregation e in städtisches Phänomen, das mi t 

den Methoden der empir ischen Sozialforschung zu beschreiben und aus al lgemeinen 

Gesetzmäßigkeiten theoret isch zu erk lären ist: Wie in der Pflanzen- und T ierwel t benö­

tige auch jede soziale Gruppe eine i h r e n Bedürfnissen u n d Fähigkeiten angepaßte Um­

gebung. Und wie in der Natur d u r c h den Kampf der A r t e n stelle sich auch in der Stadt 

die Übere ins t immung zwischen Umwel t u n d Nutzern d u r c h die Konkurrenz unter den 

sozialen Gruppen u m das städtische Te r r i to r ium her. Die jewei l igen Terr i tor ien, die von 

den verschiedenen Gruppen besetzt waren , nannten die Soziologen der Chicagoer 

Schule denn auch „natura l areas", natür l iche Gebiete, w e i l ih rer Auffassung nach dar in 

jede Gruppe die i h r gemäße Umwel t gefunden hat. Segregation ist danach ein univer­

selles Phänomen der Stadt, das als solches weder gut noch böse ist. 

Universel l aber k a n n das Phänomen der Segregation nur insoweit genannt werden, 

als damit die Tatsache gemeint ist, daß städtischer Raum sozial s t r u k t u r i e r t e r Raum ist. 

Nach welchen Pr inzipien - Schicht, Stand, Klasse, Rasse, Religion, Lebensstil - und 

über welche Mechanismen - Gewalt, Mark t , pol i t isch-administrat ive Planung -, welche 

Muster sozialräumlicher S t ruk tu r sich b i lden - heterogene Mischung, Segregation, 

ghettoartige Ausgrenzung - u n d w ie diese S t ruk tu ren wahrgenommen und bewertet 

werden - als gottgegeben oder quasi naturgesetzliche, als wünschenswerter Zustand 

oder als zu bekämpfende Ungerechtigkeit -, al l das hat sich mi t jeder gesellschaft­

l ichen Formation gewandelt. Die sozialräumliche S t ruk tu r der vor indus t r i e l l en euro­

päischen Stadt beruhte auf e inem Gemisch ständischer Pr inzipien (Herkunft und Ehr­

barkeit) , funkt iona ler Gl iederungen nach Beruf (Kaufleute, Handwerker) und Religion 

(Christen, Juden), wobei die darauf aufbauenden Untergl iederungen (das Patriziat, die 

Gilden u n d Zünfte, das Ghetto) zugleich „das ökonomische u n d soziale, das ku l tu re l l e 

u n d ... das poli t ische Leben der Städte in peniblen Ordnungen, die alle Arbeits- u n d 

Lebensbereiche umfaßten", organisierten (Schäfers, 2000, S. 71). 

Die sozialen Distanzen in der vor indus t r i e l l en Stadt waren groß, i m Vergleich zu 

heutigen west l ichen Gesellschaften sogar unüberwindbar . Dennoch waren die räum­

l ichen Distanzen äußerst gering. Die Städte waren k le in , durchschn i t t l i ch hatten sie 229 

400 Einwohner, Kö ln als größte deutsche Stadt i m vierzehnten Jahrhundert beher-



bergte 40.000 Einwohner (Häußermann/Siebel, 2000, S. 98) Armut und Befestigungs­
anlagen erzwangen zudem hohe Dichten. Vor allem aber waren Wohnen und Arbeiten 
noch nicht räumlich und zeitlich getrennt. Das „ganze Haus" war eine Einheit von 
Wohnen und Arbeiten, Dienstleistungen, Produktion und Verbrauch. Ihm gehörten der 
Haus- und Arbeitsherr mit seiner Verwandtschaft ebenso an wie die abhängig Beschäf­
tigten und die Dienerschaft. Mit der außerhäuslichen Organisation der Arbeit im Betrieb 
verlassen auch die Gehilfen, Gesellen, Knechte und Mägde den Haushalt. Mit der Tren­
nung von Wohnen und Arbeiten ergibt sich überhaupt erst die Möglichkeit, soziale 
Distanz in räumliche zu übersetzen. Daß dies auch für notwendig gehalten wird, setzt 
voraus, daß physische Nähe sozial Ungleicher zum Problem geworden ist. Soziale Un­
gleichheit muß prekär geworden sein, damit der Wunsch aufkommen kann, sie durch 
räumliche Distanz zu überhöhen. Das ist erst mit dem Auftritt der bürgerlichen 
Gesellschaft und dem Gedanken der natürlichen Gleichheit der Menschen der Fall. Für 
die Aristokraten des Ancien régime war die tagtägliche und auch nächtliche Präsenz 
Bediensteter - Diener und Zofen schliefen zuweilen in denselben Zimmern wie ihre 
Herrschaft - eine Selbstverständlichkeit. 

Daß die sozialen Distanzen zwischen sozialen Gruppen in räumliche Distanzen der 
Wohnstandorte übersetzt werden, ist also ein historisch sehr junges Phänomen. Solche 
..résidentielle Ségrégation", definiert als ungleiche Verteilung der Wohnstandorte sozial 
ungleicher Gruppen im Raum, ist erstens gebunden an die Trennung von Wohnen und 
Arbeiten, die sich im Zuge der industriellen Urbanisierung im 19. Jahrhundert allge­
mein durchsetzte, zweitens an die objektiv gegebene oder auch nur befürchtete Mög­
lichkeit, daß soziale Distanzen überwunden werden können, also an Aufklärung und 
bürgerliche Revolution. Schließlich hat drittens die sozialistische Radikalisierung des 
Gleichheitsgedankens dazu beigetragen, die räumliche Ségrégation der Unterschicht 
politisch zu skandalisieren. Seit Engels Schrift über „Die Lage der arbeitenden Klasse in 
England" ist Ségrégation auch ein politisches Problem. 

2. Die politische Verengung des Segregationsproblems 

Die politische Thematisierung von Ségrégation als ein Phänomen sozialer 
Ungleichheit hat aber zu einer Verengung der Diskussion geführt: 

1) Unter Ségrégation wird fast ausschließlich résidentielle Ségrégation verstanden. 
Die Chicagoer Soziologen haben demgegenüber auch von der Ségrégation von 
Aktivitäten gesprochen. Robert Park nannte „moral régions" jene Räume, in de­
nen sich temporär bestimmte Aktivitäten bestimmter Gruppen konzentrieren: 



der Opernbesuch einer musikinteressierten Mittelschicht, die berufliche Arbeit 
von Angestellten, die Tanzvergnügen der Unterschicht. Die räumliche Separie­
rung von Funktionen wie Arbeit und bestimmte Freizeitaktivitäten ist mit der 
Charta von Athen zum Leitbild der Stadtplanung erhoben worden. Deshalb und 
weil die Wohnung als der Ort, an dem die Menschen den größten Teil ihres 
wachen Lebens verbringen, in der Tat von besonderer Bedeutung ist, soll auch 
in diesem Beitrag nur von residentieller Segregation gesprochen werden. 

2) Betrachtet wird beinahe ausschließlich die räumliche Konzentration von für pro­
blematisch gehaltenen Gruppen und von abweichenden Verhaltensweisen. Es 
gibt eine Fülle von Studien über die räumliche Verteilung von Kriminalität und 
psychischen Krankheiten. Segregationsuntersuchungen befassen sich fast aus­
schließlich mit Armen, Arbeitslosen und Ausländern. Die Chicagoer haben im­
merhin nicht nur „the slum", sondern auch „the gold coast" beschrieben. Über 
die Absonderung der Oberschicht in Deutschland gibt es aber kaum Informa­
tionen, obwohl für diese wahrscheinlich ähnlich hohe Segregationsindizes zu 
berechnen wären wie etwa für Türken. Das liegt nicht nur an mangelnden 
Daten. Segregationsforschung ist Forschung aus der Perspektive von oben auf 
die „gefährlichen Klassen". Es geht um die Integration zunächst einer aus der 
Sicht des Bürgertums bedrohlichen Klasse, des Industrieproletariats, heute der 
aus der Sicht der einheimischen Deutschen fremden Kulturen von Migranten. 

3) Segregation wird in der öffentlichen politischen Diskussion überwiegend als ein 
zu bekämpfendes soziales Problem bewertet. Aus welcher Interessenlage heraus 
dies so erscheint, wird selten in Frage gestellt. Die Chicagoer haben die Groß­
stadt als ein vielfältiges Mosaik verschiedener Lebenswelten beschrieben und 
darin nicht nur den Ausdruck sozialer Ungleichheit, sondern auch eine Bedin­
gung städtischer Urbanität entdeckt. 

3. Die Aktualität von Segregation 

Der Wandel der gesellschaftlichen Realität hat nun dazu geführt, daß diese Ver­
engungen in der Forschung und auch in der öffentlichen Diskussion aufgebrochen wor­
den sind. Bis zum Ende der goldenen sechziger Jahre war Segregation in der westlichen 
Bundesrepublik kein Thema. Soziale Ungleichheiten und ihre räumlichen Erscheinungs­
formen verringerten sich im Zuge eines Wachstumsprozesses, dessen Gewinne in Ge­
stalt höherer Realeinkommen, besserer Wohnungen und des Ausbaus der sozialen 
Infrastruktur auch den unteren sozialen Schichten zugute kamen. Außerdem gab es in 



westdeutschen Städten keine den schwarzen Vierteln US-amerikanischer Städte ver­
gleichbare Segregation - aus einer Vielzahl von Gründen (Häußermann/Siebel, 2000): 
Es gibt kein Rassenproblem und - bis in die 60er Jahre - keine nennenswerte Zuwan 
derung aus anderen Kulturkreisen. Also konnten sich sozioökonomische Benachteili­
gung und Diskriminierung nicht überlagern. Es fehlte die Zeit. Kriegszerstörungen, 
Wiederaufbau, Sanierung und Modernisierung haben den westdeutschen Städten nicht 
die Zeit gelassen, die notwendig ist, damit soziale Ungleichheit sich in räumliche Struk­
turen übersetzen kann. Armut und Arbeitslosigkeit waren nicht so dauerhaft verfestigt, 
daß für eine relevante Minderheit negative Karrieren auf dem Wohnungsmarkt die 
Folge sein mußten. Viele Eigentümer behandeln auch heute noch ihre Immobilien nicht 
ausschließlich als möglichst profitable Kapitalanlage. Die extreme Wohnungsknappheit 
ließ keinen Raum für sozial selektive Mobilität, und die politischen Eingriffe in den pri­
vaten Wohnungsmarkt (Zwangswirtschaft, Mietpreisstop) setzten den Preismechanis­
mus weitgehend außer Kraft. Daneben schufen Wohnungspolitik und Gemeinwirtschaft 
mit den Förderinstrumenten des sozialen Wohnungsbaus ein umfangreiches, marktfer­
nes Wohnungssegment, in dem Wohnungen nach politisch-administrativen Kriterien zu­
geteilt wurden. Schließlich haben die gesellschaftlichen Eliten in Kontinentaleuropa 
stets auch die Stadtzentren besetzt, im Unterschied zu den angelsächsischen Ländern, 
wo der Auszug der Eliten nach Suburbia bereits um 1800 begonnen hat (Fishman, 1999). 
Hausmanns Umbau von Paris im 19. Jahrhundert diente wie die Aufwertungsmoderni­
sierung in westdeutschen Städten in den 70er Jahren des vorigen Jahrhunderts dazu, 
die Innenstädte für die Mittel- und Oberschicht zurückzuerobern. 

All diese retardierenden Momente werden schwächer. Also ist zu erwarten, daß soziale 
Segregation auch in deutschen Städten stärker wird. Bislang allerdings gibt es kaum em­
pirische Belege dafür. Farwick (2001) hat für Bremen und Bielefeld eine Zunahme der räum­
lichen Konzentration von Sozialhilfeempfängern nachgewiesen. Nun ist die Segregation eth­
nischer Minderheiten im allgemeinen schärfer als solche allein nach sozialer Schicht, u.a., 
weil sich bei ethnischen Minderheiten sozioökonomische Benachteiligung und Diskrimi­
nierung häufig überlagern. Die üblichen Indizes aber weisen für deutsche Städte eine nied­
rigere ethnische Segregation aus als für andere europäische und erst recht amerikanische 
Städte (Musterd et al., 1997). Friedrichs (2000, S. 186L) stellt sogar einen Rückgang der 
Segregationsindizes für Köln und Frankfurt am Main fest. Doch ist auf dieser Basis die 
These zunehmender Segregation noch nicht widerlegt. Einmal, weil im Beobachtungs­
zeitraum die Zahl der Ausländer absolut und relativ zugenommen hat. Die Segregationsindi­
zes aber sinken bei wachsender Anzahl. Vor allem aber, weil die Indizes nur Durchschnitts­
werte angeben. Polarisierungen zwischen jenen, denen Integration gelungen ist, und jenen, 
die an den Rand der Gesellschaft geraten, werden damit zugedeckt. Viele Anzeichen 



aber sprechen für Polarisierungen innerhalb der deutschen Gesellschaft und der 
Migranten. 

4. Vertiefte Spaltungen 

Wachstumsgewinne filtern nicht mehr nach unten durch. Die Spanne zwischen reich 
und arm wird nicht mehr kleiner, in den USA weitet sie sich seit den 70er Jahren 
(Häußermann/Siebel, 1998, S. 85f.), in der BRD gibt es Anzeichen für ähnliche Entwick­
lungen. Armut und Arbeitslosigkeit werden für eine wachsende Minderheit zum Dauer­
zustand. Parallel dazu werden die sozialen Netze schwächer. Die demographischen Ver­
änderungen höhlen die informellen Hilfssysteme aus. Es werden weniger Kinder gebo­
ren, und es gibt immer mehr sogenannte neue Haushaltstypen: Alleinlebende, Allein­
erziehende und kinderlose Paare. Das Kind zweier Einzelkinder aber hat beim Tod sei­
ner Eltern keinerlei nähere Verwandte. Kinderlose sind im Alter auf professionelle, 
also zu bezahlende Hilfe angewiesen. Die „Vulnerabilität" von Alleinerziehenden etwa 
bei Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt oder persönlichen Krisen ist höher als die 
der Haushalte mit zwei Erwachsenen. Normalhaushalte verfügen über mindestens 
zwei erwerbsfähige Personen, also über eine potentiell festere Einbindung in das Er­
werbssystem. Das verhindert, daß das Arbeitsmarktschicksal sich massiv und unmittel­
bar auf die Einkommenssituation des Haushaltes auswirkt und damit mittelbar auf 
sein Wohnungsmarktschicksal durchschlägt. Bei Singles wie bei Alleinerziehenden 
fehlt dieser Filter zwischen Arbeitsmarkt und Wohnungsmarkt, der darauf beruht, daß 
auf dem Arbeitsmarkt Individuen, auf dem Wohnungsmarkt Haushalte agieren. 

Die Spaltungen gerade der Stadtgesellschaft vertiefen sich ferner im Zuge der Glo­
balisierung. Eine ihrer greifbarsten Facetten sind die weltweiten Migrationsprozesse. 
Migration war immer auf die großen Städte gerichtet. Globalisierung beinhaltet des­
halb den Import von Arbeitslosigkeit und Armut aus der zweiten und dritten Welt vor 
allem in die Zentren der Großstädte der ersten Welt. 

Schließlich werden auch die formellen sozialstaatlichen Sicherungsnetze ausge­
dünnt, durch den Abbau von Leistungen, zumindest aber dadurch, daß sie nicht paral­
lel zu den wachsenden Risiken ausgebaut werden. 

Insbesondere die Wohnungs- und Stadtpolitik in Deutschland hat eine lange Tradi­
tion des sozialpolitischen Ausgleichs und der Desegregation. Der Stadterweiterungs­
plan für Berlin von 1866 von James Hobrecht zielte als bewußter Gegenentwurf zum 233 
„englischen System", wie es Engels beschrieben hatte, auf eine kleinräumige soziale Mi-



schung. In der Weimarer Republik dann wurde mit dem Aufbau eines gemeinnützigen 
Sektors, kommunaler Bodenpolitik und staatlicher Wohnungsbauförderung ein Instru­
mentarium geschaffen, das durch soziale Mischung und die Anhebung des Wohnungs­
standards der unteren Schichten sozial integrierend wirkte (Häußermann/Siebel, 2000). 
Nach dem Zweiten Weltkrieg ist diese Tradition zunächst fortgesetzt worden, seit Ende 
der siebziger Jahre aber ist sie abgebrochen. Die Zahl der sozialgebundenen (Beleg-
rechts-JWohnungen ist - politisch gewollt - massiv zurückgegangen (1978 4,1 Millionen; 
1993 2,7 Millionen). Nach Schätzungen des Bremer Wohnungsamtes wird von den ehe­
mals fast 70.000 sozialen Mietwohnungen im Jahr 2003 nur noch jede 9. Wohnung 
(8.100 Wohnungen) für die Bedürftigen zur Verfügung stehen. Da diese Restbestände 
sich vorwiegend in den architektonisch und städtebaulich besonders unattraktiven 
Großsiedlungen am Stadtrand befinden, sind die Wohnungsämter gezwungen, die stei­
gende Zahl der Problemfälle in diese für diese Gruppen meist besonders ungeeigneten 
Bestände einzuweisen. Das beschleunigt den Auszug von Haushalten der Mittelschicht 
aus den Großsiedlungen. In dem Maße, in dem der soziale Wohnungsbau selektiv 
schrumpft und seine Funktion ändert, weil er zum letzten Auffangnetz einer bloßen Für­
sorgepolitik auf dem Wohnungsmarkt wird, drohen die Restbestände des sozialen Woh­
nungsbaus zu scharf segregierten Quartieren zu werden. 

Die desegregierende Wohnungs- und Stadtpolitik hat ihre Wirksamkeit verloren, 
nicht aus Absicht, sondern als ungeplante Nebenfolge des Rückzugs des Staates aus 
dem Wohnungsmarkt. Damit können sich ein Wohnungsmarkt, der ohne Ansehung der 
Person nach Kaufkraft sortiert, aber auch die diskriminierenden Praktiken von Gate-
keepern ausbreiten, die in ihren Beständen „gute" Mieter bevorzugen. Und auch in der 
Politik setzen sich direkt segregierende Praktiken durch. Schon immer gab es Belegungs­
politiken, die „gezielt Familien ,mit sozialen Anpassungsschwierigkeiten' aus dem ge­
samten Stadtgebiet" in bestimmten Beständen unterbrachten (Bremer, 2000, S. 185), und 
die „Festivalisierung der Stadtpolitik" (Häußermann/Siebel, 1993) inszeniert Differenz, 
indem sie Geld und politische Aufmerksamkeit auf die international konkurrenzfähi­
gen Höhepunkte der Stadt konzentriert. Das aber entzieht den schwachen Quartieren 
die Ressourcen. 

Absehbar wird eine dreigeteilte Stadt. Auf der untersten Stufe die ortsgebundenen 
Armutsmilieus von prekär Beschäftigten und dauerhaft Arbeitslosen, von Ausländern 
und immobilen alten Menschen. Darüber die Wohn-, Arbeits- und Freizeitorte der ver­
schiedenen Lebensstilgruppen aus der integrierten Mittelschicht. Darüber wiederum 
die Orte der Oberschicht aus Kapitaleignern und einer kaum noch lokal, sondern inter­
national eingebundenen Gruppe von hochqualifizierten Arbeitskräften aus den pro-



duktionsorientierten Dienstleistungen. Da diese drei Inselsysteme sich auf der Erdober­
fläche überlagern, entsteht eine Vielzahl unerwünschter Nachbarschaften, deren Gren­
zen nun kontrolliert werden müssen, und diese Kontrolle wird umso dringlicher, je tie­
fer die sozialen Spaltungen der Gesellschaft werden. Sowohl in der Volksrepublik 
China wie in den USA gibt es eine Fülle sogenannter „Gated Communities", umzäunter 
Nachbarschaften, die mit technischen, physischen und personellen Mitteln ihre Gren­
zen bewehrt haben (Wehrheim, 2000). In Deutschland sind solche Entwicklungen mit 
der Ausbreitung von technischen Überwachungssystemen, informellen und privaten 
Wachdiensten erst in Ansätzen erkennbar. Aber auch in deutschen Städten wird Sicher­
heit zu einer bedeutenden Dimension der sozialen Strukturierung von Raum, die die 
Sortierung nach Schicht und Ethnizität verfestigen kann. 

5. Erscheinungsformen von Segregation 

Die gegenwärtigen Segregationsprozesse lassen sich auf zwei Maßstabsebenen beob­
achten: einmal der regionalen. Zwischen Kernstadt und Umland entwickelt sich eine 
großräumige, hierarchische Arbeitsteilung, bei der die Kernstadt der Verlierer ist. In 
ihr konzentrieren sich Armut, Arbeitslosigkeit und die Zuwanderung aus dem Ausland. 
Dieser Prozeß hat selbstverstärkende Tendenzen: erstens entzieht die wachsende Bela­
stung mit sozialen Kosten der Kernstadt die Mittel, die sie für eine wirksame Politik ge­
gen die hierarchische Arbeitsteilung benötigt, und zwar je dringlicher eine solche Ge­
gensteuerung wird, umso mehr. Zweitens veranlaßt die Konzentration von für proble­
matisch gehaltenen Gruppen die Mittelschicht, noch mehr ins Umland abzuwandern. 
Der Auszug der deutschen Mittelschicht aus der Kernstadt hat zunehmend soziale 
Gründe: Angst um die eigene Sicherheit, Flucht vor dem schlechten Image schlechter 
Quartiere, der Wunsch, mit seinesgleichen zusammenzuwohnen, und die Befürchtung, 
auf innerstädtischen Schulen mit einem hohen Anteil von Schülern nichtdeutscher 
Muttersprache seien die Bildungschancen der eigenen Kinder gefährdet - ein Motiv, 
das auch von aufstiegsorientierten ausländischen Familien genannt wird. 

Die zweite Ebene der Segregation ist die kleinräumige innerhalb einer Stadt. Es gibt 
vier Typen von Quartieren, in denen sich Problemgruppen konzentrieren: nicht moder­
nisierte Altbauquartiere in oder am Rande der Innenstadt, in kleinen Städten häufig 
die alten Stadtkerne; heruntergekommene Werkssiedlungen und alte Arbeiterquar­
tiere; Wohnungsbestände an besonders umweltbelasteten Standorten (Mülldeponie, 
Verkehrslärm), schließlich der soziale Wohnungsbau jüngerer Förderungsjahrgänge an 
der Peripherie sowie ehemalige Soldatenwohnungen auf Konversionsstandorten. 235 



Diese Quartiere heißen benachteiligte Quartiere, weil sich in ihnen benachteiligte so­
ziale Gruppen konzentrieren, und weil sie unterdurchschnittliche oder für diese Grup­
pen nachteilige Lebensbedingungen bieten, die sozialstrukturelle Benachteiligungen 
verfestigen und überhöhen können: es sind also auch benachteiligende Quartiere. 

6. Benachteiligende Quartiere 

Häußermann (1999) hat entsprechend den drei Kapitalarten Bourdieus drei Dimen­
sionen unterschieden, in denen städtische Räume benachteiligend wirken können: die 
materielle, die soziale und die symbolische: 

• Wohnquartiere beeinträchtigen die materiellen Lebensbedingungen, insofern sie 
schlechte Wohnbausubstanz, Infrastrukturen und private und öffentliche Dienst­
leistungen, belastende physische Umweltqualitäten und wenig Erwerbsmöglich­
keiten bieten. 

• Wohnquartiere beeinträchtigen die sozialen Lebensbedingungen, indem sie unzu­
verlässige und wenig leistungsfähige informelle soziale Netze bieten, durch das 
dichte Nebeneinander unverträglicher Lebensweisen Konflikte erzeugen (GdW, 
1998), und für Jugendliche keine positiven Rollenbilder bereithalten. 

• Wohnquartiere können symbolische Beeinträchtigungen beinhalten, indem ein 
verwahrloster öffentlicher Raum den Bewohnern ihre eigene Wertlosigkeit 
signalisiert. Eine schlechte Adresse kann die Chancen verschlechtern, einen Job 
oder eine Lehrstelle zu bekommen. Das negative Image des Quartiers in der 
Wahrnehmung von außerhalb kann als negatives Selbstbild von den Bewohnern 
übernommen werden und so Apathie und Hoffnungslosigkeit vertiefen. 

Häußermanns Differenzierung ist eine analytische. In der städtischen Realität über­
lagern sich die drei Dimensionen. Sie müssen jedoch nicht immer zusammentreffen. 
Auch in sanierten Quartieren von Berlin-Kreuzberg (Häußermann/Kapphan, 1999) und 
Hannover-Linden häufen sich soziale Problemlagen. Aber wenn sie zusammentreffen, 
können selbstverstärkende Mechanismen auftreten. Schlechte Wohnverhältnisse ver­
anlassen Haushalte, die sich besseres leisten können, fortzuziehen. Ihre Wohnungen 
werden mit Problemhaushalten belegt. Die schlechte Nachbarschaft gibt Anlaß für wei­
tere Fortzüge. Das mindert die soziale und politische Kompetenz des Quartiers. Infor­
melle Führer, Rollenvorbilder und konfliktmoderierende Potentiale gehen verloren. For­
derungen, die materiellen Lebensbedingungen zu verbessern, werden dadurch politisch 



weniger durchsetzbar. Ist eine gewisse Stufe der Abwärtsentwicklung erreicht, setzt ein 
Stigmatisierungsprozeß ein, der sich nachteilig auf soziale und ökonomische Teilhabe­
möglichkeiten außerhalb des Quartiers auswirkt. 

Farwick (2001) hat für deutsche Armutsquartiere solche Circulus-vitiosus-Effekte 
empirisch nachgewiesen. Dennoch ist hier zu differenzieren. Keim/Neef (2000, S. 266) 
unterscheiden „drei Bedeutungen quartierlicher Milieus" für von Marginalisierung be­
drohte Gruppen: „Stabilisierung oder Entwicklung von Beziehungen zur Normalgesell­
schaft auf der einen, Abbruch der Beziehungen durch die .ausgrenzende Einge-
schlossenheit' mit den beiden Varianten ,Stützstruktur' und .Marginalisierung' auf der 
anderen Seite". Nicht jeder benachteiligte Quartierstyp ist für jede Gruppe von Benach­
teiligten in gleicher Weise benachteiligend. Kronauer/Vogel (2001) weisen darauf hin, 
daß die Großsiedlungen am Stadtrand für alleinstehende, arbeitslose Männer in der Tat 
eine Falle sein können. Frauen mit Kindern aber bieten sie viele Vorteile, die diese in 
innerstädtischen Quartieren nicht finden würden. Die Großsiedlungen waren schließ­
lich für den Aufenthalt von Frauen mit Kindern geplant. Männern sollten sie als funk­
tionales Komplement der beruflichen Arbeit nur zur Erholung und Entspannung in der 
Familie dienen. Umgekehrt können alleinstehende Männer ohne Arbeit in herunterge­
kommenen Innenstadtquartieren ein schützendes und stützendes Milieu finden, das 
Frauen und Kinder gerade abstößt und bedroht. 

6. Für und wider Segregation 

Das Pro und Contra sozialer Mischung bzw. Segregation in der stadtpolitischen Dis­
kussion ist bisher weitgehend pauschal diskutiert worden (im folgenden nach Siebel, 
1997, S. 39f): 

Für soziale Mischung, d.h. für den Abbau sozialer Segregation im Stadtteil bzw. im 
Wohngebiet werden üblicherweise angeführt: die Kontakthypothese, wonach Mischung 
andere Lebensweisen erfahrbar macht und damit Toleranz einübt. Sozial heterogene 
Quartiere bieten differenziertere Erfahrungsfelder und damit bessere Sozialisations-
bedingungen. Mischung fördert die Übernahme erwünschter Verhaltensweisen der 
deutschen Mittelschicht, z.B. den Besuch weiterführender Schulen. Ferner wird poli­
tisch für soziale Mischung argumentiert: Mischung bedeutet, daß soziale und politische 
Kompetenz im Stadtteil präsent ist, was eine negative Etikettierung des Stadtteils ver­
hindert und dazu führen kann, daß der Stadtteil gleichmäßiger durch die kommunale 
Politik berücksichtigt wird. Schließlich werden stadtentwicklungspolitische Überle- 237 
gungen angeführt: Gemischte Quartiere sind regenerationsfähiger, da ihre Bewohner 



bei beruflichem Aufstieg sich nicht gezwungen sehen, auszuziehen. Das wiederum mo­
tiviert Hauseigentümer zu kontinuierlicher Instandhaltung und Modernisierung. 

Gegen soziale Mischung und für soziale Segregation werden angeführt: die Konflikt­
hypothese, wonach es in homogenen Gebieten weniger soziale Konflikte aufgrund un­
terschiedlicher Lebensweisen geben kann. Außerdem ist der Druck, sich über seine Ver­
hältnisse an die höheren Konsumstandards der Mittelschicht anzupassen, geringer. Die 
politische Selbstorganisation und damit die Durchsetzung der eigenen Interessen wird 
gefördert, wenn Interessenlagen homogen sind. Generell wird das alltägliche Leben 
leichter, wenn man in der Nachbarschaft öffentliche und private Dienstleistungen und 
Infrastrukturen vorfindet, die den eigenen Gewohnheiten und Präferenzen entspre­
chen. Ferner sprechen sozialpsychologische Argumente für Segregation: Homogenität 
ist wesentliche Voraussetzung dafür, daß informelle soziale Netze aufgebaut werden 
und funktionieren können. Auf diese sind gerade die sozioökonomisch Schwachen und 
die Zuwanderer besonders angewiesen. Schließlich kann eine homogene Umwelt die 
eigene Identität stabilisieren, und eine gesicherte Identität ist Voraussetzung dafür, daß 
man sich dem Neuen und Fremden öffnen kann, also Voraussetzung für Integration. 

Die Kontroverse ist alt und immer noch ungelöst, ein Hinweis darauf, daß die Frage 
falsch gestellt ist. Es ist doch auffällig, daß Segregation per se nicht als Problem gilt. 
Sonst müßte die Absonderung der Oberschicht in ihren Wohngebieten mit gleicher Be­
sorgnis betrachtet werden wie die der Unterschicht. Eben das aber ist nie der Fall, und 
zwar mit dem guten Grund, daß es sich bei der Segregation der Oberschicht um frei­
willige, bei der der Unterschicht um erzwungene Segregation handelt. Die sozialräum­
liche Segregation der Oberschicht ist womöglich sehr viel schärfer, aber je höher Ein­
kommen, Bildung und sozialer Status, desto eher beruht Segregation auf Freiwilligkeit, 
und dafür gibt es gute Gründe: Segregation dient der Vermeidung von Konflikten, sie 
erfüllt den Wunsch, mit seinesgleichen zusammenzuleben, sie erleichtert gutnachbarli­
che Kontakte und sie stabilisiert durch eine vertraute soziale Umwelt. Nicht also das so­
zialräumliche Phänomen der Segregation ist das Problem, sondern die Art und Weise 
seines Zustandekommens. 

Die Fragen der Segregation bzw. der Mischung werden allzusehr aus der Perspektive 
der Verträglichkeit für Einheimische diskutiert. Um es polemisch zu formulieren: es 
geht darum, wieviele Fremde eine Nachbarschaft verträgt, ehe sie zuschlägt, wieviel 
fremdländisch Aussehende im Straßenbild auftreten dürfen, bis sich die Deutschen be­
droht fühlen. Diese Diskussion ist die Basis für die Festlegung von Höchstquoten und 
Schwellenwerten, für die Formulierung von Zuzugssperren und Strategien zur Verstreu-



ung der Ausländer über das Stadtgebiet. Aber ist eine solche Politik forcierter 
Mischung denn im Interesse der Minderheiten und fördert sie langfristig überhaupt die 
Integration? Es gibt gute Argumente, diese Frage mit Nein zu beantworten. Mischung 
zerstört informelle Netze bzw. behindert deren Aufbau und schwächt damit die ökono­
mische, die soziale und die psychische Stabilität. Diese aber sind Voraussetzung für 
gelingende Integration. Erst auf der Basis einer gesicherten Identität läßt man sich auf 
das Abenteuer des Neuen ein, und das gilt für Zuwanderer wie für Eingesessene. Daß 
man ausgeprägte Segregation gerade bei den Gruppen findet, die über besonders große 
Wahlfreiheit auf dem Wohnungsmarkt verfügen, weist darauf hin, daß es freiwillige Se­
gregation gibt, anders gesagt, daß Menschen Interesse daran haben, mit ihresgleichen 
benachbart zu sein. Warum will man dieses Interesse gerade den Angehörigen der 
Unterschicht oder den Zuwanderern verwehren? Schließlich haben auch die 
Deutschen in den USA zunächst „german town" aufgesucht. „German town" oder „little 
Italy" haben sich nicht nur gebildet, weil der Wohnungsmarkt die Zuwanderer so sor­
tiert hat. Und Wohnungsbaugesellschaften, die eine entsprechende Belegungspolitik 
hätten betreiben können, existierten in den USA nicht. Die Zuwanderer filterten quasi 
automatisch in solche Quartiere, teils, weil sie darüber schon etwas wußten, teils, weil 
sie dort landsmannschaftliche Verbindungen hatten, teils aber auch, weil sie ein Stück 
Heimat in der Fremde suchten, einen Brückenkopf, wo sie erste Informationen über 
das Land, materielle Hilfen und psychische Unterstützung finden konnten. 

Es muß also differenziert werden: 

• zwischen verschiedenen Quartierstypen - innerstädtischer Altbau, umweltbela­
stete Quartiere, sozialer Wohnungsbau am Stadtrand; 

• zwischen verschiedenen Haushaltstypen - Alleinstehende, Alleinerziehende, 
Normalfamilien; 

• zwischen verschiedenen Kriterien der Segregation - sozioökonomische Position, 
Lebensstil, Ethnizität; 

• zwischen verschiedenen Arten des Zustandekommens - freiwillig gewählte 
Segregation gegenüber durch Markt, Diskriminierung, Belegungspolitik oder 
durch das bloße Zurückbleiben der Mobilitätsunfähigen erzwungener 
Segregation; 

• und schließlich zwischen verschiedenen Lebenslagen, aus denen heraus das 
Problem betrachtet und bewertet wird. Die Segnungen sozial gemischter Viertel 
werden meist von liberalen, gebildeten und wohlsituierten Angehörigen der 
Mittelschicht gepriesen. 



Sie aber werden durch die Gnade gespaltener Arbeits- und Wohnungsmärkte zuver­
lässig davor bewahrt, das, was sie predigen, in ihrem Alltag auch leben zu müssen. Die 
Selektionsmechanismen des Marktes und die Belegungspraktiken von Staats- und Woh­
nungsbaugesellschaften filtern Migranten in jene Segmente des Arbeits- und des Woh­
nungsmarktes, in denen Einheimische in prekären Lebenslagen konzentriert sind. Diese 
aber sind am wenigsten in der Lage, die Konflikte auszuhalten, die notwendigerweise 
im Prozeß der Integration des Fremden auszuhalten sind. 

Solche differenzierenden Betrachtungen machen Stadtpolitik nicht einfacher, denn 
sie verlangen eine ähnlich differenzierte, also eine hochkomplexe Politik, und sie haben 
obendrein utopische Konsequenzen. Nicht nur, daß Politik je nach Quartierstyp und so­
zialer Gruppe differenzieren muß. Sie muß vor allem erzwungene Segregation abbauen 
und freiwillige Segregation jenen, die weniger Freiheiten auf dem Wohnungsmarkt 
haben, erleichtern. Also Aufstockung des Wohngelds, ein differenziertes Angebot von 
Belegrechtswohnungen, die Beteiligung aller Betroffenen bei der Ausübung von Bele­
gungsrechten, die strikte Kontrolle von Gatekeepern auf diskriminierende Praktiken 
bei der Wohnungsvergabe. In der Konsequenz liefe eine solche Politik darauf hinaus, 
allen die freie Wahl von Wohnstandort und Nachbarschaft zu ermöglichen, also ein 
Privileg zu verallgemeinern, das jetzt nur den Wohlhabenden zusteht. Es liefe darauf 
hinaus, eben das aufzuheben, was heute die dominierende Ursache von Segregation ist, 
die soziale Ungleichheit, für die die heutigen Erscheinungsformen von Segregation nur 
Symptom und Verstärker sind. An deren Stelle würde eine Segregation treten, die 
ausschließlich auf kultureller Differenz beruht, in anderen Worten, eine Gesellschaft, in 
der, wer arm ist oder einsam, dies aus freien Stücken ist, also als Franziskaner oder als 
Eremit - eine wahrhaft utopische Gesellschaft. 
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Walter Pähl 

Unter uns bleiben - ja bitte, nein danke!" 

Integration von Zuwanderern. Das Beispiel 
Ludwig-Frank-Genossenschaft in Mannheim 

Fremde gehen bevorzugt dahin, wo sie Menschen mit ähnlicher Herkunft, 
Werten und Sitten finden. Einwanderern gelingt es leichter, sich in Kultur, 
Bildungssystem und Arbeitsmarkt des neuen Landes zu integrieren, wenn 
sie zunächst die eigenen Lebensweisen, die sie mitbringen, auch hier leben 
können. Ethnisch segregierte Nachbarschaften bilden so einen sicheren 
Boden, von dem aus die Integration in das Gastland erfolgen kann. Proble­
matisch wird es allerdings, wenn sich die Segregation verfestigt, wenn eine 
abgeschlossene Parallelkultur entsteht, welche die Übergänge erschwert 
und Integrationschancen verstellt. Von diesem Balanceakt zeugt auch das 
Beispiel der Vermietungsgenossenschaft Ludwig Frank eG in Mannheim. 

Es gibt kaum mehr ernstzunehmende Zweifel darüber, daß wir aus demographi­
schen und ökonomischen Gründen Zuwanderung brauchen. Nach der 9. Bevöl­

kerungsberechnung des Statistischen Bundesamtes haben wir bis 2050, selbst bei einer 
unterstellten jährlichen Nettozuwanderung von 200.000 Menschen, einen Bevöl­
kerungsrückgang von derzeit 82 auf 70 Millionen Einwohner zu erwarten. Gleichzeitig 
verändert sich die Altersstruktur erheblich. Während jetzt 40 Menschen, die über 60 
Jahre alt sind, auf 100 Erwerbspersonen kommen, werden dies 2050 bereits 80 Perso­
nen sein. Daß dies gravierende Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt, die Steuerpolitik 
und die Sozialversicherungen haben wird, liegt so klar auf der Hand, daß es hier nicht 
weiter erläutert werden muß. Wenn dem aber so ist, dürfen wir die Schwelle zum Ein­
tritt in unsere Gesellschaft nicht zu hoch setzen, sondern müssen den Zuwanderern den 
Zugang zum Standort Deutschland nach Maßgabe unserer Interessen soweit wie mög­
lich erleichtern. Schon jetzt leben 7,3 Millionen Immigranten, rund 9 % der Bevölke­
rung, im Land, deren Integration nicht einfach ist, insbesondere wenn sie aufgrund der 
Wohnungsmarktmechanismen in Stadtquartieren mit schlechter Bausubstanz wohnen. 243 



Man glaubte lange, daß sich das schrittweise Hineinwachsen der Migranten in die 
Mehrheitsgesellschaft mit der Zeit von alleine ergeben würde. Mitnichten. Mancherorts 
haben sich problematische Wohngebiete entwickelt, die durch einen hohen Ausländer­
anteil einer sozial schwachen Schicht gekennzeichnet sind. Ethnische und soziale Aus­
grenzung führen leicht zu Spannungen mit der Nachbarschaft. Eine Bildung von dis­
kriminierten Ghettos ist aber mit der Konzentration nicht zwangsläufig verbunden. 

Ghettos entstehen erst, wenn die Konzentration zur Abschottung wird, wenn die ver­
nachlässigten Gebäude und ihre Wohnumgebung durch auffällige Verschmutzungen 
noch mehr verunstaltet und bei der aufnehmenden Gesellschaft Überfremdungsängste 
erzeugt werden. Ganz vermeiden läßt sich eine gewisse Segregation jedoch nicht. Es ist 
eine Selbstverständlichkeit, daß Zuwanderer zunächst ihresgleichen suchen. Diskrimi­
nierungserfahrungen, Sprachschwierigkeiten und auf ihre Bedürfnisse zugeschnittene 
Infrastrukturen - z.B. Läden mit Heimatprodukten - sind die hauptsächlichen Gründe. 
Die Ausländer gehen bevorzugt dahin, wo sie Menschen mit ähnlicher Herkunft, 
Werten und Sitten finden. Eine von den Zuwanderern selbst gewollte zeitweilige Segre­
gation ist daher hinzunehmen. Die Verhinderung von Segregation „an sich" kann des­
halb kein originäres Ziel der Einwanderungspolitik sein. Ob jedoch eine Integration bes 
ser und schneller aus der Segregation oder aus einer „gesunden Mischung" heraus statt­
finden kann, ist eine nur schwer zu beantwortende und von den Umständen und ört­
lichen Verhältnissen abhängende Frage. Wir wissen jedoch, daß Integration durch 
Segregation nur gelingen kann, wenn a) in der Immigrantengruppe eine Aufstiegsorien­
tierung vorhanden ist, b) ein Zugang zum Arbeitsmarkt sichergestellt werden kann, c) 
die inneren Konflikte in der Minderheit nicht zu groß sind und d), wenn die Mehrheits­
gesellschaft die Segregation nicht allzu negativ bewertet. Diese Bedingungen dürften 
allerdings nur selten gegeben sein. Im übrigen ist es schwer vorstellbar, daß sich die 
ausländische „Majorität" in unsere Werte und Normen freiwillig einordnen läßt, wenn 
Angehörige der Aufnahmegesellschaft im Quartier zur „Minderheit" geworden sind. 
Schulklassen, in denen sich 10 % deutsche Schüler unter 90 % Türken befinden, ver­
deutlichen das. 

Im Spannungsfeld zwischen den von Einwanderern gewählten Nachbarschaften, die 
man aber durchaus auch als „Einstiegshilfe" in die Gesellschaft sehen kann, und einer 
manchmal „erzwungenen" Abschottung bewegt sich auch die Tätigkeit der Vermie­
tungsgenossenschaft Ludwig-Frank in Mannheim. Ihre Probleme und Lösungsansätze 
möchte ich kurz darstellen. 



Die Ausgangslage in Mannheim 

Die stadteigene Wohnungsbaugesellschaft hatte als erste Neubaumaßnahme nach 
dem Kriege 1949/51 mit den damals vorhandenen Materialien, zum Teil auch mit 
Trümmerschutt, in innenstadtnahen Gebieten 400 Wohnungen erstellt. Sie waren in 
der damaligen Zeit, trotz der für heutige Verhältnisse zu klein geratenen Grundrisse, 
erste Adressen. Es zogen durchweg honorige Wohnungssuchende ein. Mit zunehmen­
dem Wohlstand, einem sich wesentlich bessernden und vielfältigeren Wohnungsange­
bot ist die am Anfang „rein deutsche" Bevölkerung mehr und mehr in andere Woh­
nungen umgezogen. Da es sich um öffentlich geförderten Wohnungsbau handelte, wur­
den ausschließlich Arbeitslose, Sozialhilfeempfänger und Gastarbeiter in freiwerdende 
Wohnungen eingewiesen. Das beschleunigte den Erosionseffekt und die Konzentration 
von Angehörigen fremder Kulturen. Die Gastarbeiter holten ihre Familien nach, hinzu 
kamen Aussiedler und Flüchtlinge aus den verschiedensten Ländern. Das alleine hätte 
jedoch nicht zwangsläufig zu sozialen Brennpunkten und „überforderten Nachbarschaf­
ten" führen müssen, wenn man die Instandhaltung der Bausubstanz nicht sträflich ver­
nachlässigt und eine soziale Betreuung der Bewohner vorgenommen hätte. In die misera­
blen Gebäude wurden nun auch bevorzugt Räumungsschuldner und sogenannte nicht 
mehr mietfähige Mieter eingewiesen. Das Bewohnerniveau sank von Jahr zu Jahr. Da 
auch eine notwendig gewordene Betreuung ausblieb, fühlten sich die Mieter verlassen. 
Vandalismus und eine immer stärker ins Auge fallende Verschmutzung traten auf. Sie 
führten zu einer zunehmenden Diskriminierung in der Nachbarschaft. Die Klagen über 
Mißstände wurden lauter. Man machte in Verkennung anderer Ursachen allein die 
Bewohner für das schlechte Erscheinungsbild verantwortlich. Die Häufung der negati­
ven Merkmale sozialer Brennpunkte wurden in der Öffentlichkeit diskutiert, zumal Al­
koholismus, Drogenmißbrauch und polizeiliche Auffälligkeiten laufend zunahmen. 

Ende der 80er Jahre faßte die Gesellschaft daher den Beschluß, freiwerdende Woh­
nungen nicht mehr zu belegen. Man wollte den aufkommenden Schwierigkeiten da­
durch begegnen, daß man den Bewohnern Ersatzwohnungen anbot. Die Gebäude soll­
ten abgebrochen und an ihrer Stelle moderne Neubauten erstellt werden. Nach Aus­
sage des Amtes für Wohnungs- und Siedlungswesen wollte ohnehin „niemand mehr, 
selbst dringend auf Wohnraum angewiesene Ausländer nicht, in diese unzumutbar ge­
wordenen Wohnungen einziehen". 

Die Mieter wurden stark verunsichert. In dieser Situation bildeten sie eine Bürger­
initiative, die sich gegen die Abbruchabsicht wehrte und neue Fenster, Haustüren, ein- 2 4 5 
fache Instandsetzung und einen Fassadenanstrich forderte. Solche Wünsche wurden 



mit der Begründung abgelehnt, „daß es sich nicht mehr lohne, in die menschenunwür­
dig gewordenen Gebäude zu investieren". Auch sei Abbruch und Neubau kaum teurer 
als eine Sanierung des Bestandes. 

Ein großer Teil der Mieter wollte jedoch in ihrer vertrauten Umgebung und unter 
ihresgleichen bleiben. Sie wandten sich an den Gemeinderat der Stadt, der dieses heiße 
Thema an sich zog und über zwei Jahre lang heftig diskutierte. Die Meinungen waren 
sehr geteilt. Da Gedanken über eine Genossenschaftsgründung und Selbsthilfe aufka­
men, erwartete man vor allem von mir, als in Mannheim bekanntem Leiter einer Bau­
genossenschaft und Vorsitzendem der SPD-Fraktion, sachkundigen Rat und Hilfe. Dem 
konnte ich mich nicht entziehen. Die Verwaltung bezweifelte aber, daß bei „der sozial 
schwachen Klientel" eine Genossenschaftslösung überhaupt zustande gebracht werden 
könne. „Die sind doch nicht bereit, sich auch nur mit einer müden Mark an einer Ge­
nossenschaft zu beteiligen." 

Dem setzte ich entgegen, daß man bei über 5.000 registrierten und dringend Woh­
nungssuchenden Bürgern die Warteschlange beim Wohnungsamt durch den Abbruch 
der billigen Wohnungen nicht noch verlängern dürfe. Es käme auf den Versuch an, ob 
die Bewohner nicht doch bereit seien, einen Beitrag zur Verbesserung ihrer mißlichen 
Lage zu leisten. Es helfe auch nichts, sie für die eingetretene Verwahrlosung verant­
wortlich zu machen. Vielmehr müsse man der fälligen Sanierung eine gemeinwesen­
orientierte Sozialarbeit folgen lassen, welche die Einstellungen und Verhaltensweisen 
der Bewohner zu verändern suche. In zahlreichen Versammlungen, in denen über 
Rechte und Pflichten in einer Genossenschaft gesprochen wurde, galt es zu überzeugen 
und zu motivieren. Ein zunehmender Wille zu Selbsthilfe und Selbstverantwortung war 
zu spüren. Von den 400 Wohnungen standen Mitte 1989 schon rund 110 leer. Die Woh­
nungsbaugesellschaft schien ihrem Abbruchziel immer näher zu kommen. 

Genossenschaftsgründung 

Im November 1989 beschloß der Gemeinderat im Grundsatz: „Die Gebäude werden 
nicht abgebrochen, sondern instand gesetzt." Nun forderte die Gesellschaft 11 Millionen 
DM für eine einfache Instandsetzung. Der Kämmerer stellte diesen Betrag auch prompt 
in den Haushalt ein. Um dem Argument, „eine Genossenschaft käme nicht zustande" zu 
begegnen, wurde am 15. Februar 1990 die Vermietungsgenossenschaft Ludwig-Frank ge­
gründet, obwohl man sich keinesfalls sicher sein konnte, daß diese je ihre hochgesteck­
ten Ziele erreichen werde. Die gleiche Problem- und Interessenlage hatte die Bewohner 
mit der Absicht zusammengeführt, ihre Vorstellungen durchzusetzen. Nach gründ-



liehen Überlegungen unterbreiteten wir d e r Stadt das Angebot, „die Genossenschaft 
werde bei Übertragung der Gebäude auf dem Wege des Erbbaurechts, unter sonst glei­
chen Bedingungen, mit einem verlorenen Zuschuß von nur 5 Millionen DM eine Sa­
nierung der Wohngebiete durchführen". 

Zur großen Überraschung der Gesellschaft und der Stadtverwaltung beschloß dar­
aufhin der Gemeinderat, wenige Tage nach der Genossenschaftsgründung, mit einer 
quer durch die Fraktionen getragenen Mehrheitsentscheidung, der Genossenschaft den 
„abbruchreifen" Wohnungsbestand zu übertragen. Die Verträge wurden nach langwie­
rigen und schwierigen Verhandlungen, in denen immer wieder neue Probleme aufge­
tischt wurden, am 31.10.1990 unterzeichnet. Zu diesem Zeitpunkt hatten 305 Mitglieder 
schon 436.000 DM Geschäftsguthaben einbezahlt. Sofort wurde mit den Baumaßnah­
men begonnen. Es wurde aber nicht gekleckert, sondern geklotzt. Nicht die bescheide­
nen Instandsetzungswünsche der Mieter wurden erfüllt, sondern eine grundlegende 
Sanierung und Modernisierung vorgenommen. Innerhalb von zwei Jahren waren die 
dringendsten Arbeiten durchgeführt, was zu einem gewissen „Aha-Effekt" führte. 
Weitere Verbesserungen kamen in den folgenden Jahren hinzu. Bis Ende 1999 wurden 
für Sanierungs und Modernisierungsarbeiten 21,6 Millionen DM aufgewandt, darunter 
die erwähnten 5 Millionen von der Stadt und 5,6 Millionen zinsverbilligte Modernisie­
rungsdarlehen der Landeskreditbank. Den weitaus größten Teil des Aufwands aber 
deckten die Geschäftsguthaben und Mieten der Mitglieder. Ende 1999 zählte die Ge­
nossenschaft 569 Mitglieder, darunter über 99 % der Bewohner mit einem einbezahlten 
Beteiligungskapital von rund 1,8 Millionen DM. Das ermöglicht es uns, die Netto-Kalt-
mieten mit derzeit durchschnittlich 7,27 DM/qm sehr günstig zu halten. Die Gründungs­
ziele, die Wohnungen zu erhalten, zu modernisieren und mit den Mieten im unteren 
Bereich zu bleiben, konnten damit erreicht werden. Die Mieter, die sich zu 2/3 aus 
Migranten aus 19 Ländern und 1/3 Deutschen zusammensetzen, wissen das zu schät­
zen. Wir haben trotz eines zur Zeit großen Wohnungsangebots auf dem Markt keine 
Leerstände. Türken stellen mit rund 54 % die größte Gruppe der Bewohner. Diese Be 
V ö l k e r u n g s s t r u k t u r war von Anfang an so vorhanden. Sie konnte trotz unserer Bemü­
hungen keine Veränderung erfahren, da bei deutschen Wohnungssuchenden noch 
immer Vorbehalte bestehen, unter fremden Kulturen zu leben. 

Die Tatsache, daß wir die Bewohner zu Miteigentümern am Gemeinschaftseigentum 
machen konnten, ließ nach der Genossenschaftsgründung eine gewisse Euphorie und 
ein starkes „Wir-Gefühl" entstehen. Die Mentalität der Mieter änderte sich zum Positi­
ven. Nach der Modernisierung kam Stolz auf und es wurde mehr auf Sauberkeit und 247 
Pflege geachtet. Das Selbstbewußtsein der Bewohner nahm zu. Der unterschwelligen 



Diskriminierung wurde der Boden entzogen. Durch die eingetretene Identifikation mit 
ihrem Wohngebiet und Versorgungssicherheit wurde jetzt in die Wohnungen investiert. 
Wo vor der Sanierung noch gesprungene Fensterscheiben und dahinter Dunkelheit 
sichtbar waren, hingen blitzsaubere Gardinen. Auf Details bezüglich der umfangrei­
chen Modernisierungsmaßnahmen an den Gebäuden und der Verbesserung des Wohn­
umfeldes kann ich leider nicht eingehen, denn ich will noch über unsere Gemeinwesen­
arbeit berichten. Diese war und ist mindestens ebenso wichtig wie die Verbesserung 
der Wohnsituation selbst, wenn auch die wohnliche Qualitätsverbesserung die erste 
Voraussetzung für eine nachhaltige Aufwertung der Quartiere und ihrer Bewohner in 
der Nachbarschaft war. 

In einem ehemaligen Getränkemarkt in der „Ludwig-Frank-Siedlung" wurde die Be­
gegnungsstätte „Treffpunkt Neckarstadt-Ost" eingerichtet, zu deren Einrichtung wir so­
gar einen Zuschuß der Europäischen Union erhielten. Ohne sonstige öffentliche Hilfe ge­
lang es mit Spendenmitteln, ehrenamtlichem Einsatz, Honorarkräften, Arbeitsbeschaf­
fungsmaßnahmen und einer hauptamtlichen Sozialpädagogin, den Bewohnern und 
ihren Nachbarn gemeinschaftsfördernde Angebote der verschiedensten Art anbieten zu 
können. Ein Jahr nach der Eröffnung wurde ein Regelkindergarten angegliedert. In ihm 
werden derzeit von zwei Erzieherinnen zweiundzwanzig Kinder betreut, darunter neun­
zehn ausländischer und drei deutscher Abstammung - eine besonders schwierige Auf­
gabe, da die Kinder aus Ausländerfamilien, wenn sie in den Kindergarten aufgenom­
men werden, oft kein einziges deutsches Wort sprechen oder verstehen. 

Hauptziel unserer Gemeinwesenarbeit ist es, Spannungen innerhalb der Gruppen zu 
vermeiden oder abzubauen und eine dauerhafte Partnerschaft zwischen den Beteiligten 
herzustellen. Die Teile sollen ein Ganzes werden. Durch vielseitige Bildungsangebote 
versuchen wir ihre Eingliederungschancen zu erhöhen, denn man weiß aus wissen­
schaftlichen Untersuchungen, daß ein Zusammenhang zwischen dem Bildungsniveau 
der Migranten und ihrer Integrationswilligkeit und Integrationsfähigkeit besteht. 
Schwerpunkt unserer Arbeit sind deshalb Sprachkurse für die verschiedenen Gruppen, 
vor allem auch für Mütter, deren Kinder während der Kursstunden separat versorgt 
werden. Sie tragen dazu bei, daß die Verständigung zwischen den ethnischen Gruppen 
und ihren deutschen Nachbarn laufend verbessert wird. Die Sprache allein ist natürlich 
noch kein Garant, aber eine wichtige Voraussetzung, für das friedliche Zusammenleben, 
die gegenseitige Achtung und eine bessere Qualifizierung. Nur ein Bündel von Ange 
boten, kann mit der Zeit zu „einer" Gesellschaft in Harmonie führen. Ethnische und reli­
giöse Unterschiede bleiben bestehen und werden toleriert. Sie sind auch nicht durch 
noch so hohe Hürden bei der Einwanderung zu beseitigen. Wir müssen andere Kulturen 



Stolz und Hoffnung unter den Bewohnern 

respektieren und akzeptieren. Unübersehbare Spannungen und Konflikte in Wohnsied­

lungen brauchen deshalb nicht geleugnet oder tabuisiert zu werden. Konflikte nehmen 

ab, je näher man dem Integrationsziel kommt, nämlich der gleichberechtigten Teilhabe 

der Migranten am wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und politischen Leben unse­

rer Gesellschaft. Bis dahin ist es aber noch ein weiter Weg. 

Unabdingbar ist allerdings zu fordern und zu erwarten, daß sich Zuwanderer auf 

dem Boden des Grundgesetzes und der Menschenrechte bewegen. Ich zitiere Roman 

Herzog: „Dazu gehört das Recht auf Achtung des Lebens, das Verbot von Leibeigen­

schaft, Sklaverei und Folter, der Schutz vor willkürlichem Freiheitsentzug und das Ver­

bot der Diskriminierung aus rassischen, religiösen und ähnlichen Gründen - also das, 

was man meist als den ,Kern' der Menschenrechte bezeichnet. A n der Geltung dieser 

Rechte auf der ganzen Welt, an ihrer Universalität also, kann und darf es keinen Zwei­

fel geben" (Herzog, Die Zeit vom 6.9.99 S. 3). 

Die Mehrheitsgesellschaft hat sich diesen Menschenrechten untergeordnet und bietet 

damit einen weitgesteckten Werterahmen, der viele Möglichkeiten offenläßt und daher 

nicht in Frage gestellt werden kann. Jeder kann darin nach seiner Fagon selig werden. 

Wir sollten uns davor hüten, andere Kulturen mit Druck oder gar Zwang durch unsere 

eigenen Vorstellungen ersetzen zu wollen. Harmonie ist ohne Akzeptanz der Kulturen 

von Zuwanderern nicht zu erzielen. Wir brauchen für die erstrebte Integration viel 

Geduld und Zeit. Nur sehr langfristig und je nach Herkunftsland, oft erst nach mehreren 

Generationen, kann sich ein nachhaltiger Erfolg unserer Bemühungen einstellen. 

Wir sind uns natürlich bewußt, daß unsere kleine Genossenschaft dazu nur ein Bei­

spiel geben kann, einen kleinen Beitrag leisten kann. Wir glauben aber, daß wir vor Ort 

einen wichtigen Beitrag leisten, wenn es auch gelegentlich Enttäuschungen gibt. Leider 

wurden auch wir von der Erfahrung nicht verschont, daß nicht alle hier lebenden Aus- 249 

länder in unsere Gesellschaft ernsthaft integriert werden wollen. Vielen fehlt es an 
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Eigeninitiative, viele trauen sich zu wenig zu. Frauen und Mädchen sind besonders 
schwer zu erreichen. Aber wir resignieren deshalb nicht. Wir bieten durch unsere 
wechselnden Angebote für alle Gruppen Hilfen zu ihrer Anerkennung und Eingliede­
rung an. Schularbeitenhilfen. Nähkurse, Schreibmaschinen- und Computerlehrgänge, 
Bastelstunden, Spielnachmittage, Ausflüge, Besuche öffentlicher Museen und Einrich­
tungen, Vorträge, Erste-Hilfe-Kurse, Seidenmalerei, Nachbarschaftstreff usw. stärken 
das Selbstbewußtsein der Besucher und tragen dazu bei, daß sie sich untereinander 
besser kennenlernen und leichter in unserer Gesellschaft zurechtfinden. Wir setzen auf 
Gemeinsamkeiten und Zusammenarbeit. 

Wir vermeiden es, die Unterschiede zwischen den ethnischen Gruppen herauszu 
stellen oder gar gegeneinander auszuspielen. So ist es bislang gelungen, unter den Be­
wohnern aus 20 verschiedenen Ländern den sozialen Frieden zu bewahren und funk­
tionierende Nachbarschaften herzustellen. Wir würden gerne noch viel mehr tun, wenn 
wir dazu die erforderlichen Mittel hätten. Wir betrachten die Vielfalt der Kulturen als 
eine Bereicherung, auch wenn sie für uns eine finanzielle Belastung bedeutet. Bisher 
sind fast alle Kosten über Spenden finanziert worden. Erfreulich und dankenswert ist 
in diesem Zusammenhang, daß wir in diesem Jahr erstmals einen Betriebskostenzu­
schuß der Stadt erhalten und diese zehn Jahre nach der Genossenschaftsgründung un­
sere Arbeit ebenfalls anerkennt. 

Die soziale Integration der Migranten ist ein allgemeines Problem und eine der größ­
ten Herausforderungen unserer Zeit. Der Politik kommt es zu, dafür zu sorgen, daß sich 
keine Parallelgesellschaften verfestigen, daß Überfremdungsängste abgebaut werden 
und ein Grundkonsens im Lande hergestellt wird, der gleichwohl die unterschiedlichen 
Kulturen nicht in eine hierarchische Ordnung preßt. Der Gesetzgeber hat die Aufgabe, 
für das Zusammenleben aller Bürger, unabhängig von ihrer Herkunft, tragfähige Be-



dingungen zu schaffen, z.B. m i t einem Einwanderungsgesetz. Ein Einwanderungsgesetz 

hat meines Erachtens aber n icht nur Quoten u n d Voraussetzungen, unter denen eine 

geordnete Migra t ion stat t f inden soll , festzulegen, sondern sollte i m Interesse der deut­

schen w ie der ausländischen Bevölkerung auch f inanziel le H i l fen für die Träger v o n 

Maßnahmen zur Eingl iederung anbieten. Die K o m m u n e n u n d die Wohnungswir tschaf t 

können die aus der Zuwanderung entstehenden Probleme nicht alleine lösen. Unserem 

Staatswesen muß es etwas wer t sein, eine soziale und räuml iche Ausgrenzung der Zu-

wanderer d u r c h eine unterstützende In tegrat ionspol i t ik zu vermeiden. Wenn d u r c h so­

ziale und räuml iche Segregation erst der Nährboden für rel igiös oder ethnisch moti ­

v ier te Ideologien geliefert ist, verfestigen sich S t ruk turen , die nur außerordent l ich 

schwer aufzubrechen sein werden. 

„Der gesamtwirtschaft l iche u n d gesellschaftspolit ische Nutzen der Maßnahmen ist 

mittel - und langfr ist ig wei taus höher als die Kosten, die heute anfal len" (Deutsch-fran­

zösische Charta zur nachhalt igen Stadtentwicklung". Steinert /Delebarre, Urban 21, 

Ber l in , 3.7.2000). 
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Peter Hansen 

Planen, bauen und verwalten für eine 
multikulturelle Gesellschaft 

Das Habitat-Projekt am Kronsberg in Hannover 

„Stadt ist der Ort, wo Freunde wohnen." (Walter Siebel) 

Heute ist es wichtiger denn je, Lösungsmöglichkeiten für eine wechselseiti­
ge Integration von Migranten und Deutschen in einer offenen Gesellschaft 
zu suchen und konkret umzusetzen. Integration gelingt durch Nähe, nicht 
zuletzt durch räumliche. Wohnquartiere bieten die Gelegenheit und den 
gebauten Rahmen für ein gegenseitiges Kennenlernen, aus dem multikul­
turelle Neugier und zumindest Toleranz entstehen kann. Die Wohnungs­
wirtschaft kann hierzu also Wesentliches leisten. 

In dem sozioökologischen Vorzeigestadtteil, dem Kronsberg in Hannover, ist ein klei­
nes Wohnquartier mit etwa 100 Sozialwohnungen explizit für eine internationale Mie­
terschaft gebaut worden. Die ersten Erfahrungen sind ermutigend. 

Er fahrungsh in te rgrund 

Diesen Bericht gebe ich als geschäftsführender Gesellschafter einer bau- und immo­
bilienwirtschaftlichen Firmengruppe und als Leiter eines familienbetrieblich struktu­
rierten Wohnungsunternehmens. 70 % der 4.300 Wohnungen des Unternehmens sind 
öffentlich gefördert und unterliegen der Preisbindung sowie kommunalen oder anderen 
Belegrechten. 

Das Unternehmen ist um Gemeinnützlichkeit bemüht und hat gerade einen Nach-
haltigkeitsbericht veröffentlicht, in dem neben ökonomischen vor allem soziale und 
ökologische sowie kulturelle Ziele und ihre Erfüllung erörtert werden. In einer Reihe 
von drei großen Bauexperimenten wurde im Zusammenhang mit der Weltausstellung 
EXPO 2000 auf dem benachbarten Kronsberg das Habitat-Projekt für eine multikultu­
relle Bewohnerschaft realisiert. Es werden hier Erfahrungen über das Zusammenleben 
von Migranten und Deutschen in einem reflektierten Optimierungsversuch weiterent 



wickelt. Etwa ein Drittel der Mieterinnen und Mieter des Unternehmens kommen aus 
anderen Ländern und haben eine entsprechende kulturelle Prägung. Die Spannweite 
des Migrantenanteils (einschließlich Aussiedler) in den einzelnen Häusern variiert von 
2 bis 85 %. 

Als Projektinitiator hatte ich Anregungen zum internationalen Wohnen auch aus der 
bundesbezogenen Vorstandsarbeit im Verband Freier Wohnungsunternehmen, durch 
Mitwirkung im Wohnbund und in kommunalen Organisationen sowie durch Lehrtätig­
keit bei den Raumplanern an der Dortmunder Universität bekommen. 

1. Die „Habitat"-Idee 

Die richtungsweisende UNO-Konferenz 1992 in Rio hat die Thematik Ökologie hin zu 
einem umfassenden Begriff von Nachhaltigkeit der Weltgesellschaften ausgeweitet. Die 
folgende Habitat-II-Konferenz in Istanbul 1996 hat zusätzlich wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Lösungsmöglichkeiten für das Zusammenleben und -wohnen in Ballungs­
räumen bearbeitet. Die Teilnahme dort hat unserer Vorbereitungsgruppe Gelegenheit 
gegeben, türkische Wohnwünsche und Nachbarschaftsformen konkret kennenzulernen. 

Der Umgang mit dem Fremden, den Walter Siebel zu recht zum Definitionsmerkmal 
von Stadt macht - „Stadt ist der Ort, wo Freunde wohnen" (Siebel, 1997, S. 33) - ist in 
Deutschland stärker als in einigen anderen Industrienationen mißlungen. Das Dritte 
Reich und ein leider auch heutzutage aus dunklem Untergrund durchbrechender Ras 
sismus haben es wichtig werden lassen, Lösungsmöglichkeiten für eine wechselseitige 
Integration von Migranten und Deutschen in einer offenen Gesellschaft zu suchen und 
konkret umzusetzen. 

Integration gelingt durch Nähe, nicht zuletzt durch räumliche. Wohnquartiere bieten 
die Gelegenheit und den gebauten Rahmen für ein gegenseitiges Kennenlernen, aus 
dem multikulturelle Neugier oder zumindest Toleranz entstehen kann. Die Wohnungs­
wirtschaft kann hierzu also Wesentliches leisten. Und dies fügt sich in die Marketing-
Einsicht, daß Menschen nicht nur vier Wände und eine Decke über dem Kopf, sondern 
ein „befriedigendes Wohnerlebnis" ausschließlich in einer guten Nachbarschaft wollen. 

So entstand die Idee, im Rahmen der Entwicklung eines sozioökologischen Vorzeige­
stadtteils, dem neben dem Weltausstellungegelände gelegenen Kronsberg, ein fast 
10.000 qm großes Grundstück als gefördertes Wohnquartier mit etwa 100 Sozialwoh­
nungen explizit für eine internationale Mieterschaft zu planen, bauen und zu verwalten. 



2. P l a n e n f ü r m u l t i k u l t u r e l l e s W o h n e n 

Migranten, die in Ballungsräumen oft mehr als ein Siebtel der Bevölkerung stellen, 
sind für die deutsche Wirtschaft, insbesondere für die Wohnungsunternehmen, kein 
sonderlich beachtetes Marktpotential. Am liebsten wird weithin eine „Feinverriese-
lung" in den Wohnungsbeständen („Ein Migrant pro Hauseingang, das geht noch") ange­
strebt. Über Wohnwünsche von Migranten ist wenig bekannt. Durch EXPO-Projekt-
mittel war Spielraum für eine vorgeschaltete Grundlagenforschung. 

Wir haben zunächst einen Projektbeirat gebildet, in dem das für den sozialen Woh­
nungsbau zuständige Sozialministerium, Stadtplaner, Fachwissenschaftler und viele kom­
munale Ausländervertretungen zusammenwirkten. In zwei Kolloquien wurde von Mi-
grantenwohnprojekten aus Wien und deutschen Städten sowie von Migrations­
forschern über Grundlagen und Erfahrungen berichtet. 

Daran schloß sich eine Befragung von mehr als 400 örtlichen Migrantenhaushalten 
durch das Institut für Entwicklungsplanung und Strukturforschung Hannover an. Sie 
ergab: Nur wenige Migranten wollten unter sich wohnen. Schon einige mehr wollten 
nur mit Deutschen und mit deren Wohnstandards leben. Zwei Drittel wünschten sich 
ein internationales Wohnviertel. Bezogen auf den Grundriß wurden große Wohnküchen 
und abtrennbare, gern auch kleinere Wohnzimmer, aber große Kinderzimmer ge­
wünscht. Wegen der Kinder, auf die die Migranten stark orientiert sind, wurde die An-
bindung der Wohnung an einen Außenraum und ein „halböffentlicher" Außenbereich 
besonders gewünscht. 

In den vertiefenden Diskussionen im Beirat wurde erkennbar, daß der moslemische 
Glaube - die verbreitetste Religion unter den Migranten - spezielle Wohnanforderun­
gen entwickelt hat. Deshalb wurde vereinbart, ein Zehntel der Wohnungen speziell 
hierfür bereitzuhalten. Dazu gehört die Vermeidung der Toilettenstellung Richtung 
Mekka, die optische Trennung von WC und Waschbecken (wegen religiöser Gebets­
waschungen), verbesserte Nichteinsehbarkeit der Zimmer und - wegen der Trennung 
bei Besuchen nach Geschlecht - große Küchen und abgetrennte Wohnzimmer. (Auf 
Wunsch wurde nur in einem Fall ein Hockklo installiert.) 

Insgesamt hat die Bedarfsforschung ergeben, daß die konventionellen Grundrisse 
mit kleinen, funktionalen Küchen („Frauenarbeitsraum") und großen repräsentativen 
Wohnzimmern („Herrenerholungsraum") sowie großen Eltern- und kleinen Kinder­
zimmern gemäß verbreiteten innerfamiliären Hierarchien wenig Akzeptanz finden. 



Dies gilt genauso für junge deutsche Familien mit reflektierten modernen Lebensan­
sprüchen. Deshalb waren beide Nutzergruppen mit Allraumgrundrissen und Zentral­
küche sowie bequemen Außenraumanbindungen gut bedient. 

Die architektonisch beste Gestaltung des Außenraumes, der Gebäudegruppierung 
und des differenzierten Grundrißprogramms wurde in einem wettbewerbsähnlichen 
Verfahren (Parallelbeauftragung von drei Planerbüros mit dem Vorentwurf) ermittelt. 
Der Projektbeirat wählte als Jury gemeinsam den Entwurf des Planungsbüros Schmitz 
(Architekten Gerlach und Riedel) zur Realisierung aus. Auch das Freiraumplanungs-
büro Spalink-Sievers war nach Mitwirkung in der Jury von Anfang an einbezogen und 
für die Außenanlagen beauftragt (Gundlach, 1997, S. 2 f.). 

Die Forderung, daß die Wohnungen spätestens bis zur EXPO-Eröffnung Anfang 2000 
bezogen sein sollten, aber auch der entspannte Mietermarkt mit seiner Tendenz und 
seiner verbesserten Chance zu schnellem Wohnungswechsel hat eine zeitaufwendige 
Mieterbeteiligung verhindert. Dieses Manko wurde durch die große Grundrißtypen­
vielfalt (40 verschiedene Wohnungszuschnitte) und die Mitwirkung von Fachvertretern 
der örtlichen Migrantenszene sowie die Mietermitwirkung beim Quartiersmanagement 
ausgeglichen. 

3. Bauliche Daten des Habitat-Projekts in Stichworten 

Wohnquartier 

• Adresse: Johanneskamp/Försterkamp/Jakobskamp, 30539 Hannover-Kronsberg; 
• quadratisches Grundstück 9.360 qm, GFZ = 0,7 und GRZ = 0,4; 
• Bebauung mit 5 Gebäuden, 2,5 und 3,5 Geschosse, Pultdächer; 
• 93 Sozialwohnungen in 44 Grundrißtypen mit 1 bis 7 Zimmern; 
• Wohnfläche 6.240 qm zuzüglich Gemeinschaftshaus mit Döner-Kiosk und 

Pizzeria (210 und 80 qm); 
• 2 Tiefgaragen und 2 offene kleine KfZ Stellflächen; 
• Gesamtkosten 24,3 Millionen DM, reine Baukosten 15,7 Millionen DM brutto; 
• Registriertes EXPO-Projekt als Teil von „Stadt als sozialer Lebensraum" der 

Landeshauptstadt Hannover; 
• Planung seit 1997, Bau Juni 1998 bis November 1999, Bezug ab Dezember 1999. 



Ökologische Bauweise 

• Erfüllung bzw. Übererfüllung der ökologischen Anforderungen des städtebau­
lichen Vertrages bezüglich Bodenmanagement, energetischer Optimierung (ver­
schärfter Niedrigenergiestandard), Wasser- und Abfallkonzept; 

• Sonnenorientierte Südausrichtung von 4/5 der Gebäude mit großen 
Fensterflächen, zusammenhängende kubische Baukörper ohne Vorsprünge; 

• Zusätzliche Ökokomponente: Extensives begrüntes Pultdach, Grüne Mitte mit 
„Bächle" und Wasserbecken, feuchtigkeitsgesteuerte, mechanische Lüftungsan­
lage, photovoltaische Hausnummern, gesundheitsverträgliche Baustoffe, gemäß 
Vorzugsempfehlung der Landesregierung Einbau von PVC-Fenstern, deren 
Recycling kreislaufwirtschaftlich garantiert ist; 

• Waschsalon mit Öko-Waschmaschinen und -Trocknern, autofreie Innenbereiche, 
zwei ebenerdig erreichbare Fahrradtiefgaragen, Büro für eigenes Quartiers-Car-
Sharing (ab 2001) sowie Geräte- und Ausstattungsausleihung an Mieter (eigen­
tumsloser Konsum). 

Gestaltungsqualität 

• Extrovertierter Platz mit grüner Querachse und möbliertem Dialogweg, 
drei halböffentliche Innenhofbereiche mit Versickerungsmulden, private 
Mietergärten und Spielflächen; 

• Kopfbau über Quartierstreff mit Schmetterlingsdach, 5 Pultdächer, offene 
Treppen; 

• Sockelgeschoß mit dunkler Ziegelverblendung, 2 Obergeschosse mit weißem 
Wärmedämmverbundsystem und blauen holzzementgebundenen Platten; 

• Holzlamellen-Jalousien und verzinkte Mikadostäbe mit und ohne 
Tragefunktion sowie Dachpergolen; 

• Differenzierte Freiflächen und Streifräume mit südländischem Flair. 

Nutzungsqualität 

• Mischung von 2-Spännern, kurzen Laubengang- sowie vielen Direkt­
erschließungen und Gartenzugängen; 

• Viele Allraumgrundrisse mit großen Zentralküchen und teilweise flexiblen 
Trennwandelementen, äußerst differenzierte Grundrißvarianten (44 Typen); 

• 15 Maisonette-Wohnungen; 
• Vollsternverkabelung mit FS und Telekommunikation, kostenlose 

Telefonverbindung im Quartier; 
• Erdgeschoßwohnungen teilweise barrierefrei und behindertengerecht; 
• Größtmögliche Größendifferenzierung der Wohnungen (31 -136 qm); 



• Mieterinformation in der Bauphase, Mitwirkung bei der Quartiersverwaltung, 
Gründung eines Mietervereins; 

• Integrationsorientierte Planungs- und Nutzungskonzeption für 1/3 
Migrantenfamilien und 2/3 deutsche Familien; 

• 10 % der Wohnungen speziell nach moslemischen Glaubensregeln mit 
Anpassungen im Grundriß, Küchen- und Hygienebereich; 

• Ebenerdiger Waschsalon mit zwei Sitzgruppen und Radio; 
• Pizzeria am Bouleplatz, Dönerimbiß mit Teestube als Kiosk für Nahversorgung 

mit Nahrungsmitteln, Getränken und Rauchwaren; 
• Großer Mietertreff mit zwei Feierräumen mit Teeküche, Fitneßraum mit fünf 

Trainingsgeräten, Sauna mit Dusche, Gebetsraum zur multireligiösen Nutzung, 
Büro für Quartiersmanager des Mietervereins; 

• Miethöhe monatlich je qm 10,30 DM zuzügl. Betriebskosten und 
Verbrauchskosten, die von den Stadtwerken erhoben werden (Wohnbauförde­
rung mit Baudarlehen und Aufwendungszuschüssen im 3. Förderweg). 

4. Erste Erfahrungen in der multikulturellen Verwaltung 
des Habitat-Quartiers 

Mischungsverhältnis 

Die Diskussionen im Projektbeirat und bei ersten Mieterversammlungen während 
des Baus haben die Einschätzung entstehen lassen, daß eine Vorgabe für die Mischung 
der Mieter nach ihrer ethnischen Herkunft wünschenswert ist und daß ein Verhältnis 
von 1/3 Migranten und 2/3 Deutschen geeignet sei. Gerade Migrantenvertreter hatten 
wegen des eigenen Integrationswunsches in eine deutsche Umgebung gegen einen hö­
heren Migrantenanteil votiert. Eine weitergehende Quotierung nach Nationen oder 
eine Gruppierung in bestimmten Häusern war nicht gewünscht. Die Ablehnung einer 
höheren Wohnbaufinanzierung bei der Hinnahme von städtischen Belegungsrechten 257 
eröffnete den Spielraum für eine eigene Mieterauswahl des Wohnungsunternehmens. 



Bewußtmachung und A u s w a h l 

Im Beirat war berichtet worden, daß in Berlin gelegentlich eine behördlich und mit 
dem Mieterverein abgestimmte Mietvertragsklausel verwendet wird, die rassistisches 
Verhalten und Drangsalierungen von Nachbarn zum Kündigungsgrund erhoben. Dies 
wurde in den Mietvertrag aufgenommen. In der Projektbroschüre und mit Zeitungsbe­
richten war die internationale Orientierung für die Mieterschaft darüber hinaus sehr 
deutlich gemacht worden. Im Bewußtsein um die hohe und preiswerte Wohnqualität 
wurde den Mietern vom Wohnungsunternehmen eine Bewerbung um die Wohnungen 
auferlegt. Dazu wurde ein Fragebogen vorgegeben, der unter anderem nach der inneren 
Bereitschaft der Migranten- und der deutschen Familien fragte, sich in wechselseitiger 
Toleranz und ausdrücklich zu einer internationalen Nachbarschaft zusammenzufinden. 
Diese Ausforschung bezweckte eine Selbstkontrolle und Bewußtmachung der Projekt­
idee bei den zukünftigen Mietern. Sie gab auch die Stichworte vor für das Auswahlge­
spräch des für die Vermietung zuständigen Mitarbeiters des Wohnungsunternehmens. 

Die sicherlich sozialwissenschaftlich nicht lupenreinen und suggestiven Aussagen 
lauteten z.B. zum Thema Nachbarschaft: 

• „Wir finden es besser, wenn Deutsche unter sich bleiben"... 
• „Wir finden es gut, wenn 15 % 30 % 50 % ... aus anderen Ländern stammen". 
• „Am liebsten sind uns Nachbarn aus ... 

Oder zu Toleranz: 
• „Wenn's mal im Treppenhaus nach Kohl oder Knoblauch riecht, dann stört es uns"... 
• „Ist nicht so schlimm, wir lüften"... 
• „Wenn jemand einen (deutschen) Trachtenhut, ein Schadorkopftuch, einen Turban 

trägt, dann gehen wir dem aus dem Weg"... 
• „Jeder hat ein Recht auf seine Besonderheit"... 

Der Fragebogen zum Ankreuzen wies auch auf ökologische und andere Aspekte der 
Wohnanlage hin und hat zur Vertiefung der Wohnortwahl Hilfestellungen gegeben. 
Jedenfalls hat sich eine offene, multikulturell reflektierte Mieterschaft im Habitat ein­
gefunden und eine lebendige, neugierige Nachbarschaft gebildet. Das angestrebte 
Mischungsverhältnis wurde weitgehend erfüllt. Die stärkste Migrantengruppe ist tür­
kischer Herkunft; insgesamt sind zehn Länder aus drei Kontinenten vertreten mit 
Schwergewicht auf dem Mittelmeerraum. 



Gemeinschaf tsangebote 

Internationales Zusammenleben braucht (und schafft) Hilfestellungen. Am unkom­
pliziertesten gelingt es durch Kinder und Jugendliche, die vorbehaltlos aufeinander zu­
gehen. Dazu wurden besonders differenzierte Außenanlagen, Mietergärten, Spielgeräte, 
Pumpe mit „Bächle" und Wasserbecken und ein zentraler Bouleplatz errichtet. 

In einem Gemeinschaftshaus wurde für Kinder und Erwachsene ein Angebot ge­
schaffen, das ein zwangloses, selbstbestimmtes Zusammenkommen fördert: Feier- und 
Spielräume mit Tischtennis, Tischfußball, Teeküche, Musik und Spielsachen. Außer­
dem gibt es einen Fitneßraum und eine Sauna mit Dusche, die gegen ein geringes Ent­
gelt gebucht werden können. Ein entsprechend hergerichteter Raum ist für Kontem­
plation und Gebet bereitgestellt. Er wird freitags von Moslems und sonnabends (mit 
wechselnder Ausstattung) von Katholiken genutzt. 

Ein archaisches Bild des Zusammenkommens in dörflichen Siedlungen ist das ge­
meinsame Waschen und Trocknen an Bachläufen und Seeufern. Eine zeitgemäße Wie­
derbelebung dieser Kommunikationsform bietet im Habitat ein ebenerdiger zentraler 
Waschsalon mit Industriewaschmaschinen und Trocknern mit Münzautomatik. In und 
vor diesem Raum ist ein Radio und je eine Sitzgruppe zum Plausch während der 
Waschgänge. Es soll Familien gegeben haben, die ihre eigene Waschmaschine ver- 259 
schrottet oder verschenkt haben und den Treffpunkt gern nutzen. 



Wichtig sind auch zwei kommerzielle Angebote: Am Bouleplatz gibt es einen Döner-
Kiosk mit Getränke-, Brötchen- und Zeitungsverkauf. Gegenüber ist eine Pizzeria mit 
Stühlen im Freien. Hier hat sich ein wöchentlicher Nachbarnstammtisch etabliert. 

Mietermitverwal tung 

Nach häufigen Quartiersversammlungen und einigen Festen wurde kürzlich ein 
Mieterverein gebildet und damit wurden dem Gemeinschaftsleben wichtige Impulse 
gegeben. Ein Mieter hat gegen eine kleine Aufwandsentschädigung die Funktion des 
Quartiersmanagers mit der (Selbst-)Verwaltung des Gemeinschaftshauses für den 
Verein übernommen. Ich selbst wurde als Bindeglied zum Wohnungsunternehmen als 
Schatzmeister in den Vorstand gewählt. Der Mitgliedsbeitrag beträgt 1,- DM je Familie 
und Monat und bringt kleine Preisvorteile bei den Nutzungsgebühren, aber auch Reini­
gungspflichten und dergleichen. Die Angebote sind aber für alle offen, ab Frühjahr auch 
für interessierte Nachbarn aus anderen Wohnblöcken des Kronsberg. 

Mit entsprechend motivierten Vereinsmitgliedern werden Nutzungsregeln für das 
Wohnen, für Heiz- und Nebenkostenabrechnungen oder mieterinterne Probleme mit 
dem Wohnungsunternehmen diskutiert. Abgesehen von den städtisch teilsubventio­
nierten Bau- und Einrichtungskosten des Gemeinschaftshauses sind die laufenden Ko­
sten aus Beiträgen und Nutzungsentgelten weitgehend gedeckt. Es ist zu erwarten und 
zu hoffen, daß Vandalismus oder Graffiti (sie sind im Kern sprachlose Kommunikations­
formen gegenüber einem desinteressierten Vermieter) und damit manche Kosten im Ha 
bitat-Quartier nicht vorkommen. 



4. Wertung und Übertragbarkeit des Habitat-Experiments 

Nicht Altruismus, sondern Marketing bestimmt das kooperative Mieter-Vermieter-
Verhältnis; dabei wird die multikulturelle „Leitkultur" als zusätzliches, belebendes Ele­
ment empfunden. Das Wohnungsunternehmen versteht sich als lernendes Unterneh­
men, das sich mit seinen Mietern auf ein offenes Experiment einläßt. Das Lernthema 
des internationalen Zusammenlebens ist in der Wohnumgebung ebenso wichtig wie im 
politischen Alltag oder am Arbeitsplatz. Gerade angesichts der deutschen Geschichte 
ist die Migranten-Integration und das Wahrnehmen der kulturellen und sonstigen Be­
reicherung unserer Gesellschaft ein verstärktes Bemühen und Experimentieren wert. 

Die Wohnungswirtschaft ist eine subventionsverwöhnte Branche, die wie ein Dro­
genabhängiger träge geworden ist; gebaut wurde bisher oft das, was ausreichend öf­
fentlich gefördert wurde oder abgeschrieben werden konnte und nur manchmal das, 
was die Menschen brauchen. Mit dem Subventionsabbau auf Bundes-, Länder- und 
Kommunalebene ist „Drogenentzug" angesagt. Das Überangebot an Wohnungen vieler 
Preisklassen und an den meisten Orten wird auch den Wohnungsmarkt aktivieren. Das 
Angebot wird sich ausdifferenzieren und es besteht die Hoffnung, daß das vernach­
lässigte Nachfragesegment der Migranten ernstgenommen wird. 

Das Habitat-Projekt ist ein eigenständiges Integrationsexperiment, das aus der groß­
zügigen Förderung des Landes Niedersachsen, einer hilfreichen Stadtverwaltung, der 
zusätzlichen Forschungsförderung der EXPO und vor allem der kooperativen Bewoh 
ner heraus entstanden ist. Einzelne Elemente sind von einem gewinnorientierten, pri­
vaten Wohnungsunternehmen ausprobiert und zur Diskussion gestellt worden; sie sind 
übertragbar und verwendungsgeeignet, auch bei anderen Projekten. Manche Kollegen­
firmen profilieren sich - wie wir - mit derartigen Innovationen. So ist das Habitat-Pro­
jekt durch Erfahrungen z.B. der Ludwig Frank-Genossenschaft in Mannheim bekräftigt 
worden. Es ist denkbar, daß die abgeschaffte Gemeinnützigkeit durch eine neue Ge­
meinnützlichkeit ersetzt wird. Die Selbstheilungskräfte einer im Umbruch befindlichen 
Branche werden die sozialen neben den ökologischen Inhalten zu einem Wettbewerbs­
faktor machen. 

Die Wohnungsnot hat fünf Jahrzehnte lang den quantitativen Aspekten der Wohn­
versorgung den Vorrang aufgezwungen. Diese Aufgabe ist weitgehend gelöst. Im begon­
nenen Jahrhundert sollten die vernachlässigten Qualitätsdifferenzierungen des 
Wohnens im Vordergrund stehen. Der Neubau bringt dabei schon seit längerem eine 
überschätzte, dürftige 1%-Verbesserung des Wohnungsgesamtmarkts, 99 % bilden den 



vernachlässigten Bestandsmarkt. Gerade dieser Wohnraum braucht soziale Innovatio­
nen. Wir müssen uns in diesem Sinne mehr als „Raumpfleger" des Bestehenden und als 
„Recycler" obsolet gewordener Wohnraumstrukturen verstehen. 

Migranten sind überall auf der Welt zur Rest- und Nachnutzung verfallender Bausub­
stanz genötigt. Sie haben dabei Selbsthilfe und Kreativität bewiesen. Es sind kooperati­
ve Sanierungsprojekte zusammen mit beweglichen deutschen Wohnungssuchenden 
und Selbstverwirklichern denkbar. Ich hoffe, daß das Neubauvorhaben Habitat ein we­
nig zur Ermunterung auch im Umgang mit dem Wohnungsbestand beiträgt. 
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H e i n e r K e u p p 

Jeder nach seiner Facon 

L e b e n s f o r m e n u n d I d e n t i t ä t e n i m W a n d e l 

Die Vorstellungen von gelungenem Leben und gelingender Identität haben 
sich in der Moderne immer stärker von normierten Standardisierungen 
gelöst und sind zu Projekten geworden, in denen das einzelne Subjekt sich 
der Norm der Selbstinszenierung ausgesetzt sah. Gesellschaftliche 
„Entbettungsprozesse" führen zu der Notwendigkeit der Selbstverortung. 
Diese Identitätsarbeit ist an die Voraussetzung des Zugangs zu den erfor­
derlichen psychosozialen Ressourcen geknüpft. „Jeder nach seiner Facon" 
ist deshalb nicht mit Freiheitsgewinn gleichzusetzen, sondern ist zu einer 
individuellen Leistungsanforderung geworden. 

1. Was ist g e l u n g e n e s L e b e n ? V o m W a n d e l d e r L e b e n s s t i l e 

Unsere Vorstellungen von dem, was ein gelungenes Leben oder eine gelungene 
Identität sein könnte, drücken sich in Bildern aus. Wenn man einen Blick in die Ge­
schichte richtet, dann sieht man, wie wandelbar diese Bilder sind. Sie müssen ja auch 
auf kulturelle, ökonomische und soziale Veränderungen reagieren. Zu Beginn der Mo­
derne hat Michel de Montaigne folgendes Bild für seine Identitätsarbeit genutzt: „Ich 
gebe meiner Seele bald dieses, bald jenes Gesicht, je nach welcher Seite ich sie wende. 
Wenn ich unterschiedlich von mir spreche, dann deswegen, weil ich mich als unter 
schiedlich betrachte. Alle Widersprüche finden sich bei mir in irgendeiner den Umstän­
den folgenden Form. (...) Von allem sehe ich etwas in mir, je nachdem wie ich mich 
drehe; und wer immer sich aufmerksam prüft, entdeckt in seinem Inneren dieselbe 
Wandelbarkeit und Widersprüchlichkeit, ja in seinem Urteile darüber. Es gibt nichts 
Zutreffendes, Eindeutiges und Stichhaltiges, das ich über mich sagen, gar ohne Wenn 
und Aber in einem einzigen Wort ausdrücken könnte. (...). Wir bestehen alle nur aus 
buntscheckigen Fetzen, die so locker und lose aneinander hängen, daß jeder von ihnen 
jeden Augenblick flattert, wie er will; daher gibt es ebenso viele Unterschiede zwischen 
uns und uns selbst wie zwischen uns und den anderen" (de Montaigne, 1998, S. 167f.). 
Hier artikuliert sich ein Renaissancemensch höchst modern. Seine Vorstellung vom gu- 265 

ten Leben drückt etwas von der Idee des „Jeder nach seiner Facon" aus. Allerdings war 



das zu Beginn der Neuzeit noch nicht mehrheitsfähig. Es kamen vielmehr historische 
Perioden, in denen die Schnittmuster für die geforderten Lebensformen hoch standar­
disiert wurden. Die Bilder, die bis in das 20. Jahrhundert vorherrschten, konstruierten 
Biographien und Identitäten als etwas Stabiles, Dauerhaftes, Unverrückbares und Ein­
heitliches. 

Max Weber, der große Soziologe und Theoretiker der Moderne, hat uns ein Bild hin­
terlassen, in dem die Persönlichkeitsstruktur des modernen Menschen als ein „stahlhar­
tes Gehäuse der Hörigkeit" charakterisiert wird. Dieses Subjekt hat auf den ersten Blick 
wenig zu tun mit dem emanzipierten bürgerlichen Individuum, das an die Stelle der Tra­
ditionslenkung eigene Vernunftprinzipien setzt und sich jeder Fremdbestimmung wi­
dersetzt. Max Weber hat in seiner Religionssoziologie den faszinierenden Versuch un­
ternommen, die Entstehung des Kapitalismus, vor allem seine soziokulturellen Lebens­
formen und seinen „geistigen Überbau", mit dem Siegeszug des Protestantismus in Ver­
bindung zu bringen. Sozialpsychologisch spannend daran ist die Skizzierung eines So­
zialcharakters, in dem die Grundhaltung der innerweltlichen Askese ihre Subjektge­
stalt erhielt. Es ist die normative Vorstellung vom rastlos tätigen Menschen, der durch 
seine Streb- und Regsamkeit die Gottgefälligkeit seiner Existenz beweisfähig zu machen 

versucht wenn es köstlich gewesen ist, so ist Mühe und Arbeit gewesen", formuliert 
der 90. Psalm als Lebensphilosophie und drückt damit eine Haltung aus, die die abend 
ländische Zivilisation geprägt und die in der protestantischen Ausformung als me­
thodische Lebensführung ihre perfekteste Gestalt erhielt. Norbert Elias hat die Verin-
nerlichung dieser Grundhaltung treffend als „Selbstzwangapparatur" bezeichnet: Die 
Verinnerlichung der Affekt- und Handlungskontrolle. David Riesman (1958) sprach vom 
„innengeleiteten Charakter". Max Weber ist in der Wahl seiner Metapher „stahlhartes 
Gehäuse der Hörigkeit" für den so entstehenden Sozialcharakter noch drastischer. 
Dieses Lebensgehäuse fordert bedingungslose Unterwerfung unter ein rigides ÜberTch. 
Das eigenständige kritische Ich hatte gegen die errichtete Gewissensinstanz nur gerin­
ge Autonomiespielräume. Die Aufstiegsperiode der kapitalistischen Gesellschaftsforma­
tion beruhte - sozialpsychologisch betrachtet - auf den Fundamenten des so erzeugten 
Charakterpanzers. Max Weber sprach von einem „mächtigen Kosmos der modernen ... 
Wirtschaftsordnung, der heute den Lebensstil aller einzelnen, die in dieses Triebwerk 
hineingeboren werden - nicht nur der direkt ökonomisch Erwerbstätigen -, mit über­
wältigendem Zwang bestimmt, vielleicht bestimmen wird, bis der letzte Zentner fossi­
len Brennstoffs verglüht ist" (1963, S. 203). 

Das Hineinwachsen in diese Gesellschaft bedeutete bis in die Gegenwart hinein, sich 
in diesem vorgegebenen Identitätsgehäuse einzurichten. Die nachfolgenden Überlegun-



gen knüpfen an dieses Bild an und gehen von der Annahme aus, daß dieses moderne 
Identitätsgehäuse seine Paßformen für unsere Lebensbewältigung zunehmend verliert, 
auch wenn „der letzte Zentner fossilen Brennstoffs" noch nicht „verglüht ist". Das er­
leben viele Menschen als Verlust, als Unbehaustheit, als Unübersichtlichkeit, als Orien­
tierungslosigkeit und Diffusität, und sie versuchen mit allen Mitteln, ihr gewohntes 
Gehäuse zu erhalten. Fundamentalismen und Gewalt sind Versuche dieser Art. Sie kön­
nen die vorhandene Chance nicht sehen, nicht schätzen und vor allem nicht nutzen, 
aus dem „Gehäuse der Hörigkeit" auszuziehen und sich in kreativen Akten der Selbst­
organisation eine Behausung zu schaffen, die ihre ist. Als Akt der Befreiung feiert 
Vilem Flusser (1994, S. 71) diese Entwicklung: wir beginnen, aus den Kerkerzellen, 
die die gegenwärtigen Häuser sind, auszubrechen, und uns darüber zu wundern, es so 
lange daheim und zu Hause ausgehalten zu haben, wo doch das Abenteuer vor der Tür 
steht". 

2. Heraus aus dem „Gehäuse der Hörigkeit" 

Architekt und Baumeister des eigenen Lebensgehäuses zu werden, ist allerdings 
nicht nur Kür, sondern zunehmend Pflicht in einer grundlegend veränderten Gesell­
schaft. Es hat sich ein tiefgreifender Wandel von geschlossenen und verbindlichen zu 
offenen und zu gestaltenden sozialen Systemen vollzogen. Nur noch in Restbeständen 
existieren Lebenswelten mit geschlossener weltanschaulich-religiöser Sinngebung, kla­
ren Autoritätsverhältnissen und Pflichtkatalogen. Die Möglichkeitsräume haben sich 
in pluralistischen Gesellschaften explosiv erweitert. In diesem Prozeß stecken enorme 
Chancen und Freiheiten, aber auch zunehmende Gefühle des Kontrollverlustes und 
wachsende Risiken des Mißlingens. Die qualitativen Veränderungen in der Erfahrung 
von All tagsweiten und im Selbstverständnis der Subjekte könnte man so zusammen­
fassen: Nichts ist mehr selbstverständlich so, wie es ist, es könnte auch anders sein; 
was ich tue und wofür ich mich entscheide, erfolgt im Bewußtsein, daß es auch anders 
sein könnte und daß es meine Entscheidung ist, es so zu tun. Das ist die unaufhebbare 
Reflexivität unserer Lebensverhältnisse: Es ist meine Entscheidung, ob ich mich in 
einer Gewerkschaft, in einer Kirchengemeinde oder in beiden engagiere oder es lasse. 

Man kann es auch so formulieren: Im Zentrum der Anforderungen für eine gelin­
gende Lebensbewältigung stehen die Fähigkeiten zur Selbstorganisation, zur Verknüp­
fung von Ansprüchen auf ein gutes und authentisches Leben mit den gegebenen Res­
sourcen und letztlich die innere Selbstschöpfung von Lebenssinn. Das alles findet 
natürlich in einem mehr oder weniger förderlichen soziokulturellem Rahmen statt, der 267 
aber die individuelle Konstruktion dieser inneren Gestalt nie ganz abnehmen kann. Es 



gibt gesellschaftliche Phasen, in denen die individuelle Lebensführung in einen stabilen 
kulturellen Rahmen „eingebettet" wird, der Sicherheit, Klarheit, aber auch hohe soziale 
Kontrolle vermittelt und es gibt Perioden der „Entbettung" (Giddens 1997, S. 123), in 
denen die individuelle Lebensführung wenige kulturelle Korsettstangen nutzen kann 
bzw. von ihnen eingezwängt wird und eigene Optionen und Lösungswege gesucht wer­
den müssen. Gerade in einer Phase gesellschaftlicher Modernisierung, wie wir sie ge­
genwärtig erleben, ist eine selbstbestimmte „Politik der Lebensführung" unabdingbar. 

Meine These bezieht sich genau darauf: Ein zentrales Kriterium für Lebensbewälti­
gung und Gesundheit bildet die Chance, für sich ein innere Lebenskohärenz zu schaffen. 
In früheren gesellschaftlichen Epochen war die Bereitschaft zur Übernahme vorgefer­
tigter Identitätspakete das zentrale Kriterium für Lebensbewältigung. Heute kommt es 
auf die individuelle Passungs- und Identitätsarbeit an, also auf die Fähigkeit zur Selbst­
organisation und „Selbsteinbettung". Hiermit ist die strukturelle Basis für individuali­
stische Lebensstile und Identitätsprojekte angesprochen. 

3. Chancen und Risiken spätmoderner Lebensentwürfe 

Bei der Analyse spätmoderner Identitäten wird die Analyse nicht bei der Formulie­
rung eines - zweifellos gegebenen - erweiterten Optionsraums stehen bleiben können. 
Es gibt vermehrte Chancen für eigenwillige Lebensformen und Identitätsprojekte. Zu­
gleich zeigen sich teilweise höchst ambivalente Folgen der Identitätsentwicklung in der 
Spätmoderne. Es scheint notwendig, sich die gesellschaftlichen Umbrüche nüchtern an­
zuschauen. Für die Subjekte sind sie weder gut noch schlecht, sie sind Chancen und 
Risiken in einem. 

Pluralisierung bedeutet für die Subjekte, daß den in eine bestimmte Familie, in ein 
bestimmtes soziales Milieu hineingeborenen Menschen nicht mehr in dem Maße eine 
bestimmte Biographie und ein bestimmter Wertehorizont aufgegeben ist, wie das noch 
einige Dekaden zuvor der Fall war. Pluralisierung bedeutet, daß dem Menschen der Mög­
lichkeit nach viel mehr offen steht, daß „der Apfel weiter vom Stamm fallen kann" als 
in den Jahrzehnten zuvor. Pluralisierung bedeutet auch, daß dieser Mensch gleichzeitig, 
synchron, das eine und das andere tun kann, etwas, das sich bislang eher ausschloß. 

Diese krasse und recht extrem wirkende Lesart der gegenwärtigen Umbrüche trifft -
freilich weniger zugespitzt - auf den heutigen Alltag zu. Diese Pluralisierung mag zu­
nächst nur als Chance, weniger als Risiko erscheinen, als Chance, möglichst viel von 
alledem zu bekommen oder sein zu können, was man haben oder sein möchte. Das ist 



schon etwas anderes, als das Modell der Eltern fortleben zu müssen. Freilich besteht 
das Risiko einer Identität, die nicht mehr in dem Maße von außen definiert wird, nicht 
mehr sozial ererbt und vom Milieu vorgeben ist, darin, daß der individuell zusammen­
gebastelte Lebensentwurf, das ganz persönliche, voluntaristische „Sowohl-als-auch" 
eine noch nicht erprobte „Nullserie" ist. Anders als bei tradierten Modellen mit hin­
länglicher Paßfähigkeit in die tradierte Gesellschaft, ist hier sowohl fraglich, ob es „funk­
tioniert", ob es von den individuellen, psychischen, körperlichen, von den ökonomi­
schen, sozialen und kulturellen Ressourcen überhaupt gedeckt ist - und ob man damit 
noch die nötige Anerkennung und Integration findet. Außerdem ist nun der Maßstab 
für das Gelingen zunehmend nach Innen, ins Subjektive verlegt - aus der Bürde der 
Alternativlosigkeit kann die der Maßlosigkeit werden. 

Während tradierte Identitäten sich den Zwängen der äußeren Maßstäbe, der verbind­
lichen Normen beugen mußten, droht dem sich ganz individuell erschaffenden Subjekt 
nun die Selbst-Überforderung. Einst drohte das Subjekt von den äußeren Zwängen zer­
drückt zu werden, heute droht es von innen her aufzubrechen angesichts der vielen 
Optionen in der spätmodernen Alltagswelt, in der so viele Selbstentwürfe gleichzeitig 
und gleichermaßen möglich scheinen. Dieser neue, riesige Optionsraum kann den Sub-
]ekten zerreißende Konflikte bescheren. Selbstüberforderung, Selbstüberhebung und 
Verzweiflung - doch er bietet zugleich auch die Chance für mehr Freiheit und mensch­
lichen Reichtum, für vielfältigere Erfahrungen, Einsichten und Erlebnisse, für ein 
größeres Spektrum an Herausforderungen, Bedürfnissen, Lüsten und Glück. Die Frage 
des Glücks, des Gelingens stellt sich jedoch immer konkret. Ihre Beantwortung hängt 
ab von den individuellen, materiellen, sozialen, kulturellen Ressourcen der einzelnen. 
Diese Ressourcen sind ungleich verteilt. Dadurch wird das Risiko- und Chancen-Ver­
hältnis von Pluralisierung und Individualisierung sehr deutlich modifiziert, wie im Ab­
schnitt „gelingende Identität" noch gezeigt wird. Die aktuellen Trends der gesellschaft­
lichen Entwicklung führen also zu einer wachsenden Individualisierung, zu einer 
wachsenden Privatisierung des Gelingens von Identität. 

Pluralisierung führt auf der Subjekt-Ebene also zu Individualisierung. Stärker als 
früher muß der einzelne in eigener Verantwortung, nach eigenerstelltem Plan und Ent­
wurf, mit Hilfe eigener oder selbst akkumulierter Ressourcen und nach eigenen Eva­
luationskriterien über Gelingen und Scheitern, Passung oder Dissonanz sein Leben 
leben. Diese Tendenz wird als eine Institutionalisierung und eine Biographisierung der 
Lebensführung bezeichnet. Übergeordnete gesellschaftliche Institutionen lassen den 
Subjekten mehr Gestaltungsfreiheit. In dieser Beziehung bringt zunehmende Indivi- 269 
dualisierung zugleich auch zunehmende Unabhängigkeit und Freiheit. Sie birgt aber 



auch wieder zunehmende Risiken. Denn Individualisierung der Lebensverläufe bedeu­
tet auch die Individualisierung der Verantwortung und des Risikos für das Scheitern 
dieses Lebens. „Die Wählbarkeit von sozialen Bindungen schafft Freiheitsgrade, die 
durch erhöhte Risiken des Abgewählt- oder Verlassenwerdens, also durch einen Verlust 
an elementarer Sicherheit erkauft werden" (Hondrich, 1996, 36). 

Zudem produziert Individualisierung gewissermaßen sein Gegenteil, nämlich Stan­
dardisierung und Abhängigkeit, gleich mit. Die Befreiung von Zwängen auf der einen 
Seite bedeutet stärkere Abhängigkeiten auf der anderen Seite - die Individuen können 
sich nur deswegen und nur dann auf der Spielwiese der Individualisierung tummeln, 
weil und wenn wesentliche Organisationsleistungen von gesellschaftlichen oder kom­
merziellen Systemen abgefordert oder abgekauft werden können - von der Tief­
kühlkost, der Pauschalreise oder der Kinderfrau für den überforderten Single bis hin 
zur Bergwacht für den sich überfordernden leistungsorientierten Erlebnismenschen. 
Individualisierung auf der einen Seite bedeutet also immer auch Rückgriff auf Vor­
strukturiertes, Standardisiertes auf der anderen Seite. Um Eigensinn zu verwirklichen, 
müssen wiederum Anpassungsleistungen erbracht werden. Um Autonomie bewahren 
zu können, muß das nach Autonomie strebende Subjekt Abhängigkeiten eingehen. „In­
dividualität hängt von sozialer Konformität ab; der Kampf um Individualität verlangt, 
daß soziale Bindungen bestärkt und soziale Abhängigkeit vertieft werden. Die subjek­
tive Welt, die die Identität der individuellen Persönlichkeit konstituiert, kann nur 
mittels intersubjektiven Austausches aufrechterhalten werden. In einem solchen Aus­
tausch muß der eine Partner imstande sein, die Welt des anderen mitzutragen obgleich 
er selbst höchst individuell lebt" (Bauman, 1996, S. 244L). Luhmann nennt das kühl und 
kognitiv - und jenseits der tradierten romantischen Assoziationen - „Liebe". „Mehr 
Individualität braucht mehr Liebe zur Unterstützung", faßt Bauman zusammen (ebd., 
S. 246.). 

Diese stärkere Standardisierung und Homogenisierung von Teilen der Gesellschaft 
führt zu einer zunehmenden Fragmentarisierung dieser Gesellschaft als Ganzes. In dem 
Maße, wie die Milieus, Untermilieus, Subkulturen und Szenen - besonders der U r b a n e n 

Lebensräume - ihre Spezifik ausbilden, ihre ästhetischen, moralischen, kommunika­
tiven und alltagspraktischen Codes, separieren sie sich von den anderen Gruppen. 

Auch die Pluralisierung und Individualisierung bei der Verfertigung individueller 
Lebensentwürfe steht also in Wechselbeziehung mit ihrem Gegenteil, sie geht einher 
mit dem kommerziellen Wiedereinfangen der originären Impulse und deren Überfüh­
rung in ein massenhaft produzierbares Lebensstilangebot. Genau das macht sich Markt-



und Trendforschung zunutze, wenn sie Bedürfnisse ihrer Zielgruppen erforschen wollen, 
ganz gleich, ob es dabei nun um die milieutypischen Bedürfnisse bei der Wohnungs­
einrichtung oder um die milieutypischen Bedürfnisse bei der politischen Kommunika­
tion oder Bildung geht. 

Die Subjekte der Spätmoderne sind also mit einer Fülle von Optionen, möglichen 
Selbsten, von Chancen, Risiken und Gefahren konfrontiert. Nicht alle dieser Optionen 
sind realistisch - wirklich sind sie jedoch allemal: Die Fiktionen der elektronischen 
und der Printmedien, die Verdoppelung dieser Fiktionen im Angebot der Lifestyle-, Frei­
zeit- und Modeindustrie lassen diese Optionen auch bei eingeschränkter Ressourcen­
lage als eine Wirklichkeit .mitlaufen', an der sich vor allem junge Erwachsene messen 
und an der sie sich, in einer für sie oft frustrierenden Art, reiben. 

4. Identitätsarbeit heute: Wie finde ich meine Facon? 

Läßt sich angesichts der beschriebenen Individualisierungsprozesse in einer zuneh­
mend pluralisierten fragmentarisierten sozialen Welt überhaupt etwas Allgemeingülti­
ges, etwas Modellhaftes zur Konstruktion von Identität sagen? 

Auch wenn die soziale Welt der meisten Menschen sich weiter fragmentarisiert und 
pluraler wird, auch wenn sie damit ein manchmal widersprüchliches, meist ambivalen­
tes Nebeneinander von Unvereinbarem bietet, auch wenn damit die alltägliche Identi­
tätsarbeit weiter dynamisiert wird und sich als unabschließbares Wirken am 
Patchwork darstellt, auch wenn dieses „patchworken" millionenfach in ganz unter­
schiedlichen Varianten geschieht, gibt es doch aus unserer Sicht unhintergehbare 
Aufgaben, die bei jeder Art von Identitätsarbeit angegangen werden müssen. 

Identitätsarbeit ist vor allem Verknüpfungsarbeit: Was traditionelle Lebensformen 
synchronisiert haben, muß zunehmend von den Subjekten selbst miteinander in Ein­
klang gebracht oder zu lebbaren Verknüpfungen geführt werden: die unterschied­
lichen lebensweltlichen Erfahrungen ebenso wie die zeitlichen Koordinationen. 

Identitätsarbeit hat eine innere und äußere Dimension. Eher nach außen gerichtet 
ist die Dimension der Passungsarbeit. Unumgänglich ist hier die Aufrechterhaltung von 
Handlungsfähigkeit und von Anerkennung und Integration. Eher nach „innen", auf das 
Subjekt bezogen, ist Synthesearbeit. Hier geht es um die subjektive Verknüpfung der 
verschiedenen Bezüge, um die Konstruktion und Aufrechterhaltung von Kohärenz und 271 
Selbstanerkennung, um das Gefühl von Authentizität und Sinnhaftigkeit. 



Kohärenz und Authentizität, Anerkennung und Handlungsfähigkeit sind nach unserer 
Einsicht unhintergehbare Modi alltäglicher Identitätsarbeit, sie sind existentiell. Sie kön­
nen außerdem als wichtige Indizien für eine „gelungene Identität" bezeichnet werden. 

Zum Verständnis alltäglicher Identitätsarbeit sind weiterhin noch zwei Perspektiven 
relevant. Zum einen: Die konkrete Ausgestaltung von Identität hängt von den individu 
eilen, den materiellen und sozialen Ressourcen der Person ab. Zum anderen: Identität 
ist nicht nur Handlung, sondern auch Text - also die Erzählung seiner selbst, eine Selbst-
narration. Selbstnarration ist der erzählerische Prozeß, in dem Subjekte sich selbst ver­
stehen, anderen mitteilen und so ihren narrativen Faden in das Gesamtgewebe einer 
Kultur, die auch eine Erzählung ist, einweben. 

Die genannten, hier in der Abstraktion voneinander getrennten Modi wirken im rea­
len Prozeß zusammen und gehen ineinander über: Das Maß der Kohärenz beeinflußt die 
Handlungsfähigkeit, aber auch das Authentizitätsgefühl des Subjekts. Authentizität 
wiederum beeinflußt den subjektiven Eindruck der Sinnhaftigkeit und auf diesem 
Wege wiederum die Handlungsfähigkeit: Handlungsfähigkeit oder Authentizität beein­
flussen die Anerkennung durch andere und die Selbstanerkennung. Die Erfahrung von 
Anerkennung fördert wiederum das Gefühl von Kohärenz. Im Alltag umschreiben die 
genannten Begriffe jedem Menschen nur zu gut bekannte Problemfelder. 

Kohärenz wird immer dann vermißt, wenn sich der Mensch mit sich uneins, in sich 
zerrissen fühlt, sie ist hinlänglich erreicht, wenn ein Subjekt trotzt aller Ambivalenzen 
und Unwägbarkeiten den Eindruck hat, daß sein Sein hinlänglich verstehbar und zu be­
wältigen ist. Hier hat jedes Subjekt sein eigenes Maß. Das Bedürfnis und die Fähigkeit, 
sich Ambivalenzen und Widersprüchen auszusetzen und dieses auszuhalten, ist indivi 
duell unterschiedlich ausgeprägt. Aber auch jedes Zeitalter, jede Kultur hat für Kohä­
renz unterschiedliche Maßverhältnisse, ja Normen. Der Einklang ,mit sich und der Welt' 
war in vergangenen Jahrzehnten und in traditionelleren Kulturen schon allein mit ge­
nügend Einpassungsbereitschaft zu erreichen. Man tat, wollte und war genau das, was 
erprobt und vorgeschrieben war. Demgemäß wurde Kohärenz auch als eine .innere, in 
sich harmonische Einheit' verstanden. Heutige Identitäten mit dem verbreiteten Offen­
halten von Optionen und der Verknüpfung widersprüchlicher Arrangements würden 
nach diesem Verständnis als sehr inkohärent, ja diffus abqualifiziert werden - in der 
Praxis erweisen sich solche Arrangements jedoch als zeitgemäße Formen von Kohärenz. 

Bei dieser Sachlage steht allerdings die Frage, was in der theoretischen Analyse dann 
noch als Kriterium von Kohärenz zu verwenden ist. Wir meinen, daß Kohärenz in der 



heutigen, pluralisierten, fragmentarisierten und multioptionalen Risiko- und Chancen­
struktur nicht mehr inhaltlich und als das Ergebnis des Identitätsprozesses zu inter­
pretieren ist, sondern als eine Prozeßqualität. Kohärenz stellt sich ein als Kohärenz­
gefühl, als Gefühl der Authentizität und der Sinnhaftigkeit des persönlichen Identitäts­
arrangements. Das Kriterium dafür ist die Bewertung des Subjekts. Gerade weil die 
Identitäten heute weniger vorgegeben - und erprobt - sind, gerade wegen der zuneh­
menden Optionalität, eben weil die Subjekte heute kreativer, innovativer und experi­
menteller mit den Chancen und Risiken der Lebensgestaltung umgehen müssen, ist in­
dividuelle Authentizität ein so wichtiges Kriterium für eine gelingende Identität. 
Kulturpessimistische Diagnosen vom „Tod des Subjekts" oder der „Zersplitterung des 
Ichs" sollten diesem Kriterium gegenüber ebenso zweitrangig sein wie wirtschaftslibe-
ralistische Forderungen nach Steigerung der Mobilität und Flexibilität der Menschen. 

Anerkennung ist ein weiteres basales Ziel von Identitätsarbeit, denn Identität ist 
kein monologisches Phänomen. Mehr als nur eine eingebildete Realität wird Identität 
dann, wenn das Subjekt erkannt, anerkannt wird, und zwar so, wie es sich auch selbst 
(er)kennt. Anerkennung hat also zwei Seiten, die Anerkennung von anderen und die 
Selbstanerkennung. Treten auf einer der genannten Ebenen wesentliche Differenzen 
auf, entstehen Identitätsprobleme. 

Wie die Frage nach der Kohärenz hat auch die nach der Anerkennung einen neuen, 
zeit- und kulturtypischen Akzent. In traditionellen, stärker hierarchisierten oder for­
malisierten Kulturen vollzog sich die Anerkennungsbeziehung zwischen Subjekten vor 
allem über den sozialen Status, die gesellschaftliche Rolle der Personen. Sie gaben dem 
Menschen in viel stärkerem Maße vor, wer er ist, welche Anerkennung er zu zollen 
oder zu erhalten habe. In der pluralisierten und fragmentarisierten Gesellschaft ist die­
ser schematische Automatismus auf vielen Ebenen der Gesellschaft längst erodiert. 
Nicht nur die Lebensmöglichkeiten sind gewachsen, auch der Zwang zur Selbstbe­
hauptung. Die Umgangsformen sind informeller geworden - aber das Machtspiel der 
Distinktionen auch. Anerkennung muß heute, stärker als in früheren Bezügen, im dialo­
gischen Austausch mit anderen Subjekten aktualisiert, gewissermaßen ausgehandelt 
werden. Für viele Subjekte ist es dabei relevant, daß sie nicht einfach nur ,als Mensch' 
anerkannt werden, sondern in genau jenen Fähigkeiten und Qualitäten, die ihnen als 
zentral, wesentlich und typisch für ihre Identität erscheinen. Bei diesem Aushandeln 
und Austauschen von Anerkennung bekommen die kommunikativen Kompetenzen der 
Subjekte, ein gutes Selbst- und Kohärenzgefühl und ihre Fähigkeiten zur Selbstpräsen 
tation heute größere Bedeutung als früher. 



Identität ist also Handeln, Identität ist praktische Vermittlungsarbeit, Passungs-
Arbeit - aber nicht nur das. Identität ist auch Text, also eine Erzählung. Die Passungs­
arbeit ist stets auch ,Erzählarbeit'. Passung muß nicht (nur) hergestellt werden, wichtig 
ist vor allem, daß sie als solche präsentiert, daß Passung narrativ interpretiert wird. 
Fehlende biographische Kontinuität und Kohärenz kann immer noch als bestehend prä­
sentiert werden - jeder Bewerbungsratgeber liefert Beispiele für eine entsprechende 
Gestaltung des Lebenslaufes. Narrationen sind Erzählungen seiner selbst, Selbstdarstel­
lung in Geschichten, angefangen von kurzen situativen Selbstthematisierungen bis hin 
zum Verfassen des Lebenslaufes oder der intimen Präsentation von Lebensgeschichten. 

Beim Erzählen seiner selbst werden also auch fertige Muster, Identitätshülsen zum 
Thema, was ein rechter (Ehe-)Mann, eine kreative erfolgreiche junge Frau, ein Yuppie, 
ein Individualist oder eine gute Mutter und so weiter heute ist, aufgenommen. „Die Att­
raktivität der vom Markt bereitgestellten Identitäten besteht darin, daß die Qualen der 
Selbsterschaffung und der nachfolgenden Suche nach der gesellschaftlichen Anerken­
nung des vollendeten oder halbbackenen Produktes durch den weniger quälenden, oft 
angenehmen Akt der Wahl zwischen fertigen Mustern ersetzt wird. Die käuflichen Iden­
titäten, die der Markt bietet, kommen komplett mit dem Etikett der sozialen Anerkenn­
ung, das ihnen schon vorweg verpaßt worden ist. Die Ungewissheit hinsichtlich der Le­
bensfähigkeit der selbstkonstruierten Identität und die Qual der Suche nach Bestäti­
gung werden einem dadurch erspart. Identitäts- und Lebensstil-Symbole werden durch 
Leute mit Autorität und durch Werbe-Information verstärkt, so daß eine eindrucksvoll 
große Anzahl von Leuten sie anerkennt. Soziale Anerkennung muß deshalb nicht auf 
dem Verhandlungswege erzielt werden - sie ist sozusagen von Anfang an in das auf 
dem Markt gehandelte Produkt „eingebaut" (Bauman, 1995, S. 250). 
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Annette Spellerberg 

Lebensstile und Wohnprofile: Trends 

Einige empirische Befunde 

Obwohl Familienhaushalte längst nicht mehr die Mehrzahl aller Haushalte 
in Deutschland stellen, ist das Angebot auf dem Wohnungsmarkt nach wie 
vor am Leitbild des familiengerechten Wohnens orientiert. Mit der Plurali-
sierung von Lebensformen und Lebensstilen haben sich die Ansprüche an 
die Wohnungen und an das Wohnumfeld jedoch entscheidend gewandelt. 
Es gilt, die Bedürfnisse einzelner Lebensstilgruppen zu ermitteln, um wich­
tige Trends auch auf dem Wohnungsmarkt zu erkennen. 

Die Einschätzung des Geschehens auf dem Wohnungsmarkt ist insgesamt schwieri­
ger geworden - und auch unzuverlässiger. Der entscheidende Grund liegt in der 

Differenzierung der Haushalts und Familienkonstellationen, im wesentlichen außerhalb 
der klassischen Kernfamilie. Die Phase der Postadoleszenz hat sich enorm ausgedehnt 
und ist zu einer eigenständigen Phase im Lebenslauf geworden, so daß der Weg in die Fa­
milie später, modifiziert oder gar nicht eingeschlagen wird. Ein immer größerer Anteil 
der Bevölkerung - vor allem der Verheirateten - bleibt kinderlos. Auch die lange Phase 
des „empty nest", also die Phase nach dem Auszug der Kinder, bewirkt einen Anstieg von 
Paarhaushalten und von Alleinlebenden. Die klassischen Familienhaushalte mit zwei Er­
wachsenen und mindestens einem Kind stellen mittlerweile weniger als ein Drittel aller 
Haushalte (Datenreport, 1999, S. 38). Die Ausbreitung von „neuen Haushaltstypen" und 
vor allem von kleinen Haushalten geht jedoch nicht generell mit steigendem Bedarf nach 
kleinen Wohnungen einher. Die Nachfrage nach Wohnungen im Hinblick auf Größe, Zu­
schnitt und Ausstattung sowie die Ansprüche an die Infrastruktureinrichtungen und 
Dienstleistungen im Wohnumfeld haben sich mit den Haushaltsformen ausdifferenziert. 
Aber nach wie vor ist das Wohnen und Bauen in Deutschland am klassischen Familien­
modell orientiert. Die DIN-Normen beim Bauen hinken dieser Entwicklung weit hin­
terher, zumal diese auf Familien hin zugeschnitten sind, und deren Bedürfnisse sich 
ebenfalls gewandelt haben (Größe von Kinderzimmern und Küchen). Mit den in West­
deutschland in den Nachkriegsjahrzehnten insgesamt stark verbesserten Wohnbedin­
gungen sind außerdem emotionale Aspekte, individuelle Gestaltungswünsche, Selbstdar-
stellungs- und Repräsentationsfunktionen des Wohnens wichtiger geworden. 



Bislang orientieren sich die Erforschung des Wohnungsmarkts und die Wohnungs­
marktbeobachtung überwiegend an Informationen, die die amtliche Statistik bereit­
stellt, d.h. an Haushaltsgrößen, Altersstrukturen und Einkommensklassen zur Erklä­
rung von Wohnverhältnissen, wie Flächenverbrauch, Wohnungsausstattungen, Stand­
ortwahlen, Mieten und Mobilität. Wohnbedürfnisse werden vergleichsweise selten und 
zumeist auf kommunaler Ebene erhoben. 

Wir haben bei der Studie über Lebensstile mit dem „Lebensstilmodell" ein alterna­
tives Verfahren gewählt: Wir klassifizieren die Bevölkerungsmitglieder nach ihren Vor­
lieben und Lebensplänen und analysieren dann, inwieweit die so gefundenen typi­
schen Gruppen sich unterscheiden nach den demographischen und sozialstrukturellen 
Kriterien und natürlich auch im Hinblick auf ihre Wohnverhältnisse und Wohnbedürf­
nisse. Hierzu haben wir eine repräsentative Bevölkerungsumfrage in West- und Ost­
deutschland durchgeführt. 

Lebensstile sind gemeinhin bekannt als Phänomene der Jugend, der Subkultur, der 
Mittelschicht und der Trendsetter, deren Bilder in Zeitschriften und Medien transpor­
tiert werden. Hier geht es jedoch um ein anderes Verständnis, d.h., daß in dieser Studie 
die gesamte Bevölkerung berücksichtigt worden ist. Ärmere, ältere, durchschnittliche 
und geringqualifizierte Menschen werden in die Betrachtung eingeschlossen und nach 
Lebensstilkriterien, und zwar Freizeitverhalten, Geschmacksvorlieben und Lebens­
plänen, eingeordnet. Die unauffälligen und schlechtergestellten Bevölkerungsgruppen 
werden häufig in Beiträgen zu Lebensstilen ausgeklammert, aber auch diese Gruppen 
werden im Alltag nach Lebensstilkriterien wahrgenommen und klassifiziert. 

Lebensstile sind nicht losgelöst von materiellen Zwängen. Sie sind zum einen Aus­
druck der sozialen und materiellen Lage und auch der biographischen Erfahrungen. 
Zum anderen sind sie Ausdruck von individuellen Lebenshaltungen, Lebensplänen 
und Gestaltungsleistungen. Die These dieser Arbeit lautet, daß das umfassende Lebens­
stilkonzept für den Wohnungsmarkt von hoher Bedeutung ist, weil auch für die Nach­
frage nach Wohnungen und Wohnstandorten nicht nur Ressourcen, sondern auch Er­
fahrungen, Geschmacksurteile und Lebensziele ganz entscheidend sind. Das Lebensstil­
konzept wird für erfolgversprechend erachtet, um zu einer besseren Einschätzung der 
aktuellen und zukünftigen Entwicklung auf dem Wohnungsmarkt zu gelangen. 

Im folgenden werde ich zunächst das Lebensstilkonzept und das empirische Vorge­
hen bei der Studie „Lebensstile, Wohnbedürfnisse und Mobilitätsbereitschaft" (ange- 277 
siedelt am Wissenschaftszentrum Berlin und an der Freien Universität Berlin) skizzie-



ren. Wir haben 1996 eine repräsentative Bevölkerungsumfrage in enger Kooperation 
mit dem Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung durchgeführt, die von der Wüsten­
rot Stiftung Deutscher Eigenheim e.V. in Auftrag gegeben wurde und mehr als 3.000 
Befragte in West- und Ostdeutschland umfaßt. In aller Kürze werden die ermittelten 
Lebensstile vorgestellt, bevor ich mich im zweiten Teil Wohnverhältnissen und Wohnbe­
dürfnissen ausgewählter Lebensstilgruppen widme. Ich verbinde hiermit zwei Zielrich­
tungen, zum einen, auf den Ertrag des Lebensstilkonzepts in der Wohnsoziologie hinzu­
weisen, und zum anderen, Informationen zu aktuellen, problematischen Gruppen auf 
dem Wohnungsmarkt bereitzustellen. Die Forschungen erscheinen daher aus theoreti­
scher und praxisorientierter Perspektive relevant. 

1. Lebensstile: Empirisches Vorgehen und Typologie 

Lebensstile sind zu verstehen als typische Muster von Verhaltensweisen im Rahmen 
bestimmter Lebenslagen, Lebenspläne und Werthaltungen (Zapf, 1987) Lebensstile wer­
den durch äußere identifizierbare Zeichen zum Ausdruck gebracht, z.B. die Kleidung 
beim abendlichen Gaststättenbesuch, sei es der gedeckte Anzug oder der Jogginganzug. 
Die Kombination verschiedener Zeichen aus unterschiedlichen Bereichen (Körper­
sprache, Kleidung, Eßverhalten, Musikvorlieben, Hobbys, etc.) verdichtet sich zu einem 
Stil. Indem jemand einen Stil ausbildet, werden Wahlmöglichkeiten begrenzt und Rou­
tinen und Gewohnheiten ausgebildet, die für die Identitätsausbildung und Sicherung 
von wesentlicher Bedeutung sind. Indem typische Muster und Profile des Verhaltens 
identifiziert werden, werden weiterhin soziale Mitgliedschaft und Zugehörigkeit ausge­
drückt. Der Lebensstil wird damit zum Mittel der Kommunikation - ich sende und emp­
fange Botschaften über diese Zeichen. Gemeinsame Werthaltungen und Verhaltens­
weisen sind wiederum eine wichtige Basis für die Wahl von Partnern und Freunden. 
Nicht zuletzt werden mit Lebensstilen soziale Grenzen markiert. Das heißt auch, daß Le­
bensstile im Feld von Prestige und sozialer Schließung angesiedelt sind (Bourdieu 1987). 

Vor allem bei Freizeit und Konsum gewinnt das Moment der bewußten Wahl eine 
immer größere Bedeutung. Auch wenn die Zwänge unübersehbar sind, die durch 
Arbeit, Einkommen oder Infrastruktur gesetzt werden, so sind doch die Eigenleistung 
und Eigenverantwortung für den persönlichen Lebensweg fester Bestandteil des indi­
viduellen Bewußtseins. Lebensstilkonzepte sind zur Ergänzung von herkömmlichen 
Klassen- und Schichtkonzepten entwickelt worden, um eine alltagsnähere Klassifika­
tion der Bevölkerung zu erlauben. Die Dimensionen in der empirischen Erhebung von 
Lebensstilen in unserer Studie sind: 



• Freizeitverhalten (Freunde treffen, Theater besuchen, sich weiterbilden, „mit 
Familie", „mit Kindern", fernsehen, wandern, Musik hören, im Garten arbeiten, 
Kunst betreiben, PC); 

• kultureller Geschmack (Schlager, Pop, Oper, Rock, Märsche, Punk, Shows, Sport 
im TV, Dokumentationen, Heimatfilme, Actionfilme, Horrorfilme, Soap operas, 
klassische Literatur, Unterhaltungsromane, Sachbücher, Arztromane, Esoterik, 
Biographien, Gedichte, Comics), Kleidungsstil (bequem, elegant, hohe Qualität, 
jugendlich, praktisch); 

• Lebensziele (Abwechslung, Hilfsbereitschaft, Attraktivität, Sicherheit, 
Anerkennung, Sparsamkeit, politisches Engagement, Führungspositionen); 

• Alltagsverhalten (einfaches Leben, für Familie, sozial aktiv, genußvoll, arbeits-
zentriert, zwanglos). 

Ausschließlich anhand dieser Merkmale konnten für West- und Ostdeutschland je­
weils neun typische Lebensstilgruppen ermittelt werden. Zwei Drittel der Befragten 
lassen sich dabei „gesamtdeutschen Lebensstilen" zuordnen, die übrigen sind eher ost 
deutsch bzw. westlich geprägte Gruppen. In Ostdeutschland ist z.B. die Kombination 
von Familien- und Arbeitsorientierung typisch, während sich im Westen die Menschen 
eher für einen der beiden Bereiche entscheiden und damit spezifische Lebensstile aus­
bilden. In beiden Landesteilen überwiegen eher häusliche Lebensstiltypen und solche 
mit Vorlieben für moderne Unterhaltung (Schneider; Spellerberg, 1999) In der Abbil­
dung 1 sind sie nach den sozialstrukturellen Kriterien angeordnet, nach denen Lebens 
Stile sich am stärksten voneinander unterscheiden: Alter und Bildung. Die soziodemo-
graphischen Merkmale wurden jedoch erst in einem nachgelagerten zweiten Schritt 
mit den identifizierten Lebensstilgruppen in Zusammenhang gebracht. 



Abbildung: Lebensstile in West- und Ostdeutschland nach Alter und Bildung 



2. Lebensstilspezifische Wohnverhältnisse und 
Wohnbedürfnisse 

Für drei ausgewählte Lebensstilgruppen, die besondere Ansprüche an den Woh­
nungsmarkt stellen und hohen Problemdruck bewirken, werden im folgenden Wohn­
profile vorgestellt. Es handelt sich um zwei Gruppen aus Westdeutschland und eine aus 
Ostdeutschland: 

• moderner Selbstverwirklichungstyp (West: jung, gut gebildet, wohlhabend, 
berufs- und erlebnisorientiert, vielseitig aktiv bei Sport, Kultur und Geselligkeit); 

• zurückgezogen Lebende (West: ältere Menschen, geringere Bildung, finanziell 
schlechtergestellt, passiv, desinteressiert, sozial wenig integriert); 

• Unterhaltungs- und Actiontyp (Ost: jung, niedrigere Bildung, finanziell schlech­
tergestellt, berufstätig, freizeit- und spannungsorientiert, gesellig). 

Wenn man verschiedene Wohnindikatoren auflistet - Haustyp und Wunschhaus, 
Ausstattungsmerkmale und gewünschte Ausstattung, der Einrichtungsstil, Wohnge­
gend und Wunschgegend, die Ortsbindung sowie die Bewertung der Wohnung und des 
Wohnorts -, erscheinen folgende Punkte beachtenswert: 

• Im Westen zeichnet sich der arbeits- und erlebnisorientierte, jüngere „Selbstver­
wirklichungstyp" durch eine starke Diskrepanz zwischen Wunsch und Wirklich­
keit aus. Er lebt deutlich seltener als die anderen Gruppen in einem Einfamilien­
haus (zu nur 23 %) und zum größten Teil (47 %) in größeren Mehrfamilienhäusern. 
Er zeigt jedoch die höchste Präferenz für das Wohnen in Ein-/Zweifamilienhäusern 
(79 %) und eine sehr geringe Neigung (4 %) zu größeren Mehrfamilienhäusern. 

• Viele Ausstattungswünsche sind unerfüllt: Die ökologische Ausrichtung empfin­
det die Hälfte als wichtig, ist aber in ihrer Wohnung nicht vorhanden. Ein 
Drittel bemängelt, daß kein PKW-Stellplatz zur Verfügung steht. Freiflächen wie 
Balkon und Garten werden vermißt und ebenso ausreichende Wohnfläche, d.h. 
zum Beispiel mindestens ein Raum pro Haushaltsmitglied. 

• Der starke Wunsch nach einem Eigenheim ist um so bemerkenswerter, als diese 
Gruppe vor allem in Großstädten lebt (insgesamt wohnen sie zu über 40 % im In­
nenbereich von Großstädten, in die sie vermutlich wegen ihrer Kultur- und Er­
lebnisorientierung hingezogen bzw. in der sie bislang geblieben sind). Der inner­
städtische Wohnstandort entspricht allerdings nur selten (knapp 20 %) dem 
geäußerten Ideal. Vielmehr ziehen sie (zu insgesamt 30 %) das Wohnen am 
Stadtrand bzw. im Umland vor. 



• Diese Gruppe weist eine nur schwach ausgeprägte Familienorientierung auf -
dies ist also nicht der Grund für Umzüge an den Stadtrand. Der Stadtrand 
ermöglicht eine Verbindung von ihrem Bedarf nach großen Wohnungen bzw. 
Häusern, besseren Umweltbedingungen sowie ihrer Arbeits- und kulturellen 
Erlebnisorientierung. 

• Ein erheblicher Teil dieser Gruppe äußert die Absicht umzuziehen (36 %, also 
mehr als doppelt so viele wie im Bevölkerungsdurchschnitt: 14 %). Auf die 
Frage, was sie bei einem Umzug vermissen würden, also die Frage nach der 
Ortsbindung, zeigt sich, daß ihre Bindung nur sehr schwach ausgeprägt ist: 
Sie würden Freunde vermissen, ansonsten ist zum Haus, zur Landschaft oder 
auch zu Nachbarn keine enge Bindung festzustellen. 

• Zur hohen Mobilitätsbereitschaft tragen die jeweiligen Wohnverhältnisse und 
subjektiv bedeutsame Defizite der Wohnungen in starkem Ausmaß bei. Diese 
Gruppe zählt zu den Unzufriedenen, da sowohl die Wohnungsgröße, die Wohnungs­
ausstattung sowie der Ort selbst eher schlecht bewertet werden (ebenso wie die 
Nachbarschaft und insbesondere die Umweltbedingungen am Ort). Es sind in 
dieser Gruppe insgesamt die schlechten Bewertungen, die zu Unzufriedenheit und 
Mobilität führen, weniger die Diskrepanzen zwischen Wunsch und Wirklichkeit. 

Will man diese junge, finanzstarke und gut gebildete Gruppe in der Stadt halten, be­
deutet dies, daß Eigentum in der Stadt oder Mehrfamilienhäuser mit Eigenheimquali­
täten gefordert sind (Schallschutz, Innenausbau frei gestaltbar, Terrasse oder Garten, se­
parater Eingang und neueste Technik). Rückzugs-, Darstellungs- und Repräsentations­
aspekte sind bei diesem Typ von besonderer Bedeutung. Diese Gruppe steht daher im 
Mittelpunkt der Debatten zur Gentrification und Suburbanisierung. 

Die Gruppe der „zurückgezogen Lebenden" bildet hierzu einen Kontrast: 

• Sie leben im Westen relativ häufig als Mieter und in größeren Mehrfamilien­
häusern. 

• Dies zeigt sich auch beim gewünschten Haustyp: Der Wunsch nach einem auch 
von dieser Gruppe präferierten Ein/Zweifamilienhaus ist (mit 46 %) relativ 
gering. Die Diskrepanz zur entsprechenden tatsächlichen Wohnform ist ver­
gleichsweise schwach ausgeprägt. 

• Die Wohnungsausstattungen liegen häufig unter dem Durchschnitt (in Ost­
deutschland haben nur 65 % den Normalstandard). 

• Diese Gruppe hat keine großen Ansprüche. Balkone und auch eine altersgerechte 
Ausstattung werden häufiger gewünscht. 



• Beim Einrichtungsstil spielt das Kriterium „praktisch" die größte Rolle - auch 
hier zeigt sich Bescheidenheit. 

• Sie zeigen sich in sehr geringem Maße mobilitätsbereit. Trotz der relativ langen 
Wohndauer, im Durchschnitt 25 Jahre, zeigt sich keine besonders ausgeprägte 
Bindung an Freunde, Nachbarn oder die Landschaft. 

• Die sich bescheidende Akzeptanz zeigt sich an der hohen Zufriedenheit mit der 
Größe, der Ausstattung und mit dem Wohnort. 

• Die Wohnzufriedenheit sinkt insbesondere dann, wenn Wunsch und Wirklichkeit 
bei der Wohnlage auseinanderfallen. Bei dieser Gruppe spielen damit die Ist-
Soll-Diskrepanzen eine große Rolle. 

• Die Wohnungen dieser häufig alleinlebenden Gruppe sind im Durchschnitt recht 
groß, sie werden auch von einem Teil dieser älteren Gruppe als zu groß empfun­
den. Bei dieser Gruppe deutet sich am ehesten Potential für Wohnungstausch 
an, um bestehende große Wohnungen weitergeben zu können an größere Haus­
halte, die größere Mietwohnungen benötigen. Diese Gruppe mit häufig unter­
durchschnittlich ausgestatteten Wohnungen und wenig ausgeprägter Orts- und 
Nachbarschaftsbindung ist möglicherweise zum Wohnungstausch am ehesten 
bereit, sofern eine zukünftige Wohnung in Nähe der bisherigen Wohnung und 
mit besserer Ausstattung gefunden wird - vor allem mit altersgerechter Aus­
stattung. Die hohe Akzeptanz von Geschoßwohnungen ist hier von besonderem 
Vorteil. 

Zu Tausch- oder Netzwerkaktionen in der Gemeinde, was im Zuge einer aktiven 
Bürgerschaft und der Kommunitarismusdebatte diskutiert wird, ist diese „zurückge­
zogen Lebende"-Gruppe jedoch wohl kaum der richtige Ansprechpartner. Insgesamt 
wird das Alleinleben Älterer in Einfamilienhaussiedlungen ein zunehmendes Problem 
darstellen, insbesondere wenn die Menschen, wie häufig bei diesem Lebensstiltyp, so­
zial nicht eingebunden sind. 

Wir kommen zur dritten Gruppe, diesmal aus Ostdeutschland, den freizeit-, erlebnis-
und actionorientierten Jüngeren, die finanziell und von der Bildung her gesehen zu den 
Schlechtergestellten zählen. 

Sechs von zehn dieser Gruppe wohnen noch bei ihren Eltern. Dieser Lebenslauf- und 
Kohorteneffekt erklärt einen Großteil der Abweichungen vom Bevölkerungsdurch­
schnitt: Sie wohnen selten im Eigenheim. Sie leben in Mehrfamilienhäusern, jeder 
achte in einer Großsiedlung. Sie wünschen sich aber auch überdurchschnittlich häufig, 283 
im Geschoßbau zu wohnen. Ihre Wohnwünsche im Hinblick auf die Ausstattung sind 



zumeist nicht befriedigt: Sie erachten viele Dinge für wichtig, über die sie nicht verfü­
gen. Hervorzuheben ist insbesondere der Bedarf an mehr Wohnfläche. Eine eigene bzw. 
größere Wohnung erscheint erforderlich, ist aber offensichtlich nur schwer zu errei­
chen. Diese ostdeutsche Gruppe lebt im Schnitt 13 Jahre am Ort und ist nicht häufiger 
umgezogen als die Gesamtbevölkerung (10 % einmal, 10 % mehrfach in den letzten zehn 
Jahren). Dies ist anders als bei der westdeutschen Vergleichsgruppe und deutet auf die 
mangelnden Mobilitätsmöglichkeiten in Ostdeutschland hin: 

• Sechs von zehn wünschen sich, in der Stadt oder, noch lieber, am Stadtrand zu 
leben. 

• Bei acht von zehn dieser Gruppe stimmen tatsächliche Wohngegend und 
Wunschgegend nicht überein. 

• Bei einer hohen Mobilitätsbereitschaft (33 % planen einen Umzug) sind die 
Bindungen an den Ort nicht sehr stark ausgeprägt. Überdurchschnittlich häufig 
würden bei einem Umzug Freunde und darüber hinaus auch Verwandte (also 
Eltern und Geschwister), Sportkameraden und Vereinslokale vermißt werden. 
Für Nachbarn interessiert sich diese Gruppe auffallend wenig. 

• Diese Gruppe ist sehr unzufrieden: mit der Größe, der Ausstattung, dem Ort und 
auch der direkten Wohnumgebung. Besonderen Einfluß hat bei dieser Gruppe 
die Wohnungsgröße: Je kleiner die Wohnung empfunden wird, desto unzufriede­
ner ist diese Gruppe. 

• Ausschließlich Mitglieder dieses Lebensstiltyps präferieren die Platte und 
Großsiedlungen in Ostdeutschland. Ausschließlich bei Mitgliedern dieser 
Gruppe - und zwar von 10 % - wird ein Hochhaus als bevorzugter Haustyp 
angegeben. 

Preisgünstige, robuste Wohnungen mit guter Freizeit- und Dienstleistungsinfrastruk­
tur könnten die Akzeptanz von Großsiedlungen weiter steigern. Hier können die „Unter-
haltungsorientierten" stadtnah, günstig, eigenständig und ohne großen Wirtschafts- und 
Pflegeaufwand wohnen - als Paar oder allein. Repräsentationsaspekte spielen für diese 
Gruppe beim Haustyp offensichtlich keine große Rolle. Familienhaushalte werden aller 
Erfahrung nach - weil der Zugang zu Grün und Bewegungsmöglichkeiten fehlen - die 
Platte meiden. Die Anforderungen des Lebensstiltyps „Unterhaltung" sollten bei den 
Umstrukturierungsmaßnahmen in den Plattenbausiedlungen daher sinnvollerweise be­
rücksichtigt werden. 



Fazit 

Mit diesem Beitrag wollte ich mit der Anwendung des Lebensstilkonzepts in der 
Wohnsoziologie auf unterschiedliche Wohnbedürfnisse von Bevölkerungsgruppen hin­
weisen, die akuten Problemdruck auf dem Wohnungsmarkt entfalten: a) anspruchs­
volle jüngere Menschen mit Selbstentfaltungsanspruch, b) bescheidene, zurückgezoge­
ne und sozial nicht stark integrierte Ältere und c) Jüngere, die vielleicht zum ersten 
Mal allein (oder mit Partner/in) wohnen bzw. wohnen möchten. Es zeigt sich insgesamt, 
daß nur wenige Gruppen das Bedürfnis nach größerer Dichte haben. Dies sind insbe­
sondere die jüngeren „Unterhaltungsorientierten", von denen die Mehrzahl berufstätig 
ist, und die ältere Gruppe der „zurückgezogen Lebenden". Die verschiedenen Lebens­
stile in den mittleren Altersgruppen und stärker sozial integrierte ältere Gruppen be­
vorzugen den Stadtrand und kleinere Orte mit einer differenzierten Infrastruktur -
und zwar unabhängig von der Familienorientierung. Eine gute soziale Mischung in der 
Stadt aufrechtzuerhalten ist angesichts der beklagten ökologischen Defizite und der 
Ansprüche an mehr Fläche und eine gute Ausstattung, die ja finanziert werden müs­
sen, ausgesprochen schwierig. 

Die Differenzierung der Haushalte und Lebensstile legt es zusammenfassend nahe, 
weniger spezialisierte Wohnungsgrundrisse für bestimmte, vielleicht sogar abnehmen­
de Gruppen zu bauen als flexibel nutzbare Wohnungen und Infrastruktureinrichtun­
gen, damit reibungslosere Wechsel der Bewohner möglich werden. Forschungen zur 
Gentrification haben zugleich gezeigt, daß nicht alle Lebensstile gleichermaßen zuein­
ander passen. Mit dem Lebensstilkonzept sind jedoch mehr oder weniger „verwandte" 
Lebensvorstellungen gut zu identifizieren, so daß Konfliktpotential identifiziert und 
minimiert werden kann. Eine kleinräumige Segregation in sich homogener Nachbar­
schaften mit passfähigen angrenzenden Gruppen stellt eine nachdenkenswerte Alter­
native vor allem für „nichtalternative" Lebensstilgruppen dar. 
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Jochen Blumenauer 

Seßhaftigkeit als Eigenschaft? 

Über die Gründe für die Immobilität der Deutschen 

Die Deutschen zeigen sich in bezug auf die Wohnimmobilie im Vergleich 
mit den Menschen in einigen anderen Industrieländern unbeweglich, 
selbst oder gerade wenn das Arbeitsleben zu großer Mobilität zwingt. 
Der Immobilienmarkt wird stark durch mentale Befindlichkeiten über­
formt, und auch die Restriktionen und Kosten, die beim Immobilien­
wechsel entstehen, tragen nicht gerade zur Mobilität bei. Hinzu kommen 
die Bedingungen der staatlichen Förderung, die auf Langfristigkeit ange­
legt sind. Wer seine Immobilie wechselt, begibt sich auf ein unsicheres 
Terrain. Damit besteht eine Blockade des Marktes. Hierzu tragen die 
Professionellen selbst bei, weil sie ihre Dienstleistung, beim Transfer 
noch immer nicht entsprechend fachgerecht, vertrauenswürdig und nach 
ethischen Selbstverpflichtungen organisieren. 

Mobilität gilt als eine wichtige Voraussetzung, um im heutigen Wirtschaftsleben 
bestehen zu können. Die Mobilität nimmt in der Tat stark zu und wird nach Vor­

ausschätzungen der Experten weiter steigen. Mobilität ist hierbei in einem durchaus 
umfassenden Sinn gemeint: als geistige und räumliche Beweglichkeit bzw. Bewegungs­
fähigkeit. Die räumliche Mobilität umfaßt das tägliche oder wöchentliche Pendeln zwi­
schen Wohnung und Arbeitsplatz, vom Arbeitsplatz zu Kunden oder zwischen Wohnort 
und Urlaubszielen, aber auch den Umzug von einem Ort zu einem anderen. Geistige 
Mobilität kennzeichnet die Fähigkeit, schnell neue Situationen erfassen zu können, Be­
rufswechsel vorzunehmen, sich gegenüber Neuem aufgeschlossen zu zeigen usw. 

In Deutschland ist im Vergleich etwa zu den USA oder auch zu Schweden eine eigen­
artige Diskrepanz zwischen der Bereitschaft, sich täglich von Ort zu Ort zu bewegen 
oder die Welt im Urlaub zu erobern, und der Bereitschaft umzuziehen. Zwar gibt es 
auch die Auswanderung. Deutschland kann durchaus auch als ein Auswanderungs­
land bezeichnet werden. Aber doch ist es zutreffend zu behaupten, daß die Deutschen, 287 
was ihre Wohnung oder ihr Haus, ihre Immobilie, anbetrifft, ziemlich immobil sind. 



Dazu möchte ich als Makler, also Angehöriger eines Berufsstandes, der - manchmal 
fast wie ein Beichtvater - die Ängste und Schwierigkeiten der Menschen in bestimm­
ten Entscheidungssituationen kennt, einige Anhaltspunkte liefern, aus denen ein durch­
aus schlüssiges Bild gewonnen werden kann. Darüber, inwieweit geistige und räumli­
che Mobilität zusammenhängen, möchte ich freilich nicht spekulieren. 

Heimat- und Lebensgefühl 

Die Deutschen sind traditionell stark an ihre „Scholle" gebunden. Das Heimatgefühl 
ist stärker ausgeprägt, als viele, die sich modern geben wollen, sich das zugestehen wol­
len. So wird ein Wechsel, wenn man erst einmal etwas Eigenes gefunden hat, nicht 
leicht. Als Begründung für die Seßhaftigkeit wird oft auf die Kinder verwiesen, denen 
man eine Umschulung nicht zumuten möchte. Man erwartet hier nur Schwierigkeiten 
und konstatiert nicht, daß die Überwindung von Schwierigkeiten ein wichtiger Faktor 
der Sozialisation sein kann. Besonders, wenn mit dem Umzug von einem Bundesland in 
ein anderes ein Wechsel des Schulsystems ansteht, wird das Kinder-Argument vorgebracht. 

Deutsche finden es ungemütlich, schon beim Kauf eines Hauses an einen möglichen 
Wiederverkauf zu denken. Das mutet an, als würde man bei der Hochzeit schon die 
Scheidung einplanen. Die Leichtigkeit, die die Amerikaner beim Hauskauf und beim 
Verkauf zeigen, ist uns Deutschen wahrlich fremd. (Auch unser Steuersystem bietet 
nicht gerade einen Anstoß für mehr Mobilität.) Hinzu kommt der hohe Stellenwert eines 
eigenen Hauses im Leben. Ein Wechsel muß auf jeden Fall deutlich mit Verbesserungen 
verbunden sein. Das ist natürlich nicht leicht zu bewerkstelligen, und so gibt es immer 
einen guten Grund zu bleiben, wo man ist. 

Auch sprachlich sind, wenn man die USA als Vergleichsmaßstab heranzieht und an 
die Mobilität im vereinten Europa denkt, Hürden zu überwinden. Innerhalb Deutsch­
lands sind es nur die Dialekte, die deutlich machen, aus welchem Teil der Republik je­
mand kommt, aber in Europa gibt es weit mehr als zehn Sprachen und bekannterma­
ßen keine Einheitssprache wie in den USA. 

Es ist eine interessante Frage, ob durch die neue, durch die Informations- und Kom­
munikationstechniken gewandelte und immer schneller werdende Arbeitswelt Impulse 
für eine höhere Mobilitätsbereitschaft auch im Hinblick auf den Immobilienwechsel 
ausgehen. Eine Antwort müßte unterschiedlich je nach sozialer Gruppierung erfolgen. 
Vielleicht werden sich weltweit agierende Menschen überhaupt nicht für die klassische 
Immobilie interessieren. Was die Mehrzahl der integrierten Mittelschichten anbetrifft, 



so erwarte ich aber genau das Gegenteil: eine noch größere Fixierung auf die „unbeweg­
liche Immobilie", die Heimat als Kompensation für die im Arbeitsleben erzwungene 
hohe Mobilität. Das wird sich bis in Baustile und Materialien auswirken. 

Verkehrsinfrastruktur 

Warum sollte der Deutsche überhaupt umziehen? Was könnte der einzelne dadurch 
gewinnen? 

Wenn eine Familie ihre Wohnsituation durch einen Wechsel nicht deutlich verbes­
sern kann, ja wenn sogar Nachteile befürchtet werden, dann kann sie in Deutschland 
die Mobilitätsanforderungen trotz Seßhaftigkeit lösen, bietet doch Westdeutschland in 
seiner Lebensqualität vom Norden bis in den Süden hervorragende und annähernd 
gleiche Gegebenheiten. Erst seit die neuen Bundesländer hinzugekommen sind, scheint 
es zwingende Gründe für einen Umzug zu geben. Vielleicht sind es nicht nur die feh­
lenden Arbeitsplätze, die die jungen Menschen von Ost nach West wandern läßt, son­
dern auch das unzulängliche Lebensgefühl des Ostens, gekoppelt an die noch nicht ent­
sprechend ausgebaute Verkehrsinfrastruktur. Das hohe soziale Netz greift deutschland­
weit, ist freilich nur ein mobilitätshemmender Faktor. Im Gebiet der alten Bundesrepu­
blik sind Veränderungen nicht wirklich zwingend. Es besteht nicht im gleichen Maße 
wie z.B. in den USA der Zwang, sich aus beruflichen Gründen auf Standortwechsel zu­
gunsten von besseren Arbeits- und Wohnbedingungen einzustellen. 

Auch die vergleichbar kurzen Entfernungen erlauben es, auf Standortwechsel zu 
verzichten. So können wir innerhalb weniger Stunden von einer Metropole zur ande­
ren fahren und - wenn wir wollen - am Abend wieder zurückkommen. Tausende von 
Mitarbeitern im mittleren oder gehobenen Management scheuen sich nicht, morgens 6 
Uhr in einen ICE zu steigen und oft mehrere Stunden später nach Überwindung großer 
räumlicher Distanzen von bis zu 200, ja 300 km einen Arbeitsplatz aufzusuchen. Ihre 
Motivation liegt darin, der Familie das erworbene Haus in XY-Stadt zu erhalten, den 
Kindern einen Schulwechsel und den Verlust der liebgewordenen Gewohnheiten im so­
zialen Umfeld (Freunde, Vereine, gewohnte Umgebung) nicht zuzumuten. 

Kosten 

Zu diesen emotionalen und sozialen Gründen kommen weitere, recht harte Faktoren 
contra Mobilität. 



In Deutschland sind Immobilien im Vergleich zu anderen Ländern überaus teuer. In 
manchen Regionen kostet ein normales Einfamilienhaus zwischen 750.000 und 
1 Million DM. Wer so viel Geld investiert hat, wird - freiwillig - nicht so bald wieder an 
einen Verkauf denken; es muß schon etwas Dramatisches geschehen. 

Die Finanzierungssysteme tun ein übriges. Günstige Finanzierungsmodelle sind lang­
fristig angelegt, kurzfristiges Geld ist teuer. Die „totale Bremse" sind dann aber die Ko­
sten der Mobilisierung der Immobilie. Wer ein Haus kauft, hat für alle möglichen Neben­
kosten, angefangen bei der Grunderwerbsteuer über die etwaige Vorfälligkeitsent­
schädigung usw., zwischen 10 und 15 % vom jeweiligen Hauspreis nochmals zusätzlich 
auf den Tisch zu legen. Dieses Geld, das Staat, Gemeinde, Notar, Ämtern, Bank, Maklern 
zufließt, ist ein gewaltiger Teil der zu finanzierenden Kaufsumme. Diese Kosten tragen 
außerdem nicht zur Wertsteigerung der Immobilie bei. Ähnlich ist die Situation des 
Bauherren. Was er in der Planungs- und Bauphase für Grund und Boden, Gutachten, für 
sein Haus, die Außenanlagen, den Architekten, die Zwischenfinanzierung, die fälligen 
Gebühren u.s.w. zu bezahlen hat, bekommt er erst nach Jahren als Preis wieder gebo­
ten. Ein schneller Verkauf kann leicht zu einem kaum tragbaren Minusgeschäft werden. 

Ein Wechsel von Norddeutschland nach Süddeutschland wird durch das sogenannte 
Preisgefälle gebremst. Wer sich im Norden ein schönes großes Einfamilienhaus leisten 
kann, bekommt für den Gegenwert in Bayern noch nicht einmal ein Reihenhaus. Man kann 
feststellen, daß in Deutschland die hohen Immobilienpreise und die wenig optimalen Be­
dingungen bei einem Standortwechsel einer größeren Mobilität des Bürgers entgegen­
stehen. Je höher sein finanzielles Engagement ausfällt, desto immobiler verhält er sich. 

Sicherheit durch die Immobilie 

Auch die wirtschaftliche Gesamtsituation macht Deutsche nicht gerade zu Wander 
vögeln. Die staatliche Wohnungsbauförderung sieht ein langfristiges Engagement des 
Bauherrn oder Käufers vor. Die Langfristigkeit ist als Prinzip im Denken um die Immo­
bilie verankert. Das macht nicht zuletzt die gegenwärtige Rentendiskussion deutlich, 
bei der den Deutschen nahegelegt wird, eine eigene Wohnimmobilie zu besitzen, die un­
bedingt bis zum Rentenalter abgezahlt sein sollte, damit man sie dann wieder aufzeh­
ren kann. Eine kleine Kapitalanlage - vielleicht die vermietete Eigentumswohnung - er­
gänzt die Absicherung, damit man nicht völlig von der unsicheren Rentenpolitik ab­
hängig ist. So hoffen viele. Die Immobilie als Alterssicherung ist eine typisch deutsche 
„vernünftige" Sicht der Dinge. Das alles spricht für Unbeweglichkeit, für einen festen 
Standort - und nicht für Umzüge. 



Der folgende Aspekt scheint mir in diesem Zusammenhang erwähnenswert. Wie 
wird beurteilt, wenn wir mobil oder immobil sind? Bei der SCHUFA, einer Instanz, die 
unsere Bonität im Geschäftlichen bewertet, gilt ein häufiger Wohnortwechsel als nega­
tives Merkmal und wird entsprechend zu Lasten des Mobilen eingeschätzt. Wer fest­
sitzt, scheint seriöser zu sein als der Mobile. 

Angst 

Es kommt ein weiterer, aus meiner Sicht, ausschlaggebender Faktor hinzu. Ein nicht 
geringes Maß an Ängstlichkeit. Ich glaube, wir sind ein Volk, in dem Angst, Zweifel, Zu­
rückhaltung, die ständige Suche nach der Falle, in die man hineingeraten könnte, zur 
Gewohnheit, zum Lebensalltag, ja zur Mentalität geworden ist. Das fördert sicher nicht 
Offenheit, Flexibilität und Mobilität, im Gegenteil: Angst ist ein entscheidender mobili-
tätshemmender Faktor. 

Dem steht, könnte man behaupten, entgegen, daß der Deutsche, wenn er vor etwas 
Fremdem erst einmal den Respekt, die Angst verloren hat, diesem lebendig und inten­
siv gegenübersteht und mit dem Neuem ganz selbstverständlich umgeht. Schließlich 
gehen wir zum Griechen, zum Italiener und Thailänder essen. Wir zeigen uns also 
durchaus aufgeschlossen und mobil. Die Reiselust der Deutschen könnte als Beleg 
angeführt werden. Hier sind die Menschen, so hat es den Anschein, auf einem so hohen 
Aufklärungsstand über Möglichkeiten, Gefahren, Rechtsansprüche usw., daß Reisen 
überhaupt keine Angst macht und zur Selbstverständlichkeit geworden sind. Aber in 
Wirklichkeit ist das Reisen überwiegend ein durch und durch organisiertes Geschäfts­
feld, und die Veranstalter bemühen sich, den mobilen Deutschen jedes nur denkbare 
Risiko abzunehmen. 

Die Mobilitätsprofis: Die Makler 

Niemand sollte mehr an der Bewegung im Immobiliensektor interessiert sein als die 
Makler. Aber der deutschen Maklerschaft sind schwere Vorwürfe zu machen, weil sie 
ihrer Funktion und Aufgabe, einen entscheidenden Beitrag zur Mobilität zu leisten, 
nicht gerecht geworden ist - zum eigenen Schaden und zum Schaden im allgemeinen. 
Würde mehr auf Dienstleistung und Service geschaut und weniger auf die schnelle 
Mark, würde sich die Maklerschaft um Ausbildung, Kundennutzen und Berufsethik -
sprich ehrenhafte Geschäftsgepflogenheiten - bemühen, könnte die Maklerschaft ent­
scheidend zur Aufgeklärtheit der Bevölkerung über die Immobilie beitragen, mittels 
des Know-how als Dienstleister Kosten minimieren und damit nicht, wie immer irriger-



weise angenommen wird, zur Verteuerung der Immobilie beitragen, sondern im Gegen­
teil zur Verbilligung. Bei einer professionellen und durch ethische Selbstverpflichtun­
gen vertrauensvoll gewordene Begleitung gäbe es sicherlich mehr Menschen, die sich 
an Immobilienkauf- und verkauf heranwagten. Wünschen wir uns also mehr Mobilität 
- auch im umfassenden Sinne -, dann sollte die Immobilienwirtschaft an mehr Aufge­
klärtheit bei der Kundschaft, Vertrauensentwicklung, an einem hohen Dienstleistungs­
niveau und an harten Sanktionen bei Verstößen gegen ehrenhafte Geschäftsgepflogen­
heiten interessiert sein. 

Es gibt ernstzunehmende Signale dafür, daß große professionelle Organisationen aus 
dem Ausland in den nächsten Jahren in diese Marktlücke vorstoßen werden. Wir wer­
den erleben, daß sich infolgedessen mehr Mobilität und mehr geschäftliche Möglich­
keiten einstellen. 

Kreativität bei neuen Produkten 

Neue Wohnformen und neue Architektur könnten einen zunehmenden Einfluß am 
Markt gewinnen. So ist die Tatsache aufschlußreich, daß die Mobilität bei Mietwoh­
nungen und Häusern zur Miete sowie bei Eigentumswohnungen deutlich größer ist 
beim klassischen Eigenheim. (Luxusvillen sind hier nicht gemeint.) Der oben angespro­
chene Wunsch nach Verbesserung spielt hier eine Rolle. Verbesserungen können sich 
auch in neuen Wohnformen, neuen Haustechniken und moderner Architektur aus­
drücken. Das klassische Modell: Eingang, Diele, rechts Gäste-WC, links geschlossene 
Küche, Wohnraum, Terrasse; oben: Bad, Schlafzimmer, zwei kleine Verschlage 
(Kinderzimmer genannt); ganz oben: der ausbaufähige Dachboden - das ist kein moti­
vierendes Konzept. Die Antwort muß lauten: Vielfalt. 

Die Menschen wollen sich in „Individualität" verwirklichen. Da reagieren die Archi­
tekten oft phantasielos und die Bauwirtschaft angstvoll - einige Ausnahmen vielleicht 
ausgenommen. 

Es ist darauf schließlich hinzuweisen, daß die Nachfrage nach fertigen „Produkten" 
stark zunimmt. „Einfach den Koffer in die Hand nehmen und umziehen" könnte bei 
bestimmten Schichten durchaus als komfortabel empfunden werden. In den USA haben 
die meisten Wohnungen eine festinstallierte Küche und Einbauschränke. Man zieht mit 
viel weniger Möbeln um. Es gibt einen kompletten Service. Entsprechende Angebote am 
Immobilienmarkt gibt es aber in Deutschland so gut wie nicht, das Umzugsmanagement 
für Ältere ausgenommen. 
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Eike Hennig 

Einmauern 

Die Zitadellengesellschaft und ihre 
„gated communities" 

Ab 1960 im Konsum und in Form von Themenparks, ab 1970 im Wohnbe­
reich nimmt in den USA - seit den 90er Jahren auch in der Bundesrepublik -
die Privatisierung von Sicherheit in wehrhaften und überwachten Räumen 
zu. Kontrolliert werden auch vormals zivile, offene Räume. Die drei 
Millionen Wohneinheiten bzw. 20.000 Wohngebiete mit Mauern und Toren, 
„gated communities", sind in den USA ein Wachstumsfaktor. Im Stadtraum 
Los Angeles leben dort rund 20 % der Bevölkerung. Dies ist eine „Antwort" 
auf reale wie imaginierte Probleme der „postmodernen" Stadt, deren Inte­
grationskraft der Dynamik kleinräumlich-heterogener Räume weicht. Eine 
breite und heterogene Koalition sozialer, ökonomischer, kultureller und 
politischer Entwicklungen trifft sich gegenüber der bedrohlich empfunde­
nen Stadt im Ausbau solcher moderner Zitadellen. 

„Zitadellenkultur": Um die realen und imaginierten Implikate dieser Erosion der 
städtischen Gesellschaft(en), dieser Kampfansage an die Stadt als „Integrations­

maschine" (Heitmeyer, 1998) und dieser Abwendung von technokratischen wie sozialpo­
litischen Möglichkeiten des „local State" und der städtischen „growth machine" zu ver­
stehen, bedarf es einer langen Reise. Von der „befreienden Stadtluft" als Antithese zum 
einfältigen Landleben führt die Gedankenreise zu aktuellen Bildern vom Ende der zivi­
lisierten Stadt in einer nach Zeiten und Welten höchst fragmentierten „postmodernen 
Stadt", in der „alles" zusammenkommt. Es versteht sich, daß eine dermaßen weitgefaßte 
Raum- und Zeitreise zur Rekonstruktion der Raum-Zeit-Verdichtung in globalisierten 
Städten nur sprunghaft erfolgen kann. 

Vorwiegend ist die Rede von US-Städten, von Südkalifornien und dem Großraum Los 
Angeles insbesondere, aber auch westdeutsche Städte kommen in diesem Club an. 
Auch hier finden sich „ethnische Kolonien", „soziale Brennpunkte" und entstehen inner 
städtische Luxusapartments (z.B. Wohnungen für monatlich 10.000 DM im Frankfurter 



„Main-Plaza"), die den alten Typ privater Parkanlagen und ummauerter Vorortvillen, 
gekennzeichnet nur mit den Initialen ihrer Bewohner, verdrängen. Die Rezeption „ge­
fährlicher Klassen" und das Rezept „Gefahrenabwehr" in innerstädtischen Bereichen 
breiten sich ebenfalls aus (Häußermann, 1977, 2000). 

Anders als in den USA gibt es in der Bundesrepublik (noch) stärkere Tendenzen zur 
„sozialen" bzw. „solidarischen Stadt". Der Widerstreit der Leitbilder ist somit in der 
Bundesrepublik noch offener. Auch gilt das staatliche Gewaltmonopol (noch) mehr als 
dies für die stärker strafenden Staatsapparate der USA zutrifft. Privatisierungen und 
Polizei-Nachbarschafts-Kooperationen zur Herstellung innerer Sicherheit spielen daher 
in der Bundesrepublik (noch) eine schwächere Rolle. Sozialpolitische Schwächung bei 
sicherheitspolitischer Aufrüstung und öffentlicher Kontrolle kennzeichnen aber auch 
bundesdeutsche Entwicklungen (Hansen, 1999). 

1. Differenz und Zitadelle 

„Unter allen Umständen aber sollten wir dessen eingedenk sein, daß es für gefrüh­
stückte Leute leicht ist, über Hunger zu plaudern...", sagt Theodor Fontane 1866. In der 
Chicago Tribüne, 1919, steht zu lesen: „The North has the Principles and the South has 
the Negroes". 

Das doppelte Motto zeigt, externe Urteile sind schwierig, können in die Irre gehen, 295 
wenn die normativen und realen Bezugsräume auseinanderfallen. Dies gilt es zu beher-



zigen! Diskurse sollten hinsichtlich ihrer impliziten Strategien der Macht gelesen wer­
den, d.h. Verteilung, Demarkationslinien, der Kontrolle von Territorien, der Organisa­
tion der Ländereien kommt große Bedeutung zu. Man könnte daraus eine „Kontrollge­
sellschaft" zeichnen, deren Essenzen als Überwachen und Ausschließen von und Inter­
venieren in urbane Räume ausgewiesen werden. 

Einen Bogen vom Motto zur Zitadelle schlägt der Held in T. C. Boyles Buch „America" 
Delaney Mossbacher, Bewohner der fiktiv-realen Wohnanlage „Arroyo Blanco Estâtes". 
Delaney veranschaulicht die Spaltungen eines weißen, mittelständischen und libera­
len Intellektuellen in einer zunehmend bedrohlich empfundenen Umwelt. Ihm, dem 
„liberaleren Humanisten", ist die Dialektik von Ab- und Einsperren bewußt. An­
fänglich will er weder ein Tor noch eine Mauer um das Wohngebiet. Am Rande von Los 
Angeles, „Capital of the Third World", einer der Hauptstädte von Mexamerica, denkt 
er resigniert an seinen Sohn, der ohne U r b a n e Erfahrungen in den engen Grenzen 
eines gesucht abgeschieden Wohngebiets aufwachsen wird. Delaney ist gespalten, letzt­
lich aber stimmt er der Befestigung der Wohnanlage zu. 

Der Norden, z.B. Malibu, Sta. Monica, Brentwood, Topanga Canyon, hat liberale Prin­
zipien, teilweise ringt er darum, teilweise werden Offenheit, Gleichheit und Allgemein­
heit zynisch aufgegeben; der Süden, z.B. Compton, Watts, Bell Gardens, Pico Rivera, East 
Los Angeles, hat (sozialethnische) Probleme. Ungleichheit und Ungleichzeitigkeit ver­
mitteln dem Raumbegriff im postmodernen Stadtdiskurs seine überragende Bedeu­
tung. Dies charakterisiert nicht nur die von Anfang an fragmentierte Metropole Los 
Angeles, moderne Städte überhaupt werden aus Sicht ihrer Spaltungen und Differenzen 
betrachtet - gleich ob diese als Polarisierung oder Teilung akzentuiert werden. Akzep­
tanz und Integration sind keine Selbstläufer. „Gated Communities", abgegrenzte 
und/oder beschützte Wohnanlagen wie Boyles „Arroyo Blanco Estâtes" oder Residenzen 
wie „The Wilshire" in Westwood am Wilshire Boulevard mit Haus- bzw. Wohnungsprei­
sen von $ 400.000 bis $ 3,9 Millionen, bzw. „Festungen" im „Urban Sprawl" von Los 
Angeles bzw. private Traumsiedlungen, „Privatopia", sind eine Antwort auf die fragmen­
tierte (post)moderne Stadt. 

2. Zitadellen und Städte 

Citadella, italienisch: die kleine Stadt, wird in Frankreich zur Festungsstadt. Zitadel­
len sind z.B. befestigte Häfen wie Aigues-Mortes, vor allem aber sind es Sébastian Vau-
bans Festungswerke und Garnisonen, besonders Neuf-Brisach im Oberelsaß. Bestenfalls 
sind Zitadellen Gußformen für Disziplin, Kontrolle und Abschluß bzw. limitierten und 



überwachten Einlaß in ihren inneren Bereich am Rande von Städten, z.B. in Metz. Die 
richtungsweisende Form nämlich ist die Stadt und nicht die militärische Zitadelle wie 
z.B. Franzensfeste am Brenner. Die Stadt wird - bei aller Kritik - so bewertet, daß sich 
mittelalterliche Menschen eine bessere, gerechtere und sichere Welt im Diesseits nicht 
vorstellen können. Die Stadt gilt als „Hort der Zivilisation", oft wird sie zur „Quelle 
eines harmonischen Zusammenlebens aller Gesellschaftsschichten" stilisiert. Im 
Mittelalter und in der frühen Neuzeit lebt es sich innerhalb der Stadtmauern freier, 
rationaler und sicherer. Grenzen und Fronten liegen außen. Die Zitadelle ist aber kein 
Leitbild, ihr Sinn im Merkantilismus ist es, Städte und Verkehrswege zu schützen. Max 
Webers Idealtypus der Markt- und Verwaltungsstadt weist deutlich darauf hin, wo die 
Entwicklungsknoten der Moderne liegen. Dialektisch darf man es nennen, daß jene 
Entzauberungen und Differenzierungen, unter denen heutige Städte leiden, gegen die 
die moderne Zitadellen stehen, von eben diesen Städten ausgehen. 

3. Viele Wege münden in Exklusion 

Bilder von Städten mit „lebendiger Schönheit" und zentralen Plätzen können kaum 
mehr ausgemalt werden, wenngleich sie Vorstellungen und Leitbilder der europäi­
schen Urbanität als Gestalt, Lebensweise und Befreiung maßgeblich bestimmen. Ge­
schlossene Stadtbilder lösen sich spätestens im 19. Jahrhundert auf, rund 300 Jahre 
werden übersprungen, die Stadt steht im Zentrum einer neuen Form der Angst. Die 
Verhältnisse kehren sich um: Unsicherheit und Unübersichtlichkeit, Ängste um die 
Sicherheit etc. kommen nun nicht mehr von außen und branden an die Stadtmauern 
an, sondern solche Gefahren kommen aus dem Inneren der Stadt selbst, erwachsen der 
Produktion sozialer Räume und Interaktionen. Bedrohliches Niemandsland, Grenzen 
bzw. Fronten, Räume des Unzivilen, gefährliche Zonen bzw., wie man in den USA sagt, 
„No-go-Areas", Industriebrachen bilden sich innerhalb der großen, dichten, äußerst hetero­
genen und dynamischen Städte heraus. An der Produktion solcher ängstigender Raum­
bilder, hypersegregierten „Ghettos" und „sozialen Brennpunkten", an den Vorstellungen 
zur Ausweitung solcher Gegenwelten ebenso wie an korrelierenden Sicherheitsvorstel­
lungen sind real und interpretatorisch viele, heterogene Akteure, Kräfte, Wunschbilder 
und Prozesse beteiligt. Gerade diese Vielschichtigkeit von alten Träumen, über den 
Wechsel zum „Postfordismus" bis zu Globalisierungseffekten, trägt entscheidend dazu 
bei, daß „gated communities", innere Sicherheit, Abwehr und Überwachung stabil in 
der Schnittmenge vielfacher, auch politisch und kulturell divergierender Ströme stehen. 

Nur einige der im Effekt zusammenlaufenden, nämlich differente Räume produzie­
renden Entwicklungen seien angetippt: Postmoderne Pluralismen bilden ein Nebenein-



ander segregierter Milieus aus; gefährliche Räume werden von Polizei, Frauen, Jugend 
liehen, Mittelschichten ausgemalt. Kommunitaristen bevorzugen nachbarschaftliche 
Beziehungen und betrachten die Stadt eher als Dienstleistungsbasis denn als Bürger­
stadt. Die Entwicklung von Dienstleistungsindustrien führt zum Niedergang bzw. Be 
deutungsverlust vormaliger industrieller Zentren; Einkaufszentren, Gentrifizierung, 
Randstädte, Polyzentrismus, Entwicklungskorridore und Regionalisierung schließen 
ebenfalls „Decline and Restructuring", d.h. eine Um- wie Neubewertung städtischer 
Räume und Funktionen ein. Dieser Wechsel vollzieht sich schneller und kleinräumlich 
er als früher im „Fordismus"; globale Großprojekte wie „Hauptquartiere", Kultur- und 
Verkehrszentren, auch Forschungsuniversitäten, Verwaltungen und Großkranken­
häuser bilden ebenfalls Muster räumlicher Disparitäten aus; Erschließen und Verkaufen 
ganzer geschlossener Siedlungen ist in den USA ein beliebtes Verfahren zur Realisie­
rung der Bodenrente. Solche Siedlungen werden oft von Anfang an überwacht; „Gloka-
lisierung" (Hennig, 2000) und Migrationsströme bzw. -netzwerke bilden ebenfalls Spal­
tungen im Stadtraum aus; alte und neue Migrationsprozesse führen zu unterschied­
lichen Segregationsformen, zu Enklaven, Ghettos und polyethnischen Zentren einer sich 
als „ethnic quilt" darstellenden Stadtlandschaft. Kurz, es handelt sich um vielseitige 
und -schichtige ökonomische, politische, kulturelle und soziale Prozesse der Produktion 
sozialer Räume. Die Grenzen zwischen diesen Räumen sind fließend, und mit vielen 
dieser Räume verknüpfen sich Wünsche der Sicherstellung bzw. Abwehr bedrohlicher 
Außeneffekte. Die Akzeptanz zwischen und in diesen Räumen jedenfalls wird zum 
Problem. Der Produktion solcherart heterogener Räume folgt die Deklination von In-
und Exklusion bzw. sozialer Erwünschtheit und Ausschluß. Städtische Unterschichten 
und Außenseiter wie Obdachlose und Bettler werden - vergleichbar der Frühindustri­
alisierung - wieder als „gefährliche Klassen" gedacht, Kontrolle und Raumbegrenzun­
gen verdrängen frühere Disziplinierungsmaßnahmen, heutige „gefährliche Klassen" 
werden ausgesperrt und sozialräumlich kontrolliert. 

Die erneute Identifizierung einer städtischen „Unterklasse" zeigt, daß wohlfahrts­
staatliche Integrationsbemühungen aufgegeben oder gegenüber der neuen Verarmung 
weitgehend als gescheitert angesehen werden. Diese Debatten münden in die Diskussion 
von Kontrollformen und Herrschaft angesichts einer sozial und räumlich nicht mehr 
„solidarischen" Stadt. Die provozierende Verbindung von Arbeit und Konsum gegen die 
neue Armut bestimmt seit den 60er Jahren immer mehr Architektur, Ästhetik und 
Hausordnungen von Themenparks und Malis und verdeutlicht, daß dieser neue Blick auf 
zu verteidigende Räume und solche Politiken im Einfluß von „Zero tolerance" mehr­
heitlich jener Einfühlsamkeit entbehren. Der Blick auf das Elend der Armen erregt Ekel 
und Abscheu: „Eure Armut kotzt uns an!" (Hengsbach, Möhring-Hesse, 1996). Diese Ab-



wehr befördert das Interesse an ökonomischer, sozialer und kultureller Homogenisie­
rung und Abgrenzung - ein Interesse, das schichtübergreifend, wenngleich mit einem 
Schwergewicht in Mittel- und Oberschichten realisiert wird. Ausdruck sind Privati­
sierung und Kontrolle von Sicherheit, was die „gated communities" und deren Mißtrau­
en gegenüber dem staatlichen Gewaltmonopol bestimmt. 

Diese breite Koalition heterogener Träger und Tendenzen gewährleistet im Schnitt 
eine stabile Umkehr des Blicks auf die Stadt: Skepsis oder Niedergang überwiegen; 
selbst das Abwägen von Niedergang und Aufbau ist selten (Soja, 1989, 1996, 2000). Der 
Glaube daran, daß sich in Konflikten entlang (inner)städtischer Bruchlinien „positive" 
Gehalte entwickeln und in einer neugedachten, nachbarschaftlich getragenen Stadt 
eine Arena finden können, ist vergleichsweise schwächer als die Flucht in heile Welten 
des „New Urbanism" oder als die stillschweigende Aufgabe des städtischen Ganzen in 
einer postmodern-pluralen Lebenswelt. 

4. Gemeinschaft statt Gesellschaft -
„Zitadellenkultur" in der Moderne 

Angesichts dieser Verkehrung des Stadtbildes haben Versprechungen der Sicherheit 
und Gemeinschaft Konjunktur. Folgt man einer von Tönnies entwickelten Typologie, so 
ist die Gemeinschaft öffentlichkeitsscheu und mindestens skeptisch gegenüber der 
Großstadt, Kontrolle und personale Interaktion werden angestrebt. In diesem Sinne 
wird die Zitadelle als eine Kontrolle und Privatisierung konsumtiver und residentieller 
Räume in der Stadt neu belebt. Man will gegen die gefährliche, unübersichtliche, an­
drängende Stadt siedeln und sich vor negativen Stadteinflüssen in kontrollierten Räu­
men absichern. Mauern und Tore ebenso wie Überwachungseinrichtungen und priva­
te Sicherheitsdienste richten sich jetzt gegen die Stadt, die neue Zitadelle grenzt sich 
von der Stadt aus und verspricht eine Gemeinschaft mit der Stadt im Hintergrund. Wie 
der „new urbanism" architektonische Zeichen ländlicher Kleinstädte beschwört, so er­
innern die Zonen behüteten Wohnens an alte Gemeinschaftsgefühle, nachbarschaft­
liche und familiäre Werte, Geselligkeit, naturbelassene Kindheit, um städtischem 
Verfall zu widerstehen. Sicherheit und Gemeinschaft gegen städtische Frontlinien. 
Diese Haltung vermittelt moderne wie postmoderne, resignativ-zivile und zivil-„reak-
tionäre" Einstellungen. Aus dieser Paradoxie erwächst die Stärke der Zitadellenkultur. 

Nach dem weitgehenden Ende „vormundschaftlicher Regierung" (Nietzsche), nach 
dem Versickern jedenfalls offen-totaler Formierung und Regulierung bildet sich eine 299 
seltsam offene Mischung aus starker Staatlichkeit und Privatisierung der letztlich un-



käuflichen Ware Sicherheit heraus. Risiken, Unsicherheiten, Ängste vor Verlust und 
schleichenden wie abrupten Änderungen, Viktimisierungsängste, Krisen also, rücken 
ins Zentrum solcher Deutungskultur. Quintessenz ist die Gestaltung einer besseren 
kleinen Welt. Stadt, Öffentlichkeit und ein zivilgesellschaftlicher Gesamtbezug werden 
weiterhin angesprochen, faktisch jedoch dominieren das Private und gemeinschaftliche 
Kontrollen. Der Sicherheitswunsch triumphiert über gesellschaftliche Vorstellungen 
eines „guten Lebens". Entwicklungen des Konsums, die ab 1960 sprießenden Mails und 
Themenparks, und ab 1970 des Wohnens, Transformationen der Ökonomie („Fordismus" 
- „Postfordismus"), überall erhobene Forderungen zur Neubelebung wieder überschau­
barer Städte, globale Schwächen des Territorialstaats bei gleichzeitiger „Glokalisierung" 
unterstützen diese Entwicklungslinien ebenso wie philosophische Debatten über 
Akzeptanz - Differenz, kollektive Identität, Wertewandel, Multikulturalismus, Räume, 
Grenzen bzw. In- und Exklusion. 

5. Einsiedlerspiele 

Zurück zu Delaney Mossbachers gebrochener Liberalität und seinem diffusen Krisen­
bewußtsein. 

Die ausschließenden Enklaven sind eine vertrackte Sache: Neben harten sozioökono-
mischen Interessen greifen sie alte Träume und die Hoffnung einer als Fußgänger wie­
der begehbaren Stadt auf (Jacobs, 1961), gleichermaßen nostalgische und zukunftswei­
sende, progressive wie regressive Gedanken, die am Beginn der Revitalisierung von Ur­
banität stehen. Ferner werden Bilder eines sicheren Lebens, Aspekte der Hegung und 
Raumnahme, mit besagten Träumen und Hoffnungen verknüpft, um Unsicherheiten, 
Unübersichtlichkeit, Fragmentierungen und Erosionstendenzen einer Risiko- oder 
Multioptionsgesellschaft zu entgehen. Diese zweite Komponente der anvisierten Absiche­
rung öffnet neben ästhetisierender Nostalgie und liberal-zivilen Partikeln auch sozial­
darwinistischen Splittern einen Zugang in diese Krisen- bzw. Zitadellendeutungen. Dem 
zerfallenden Zusammenhang bzw. den unbegreiflich und bedrohlich werdenden Ten 
denzen sozialer Entwicklungen werden die Privatisierung bzw. kontrollierte Öffentlichkeit 
und Öffnung segmentierter Welten, u.a. der Themen- und Wohnparks, gegenübergestellt. 

Hermann Hesse karikiert im „Steppenwolf" schon 1927 solche Hoffnungen und Wün­
sche durch folgende Inschrift im magischen Theater: 

„Einsiedlerspiele. Vollwertiger Ersatz für jede Geselligkeit" 



Literatur 

• Benjamin, Walter, 1982: Das Passagen-Werk. Bd. 2. Frankfurt: Suhrkamp. 

• Boyle, T. Coraghessan, 1995: America. München: Hauser. 

• Häußermann, Hartmut, 1997: Armut in den Großstädten - eine neue städtische Unter­

klasse. In: Leviathan 25 (1), 12 - 27. 

• Häußermann, Hartmut / Kapphan, Andreas, 2000: Berlin: Von der geteilten zur gespalte­

nen Stadt? Opladen: Leske + Budrich. 

• Hansen, Rolf, 1999: Eine Wiederkehr des „Leviathan"? Starker Staat und neue Sicherheits 

gesellschaft. In: Kritische Justiz 32 (2), 231-253. 

• Heitmeyer, Wilhelm, 1998: Versagt die ..Integrationsmaschine" Stadt? In: Heitmeyer, Wilhelm/ 

Rainer Dollase / Otto Backes (Hrsg.): Die Krise der Städte. Frankfurt: Suhrkamp, 443-467. 

• Hennig, Eike, 1998: Fortress L.A. = Die Engelsburg? In: Vorgänge 37(4), 52-61. 

• Hennig, Eike, 2000: „Glokalisierung". In: Kommune 18 (11), (12). 

• Hengsbach, Friedhelm / Möhring Hesse, Matthias (Hrsg.), 1996: Eure Armut kotzt uns an! 

Frankfurt: Fischer. 

• lacobs, Jane, 1961: The Death and Life of Great American Cities. New York: Vintage. 

• Katz, Michael B. (Hrsg.), 1993: The „Underclass" Debate. Princeton: Princeton University 

Press. 

• Simmel, Georg, 1995: Aufsätze und Abhandlungen 1901-1908. Frankfurt: Suhrkamp. 

• Soja, Edward W., 1989: Postmodern Geographies. London / New York: Verso. 

• Soja, Edward W„ 1996: Thirdspace. Cambridge / Oxford: Blackwell. 

• Soja, Edward W., 2000: Postmetropolis. Oxford / Maiden: Blackwell. 

Der Autor 

Prof. Dr. phil. habil. Eike Hennig, geb. 1943. Studium von Politikwissenschaft und Soziologie 

in Frankfurt a.M. und Marburg a.d.L., wiss. Mitarbeiter von Prof. Dr. I. Fetscher, 1975 Professor 

für Massenkommunikationsforschung in Frankfurt am Main, seit 1981 Professor für Theorie 

und Methoden der Politikwissenschaft an der Universität/Gesamthochschule Kassel. For 

schungsaufenthalte in Oxford, Alborg, Los Angeles. Arbeitsschwerpunkte: Politische Sozio­

logie von Unzufriedenheit, Segregation und „Glokalisierung". 



Andreas Epple 

Wem kann ich welche Wohnungen 
verkaufen und vermieten? 

Erfahrungen aus der gewerblichen 
Immobilienwirtschaft 

Für die Wohnungswirtschaft beginnt eine neue Phase. Die Zeiten, in denen 
es galt, echten Wohnraummangel zu beheben, sind vorbei. Es gibt keinen 
Massenmarkt mehr, in dem sich jede Wohnung verkaufen oder vermieten 
läßt. Den Durchschnittskäufer ohne spezielles Profil, der nimmt, was ihm 
angeboten wird, gibt es auch nicht mehr. Die Vermarktungsfrage ist für 
viele Anbieter zur Überlebensfrage geworden. Trotzdem wird es in Zukunft 
möglich sein, Wohnungen zu verkaufen und zu vermieten. 

Die Vermarktung von Wohnungen setzt heute andere Vorgehensweisen 
und Unternehmensstrukturen bei den Anbietern voraus. Besonders bedarf 
es der Analyse der Bedürfnisse der potentiellen Erwerber. Hierfür wird 
ein Weg, eine ganzheitliche Methode aufgezeigt, wie gewerbliche Immo­
bilienanbieter die Vermarktungsfrage beantworten können. 

1. Wohnungen verkaufen und vermieten? - Zur Relevanz der 
Fragestellung 

Die Fragestellung soll zunächst auf den Kauf neuer Wohnungen verengt werden. 
Wie müssen Wohnungen aussehen, damit sie den Erwerberbedürfnissen entsprechen? 
Welcher Käufer fragt welche Wohnung nach? Wie müssen Wohnungen geplant werden, 
damit sie Käufer finden? Bei diesen Fragen gibt es für Bauträger das volle Spektrum 
der Handlungsmöglichkeiten. Das Vermieten von Wohnungen setzt dagegen voraus, 
daß es die Wohnung zumindest fast fertig schon gibt, so daß die Veränderungsmöglich­
keiten in der Wohnung geringer sind, als wenn ein Wohnungsneubauprojekt von An­
fang an entwickelt wird. Die Erkenntnisse aus der insoweit weitesten Fragestellung der 
Vermarktung neuer Wohnungen werden sich auch für das Bestandsgeschäft - sei es 
Verkauf oder Vermietung - nutzbar machen lassen. 



Daß der Verkauf neuer Wohnungen in letzter Zeit deutlich zurückgegangen ist, läßt 
sich an der Zahl der in Deutschland fertiggestellten Wohnungen ablesen; betrug diese 
1995 noch 603.000, ist sie bis 1999 auf 473.000 zurückgegangen. Für 2000 werden nur 
noch 430.000 und für 2001 405.000 erwartet. Mit dem Rückgang sind viele private Bau­
träger in wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten. Dabei können die meisten Bauträger 
ab mittlerer Größe, z.B. mit einem regelmäßigen Verkaufsumsatz von mehr als 30 Mil­
lionen DM im Jahr, das Geschehen auf ihren Baustellen so professionell abwickeln, daß 
dabei keine extremen, existenzgefährdenden Schieflagen auftreten. Dies mag u.a. auch 
in dem beruflichen Hintergrund der Geschäftsleitungen vieler dieser Unternehmen be­
gründet sein, die häufig aus dem technischen Bereich kommen. 

Nach Auskunft des Bundesverbandes Freier Wohnungsunternehmen ist dagegen 
fast immer die Ursache der Unternehmenskrisen in unzureichenden Verkaufsergeb­
nissen zu finden. Warum gefährden nun unzureichende Verkaufsergebnisse so schnell 
die Existenz so vieler Bauträger? Die Antwort liegt in dem strukturell hohen Risiko der 
Branche. 

• Die Rentabilität der Projekte ist niedriger als in anderen Branchen. Vor Gemein­
kosten, Gewährleistungen und Steuern kann ein Projektdeckungsbeitrag von 
mehr als 10 % vielerorts schon als guter Wert gelten. Die höhere Kapitalbindung 
bei schleppender Vermarktung und die daraus oder gar aus der Bestandsfinan­
zierung rührende Zinslast sowie dann oft vorgenommene Preissenkungen zeh­
ren diese relativ dünne Marge schnell auf. Im Vergleich zur Marge ist das 
Geschäft sehr kapitalintensiv. 

• Große Projekte haben eine Abwicklungsdauer von mehreren Jahren. Dies führt 
nicht nur zu einer langen Kapitalbindung, sondern auch zu enormen Prognose­
risiken, weil niemand die Marktentwicklung über mehrere Jahre vorhersehen 
kann. 

• Gewinn und Liquidität können bei den niedrigen Deckungsbeiträgen nur erwirt­
schaftet werden, wenn die Projekte wirklich vollständig verkauft werden. So­
bald Bestände auch nur von 10 % übrigbleiben, droht auf Sicht die Illiquidität. 

Diese grundsätzliche Problematik erschwert die Bauträgerfinanzierung: 

• Die Neigung der Kreditwirtschaft, Bauträgermaßnahmen zu finanzieren, nahm in 
den letzten Jahren deutlich ab. Diese Tendenz dürfte sich fortsetzen. 

• Hohe Vorverkaufsquoten vor Baubeginn sind trotz vermehrten Eigenkapital- 303 
einsatzes heute eher die Regel als die Ausnahme. 



Wenn die Banken, erschreckt durch spektakuläre Pleiten, die Bauträgerbranche als 
Risikobranche beurteilen, erfolgt dies teilweise zu Recht. Häufig wird dann aber nicht 
zwischen Unternehmen differenziert, die aus der Branchenstruktur vorhandene Risi­
ken professionell managen, und anderen, die diesen Risiken hilflos ausgesetzt sind. 
Diese hohe und pauschale Risikosensibilität vieler Banken und das dann oft ausblei­
bende unternehmerische Handeln der Banken im Krisenfall schweben wie ein Damokles­
schwert über Unternehmen, die ihre Projekte nicht vollständig vermarkten. 

Es ist damit zu rechnen, daß größere Bauträgerfinanzierungen künftig ein gutes 
„Kreditrating" der finanzierten Unternehmen voraussetzen. Dabei werden von den 
Banken die Bilanzrelationen, die Managementqualität und die Zukunftsaussichten des 
kreditsuchenden Unternehmens nach einem Scoringsystem bewertet. Richtigerweise 
kommt unter den weichen Faktoren der Fähigkeit, Projekte vollständig, das heißt bis 
zur letzten Einheit, am Markt zu plazieren, überragende Bedeutung zu. 

Diese Vollplazierungen sind grundsätzlich möglich. Es gibt Unternehmen, denen das 
seit vielen Jahren gelingt. Das setzt voraus, dieses Ziel kompromißlos zu verfolgen. Als 
ein Beispiel sei hier die häufig kompromißbehaftete Entwicklung der Wohnungsgrund­
risse genannt. Es muß bei der Planung darauf geachtet werden, daß wirklich alle Woh­
nungen vermarktbare, d.h. für potentielle Käufer attraktive Grundrisse bekommen. Je 
nach Gebäudetypus gibt es immer wieder Zonen, wo das schwierig ist. Um diese muß 
man sich besonders bemühen, und man muß sich über die stereotypen defaitistischen 
Äußerungen: „Die Problemgrundrisse muß man wegen der Grundkonzeption hinneh­
men, es geht nicht anders", hinwegsetzen und dafür sorgen, daß alle Beteiligten - auch 
die Architekten - so lange an dem Problem arbeiten, bis es gelöst ist. Deshalb ist die 
Detailarbeit Chefsache. Bei hinreichender Kompetenz und hinreichendem Fleiß kann es 
gelingen, daß auch große Projekte mit mehr als 100 Wohnungen keine Problemgrund­
risse aufweisen. Um das zu erreichen, muß man mitunter auch auf zusätzliche 
Wohnfläche verzichten oder zusätzlichen baulichen Aufwand betreiben. An der dafür 
im Vorfeld - also ohne äußeren Druck - notwendigen Investitionsbereitschaft fehlt es 
technisch orientierten Akteuren häufig. Um die erhoffte Marge im Vorfeld nicht zu ge­
fährden, wird darauf gehofft, daß sich schon ein „dummer" Käufer finden lassen wird. 
Darauf kann man immer weniger hoffen. Wenn sich durch ausbleibenden Verkaufser­
folg dann hinreichender äußerer Druck aufgebaut hat, so daß die grundsätzliche Bereit­
schaft da wäre, zu investieren, um die Planung den berechtigten Kundeninteressen 
anzupassen, sind die kaum vermarktbaren Grundrisse oft schon gebaut, so daß sich die 
Fehlentscheidung dann nicht mehr oder nur mit sehr großem Aufwand korrigieren läßt. 
Alle Bauträger mit endlicher Eigenkapitalausstattung müssen deshalb auf ein Ziel hin-



arbeiten - und es auch erreichen, wenn sie überleben wollen: Die Projekte müssen zu 
100 % verkauft werden. 

Bei Vermietungen oder dem Verkauf von Beständen stellt sich genauso die Frage, 
von welcher Plazierungsquote an sich beim Vermarkter Zufriedenheit einstellen soll. 
Auch hier liegt nach meiner Überzeugung die erste Ursache für steten Mißerfolg in zu 
schneller Zufriedenheit und zu hoher Kompromißbereitschaft bei der Vermarktungs­
konzeption und ihrer Umsetzung. Sicher gibt es Problembestände, die sich kaum voll­
ständig vermarkten lassen. In der jetzigen Marktlage sind die unlösbaren Probleme bei 
der Bestandsvermarktung jedenfalls im Westen der Republik eher selten. Die meisten 
Vermarktungsaufgaben lassen sich bei professionellem Vorgehen auch in Beständen 
vollständig lösen. 

2. Situationsanalyse 

Inwieweit lassen die demographische Entwicklung und die statistisch meßbare Ver­
änderung wichtiger Parameter für die Marktentwicklung es heute und in Zukunft über­
haupt zu, das soeben formulierte Ziel mit großer Zuverlässigkeit zu erreichen? 

• Wenn sich die Bevölkerung zahlenmäßig so entwickelt, wie es zur Zeit prognosti­
ziert wird, dann könnten der Wohnungswirtschaft in absehbarer Zukunft die 
Kunden fehlen. So kommt das Bundesministerium des Inneren (2000) in seinen 
Modellrechnungen zur Bevölkerungsentwicklung in Deutschland selbst im gün­
stigsten Szenario zu einer Abnahme der Bevölkerung bis zum Jahr 2050 um ca. 
10 %. Im ungünstigsten Szenario nimmt die Bevölkerungszahl in diesem Zeit­
raum um mehr als 20 % ab. 

• Die Entwicklung der bekannten „Pyramiden" des Altersaufbaus der Bevölkerung 
zeigt eine im Gegensatz zum Bevölkerungsrückgang stattfindende Alterung der 
Bevölkerung (Statistisches Bundesamt, 2000). Wer heute die Wohnungswirt­
schaft in einer Krise wähnt, mag über den Umstand erschrecken, daß zur Zeit 
die zahlenmäßig stärkste Bevölkerungsschicht just zwischen 30 und 45 Jahren 
alt ist. Das heißt, die für Erwerb oder Anmietung größerer Wohnungen in Frage 
kommende Altersschicht ist zur Zeit die relativ stärkste. Dieser Umstand bildet 
sich in dem gestiegenen Anteil der fertiggestellten Wohnungen in Ein- und Zwei­
familienhäusern ab. Wenn diese den Wohnungsbau zur Zeit tragende Alters­
schicht in zehn Jahren aus dem „Erstkäuferalter" herausgewachsen sein wird, 305 
wird dem Wohnungsmarkt die zur Zeit wichtigste Nachfragergruppe fehlen. 
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• Ein wichtiger Umstand für den Boom im Wohnungsmarkt in der zweiten Hälfte 
des letzten Jahrhunderts war, daß durch den Luftkrieg 1945 ca. 4,8 Millionen 
Wohnungen vollständig zerstört waren (Kahler, 1996). Ersatzbedarf wurde inzwi­
schen geschaffen. 

• Durch die zunehmende Prosperität hat sich seit 1950 die Wohnfläche je 
Bewohner stark vergrößert. Sie betrug 1965 22,3 qm und stieg bis 1998 auf 
40,9 qm. Eine Verdoppelung der Wohnfläche je Einwohner bedeutet bei gleich­
bleibender Bevölkerungszahl eine Verdoppelung des Wohnraums. Der Wohn­
raumbedarf wird dauerhaft nur in dem Maße weiter wachsen können, wie der 
Wohlstand in Deutschland weiter zunimmt. 

Entwicklung der Wohnfläche pro Person von 1965 bis 1998 
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• Schließlich gibt es schwerwiegende soziale Veränderungen. Die Struktur der 
Haushalte hat sich im letzten Jahrhundert stark verändert, wobei die Entwick­
lung zu kleinen Haushalten noch nicht beendet sein dürfte. Bereits heute ist die 
klassische Zielgruppe des wichtigsten Produktsegments am Neubaumarkt, die 
Familie mit zwei Kindern, bei weitem nicht mehr der normale Haushalt. Auch 
die vielleicht zweitwichtigste Käufergruppe am Wohnungsmarkt, die Gruppe 
der Kapitalanleger, ist im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung relativ klein. 
Unterstellt man die Steuerersparnis als ein zentrales Kaufmotiv der Kapital­
anleger in Wohnungseigentum, so rekrutieren sie sich überwiegend aus der 
„Gruppe der Besserverdienenden". Das statistische Bundesamt hat ermittelt, 
daß nur etwa 6 % der Steuerzahler mehr als 60.000 DM in der Grundtabelle 
oder mehr als 120.000 DM in der Splittingtabelle versteuern. 



Von der Großfamilie zur Kleinfamilie 

Von je 100 privaten Haushalten in Deutschland bestanden/bestehen aus so vielen Personen: 

vor 100 Jahren Heute 
(1900) (1999) 

Quelle: Globus 6479 

• Bei Betrachtung all dieser Faktoren und Parameter wird deutlich, warum es im 

Wohnungsbau in den letzten 50 Jahren einen Boom gab. Bei Betrachtung der 

einzelnen Parameter darf man bei aller Unsicherheit der Prognose komplexer 

Sachverhalte vermuten, daß für die Wohnungswirtschaft die in der Einleitung 

beschriebene neue Phase beginnt. 

Was bleibt? Es spricht durch die Globalisierung viel dafür, daß sich die soziale Schere 

in Deutschland weiter öffnen wird. Es gibt eine steigende Anzahl von Nachfragern, die 

sich teuren Wohnraum leisten können und wollen. So liegen z.B. die Kaufpreise in mei­

ner Heimatstadt Heidelberg in der Spitze über 10.000,- D M pro qm Wohnfläche. Wenn 

dann in entsprechenden Spitzenlagen überhaupt ein Angebot auf den Markt kommt, ist 

es meistens zügig verkauft. Bei der Vielzahl der Nachfrager im unteren Bereich, den so­

genannten Schwellenhaushalten, geht es dagegen darum, ob sie sich überhaupt den 

Kauf einer Immobilie leisten können und ob sie die große und langjährige Anstrengung 

der Finanzierung auf sich nehmen wollen. Viele Anbieter, die sich auf die „Mittelklasse­

immobilien", also z.B. die klassische 3-Zimmer-Wohnung im Geschoßbau, konzentriert 

haben, müssen spätestens jetzt reagieren, weil dieser Markt bei jedem kommenden 

Konjunkturrückgang mit größerer Schärfe zurückgehen wird. 

Die beiden Nachfragegruppen der Schwellenhaushalte und derjenigen, die Spitzen­

immobilien suchen, stellen sich aber, anders als der frühere Käufer der Mittelklassen­

immobilie, nicht homogen dar. Sie zerfallen vielmehr wie die Gesellschaft im allgemei­

nen in eine Vielzahl von Untergruppierungen. Die Schwellenhaushalte sind nicht mehr 

identisch mit der klassischen 4-Personen-Familie. Nach Angaben des Statistischen 



Bundesamts (1999) bestehen nur noch ca. zehn Prozent al ler Haushalte aus 4 Personen 

mi t zwei K indern unter 18 Jahren. Es gibt als potentiel le Käufer z.B. Singles, alte 

Menschen, nichtehel iche oder gleichgeschlechtl iche Lebensgemeinschaften u.a.m. 

Trotzdem werden die meisten Reihenhäuser f ü r Schwellenhaushalte m i t zwei Kinder­

z immern geplant u n d gebaut. 

Chance u n d Risiko für die Wohnungswir tschaf t l iegen n u n dar in , am r icht igen 

Standort genau die Produkte zu entwicke ln , die von den Kunden w i r k l i c h nachgefragt 

werden. Es geht also letzt l ich darum, das Angebot nach den v o n den Nachfragern aufge­

stellten Kr i te r ien zu dif ferenzieren, w e n n man Erfolg haben möchte. Wer dies schafft, 

dem braucht vor der Zukunf t n icht bange zu sein. 

Wohnen ist ein menschliches Grundbedür fn is wie Essen u n d Tr inken . Gewohnt, 

gebaut und gegessen w i r d immer, solange es Menschen gibt. Wenn die Wohnungswir t ­

schaft zur Kr isenbranche w i r d , mag dies damit zusammenhängen, daß sich viele Unter­

nehmen zu wenig d a r u m k ü m m e r n , das einschlägige Grundbedür fn is ih re r Kunden 

aus deren Sicht angemessen zu befr iedigen. M i t dem Abschied v o m Verkäufermarkt 

w i r d dies endl ich zum Maßstab, an dem sich jedes Unternehmen der Wohnungswir t ­

schaft messen lassen muß. 

3. Versagen der überkommenen Handlungsschemata 

Erfolgreiche Bauträger oder Vermarkter von Wohnungen haben sich über viele 

Jahre ein umfangreiches Wissen erarbeitet, welche I m m o b i l i e n sich in welcher Weise 

gut vermark ten lassen. Sie „kennen ih ren Mark t und wissen, was geht". Doch plötz l ich 

funk t ion ie ren diese über viele Jahre erprobten Strategien nicht mehr. Die Marktverän­

derung hat bereits begonnen. A u c h i m konservat iven Süden Deutschlands werden in 

k le inem, aber zunehmendem Umfang Produkte vermarktet , die nach überkommener 

Auffassung unverkäu f l i ch waren . Reihenhäuser mi t e inem Achsmaß von v ie r Metern, 

Häuser ohne Keller, Holzhäuser, Häuser aus Betonfert igtei len u.a.m. Der allgemeine 

Wandel hat den Wohnungsmarkt erfaßt. 

Die Anpassung an den gesellschaftl ichen Wandel entscheidet also über Erfolg oder 

Mißerfolg. Ein größeres Projekt m i t längerer Laufzeit ist dann erfolgreich, w e n n es den 

künf t igen Bedürfnissen der Käufer so wei t entspricht , daß diese sich zum Erwerb ent­

schließen. Welche Bedürfnisse nun in welcher Weise am vorgegebenen Standort am 

besten und ökonomisch erfolgreichsten abzudecken sind, k a n n k e i n noch so kundiger 3 0 9 

Bauträger aus dem Lebensschatz seiner Er fahrungen schöpfen. Es gibt nur eine Perso-



nengruppe, die eine ungefähre Vorstellung von diesen erfolgsnotwendigen, künftigen 
Lebensbedürfnissen hat: die Kunden selbst. Nur Unternehmen der Wohnungswirt­
schaft, die Kunden in den Mittelpunkt ihres Denkens stellen, können sensibel genug 
sein, um frühzeitig veränderte oder neue Bedürfnisse wahrzunehmen. Ein herkömm­
liches Bauträgerunternehmen ist von pyramidenförmiger Hierarchie: Oben thront die 
Geschäftsleitung, dann kommen die teilweise hierarchisch geordneten Mitarbeiter, und 
das Fundament bilden die Kunden. Das Bauträgerunternehmen der Zukunft begreift 
sich als Dienstleistungsunternehmen und stellt diese Pyramide auf den Kopf: Das wich­
tigste Leitmotiv sind die Bedürfnisse der Kunden. 

4. Wie beantwortet unser Unternehmen die gestellte Frage? -
Einige methodische Anmerkungen 

• Erste Voraussetzung ist Marktkenntnis oder das abstrakte Wissen, wer als Kunde 
in Frage kommen könnte. Dazu ist es zwar notwendig, aber nicht hinreichend, 
sich mit den makroökonomischen Daten der Volkswirtschaft zu befassen. Wichtig 
ist darüber hinaus eine eingehende Marktuntersuchung. Man muß den Makro-
standort genau kennen, wissen wer als Käufer (oder Mieter) überhaupt in Frage 
kommt, muß das sonstige Angebot auf diesem Markt kennen, und nach einge­
hender Analyse auch des MikroStandorts erst dann das Grundstück erwerben, 
wenn man sich sicher ist, dort ein Projekt realisieren zu können, das die Käufer 
brauchen, weil es ihren Bedürfnissen besser entspricht als die Konkurrenz­
angebote. 

• Sicherheit kommt in diese Entwicklungsarbeit, wenn man die Kunden nicht nur 
abstrakt, sondern auch wirklich kennt. Kennen heißt zu wissen, wie die Kunden 
konkret ihre Kauf- oder Mietentscheidung treffen. Da es aber einer gewissen 
Unternehmensgröße nicht mehr möglich ist, daß eine Person alle Kunden kennt, 
ist es hilfreich, die Kunden zu Gruppen, sogenannten Zielgruppen, zusammenzu­
fassen. Unter Zielgruppen ist dabei keine nach soziologischen Kriterien zu bil­
dende Gruppe zu verstehen, sondern es handelt sich um Menschen mit gleichen 
(Kauf-)Bedürfnissen. Ist diese Gruppe gefunden und als umfangreich genug, 
kaufkräftig und kaufwillig analysiert, so kann man ein Projekt für ihre spezifi­
schen Bedürfnisse maßschneidern. War die Analyse richtig, so kann man dieser 
Zielgruppe einen einzigartigen Vorteil bieten, so daß sich der Vermarktungs­
erfolg sicher einstellt. 



Ein Beispiel möge dies illustrieren. Die Epple & Kalkmann GmbH realisiert in Heidel­
berg ein neues innerstädtisches Wohnprojekt neben einem Freibad. Im Vorfeld durch­
geführte Umfragen ergaben für diese Nähe zum Freibad keine überragenden Sympa­
thiewerte, weil die meisten Befragten die vom Badebetrieb ausgehenden Immissionen 
als nachteilig für den Wohnwert einstuften. Es war dennoch richtig, das Projekt ganz 
auf die Zielgruppe auszurichten, die gerne badet. Dies bezog sich nicht nur auf das 
Marketing, sondern z.B. auch auf die Gestaltung der Bäder in den Wohnungen. Dieser 
Personenkreis empfindet die vielleicht auf dem Balkon zu hörenden Badegeräusche als 
„Urlaubsstimmung" und nicht als Lärm. Fast alle Käufer der Wohnungen haben denn 
auch die Nähe zum Freibad als überragenden Vorteil gewertet. Dieses Wissen über die 
Kunden und mögliche Zielgruppen akkumuliert sich bei den Verkäufern. Weil die stra­
tegische Umsetzung dieses Wissens zur zentralen strategischen (Überlebens-)Frage in 
Wohnungsunternehmen wird, muß sich auch dies in der Unternehmensorganisation 
und -kultur niederschlagen. Der Geschäftsführer oder Vorstand eines Wohnungsunter­
nehmens muß sich als oberster Verkäufer verstehen, oder das Unternehmen sollte stra­
tegische Allianzen eingehen, die garantieren, daß Kunden- und Zielgruppenwissen als 
Leitlinie der Projektentwicklung zur Verfügung stehen. 

• Weil sich die Kundenbedürfnisse schnell wandeln können und weil der Mensch 
irrt, solange er strebt, muß nach abgeschlossener Projektentwicklung eine per­
manente Rückkoppelung mit Kunden, Interessenten und deren Bedürfnissen 
organisiert werden. Stellt sich dann heraus - was häufig der Fall sein wird -, 
daß ein Projekt aus Sicht der Kunden Optimierungspotential bietet, so müssen 
diese Erkenntnisse schnell und umfassend umgesetzt werden. Insoweit ergibt 
sich bei Beherzigung dieser Grundsätze nicht nur für das Unternehmen, sondern 
auch für das einzelne Projekt ein ganzheitliches, kybernetisches Steuerungs­
modell. In dieser permanenten Anpassungsfähigkeit liegt die größere Sicherheits­
marge dieser Methode. Es ist ein lernendes, sokratisches Modell, bei dem nicht 
nur auf Veränderungen adäquat reagiert werden kann, sondern das auch die 
Korrektur von Irrtümern schneller und damit zu niedrigeren Kosten ermöglicht. 
Der frühere Reaktionszeitpunkt verhindert, daß sich Vermarktungsprobleme bis 
zur Unlösbarkeit verselbständigen. Mit diesem Modell läßt sich der Wandel in 
Anpassung an die Kundenbedürfnisse sicher managen. 



Fazit 

Leitlinie jedes Wohnungsunternehmens sollten die Bedürfnisse seiner Kunden sein. 
Gut ist es, wenn sich der wesentliche Teil der Unternehmenszielsetzung aus dem ergibt, 
was man durch geglückte Kommunikation mit den Kunden an zu befriedigenden Be­
dürfnissen erfährt. Besser ist es, wenn sich das Unternehmen auf eine oder wenige Ziel­
gruppen konzentriert, weil es sie dann besonders intensiv kennenlernen kann. Am be­
sten ist es, wenn das Unternehmen seine intimen Kenntnisse der Zielgruppe nutzt, um 
deren Bedürfnisse dauerhaft optimal zu befriedigen. Der dauerhafte Erfolg dieses Un­
ternehmens und seine Marktführerschaft bei „seiner" Zielgruppe werden sich nicht ver­
hindern lassen. 
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Hans-Richard Ebel 

Veränderungen benötigen Zeit 

Die Organisationsreform im 
Spar- und Bauverein Solingen 

Wie viele andere Wohnungsunternehmungen, geriet auch der Spar- und 
Bauverein Solingen während der neunziger Jahre in eine Akzeptanz- und 
Anpassungskrise. Die Genossenschaft reagiert darauf mit einem behut­
samen, beteiligungsorientierten Reformprozeß. Eine wesentliche Rolle 
spielt in diesem Zusammenhang die Strategische Planung. Sie trägt dazu 
bei, Unternehmensentscheidungen nicht nur punktuell anzusetzen, sondern 
sie zu vernetzen. Der Beitrag schildert Ausgangspunkte, Stationen und 
Erfahrungen eines lernenden Unternehmens. 

1. S t r u k t u r d a t e n d e r S p a r - u n d B a u v e r e i n S o l i n g e n e G 

Der Spar und Bauverein Solingen ist im Jahre 1897 gegründet worden. Seit der Auf­
hebung der Gesetze zur Wohnungsgemeinnützigkeit hat er den Status einer steuerbe­
freiten Vermietungsgenossenschaft. Der Spar- und Bauverein führt seine Geschäfte im 
Rahmen seiner Satzung auch weiterhin nach den Grundsätzen der Wohnungsgemein­
nützigkeit. Die Genossenschaft betreibt eine Spareinrichtung. 

Dem Spar- und Bauverein gehören etwa 15.500 Mitglieder an. Er bewirtschaftet ca. 
1.700 Häuser mit annähernd 7.300 Wohnungen. Ungefähr jeder zehnte Solinger Haus­
halt wohnt demnach in einer Wohnung des Spar- und Bauvereins. Die Bilanzsumme 
beträgt 263 Millionen DM. 

2. R e f o r m a u s l ö s e r 

Geschäf ts fe ld 

In Deutschland ist die Nachfrage nach Wohnraum zumindest seit Beginn der Indu­
strialisierung deutlich höher als das Angebot (Zöpel, 1994, S. 25). Die Wohnungsanbieter 313 
konnten im Regelfalle ihre Mieter aussuchen. Wenn öffentliche Mittel in den Wohnungs-



bau fließen, sind die zuschußnehmenden Vermieter allerdings an bestimmte Auswahl-
kritierien gebunden und unterliegen auch weiteren Einschränkungen bis zur Grundriß­
gestaltung. Zusätzliche Vorschriften waren zu beachten, wenn ein Wohnungsunterneh­
men als gemeinnützig anerkannt war. Genossenschaften haben überdies das Gleichbe-
handlungsprinzip zu beachten. 

Diese Bindungen an externe Weisungen, verbunden mit einer starken Marktposition, 
führten dazu, daß die Geschäftsabläufe in den meisten Wohnungsunternehmen büro­
kratischen Regeln folgten. Von einem ausgewogenen Verhältnis zwischen Anbieter und 
Kunden konnte nicht die Rede sein. Eher glichen die Verhältnisse dem Über- und 
Unterordnungsprinzip hoheitlichen Handelns öffentlich-rechtlicher Körperschaften. 
Nicht wenige Wohnungsunternehmen erweckten den Eindruck einer Wohnungszutei-
lungsbehörde. Diese Verhältnisse wirkten prägend, sowohl im Inneren als auch in der 
Außenansicht des Unternehmens. 

Und so ähnelt das Dilemma dieser Genossenschaften und Gesellschaften weitgehend 
demjenigen öffentlicher Verwaltungen. Ein in den meisten Segmenten entspannter 
Wohnungsmarkt, staatliche Deregulierungsaktivitäten und der rasche Wandel gesell­
schaftlicher Rahmenbedingungen führen zu einer Akzeptanz- und Anpassungskrise. 
(Piper, 1994) 

Spar- und Bauverein S o l i n g e n 

Auch der Spar- und Bauverein Solingen blieb von dieser Entwicklung nicht ver­
schont. Während seine wirtschaftliche Lage als ausgesprochen stabil bezeichnet wer­
den kann, wurden die Organisations- und Kommunikationsstrukturen doch mehr und 
mehr als problematisch empfunden. Diese Einschätzung galt namentlich für 

• die Schwerfälligkeit der organisatorischen Abläufe und der Willensbildung in 
den Organen, 

• Koordinierungsmängel, 
• Schwierigkeiten im Vermietungsmanagement, 
• mangelnde Mitglieder- und Mieterorientierung in Verwaltung und Betrieben, 
• den Anstieg der Verwaltungskosten, 
• den drohenden Funktions- und Motivationsverlust der seit 1920 bestehenden Be­

wohnerselbstverwaltung mit ihren 1.000 ehrenamtlichen Ob- und Vertrauens­
leuten, 

• den allgemeinen Niedergang des Genossenschaftsbewußtseins. 



Solche Krisensymptome deuteten darauf hin, daß der Spar- und Bauverein alle An­
strengungen unternehmen mußte, um die Mängel zu analysieren und zu beheben. 
Anderenfalls wäre zu befürchten gewesen, daß die organisatorischen Unzulänglichkei­
ten über kurz oder lang auch eine betriebswirtschaftliche Krise ausgelöst hätten. 

3. Erste Schritte 

Externe Beratung 

Im Jahre 1996 wurden Unternehmensberater beauftragt, den Spar- und Bauverein zu 
untersuchen und Handlungsfelder organisatorischen Wandels näher zu bezeichnen. 

Bewußt entschieden sich die Organe (Aufsichtsrat und Vorstand) für Berater, denen 
die Wohnungswirtschaft kein alltägliches Arbeitsfeld war. Sie sollten - aus der Sicht 
der Genossenschaft - möglichst unkonventionelle Überlegungen anstellen, Wege mar­
kieren, auf die sich Insider selten verirren. 

Die Berater hielten der Genossenschaft einen Spiegel vor, in dem sie sich nur noch 
bedingt wiedererkannte. Unversehens mußte kritisch hinterfragt werden, was eigent­
lich immer vorausgesetzt worden war und gleichsam unwandelbar erschien. Diese Aus­
einandersetzung mit der - zudem noch recht aggressiv vorgetragenen und nicht immer 
wirklichkeitsnahen - Sichtweise Dritter löste Unsicherheit aus, erwies sich indes als 
durchaus anregend. 

Die Organe entschieden sich aber dafür, 

• den weiteren Reformprozeß selbst zu steuern, 
• nur ausnahmsweise externe Hilfe in Anspruch zu nehmen, 
• niemandem eine Schocktherapie zuzumuten, 
• bei Tempo und Willensbildung die Menschen und das System nicht zu 

überfordern. 

Prozeßbausteine 

Die Organe bevorzugten einen Organisationsentwicklungsprozeß, dessen Ziel neben 
wirtschaftlicher und organisatorischer Effizienz auch durch die Beibehaltung der bis­
herigen konsequent demokratischen Strukturen - einschließlich der Bewohnerselbst­
verwaltung - gekennzeichnet sein sollte. Die Reform sollte beteiligungsorientiert („par-
tizipatorisch") verlaufen; die vom organisatorischen Wandel Betroffenen sollten zu Be- 315 
teiligten des Veränderungsgeschehens werden. 



Neben dieser Entscheidung war folgender „Prozeßbaustein" wesentlich: Den opera 
tiven Veränderungen sollte die Festlegung strategischer Ziele vorausgehen; es sollten 
keine strukturellen Entscheidungen getroffen werden, bevor Klarheit über die prozes­
sualen herrschte. 

4. Beteiligung der von der Reform Betroffenen 

Ab Frühjahr 1997 äußerten sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus Verwal­
tung und Regiebetrieben, die Mitglieder der Vertreterversammlung und der Vorstand 
des Hauptsiedlungsausschusses (als Repräsentant der Bewohnerselbstverwaltung) 
zum Reformprozeß. 

In mehreren jeweils ganztägigen Workshops unternahmen sie zunächst eine Stärk-
en-/Schwächenanalyse und erarbeiteten anschließend in Kleingruppen ihre Erwar­
tungen und Zielvorstellungen zur Reform. Die Teilnahme an den Workshops wurde nie­
mandem vorgeschrieben. Zwei nebenamtliche Vorstandsmitglieder moderierten die 
Workshops. Alle Veranstaltungen waren gekennzeichnet durch 

• engagierte Mitarbeit, 
• die als längst überfällig empfundene Erfahrung, endlich einmal gefragt 

zu werden, 
• die Bereitschaft, offen und auch selbstkritisch zu diskutieren. 

Im Mittelpunkt der Überlegungen von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern standen 
Arbeitsabläufe, Kommunikationsprobleme zwischen Beschäftigten untereinander 

k einerseits und mit Geschäftsleitung/Organen andererseits sowie Beziehungen zu den 
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5. Neuformierung der Leitungsebene 

Anlaß 

Die Ergebnisse der Workshops flössen unmittelbar in die sich anschließende „Neu­
formierung der Leitungsebene" ein. 

Über die Zusammensetzung und die Arbeitsweise des Vorstandes zu befinden, bot sich 
im Herbst 1997 an, weil Personalwechsel bevorstanden. Außerdem erschien es vernünf­
tig, daß vor allen anderen der Vorstand seine Struktur und seine Arbeit einer kritischen 
Prüfung unterzöge und die daraus gewonnenen Erkenntnisse zu Konsequenzen führten. 

Thesen 

Aus den Ergebnissen der Workshops, den Äußerungen der Unternehmensberater 
und eigenen Erwägungen formulierte eine Projektgruppe aus Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern unter der Leitung eines nebenamtlichen Vorstandsmitgliedes ein Analyse-
und Vorschlagspapier, aus dem die wichtigsten Thesen genannt seien: 

• Die Vorstandsarbeit erstickt im Dickicht operativer Einzelheiten und berücksich­
tigt den Programmbedarf der Organisation nicht hinreichend. 

• Der Vorstand verzögert Entscheidungen. 
• Die nebenamtlichen Vorstandsmitglieder behindern das unternehmerische 

Handeln, weil es ihnen an Präsenz und Kompetenz mangelt. 
• Die Geschäftsführung ist nicht strukturiert. 
• Der Vorstand bezieht die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu wenig in die 

Unternehmensentwicklung ein. 

Die Organe, die sich mit diesen Thesen befaßten, mußten sich mit den Unzulänglich­
keiten ihres eigenen Handelns auseinandersetzen - genau so wie es später von den Be­
schäftigten verlangt wurde. Ein solcher selbstkritischer Blick ist nicht allen leichtgefal­
len und löste auch manche Emotion aus. Trotzdem gelang es geduldigen Moderatoren 
aus den eigenen Reihen, Empfindungen wie Schuld oder Versagen zu relativieren: Den 
Schwächen standen auch Stärken gegenüber. 

Zudem hielten nicht alle Thesen einer unvoreingenommenen Überprüfung stand: 

• Entscheidungsschwach zum Beispiel war der Vorstand nicht. Er war vielmehr ein 
Opfer der üblichen „Delegation nach oben" und mit operativen Detailentschei- 317 
düngen hoffnungslos überlastet. 



• Das Nebenamt erwies sich bei näherem Hinsehen durchaus nicht als Bürde, 
sondern als Chance der „Unternehmung Genossenschaft". Die nebenamtlichen 
Vorstandsmitglieder sind als vom Handeln der Leitungsorgane unmittelbar be­
troffene Genossenschaftsmitglieder gleichsam das Bindemittel zwischen Leitungs­
ebene und Basis. Durch ihren Wissens- und Erfahrungshintergrund sind sie ein 
positives Korrektiv zu den „Profis" und können wesentliche Impulse für strate­
gische Unternehmensentscheidungen geben. 

Veränderungen 

Ende des Jahres 1997 trafen Vorstand und Aufsichtsrat folgende bedeutsamen Ent­
scheidungen: 

• Die Geschäftsordnung für den Vorstand wird u.a. mit dem Ziel überarbeitet, 
einen Katalog ausschließlicher Vorbehaltsaufgaben für den Vorstand zu formu­
lieren. Er enthält Kompetenzen, die der Vorstand nach Gesetz und Satzung nicht 
delegieren darf bzw. die für die Entwicklung der Genossenschaft von besonde­
rer Bedeutung sind (Steuerungs- und Lenkungsaufgaben). Für alle anderen Auf 
gaben wird eine Zuständigkeit der Geschäftsführer begründet, allerdings mit 
der Möglichkeit eines jederzeitigen Rückholrechts. 

• Die Geschäftsführer werden ihrerseits so weit wie möglich Entscheidungsbefug­
nisse und Ergebnisverantwortung abgestuft auf die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter übertragen. 

• Es werden ein Controlling eingerichtet und ein Berichtswesen eingeführt. 
• Der Vorstand besteht aus drei nebenamtlichen und zwei hauptamtlichen 

Mitgliedern. 
• Für die neben- wie die hauptamtlichen Vorstandsmitglieder werden Anforde­

rungsprofile formuliert. 
• Den hauptamtlichen Vorstandsmitgliedern werden inhaltliche und strukturelle 

Aufgabenfelder zugewiesen. Überschneidungen sind zu vermeiden. 

6. Strategische Planung 

Strategiepapier 

Bislang hatte es im Spar- und Bauverein Finanz-, Instandhaltungs-, Modernisierungs­
und Projektpläne gegeben, aber keinen Orientierungsrahmen für strategische Entschei­
dungen. Eine solche Planung erwies sich jedoch angesichts der Komplexität und Viel­
falt der Einflußfaktoren sowie von deren Veränderungsgeschwindigkeit als unerläßlich, 



weil innerer und äußerer Wandel rechtzeitig wahrgenommen werden müssen, damit 
die Unternehmung situationsbezogen angemessen handeln kann. 

So kamen die Organe überein, spätestens bis zum Sommer 1998 strategische Ziele 
festzulegen. Der Vorbereitung diente ein fast zweihundert Seiten umfassendes „Strate­
giepapier", dessen allgemeiner Teil (Darstellung und voraussichtliche Entwicklung der 
Unternehmensumwelt) von einem als Berater erfahrenen nebenamtlichen Vorstands­
mitglied und dessen besonderer Teil (Unternehmensanalyse) von einer Projektgruppe 
aus Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aller Unternehmensbereiche verfaßt wurden. 

Der allgemeine Teil analysierte im wesentlichen folgende Einflußfaktoren: 

• Auftrag und Grenzen der Planung; 
• Demographie (Bund, Land, Stadt); 
• Ökonomie (z.B. Einkommen, Preise, Mietbelastungsquote, Arbeitslosigkeit, 

Konjunktur, Globalisierung, Dienstleistung); 
• Soziokultur (z. B. Familie, Nachbarschaft, Alte und Junge, Rechtsbewußtsein, 

Armut, Migranten und Deutsche); 
• Politik (z.B. Wohnungspolitik und -recht, Markt und staatliche Intervention, Miet­

rechtsreform, sozialer Wohnungsbau, lokale Wohnungspolitik); 
• Geschäftsfeld (Mietwohnungen, Eigentumswohnungen, Eigenheime); 
• Kundenerwartungen (z.B. Dienstleistung, Kundenorientierung, Umzugsgründe, 

Wohnen und Arbeiten, Sicherheit, Wohnen im Alter, wohnbegleitende 
Dienstleistungen). 

Die Unternehmensanalyse umfaßte folgende Aspekte: 

• Stärken/Schwächenanalyse des Betriebs; 
• Ressourcen und Überlegungen zur Betriebsgröße (mit Szenarien); 
• Strukturen und Unternehmenskultur. 

Stra teg ische Zie le 

In einer Klausurtagung Ende 1997 berieten die Organe das Strategiepapier. Mitte 
1998 legten sie auf dieser Grundlage durch Beschluß dreiunddreißig strategische Ziele 
für den Spar- und Bauverein Solingen förmlich fest. Eine Auswahl: 

• Die Beteiligung von Hausgemeinschaften bei der Wohnungsvergabe ist in einem 
Pilotprojekt zu erproben. 



• In den Siedlungen sind Nachbarschaftstreffs zu schaffen, soweit diese in Eigen­
initiative mitentwickelt und getragen werden und wirtschaftlich vertretbar sind. 

• Unternehmensstruktur und -organisation des Spar- und Bauvereins sind kunden­
orientiert auszurichten. 

• Der Spar- und Bauverein baut ein aktives Beschwerdemanagement auf. 
• Die Unternehmensentwicklung des Spar- und Bauvereins verläuft auch weiterhin 

beteiligungsorientiert. 
• Es wird eine Konzeption entwickelt, welche die Aufgaben und die Struktur 

der Bewohnerselbstverwaltung den veränderten organisatorischen Rahmen­
bedingungen anpaßt. 

• Wichtige unternehmerische Entscheidungsgrundlagen sind fortzuschreiben. 
• Öffentliche Fördermittel werden künftig nur in Anspruch genommen, solange die 

Gruppe der Nutzungsberechtigten einem weiten Bevölkerungsquerschnitt 
entspricht und die Sozial- und Nachbarschaftsstrukturen nicht durch Fremd­
oder einseitige Belegungsbindungen gefährdet werden. 

Zwischenbi lanz 

Strategiepapier und strategische Ziele haben sich als ordnende Faktoren des Reform­
prozesses erwiesen. An ihnen orientiert sich seither die Organisationsentwicklung des 
Spar- und Bauvereins. Gleichwohl werden diese „Leitplanken" nicht als Prophezeiung 
mißverstanden. Sie ersetzen vielmehr „den Zufall durch den Irrtum". Damit ist ein sehr 
hoher pädagogischer Anspruch beschrieben, denn aus Irrtümern kann man lernen 
(Rüegg-Stürm, 1996, S. 215). 

Der Spar- und Bauverein Solingen hat aus seinen Erfahrungen der letzten Jahre ge­
lernt, eine kontinuierliche Unternehmensplanung zu schätzen, ohne einem Machbar­
keitswahn zu verfallen. Jährlich findet eine Strategieklausur der Organe statt - mit fort­
geschriebenem Strategiepapier und entsprechend angepaßter mittelfristiger Finanz­
planung. Solche „rollierende Planung" befreit die Planer von sinnlosen Rechtferti-
gungszwängen: darlegen zu müssen, daß sie nicht alles gewußt haben. Erkenntnisse, 
die bislang übersehen worden waren, können jetzt eingefügt, Gesichtspunkte, die sich 
als irrelevant erwiesen haben, entfernt, falsche Annahmen korrigiert werden. 

7. Veränderungsprojekte 

Die strategischen Ziele sind so formuliert, daß aus jedem von ihnen ein Veränderungs­
projekt entstehen kann. Mit anderen Worten: Die strategische Maßnahmenplanung muß 
so weit konkretisiert werden, daß sie in den alltäglichen Handlungsvollzug eingepaßt 



werden kann. Diese Details kennen am besten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Auf 
ihre Fachlichkeit sind die nächsten Schritte ausgerichtet (Schreyögg/Hartmann 1993, S. 14). 

So hat der Spar- und Bauverein nach und nach eine Fülle von Veränderungsprojek­
ten eingerichtet. Sie werden zumeist jeweils von einer Projektgruppe entworfen und 
durchgeführt, die aus Belegschaftsmitgliedern, manchmal auch aus Angehörigen der 
Organe bzw. der Bewohnerselbstverwaltung besteht. Jede Projektgruppe kann selbst 
entscheiden, ob und zu welchem Zeitpunkt des Prozesses externe Berater hinzugezogen 
werden. Sie schlägt auch vor, um welchen Berater es sich handeln soll. Den förmlichen 
Auftrag erteilt der Vorstand im Rahmen des Wirtschaftsplanes. Er ist in keinem Falle 
von der Empfehlung einer Projektgruppe abgewichen. 

8. Kundenorientierung 

Die wichtigsten Projekte vorzustellen wäre voreilig, ohne zuvor auf den Zielbegriff 
einzugehen, auf den hin alle diese Vorhaben ausgerichtet sind: die Kundenorientierung. 

In der heutigen Umgangssprache bezeichnet dieses Wort einen Geschäftspartner, der 
eine Ware oder eine Dienstleistung abnimmt, und zwar im System der Konkurrenz des 
Marktes. Der Kundenbegriff erweist sich bei gewissen Unternehmenstypen, wie z. B. 
der Genossenschaft, insofern als unscharf und manchmal irreführend, als Genossen­
schaftler gleichzeitig Dienstgeber und Dienstnehmer, Eigentümer des Unternehmens 
und Abnehmer des Produkts sind. Der Genossenschaft obliegt die Förderung des Er­
werbs oder der Wirtschaft seiner Mitglieder mittels eines gemeinschaftlichen Ge­
schäftsbetriebs (§ 1 Abs. 1 S. 1 Genossenschaftsgesetz). 

Zur Kundenorientierung können beitragen: 

• Das unmittelbare Aufspüren von Erwartungen der Menschen, z. B. durch 
Befragungen, Workshops, Veranstaltungen oder „Planungszellen" 
(Dienel, 1992, S. 74 ff.). 

• Fortbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, z.B. durch die Antwort auf die 
Frage, wie sie selbst in Behörden, Läden, sonstigen Dienstleistungsunternehmen 
behandelt werden möchten. Schlechte Erfahrungen liegen gewiß vor. 

• Ein „aktives Beschwerdemanagement". Reklamationen sind nicht nur lästige 
Unterbrechungen, sondern sie vermitteln wichtige Einsichten: Kunden sind die 
besten und preiswertesten Unternehmensberater. Wer mit Beschwerdeführern 
unsystematisch umgeht, erhöht den Grad der Unzufriedenheit. Negative Erfah-



rungen werden durchschnittlich fünfzehnmal weitererzählt, positive hingegen 
nur drei- bis viermal (Wirtschaftswoche v. 16.04.1993, S. 40 f.). Schätzungsweise 
kommen überdies auf jede Reklamation zwanzig unzufriedene Kunden, die 
ihrem Ärger nicht Luft machen. (Wirtschaftswoche v. 10.01.1995, S. 61). 

Kundenorientierung im Wohnungsunternehmen setzt einen langwierigen und 
schwierigen Prozeß in Gang, denn sie erfordert Verhaltensänderungen. Aber die Zeit 
drängt. Dennoch ist zu warnen. Wie so oft, wenn man in Eile handelt - man handelt, 
ohne hinreichend überlegt zu haben, man überdosiert leicht das Neue unter dem Zeit­
druck (Dörner, 1992, S. 54). Wichtig ist, daß sich die Kunden ernstgenommen fühlen 
können. Kundenorientierung ist eine Grundeinstellung des Dienstleisters und keine 
Modeerscheinung. Dienstleisten ist freilich nicht mit Unterwürfigkeit zu verwechseln. 

9. Projektbeispiele 

Wohnungsmark tana lyse 

Seit 1978 hatte es für das Gebiet der Stadt Solingen keine Wohnungsmarktanalyse 
mehr gegeben. Die verfügbaren Daten reichten zu einer tragfähigen Bedarfsberech­
nung nicht mehr aus. 

Der Spar- und Bauverein beauftragte im Jahre 1997 ein renommiertes Beratungs­
unternehmen, eine Studie zum Thema „Die Perspektiven des SBV auf dem Solinger 
Wohnungsmarkt" zu erstellen, die über folgende Aspekte Aufschluß gab: 

• allgemeine Wohnungsmarktsituation und -entwicklung in Solingen; 
• spezielle Situation des Spar- und Bauvereins auf dem Solinger Wohnungsmarkt; 
• Nutzerbefragung; 
• Befragung von Mitgliedern, die nicht in einer Wohnung der Genossenschaft 

leben; 
• Imageanalyse. 

Auf der Basis dieser Informationen entschloß sich der Spar- und Bauverein zum 
Beispiel, ein Neubauvorhaben mit ca. 350 überwiegend freifinanzierten Mietwohnun­
gen (zumeist als Reihenhäuser) zu beginnen und den Bestand planmäßig zu 
modernisieren. Vor Beginn jedes neuen Bauabschnitts wird eine spezielle Folgeanalyse 
erstellt. 



Geschäf tsprozeßana lyse 

Wie in vielen Unternehmungen, deren Organisation lange Zeit keiner Revision mehr 
unterzogen worden war, entsprachen auch beim Spar- und Bauverein Solingen die Ablauf-
und die Aufbauorganisation nicht mehr den Anforderungen von Effektivität und Effi­
zienz. Aufgabenveränderungen hatten nicht zur Integration, sondern zum bloßen Ankop­
peln der neuen oder gewandelten Tätigkeiten geführt. Die Folgen: lange und ver­
schlungene Bearbeitungswege. Für ein Produkt waren oft mehrere Abteilungen zuständig. 

So erwies es sich zunächst als erforderlich, die Ablauforganisation zu straffen und 
dafür zu sorgen, daß nicht der Kunde von Produktbaustein zu Produktbaustein weiter­
gereicht wurde, sondern eine „Rundumberatung" möglich wurde. Dieser Aufgabe nahm 
sich eine Projektgruppe an, die später auch einen Berater hinzuzog. 

Jeder Geschäftsprozeß wurde einer eingehenden Analyse unterzogen und neu defi­
niert. Dies geschah bis auf die Ebene der einzelnen Arbeitsschritte. Berücksichtigung 
fanden die Prozeßauslöser ebenso wie die zeitlichen Abfolgen. Besonderes Augenmerk 
richtete die Projektgruppe auf die Nutzung von Dokumenten, die Speicherung in der 
EDV sowie Möglichkeiten der Workflow-Steuerung. 

A u s w a h l e ines neuen EDV-Systems 

Das bisherige EDV-System war seit geraumer Zeit Gegenstand von Kritik gewesen. So 
verband die Projektgruppe ihre Arbeit an den neuen Geschäftsprozessen mit dem Ver­
such einer Neuorientierung der zukünftigen Datenverarbeitung. Anhand einer Soll­
beschreibung wurden die Angebote von vier Systemen in eintägigen Workshops kon­
trolliert, später verglichen und schließlich nach einem methodischen Rangfolgever­
fahren überprüft. Der Ergebnisbericht der Projektgruppe empfahl den Wechsel des 
EDV-Systems, dem die Organe auch entsprachen. 

Neue Aufbauorgan isa t ion 

Als letzter Schritt in dieser Abfolge wurde die Aufbauorganisation verändert. Sie folgte 
der Prämisse: „Erst der Prozeß, dann die Struktur". Ihre Grundlage bildeten also die neuen 
Geschäftsprozesse. Die sehr umfangreiche Beteiligung der Belegschaft begann mit einem 
Vorschlag des Vorstandes („top down"), folgende neuen Abteilungen und Gruppen zu bilden: 

• zentrale Dienste (Personal; EDV/Organisation); 
• Finanzabteilung (Finanz- und Rechnungswesen; Finanzierung und Hausbewirt­

schaftung); 



• Serviceabteilung (Kundenberatung; Spareinrichtung/Kasse; Neuvermietung; 
Sozialservice/Wohnbetreuung); 

• Technik (Planung/Entwicklung; Baudurchführung; Reparaturannahme). 

Dem Top-down- folgte der Bottom-up-Prozeß. Jetzt hatten die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter das Wort, zunächst in einer abteilungsübergreifenden Veranstaltung. Es 
folgten die Aussprache mit allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern einer Abteilung 
und schließlich die Abstimmung offener Fragen einzelner Abteilungen bzw. der Ab­
grenzung von Aufgaben oder Prozeßbausteinen zwischen einzelnen Abteilungen. 

Reform der Bewohner -Se lbstverwal tung 

Die Organe hatten entschieden, die Bewohner-Selbstverwaltung, das bewährte Band 
zwischen Wohnungsnutzern und Genossenschaftsverwaltung zu erhalten. 

Die rasanten sozioökonomischen und soziokulturellen Veränderungen der letzten 
Jahrzehnte trugen allerdings zu einem Bedeutungswandel, zum Teil sogar zu einem Be­
deutungsverlust dieser Institution bei. Gewandelt hat sich ihre Rolle bei der Schlich­
tung von Konflikten und bei der Regelung von Gemeinschaftsaufgaben. Verloren hat 
sie viele Aufgaben im Zuge von Zentralisierungsprozessen (z.B. Reparaturmeldungen, 
Inkasso). Auf die sozialen Erosionen kann sie kaum angemessen reagieren. Die tausend 
Ehrenämter zu besetzen wird immer schwieriger. 

Zunehmend lauter wird jedoch die Forderung nach dezentralen Strukturen, die All­
tagserfahrung und Einfluß zulassen. In einem so verstandenen Subsidiaritätsmodell 
könnte die neue Chance der Bewohner-Selbstverwaltung liegen. Die Menschen in den 
Siedlungen könnten entscheidend beteiligt werden 

• an der Bildung ihrer Nachbarschaft, 
« an der Gestaltung und Aneignung der Freiräume, 
• an der Schaffung eines Siedlungsprofils, 
• an der Konfliktbewältigung - außer Rechtsstreitigkeiten, 
• an der Organisation bzw. Unterstützung von Nachbarschaftshilfe, 
• an planmäßigen Modernisierungs- und Instandhaltungsmaßnahmen. 

Eine Projektgruppe, der Vertreterinnen und Vertreter der bisherigen Bewohner-
Selbstverwaltung, der Mitarbeiterschaft, des Aufsichtsrates und des Vorstandes 
angehören, arbeitet seit Anfang 2000 an einem solchen neuen Modell „Kleine 
Genossenschaften innerhalb der großen Genossenschaft". 



Was wäre der Spar- und Bauverein Solingen, wenn wir nicht bescheiden feststellen 
würden: Unser Reformprozeß schreitet langsam fort. Wir lernen; wir bemühen uns, ein 
lernendes Unternehmen zu sein. 
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Thomas Möller 

Den Mitgliedern gehört die Genossenschaft 

Der Reformprozeß der Baugenossenschaft 
Freie Scholle 

Der genossenschaftlichen Unternehmensform haftet, so hat man den Ein­
druck, etwas Altmodisches an. Gerade Wohnungsbaugenossenschaften 
haben das Image, zwar in der Vergangenheit Großartiges geleistet zu haben, 
es aber in den letzten Jahrzehnten verpaßt zu haben, sich auf die sich ver­
ändernden Lebensformen und Lebensstile der Bevölkerung einzustellen. 

Das Beispiel der Unternehmenspolitik der Baugenossenschaft Freie Scholle 
in Bielefeld versucht deutlich zu machen, daß entgegen diesem Vorurteil 
die Genossenschaft eine zukunftsfähige Unternehmensform ist, die, wenn 
sie sich auf ihre Wurzeln besinnt, gewährleisten kann, daß aus Klienten 
nicht nur Kunden, sondern Teilhaber werden. 

1. Die Notwendigkeit des Reformprozesses 

Die Baugenossenschaft Freie Scholle eG wurde im Jahre 1911 ohne bürgerliche Hilfe 
aus der Arbeiterbewegung heraus gegründet. Ziel der Gründer war es, auf dem eigenen 
Stück Land, der eigenen „Scholle", frei von obrigkeitsstaatlicher Bevormundung zu le­
ben. (Freie Scholle, 1986, S.12ff.) Heute gehören der Freien Scholle 6.928 Mitglieder an, 
und sie bewirtschaftet 5.041 Wohnungen (Freie Scholle, 2000, S. 12 und 19). 

Ihre größte Bautätigkeit entwickelte die Genossenschaft nach dem Zweiten Welt­
krieg. Vor dem Hintergrund der verheerenden Wohnungsnot jener Zeit sah es die Lei­
tung der Genossenschaft als ihre Pflicht an, Wohnraum für breite Schichten der Bevöl­
kerung zu schaffen. Damit wuchs aber die Gefahr, wegen des allgemeinen Auftrags der 
Wohnungsgemeinnützigkeit die konstitutiven Elemente einer Genossenschaft zu ver­
nachlässigen (Koppmann, 1994, S.51ff.). 



Darüber hinaus veränderten sich die staatlichen Förderbedingungen im sozialen 
Wohnungsbau. Zum einen wurden die Einkommenshöhen, die zum Bezug einer öffent­
lich geförderten Wohnung berechtigten, nicht mehr der allgemeinen Einkommensent­
wicklung angepaßt. Zum anderen konnte eine Genossenschaft in einem neuerrichteten 
Haus die ersten zehn Jahre lang nicht selbst die neuen Nutzer bestimmen, sondern 
mußte die Belegung der Wohnungen dem städtischen Wohnungsamt überlassen. Die 
Genossenschaft erhielt dadurch Zwangsmitglieder, die nicht aus eigener Überzeugung 
der Genossenschaft beitraten, sondern nur, weil es für die Zuweisung einer Wohnung 
notwendig war. 

Damit war eine Genossenschaft nicht mehr, wie in § 1 des Genossenschaftsgesetzes 
vorgesehen, der freiwillige Zusammenschluß von Menschen zur Förderung ihrer Wirt­
schaft, sondern sie wurde faktisch zu einer fremdbestimmten Wohnungszuweisungs­
organisation (Jäger, 1994, S. 13f). 

Die Konsequenzen dieser Entwicklung wurden daran sichtbar, daß immer weniger 
Mitglieder bereit waren, sich für die Genossenschaft zu engagieren. Vorteil der Freien 
Scholle dabei war, daß sie aufgrund der historischen Verbundenheit mit der Arbeiter­
bewegung noch über ein höheres Potential ehrenamtlich aktiver Mitglieder verfügte. 
So konnte zu Beginn der achtziger Jahre ein umfassender und kontinuierlicher Reform­
prozeß von den Selbstverwaltungsorganen eingeleitet werden, der bis heute anhält und 
auch in Zukunft fortgesetzt wird. 

2. Das Selbstverständnis der Freien Scholle 

„Den Mitgliedern gehört die Genossenschaft. Sie sind Ausgangspunkt und Ziel allen 
genossenschaftlichen Handels" (Freie Scholle, 1992, S.3). Als 1992 die Vertreterkonfe­
renz dieses Selbstverständnis der Freien Scholle beschloß, war dieses keine Forderung 
mehr, sondern bereits seit gut einem Jahrzehnt gelebte Unternehmensphilosophie. Des­
halb wurden darüber hinaus Leitlinien für die künftige Unternehmenspolitik von den 
Vertretern festgelegt. Veranschaulichen läßt sich diese Ausrichtung durch das Bild 
einer Waage. So muß auf der einen Seite der Waage die Wirtschaftlichkeit der genos­
senschaftlichen Unternehmung sichergestellt sein, d.h., die Freie Scholle muß durch 
ihre Geschäftstätigkeit einen Gewinn erwirtschaften. 

Das besondere an der Rechtsform der Genossenschaft ist nach dem Selbstverständ­
nis der Freien Scholle, daß dieser Gewinn ausschließlich dafür eingesetzt werden, die 327 
Mitglieder zu fördern, also ihnen Vorteile gegenüber normalen Mietern zu verschaffen. 



Diese Vorteile können wirtschaftlicher, sozialer und demokratischer Art sein. Welcher 
Vorteil überwiegen soll oder ob alle gleichrangig zu behandeln sind, entscheidet nicht 
der Vorstand allein, sondern alle Selbstverwaltungsorgane. Wichtig ist dabei allerdings, 
daß sich die Waage stets im Gleichgewicht befindet. Dieses Gleichgewicht sicherzustellen 
ist die wichtigste Aufgabe eines geschäftsführenden Genossenschaftsvorstandes. 

3. Sicherung der Wirtschaftlichkeit 

Die Sicherung der Wirtschaftlichkeit stellt den Beginn des Reformprozesses in den 
frühen achtziger Jahren dar. Grundlage war die Entscheidung, den öffentlich geförder­
ten Wohnungsneubau einzustellen und mit dem freien Kapital sowohl öffentliche Mittel 
zurückzuzahlen als auch die Tilgung der Hypothekendarlehen zu erhöhen. Aufgrund 
der Rückzahlung der öffentlichen Mittel sind heute 4.643 der 5.041 Genossenschafts­
wohnungen freifinanziert. Auch für die restlichen 398 Wohnungen wurden die öffent­
lichen Mittel zurückgezahlt, diese Wohnungen befinden sich jedoch noch bis zum 
31.12.2006 in der Nachbindungsfrist (Freie Scholle, 2000, S. 12). 

Die frühzeitige Sicherung intakter Nachbarschaften durch die Verhinderung von ein 
seifigen Bewohnerstrukturen und damit die langfristige Sicherung der Vermietbarkeit 
der Wohnungen wäre ohne diese Entscheidung ebensowenig möglich gewesen wie eine 
Vielzahl der noch zu beschreibenden Maßnahmen. 

Neben diesem herausragenden Aspekt bedingt die Sicherung der Wirtschaftlichkeit 
immer die Instandhaltung und umfassende Modernisierung des genossenschaftlichen 
Wohnungsbestandes sowie auch einen moderaten freifinanzierten Wohnungsneubau. 

Dabei muß sowohl bei der Modernisierung als auch beim Neubau sichergestellt wer­
den, daß hierdurch der Wohnraum entsteht, der aktuellen Ansprüchen sowohl der 
eigenen Genossenschaftsmitglieder als auch den Anforderungen W o h n u n g s s u c h e n d e r 

oder umzugswilliger (noch) Nichtmitglieder entspricht. Dieses setzt sowohl regelmäßige 
Mitgliederbefragungen voraus, um diese Wünsche zu erfahren, als auch regionale 
Marktstudien. Eine 1999 im Auftrag der Freien Scholle durchgeführte repräsentative 
Untersuchung, bei der tausend Bielefelder Bürgerinnen und Bürger telefonisch befragt 
wurden, zeigte, daß die Unterschiede bei den Wohnungswünschen zwischen Mitglie­
dern und Nichtmitgliedern gering waren. Insgesamt konnte festgestellt werden, daß die 
Umzugsbereitschaft bei jungen Familien am größten war und bei dieser Zielgruppe 
Wohnraum nachgefragt wurde, der im genossenschaftlichen Wohnungsbestand deut­
lich unterrepräsentiert war. So suchten 43,7 % aller Umzugswilligen im Alter zwischen 



31 und 40 Jahren Wohnungen mit mehr als 100 qm Wohnfläche (logos, 1999, S. 70). Da­
gegen hatten im Bestand nur knapp 9 % aller Genossenschaftswohnungen diese Größe. 
Neben der vermehrten Schaffung von familiengerechtem Wohnraum, der von 65 % der 
Befragten von der Freien Scholle erwartet wurde, forderten 63,5 % auch die Schaffung 
von seniorengerechtem Wohnraum (logos, 1999, S. 76). Dabei galten als Hauptkriterien 
für seniorengerechten Wohnraum die Befreiung von den Hausordnungsverpflichtun­
gen (84,3 % aller Befragten über 55 Jahre) und die Barrierefreiheit der Wohnung (84,1 %). 
Interessant war dabei auch, daß 76 % der Befragten über 55 Jahre zusammen mit jun­
gen Menschen leben wollten, während nur 19,7 % ausschließlich mit Älteren zusammen­
leben wollten (Logos, 1999, S..81L). 

Das Ergebnis dieser Befragung bestätigte die seit Mitte der achtziger Jahre einge­
schlagene Geschäftspolitik der Freien Scholle, im Zuge der umfassenden Modernisie­
rung von in den fünfziger Jahren errichteten Schlichtwohnungen nicht nur deren Aus­
stattung - z.B. durch den Einbau moderner umweltfreundlicher Heizungsanlagen sowie 
den Anbau von Baikonen und Terrassen - heutigen Ansprüchen anzupassen, sondern 
auch Wohnungszusammenlegungen durchzuführen. Ziel ist es dabei, in den Siedlungs­
gebieten Wohnraum für alle Lebenslagen zu schaffen. Dabei werden nicht nur durch 
Grundrißveränderungen familiengerechte Wohnungen mit Wohnflächen zwischen 75 
qm und 120 qm geschaffen, sondern auch barrierefreie Wohnungen durch den Anbau 
von Aufzugsanlagen bei gleichzeitiger Anpassung der Wohnungen z.B. durch den Ein­
bau bodengleicher Duschen unter Beachtung der notwendigen Bewegungsflächen für 
Rollstuhlfahrer. 

Ein moderater freifinanzierter Wohnungsneubau ergänzt diese Geschäftspolitik. So 
wurden seit 1996 circa 150 barrierefreie Zwei- und Drei-Zimmer-Wohnungen neu ge­
baut. Dabei wurde 1999 auch erstmals in der Freien Scholle ein nicht zeitgemäß zu mo­
dernisierendes Gebäude abgerissen und durch einen Neubau ersetzt. Zur Zeit sind 64 
Genossenschaftswohnungen in Bau, von denen 37 in Form von Reihenhäusern mit 100 
bis 125 qm Wohnfläche errichtet werden. 

4. Der wirtschaftliche Vorteil 

Die Sicherstellung eines wirtschaftlichen Vorteils der Mitglieder ist eine originäre 
Aufgabe einer Genossenschaft. Denn der Zusammenschluß von Menschen in einer Ge­
nossenschaft erfolgt zunächst immer aus dem eigennützigen Ziel heraus, durch diesen 
Zusammenschluß die eigene Lebenssituation gerade auch in wirtschaftlicher Hinsicht 329 
zu verbessern. 



Dies bedeutet für eine Wohnungsgenossenschaft, daß sie vergleichbaren Wohnraum 
preiswerter anbieten muß als andere Wohnraumanbieter. Aufgrund der gesetzlichen 
Kalkulationsvorschriften bei öffentlich geförderten Wohnungen kann dieser genossen­
schaftliche vorteil erst zum Tragen kommen, wenn die Genossenschaft auf dem freien 
Wohnungsmarkt in Konkurrenz zu anderen Anbietern tritt. So liegt die Nutzungsgebühr 
in der Freien Scholle zur Zeit gut 10 % unter dem mittleren Wert des Bielefelder Miet­
spiegels. 

Um diesen wirtschaftlichen Vorteil des Wohnens in der Freien Scholle langfristig zu 
sichern, hat die Vertreterversammlung 1998 die Einführung der wohnwertbezogenen 
Nutzungsgebühr beschlossen (Freie Scholle, 1998). Diesem Beschluß war ein fast zwei­
jähriger Diskussionsprozeß in der Genossenschaft vorangegangen. Die Kalkulation der 
wohnwertbezogenen Nutzungsgebühr geht davon aus, daß die Einnahmen aus den Nut­
zungsgebühren langfristig die Wirtschaftlichkeit der Genossenschaft sicherstellen müs­
sen. Dabei sollen die umfassende Instandhaltung und Modernisierung des Hausbesitzes 
ebenso gewährleistet werden wie ein moderater Wohnungsneubau und der Ausbau der 
wohnbegleitenden Dienstleistungsangebote. Des weiteren sollen aber auch bestehende 
Ungerechtigkeiten, wie die, daß vergleichbare Wohnungen aufgrund unterschiedlicher 
Ursprungsfinanzierungen unterschiedliche Nutzungsgebühren aufweisen, abgeschafft 
werden. 

Um dieses sicherzustellen, wurde für jede Wohnung ein technischer Wohnwert 
ermittelt. Die Kriterien für den technischen Wohnwert wurden zunächst mit den Ver­
tretern auf einer zweitägigen Konferenz diskutiert und dann allen Genossenschaftsmit­
gliedern in der Mitgliederzeitschrift vorgestellt. Den zweiten Schritt bildete die Dif­
ferenzierung des technischen Wohnwertes durch die Bewertung der Wohnlage. Dabei 
wurde die Bewertung der Wohnlage von den Vertretern auf einem weiteren Seminar 
selbst vorgenommen. Gleichzeitig wurde von den Vertretern festgelegt, daß die zur Er­
reichung der wohnwertbezogenen Nutzungsgebühr notwendigen Nutzungsgebührener­
höhungen höchstens 5 % jährlich betragen dürfen und daß der mittlere Wert des Biele­
felder Mietspiegels die Kappungsgrenze bildet, die Nutzungsgebühren also diesen Wert 
nicht übersteigen dürfen. Diese Ergebnisse der zweiten Konferenz wurden ebenfalls in 
der Mitgliederzeitschrift veröffentlicht und dort, wo es Mitglieder wünschten, vor Ort 
in den Siedlungsgebieten diskutiert, bevor die endgültige Beschlußfassung erfolgte. 

Einen weiteren wirtschaftlichen Vorteil stellt die 1989 wiedergegründete Sparein­
richtung dar. Die Grundidee der Spareinrichtung ist, daß die Genossenschaft die Spar­
einlagen der Mitglieder um bis zu 1 % höher verzinst als andere Geldinstitute. Die Re-



finanzierung erfolgt bei der Freien Scholle ausschließlich durch die Investition der 
Spareinlagen in den Hausbesitz. Dadurch, daß z.B. Modernisierungsmaßnahmen nicht 
durch Hypothekendarlehen, sondern durch eigene Spargelder finanziert werden, ent­
stehen der Genossenschaft geringere Finanzierungskosten, von denen die Mitglieder 
durch einen niedrigeren Modernisierungszuschlag profitieren. 

5. Der soziale Vorteil 

Traditionsgemäß sehen die meisten Wohnungsbaugenossenschaften ihre Aufgabe in 
der „Sicherstellung einer guten und sozial verantwortbaren Wohnungsversorgung" 
ihrer Mitglieder (Hillebrand/Kessler, 2001, S. 13). Allerdings erschöpft sich dieses für 
viele Genossenschaften in dem Abschluß eines Dauernutzungsvertrages, in dem von 
Seiten der Genossenschaft auf ein ordentliches Kündigungsrecht verzichtet wird. Die 
Freie Scholle wurde aber bereits Mitte der achtziger Jahre aus der eigenen Mitglied­
schaft heraus mit der Frage konfrontiert, wie sie denn bei alten Mitgliedern die Woh­
nungsversorgung beim Auftreten einer Hilfsbedürftigkeit sicherstellen wolle. Nach 
intensiven Vorarbeiten konnte 1987 der Vertreterversammlung das Konzept „Alt wer­
den mit der Freien Scholle" vorgestellt werden (Freie Scholle, 1988). Ziel dieser Konzep­
tion ist, daß die Genossenschaft ihren alten Mitgliedern die notwendigen Hilfen bietet, 
damit diese, solange sie es wünschen, in ihrer zur Heimat gewordenen Wohnung blei­
ben können. Im Frühjahr 1988 wurde zunächst mit zwei Sozialarbeitern die Arbeit der 
genossenschaftseigenen Altenberatung und -betreuung aufgenommen. Aufgabe der So­
zialarbeiter ist es, ältere Mitglieder, bei denen ein Hilfebedarf vorhanden ist, in der 
Wohnung zu besuchen und gemeinsam mit ihnen die individuell notwendigen Hilfen 
zu erarbeiten und zu organisieren. Wichtige Aufgaben dabei sind die individuelle An­
passung des Wohnraums und des Wohnumfelds, die Organisation von häuslicher Pfle­
ge in Absprache mit den Hausärzten, Vermittlung von ambulanten Pflegediensten so­
wie selbstverständlich auch Beratung bei der Finanzierung der Pflege. Um die Bereit­
stellung von Pflegehilfsmitteln zeitnah gewährleisten zu können, wurde von der Ge­
nossenschaft ein eigenes Pflegehilfsmitteldepot eingerichtet. Außerdem wurde 1989 
eine eigene kleine Kurzzeitpflegeeinrichtung geschaffen, die von Genossenschaftsmit­
gliedern genutzt werden kann. 

Die Nachfrage nach den Leistungen der Altenberatung zeigte schnell, daß zwei So­
zialarbeiter nicht ausreichten, um den Betreuungsbedarf zu decken. Um den weiteren 
Ausbau der Arbeit zu finanzieren, wurde 1990 der Verein Freie Scholle Nachbarschafts­
hilfe e.V. gegründet. Bereits kurz nach seiner Gründung konnte durch ihn eine weitere 
Sozialarbeiterin eingestellt werden. Nur durch den Verein war es auch möglich, mit 



Hilfe von Zivildienstleistenden einen eigenen mobilen sozialen Dienst aufzubauen. 
Hauptaufgaben der Zivildienstleistenden sind neben der Erledigung der Hausreini­
gungsverpflichtungen für alte oder behinderte Mitglieder auch die Begleitung von alten 
Menschen z.B. bei Arztbesuchen. Bei der Tarifgestaltung wurde darauf geachtet, daß 
eine solche soziale Begleitung preiswerter ist als Putzeinsätze. Trotzdem liegen auf­
grund von geringen Verwaltungskosten auch die Tarife für die Putzdienste deutlich 
unter denen anderer sozialer Dienste. 

Außerdem übernahm der Verein von der Genossenschaft die Kurzzeitpflegeeinrich­
tung und ergänzte sie mit einer betreuten Wohngruppe für ältere Genossenschaftsmit­
glieder. In einem gemeinsamen Neubauprojekt von Verein und Genossenschaft wurden 
im Jahr 2000 zwei weitere betreute Wohngruppen eingerichtet. Eine weitere wichtige 
Aufgabe des Vereins ist die Unterhaltung von Nachbarschaftstreffs in den Siedlungsge­
bieten der Freien Scholle. Diese Nachbarschaftstreffs stehen den Bewohnern der Sied­
lung für selbstinitiierte Veranstaltungen zur Verfügung. Dabei werden sowohl gemein­
same Mittagessen und Kaffeerunden für Ältere wie auch Spielnachmittage für die 
Jüngsten ehrenamtlich von Vereinsmitgliedern organisiert. Dem Verein gehörten am 
31.12.1999 1.514 Mitglieder an. Allein an Mitgliedsbeiträgen nahm der Verein im Jahr 
2000 141.386 DM ein. Insgesamt betrugen die Einnahmen 544.257,59 DM. 

Insgesamt beschäftigten Genossenschaft und Verein im Jahr 2000 fünf Sozialarbeiter­
innen, drei Nachbarschaftshelferinnen, fünf Zivildienstleistende und eine teilzeitbe­
schäftigte Bürokraft im Bereich der sozialen Arbeit. Dabei ist zu berücksichtigen, daß 
mit Ausnahme der Leistungen der Zivildienstleistenden den Genossenschaftsmitglie­
dern keine Kosten für die Inanspruchnahme der Leistungen entstehen. Gedeckt werden 
die Kosten durch die Vereinsbeiträge und die in der Wohnwertbezogenen Nutzungsge 
bühr enthaltenen Pauschale für soziale Dienstleistungen in Höhe von durchschnittlich 
0,13 DM je qm Wohnfläche im Monat. 

6. Der demokratische Vorteil 

Wie jede Genossenschaft verfügt die Freie Scholle über die gesetzlich vorgeschriebe­
nen Selbstverwaltungsorgane. Allerdings reichen diese gesetzlichen Vorschriften bei 
einer Genossenschaft mit fast 7.000 Mitgliedern allein nicht aus, um tatsächlich die Mit­
glieder am Meinungsbildungsprozeß zu beteiligen. Daher begann die Freie Scholle be 
reits Mitte der achtziger Jahre mit der Herausgabe einer eigenen Mitgliederzeitschrift 
und der Durchführung von Mitgliederseminaren. 



Die „Hauszeitung" der Genossenschaft hat dabei die vorrangige Aufgabe die Mit­
glieder über aktuelle Entwicklungen im Unternehmen zu informieren. Dabei wird 
diese Information als Grundvoraussetzung angesehen, damit sich die Mitglieder an der 
Diskussion über die Geschäftspolitik beteiligen können. Die „Hauszeitung" wird daher 
auch nicht von Außenstehenden erstellt, sondern von Mitarbeitern der Genossen­
schaft. Sie erscheint dreimal jährlich mit einem Umfang von 16 Seiten. Eine im Jahr 
1994 durchgeführte Mitgliederbefragung ergab, daß 84 % der Mitglieder regelmäßig die 
„Hauszeitung" lesen (GOE, 1995, S. 161ff.). 

Als Diskussionsforen für die Mitglieder haben sich seit über 15 Jahren die Mitglie­
derseminare bewährt, die dreimal im Jahr in einer Bildungsstätte am Stadtrand von 
Bielefeld stattfinden. Dabei werden jeweils die Mitglieder eines Siedlungsgebietes ein­
geladen, um neben allgemeinen Themen der Genossenschaft gerade auch siedlungsbe-
zogene Themen diskutieren zu können. Besonders wichtig ist dabei, daß sowohl der Ge­
nossenschaftsvorstand als auch Aufsichtsratsmitglieder an allen Seminaren teilneh­
men und den Mitgliedern genügend Zeit bleibt, Anregungen, Wünsche und Kritik zu 
äußern. Die erfolgreiche Geschäftspolitik der Freien Scholle basiert zu einem erheb­
lichen Maße auf den Ergebnissen der Diskussionen dieser Seminare. 

Ein Ergebnis dieser Seminare war auch, daß von den Mitgliedern gefordert wurde, 
die Selbstverwaltung vor Ort auszubauen und siedlungsspezifische Fragen von den be­
troffenen Mitgliedern entscheiden zu lassen. Von den Organen der Genossenschaft 
wurde daraufhin das Modell einer erweiterten Selbstverwaltung erarbeitet und 1994 
beschlossen (Freie Scholle, 1993). Es sieht vor, daß jede Hausgemeinschaft einen Haus­
sprecher als ihren Interessenvertreter wählt. Dabei beträgt die Amtszeit vier Jahre mit 
der Möglichkeit der Wiederwahl. Gewählt werden können alle volljährigen Bewohner 
des Hauses, auch wenn sie selbst kein Genossenschaftsmitglied sind. Jeweils 10 bis 15 
Häuser bilden einen Siedlungsbezirk. Die Haussprecher eines Bezirkes treffen sich 
regelmäßig zur Wahl eines Bezirkssprechers aus ihren Reihen und zur Erörterung sied-
lungsbezirksspezifischer Fragestellungen. Auch die Bezirkssprecher werden für die 
Dauer von vier Jahren gewählt. Jedoch können als Bezirkssprecher nur Genossen­
schaftsmitglieder gewählt werden. Die Bezirkssprecher bilden gemeinsam mit den im 
Siedlungsgebiet gewählten Vertretern den Siedlungsrat. Die Mitglieder des Siedlungs­
rates wählen aus ihrer Mitte den Vorsitzenden. Die Amtszeit beträgt ebenfalls vier 
Jahre. Hauptamtliche Mitarbeiter der Genossenschaft sind dabei nicht wählbar. Der 
Siedlungsrat entscheidet über die Angelegenheiten des Siedlungsgebietes. So ist der 
Vorstand verpflichtet, zu Beginn eines jeden Jahres gegenüber dem Siedlungsrat über 333 

die von ihm durchgeführten Maßnahmen im Siedlungsgebiet zu berichten. Ein beson-



derer Schwerpunkt liegt dabei auf Modernisierung und Instandhaltung. Hier muß der 
Vorstand seine Jahresplanung dem Siedlungsrat zur Beschlußfassung vorstellen. Aller­
dings kann der Siedlungsrat Veränderungen an den Planungen nur innerhalb des vor­
gegebenen Finanzbudgets vornehmen. Die Festlegung, in welchen Siedlungen neben 
der normalen Instandhaltung aufwendige Modernisierungsmaßnahmen stattfinden, 
bleibt Aufgabe des Vorstandes, der sich aber hierfür gegenüber der Vertreterversamm­
lung als dem Parlament der gesamten Genossenschaft zu rechtfertigen hat. 

7. Reform der Hausverwaltung 

Zusammen mit der Einführung der erweiterten Selbstverwaltung wurde auch die 
klassische Hausverwaltung grundlegend reformiert. In allen Siedlungsgebieten wurden 
Teams, bestehend aus einem Siedlungswart, einem Mitgliederbetreuer und einem 
Altenbetreuer, gebildet. Dabei haben die Siedlungswarte in erster Linie die Aufgabe 
Kleinreparaturen vor Ort auszuführen. Reparaturmeldungen brauchen daher nicht der 
Verwaltung gemeldet zu werden, sondern direkt dem zumeist auch im Siedlungsgebiet 
wohnenden Siedlungswart. Der Siedlungswart entscheidet eigenverantwortlich, welche 
Reparaturen er selbst durchführen kann und für welche er den eigenen Regiebetrieb 
oder Fremdhandwerker beauftragt. Nur größere Reparaturaufträge werden der techni­
schen Hausverwaltung zur Beauftragung gemeldet. Gemeinsam mit dem Siedlungsrat 
stellt der Siedlungswart den Instandhaltungsbedarf in der Siedlung fest und gibt diesen 
an den Vorstand weiter, der darauf die Planungen für das kommende Jahr erarbeitet. 
Gemeinsam mit dem zuständigen Altenbetreuer führt der Siedlungswart auch kleinere 
Wohnraumanpassungsmaßnahmen durch. 

Der zuständige Mitgliederbetreuer hat zunächst die Aufgabe, die klassischen Tätig­
keiten der kaufmännischen Hausverwaltung wie Bearbeitung von Kündigungen und 
die Neuvergabe der Wohnungen im Siedlungsgebiet zu gewährleisten. Dabei sind Woh­
nungstauschwünsche der Mitglieder vorrangig zu berücksichtigen. Gemeinsam mit 
dem zuständigen Altenbetreuer, dessen Aufgaben weitgehend unter Punkt 5 beschrie­
ben sind, berät der Mitgliederbetreuer ältere Mitglieder bei Umzugswünschen. 

Darüber hinaus ist er aber Ansprechpartner der Mitglieder in allen Fragen des 
Wohnens. Hierzu gehört vor allem das Schlichten von Konflikten in den Hausgemein­
schaften z.B. bei Nichterfüllung der Hausreinigungsverpflichtungen oder bei ruhestö­
rendem Lärm. Dabei ist es seine Aufgabe, durch Gespräche mit allen Betroffenen wie­
der eine gemeinsame Basis für das Zusammenleben in einer Hausgemeinschaft zu 
schaffen. Darüber hinaus bietet er Hilfestellung bei Zahlungsschwierigkeiten. Dieses 



kann sowohl eine Vereinbarung von Ratenzahlungen bei Mietschulden sein als auch 
Gespräche mit der Fachstelle für Wohnungserhalt der Stadt Bielefeld zur Übernahme 
der Mietschulden durch die Stadt. Die Zusammenarbeit mit der Stadt und die eigene 
Hilfestellung für Mitglieder, die in Zahlungsschwierigkeiten gekommen sind, haben 
dazu geführt, daß seit mehreren Jahren keine Zwangsräumung wegen Zahlungsverzug 
durchgeführt werden mußte. 

Der Mitgliederbetreuer hat dafür Sorge zu tragen, daß die Mitglieder im Fall einer 
geplanten Modernisierungsmaßnahme frühzeitig informiert und an der Planung betei­
ligt werden. Gegebenfalls sind dabei auch Ausweichwohnungen für die Zeit der Mo­
dernisierung zu organisieren und Umzugshilfen bereitzustellen. 

Um diese Arbeiten vor Ort leisten zu können, wurden in allen Siedlungsgebieten 
Büros eingerichtet. Hier sind die Mitarbeiter nicht nur zu festen Terminen zu erreichen, 
sondern auch nach Absprache. Die Betreuungsteams führen selbst auch regelmäßige 
Treffen vor Ort durch. Damit können bereichsübergreifende Probleme zügig und unbü­
rokratisch im Interesse der Mitglieder gelöst werden. 

8. Reformprozeß sichert Marktvorteil 

Durch die geschilderten Reformprozesse hat die Freie Scholle sich früher als ande­
re Wohnungsunternehmen zu einem marktfähigen Unternehmen gewandelt. So zeigt 
die Imageanalyse aus dem Jahr 1999, daß die Freie Scholle nicht nur mit deutlichem 
Abstand das bekannteste Bielefelder Wohnungsunternehmen ist, sondern auch ein er­
heblich besseres Image hat als die Konkurrenten. So bezeichnen z.B. 67,7 % der Befrag­
ten die Freie Scholle als „sehr angesehen", während die drei gleichgroßen oder größe­
ren Konkurrenten auf dem Bielefelder Wohnungsmarkt nur von 29,7 % bis 34,5 % der 
Befragten dieses Image erhalten (logos, 1999, S. 9ff.). Auch bei allen anderen nachge­
fragten Imagefaktoren schneidet die Freie Scholle in nahezu dem gleichen Verhältnis 
besser ab als die anderen Unternehmen. Es ist davon auszugehen, daß diese Image­
werte positive Auswirkungen auf die Vermietung der Wohnungen haben. So erklärten 
71 % der Befragten, die in nächster Zeit innerhalb Bielefelds umziehen wollen, daß die 
Freie Scholle als neue Vermieterin in Frage kommt (logos, 1999, S. 75). 

Darüber hinaus bestätigt auch die aktuelle Leerstandssituation den Markterfolg des 
Reformprozesses. Während in der Freien Scholle am 30.09.2000 nur knapp 0,3 % der 
Wohnungen vermietungsbedingt leerstanden, waren es bei allen anderen ehemals ge- 335 
meinnützigen Wohnungsunternehmen in Bielefeld im Durchschnitt 1,3 %. 



In seinem Aufsatz „Fit for future - Strategien für das 21. Jahrhundert" fordert Walter 
Simon von der Wohnungswirtschaft: „Wenn Sie in der Zukunft ankommen wollen, müs­
sen Sie sich von der Vergangenheit lösen" (Simon, 2001, S. 12). Das Beispiel der Freien 
Scholle zeigt, daß zumindest für Genossenschaften diese Aussage falsch ist. Wohnungs­
baugenossenschaften müssen vielmehr die historischen Prinzipien von Selbsthilfe, 
Selbstverwaltung und Selbstverantwortung wieder neuentdecken und als Unterneh­
mensprinzip umsetzen. Denn dieses Prinzip gewährleistet, daß aus „Mietern" in Genos­
senschaften wieder Teilhaber von Genossenschaften werden, die mit ihren Wünschen 
und Forderungen an die Geschäftspolitik für die kontinuierliche Anpassung der genos­
senschaftlichen Unternehmung an sich verändernde Lebensformen und -Stile sorgen. 
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Jürgen Barsch, Angelika Simbriger 

Aus dem Privaten ins Öffentliche 

Eine empirische Untersuchung über 
Gemeinschaftsräume in Wohnsiedlungen 1 ) 

Wenn es um die Lösung sozialer Krisen in Siedlungen mit sozialem 
Wohnungsbau geht, wird gefordert, verstärkt den Bau von Gemeinschafts­
räumen zu fördern. Tatsächlich gibt es einzelne Beispiele für die positive 
Wirkung von Gemeinschaftsräumen auf die (Wieder-)Entfaltung sozialen 
Lebens. Aber es gibt ebenso Berichte, wonach Gemeinschaftsräume auf 
nachhaltiges Desinteresse der Mieter stoßen. Sind die Hoffnungen, Gemein­
schaftsräume könnten ein wichtiger Teil einer Strategie zur Krisenbewäl­
tigung sein, also unberechtigt? Oder sind Gemeinschaftshäuser oft nur bau­
lich oder organisatorisch unzulänglich konzipiert, um die an sie gestellten 
Erwartungen zu erfüllen? Eine in Nordrhein-Westfalen durchgeführte Studie 
versucht einige Antworten zu geben. 

Im folgenden werden die Ergebnisse eines Forschungsprojekts über Gemeinschafts­
räume in Wohnanlagen vorgestellt, die in Nordrhein-Westfalen durchgeführt wurde. 

1. „Gemeinschaftsräume in Wohnsiedlungen" 

Gemeinschaftsräume sind nicht nur in neuerrichteten Siedlungen von Bedeutung. Ins­
besondere im Mietwohnungsbestand, in modernisierungsbedürftigen Quartieren mit 
mangelhafter Infrastruktur, starker Fluktuation und sozialen Problemhäufungen sind 
Quartiersentwicklungsprozesse kaum denkbar ohne Versammlungsorte, in denen sich In­
itiativen organisieren können und Aktivitäten anstoßen lassen. Nicht zuletzt im Zu­
sammenhang mit dem Programm „Die Soziale Stadt" werden Erkenntnisse zur Nachfrage, 
Akzeptanz und Nutzung von Gemeinschaftsräumen in Wohnsiedlungen hilfreich sein. 

Gemeinschaftsräume sind aber nicht nur ein Instrument sozialer Intervention oder 
Vorsorge, sie können auch ein Qualitätsmerkmal modernen zielgruppenorientierten 
Bauens auf Quartiersebene sein. Sowohl über den Ausstattungsgrad der Wohnungsun-



ternehmen mit Gemeinschaftsräumen als auch die speziellen Motivationen und Erfah­
rungen im Umgang mit Gemeinschaftsräumen ist aber noch relativ wenig bekannt. 

Es gibt in den Wohnsiedlungen häufiger Gemeinschaftsräume als gemeinhin angenom­
men. Knapp ein Viertel der Wohnungsunternehmen in Nordrhein-Westfalen verfügt über 
Gemeinschaftsräume; die meisten allerdings über nicht mehr als einen. Die Mehrheit der 
Unternehmen gibt an, daß ihre Gemeinschaftsräume einen hohen sozialen Stellenwert 
aufweisen und daß damit ihre anfänglichen Erwartungen im wesentlichen erfüllt wurden. 
Die Vorteile von Gemeinschaftsräumen liegen überwiegend im sozialen Nutzen. 

Die Selbstverwaltungsquote der Gemeinschaftsräume verbleibt gering. Nur etwas 
mehr als ein Viertel der Gemeinschaftsräume werden durch die Bewohner selbst ver­
waltet. Wohnungsunternehmen haben häufig einen kurzen Atem. Der kurzfristige 
Wunsch der Unternehmen nach Reibungslosigkeit des Vermietungsgeschäfts und Sau­
berkeit der Anlagen führt schnell dazu, daß Gemeinschaftsräume an etablierte externe 
Träger oder Vereine vermietet werden oder die Rückumwandlung in Wohnungen be­
schlossen wird. Schwankungen in der Nutzungsintensität und Wechsel der Nutzungen 
und damit verbundene Zeiten der Unter- oder Nichtnutzung sind jedoch normal, wenn 
selbstorganisierte Bewohnergruppen dominieren. 

Gemeinschaftsräume müssen am Bedarf des gesamten Wohnquartiers orientiert 
sein. Ihr Standort in einer Wohnanlage beeinflußt Art und Intensität der Nutzung. Die 
„richtig" gewählte Lage im Wohnobjekt läßt möglichst vielfältige Nutzungen zu und 
kombiniert Anforderungen nach zentraler Lage mit notwendiger Intimität für die Nut­
zer. Die baulichen Anforderungen für multifunktionale Aktivitäten müssen erfüllt wer­
den, damit zu erwartende Probleme mit Lautstärke, Ordnung und Sauberkeit nicht zu 
Konflikten unter den Bewohnern führen oder aber wichtige Aktivitäten von vornher­
ein verhindert werden. 

Ausstattung und Einrichtung können, wenn sie von den Bewohnern selbst vorge­
nommen werden, einen Aneignungsprozeß in Gang setzen. Die Bereitschaft zum auch 
personellen Engagement des Wohnungsunternehmens entscheidet wesentlich darüber, 
wie ein Gemeinschaftsraum von den Bewohnern angenommen wird. 

Die gemeinschaftliche Nutzung von halböffentlichen Räumen ist in Deutschland 
weitgehend unbekannt. Deshalb ist eine Einführung und Begleitung in die Möglichkei­
ten solcher Räumlichkeiten durch Moderation entweder durch das Wohnungsunterneh- 339 
men oder durch externe Beratungsinstanzen unbedingt erforderlich. 



2. Untersuchungsschritte und Methodik 

Die Erkenntnisse der vorliegenden Studie fußen im wesentlichen auf schriftlichen 
Befragungen von Wohnungsunternehmen plus nachgeschalteten Interviews mit Bewoh­
nerinitiativen und Unternehmen vor Ort. 

Die gewonnenen empirischen Daten basieren auf zwei getrennten Befragungen der 
gewerblichen Wohnungswirtschaft in ganz Nordrhein-Westfalen im Dezember 1999 und 
Februar/März 2000. In der Erstbefragung wurden die Unternehmen generell befragt, ob 
sie Gemeinschaftsräume in ihren Wohnsiedlungen haben. In eine Zweitbefragung wur­
den alle Unternehmen einbezogen, die bei der ersten angegeben hatten, daß sie inner 
halb der letzten 10 Jahre neue Gemeinschaftsräume eingerichtet hatten oder dies zu­
mindest in den nächsten zwei Jahren planen. Die Rücklaufquoten der beiden Befra­
gungen liegen mit 54 % bzw. 68 % relativ hoch. 

Nach Auswertung der zweiten Befragungsrunde wurden aus den Rückläufen Unter­
nehmen und Bewohnerinitiativen für ausführliche Gespräche vor Ort ausgesucht. Die 
leitfadengestützten Interviews dienten der Konkretisierung und Vertiefung der vorher 
gewonnenen Daten. 

3. Gemeinschaftsräume in der Wohnungswirtschaft 
in Nordrhein-Westfalen 

Verbrei tung 

Knapp ein Viertel der Wohnungsunternehmen in Nordrhein-Westfalen verfügt über 
(neue oder durch Umwandlung erstellte) Gemeinschaftsräume. 5 % aller Wohnungs­
unternehmen planen erstmals die Errichtung von Gemeinschaftsräumen, d.h., ein rela­
tiv großer Anteil von Unternehmen wendet sich zum ersten Mal diesem Thema zu. Es 
überwiegt eindeutig der Neubau: Danach sind etwa drei Viertel aller bestehenden 
Gemeinschaftsräume neu errichtet und nur knapp ein Drittel nachträglich durch Um­
wandlung entstanden. 

Die zweite Befragung sollte sich vorwiegend mit der Frage beschäftigen, wo diese 
Wohnungsunternehmen und Investoren Schwierigkeiten und Hindernisse oder positive 
Nutzen bei Einrichtung und Betreiben von Gemeinschaftsräumen sehen. Seit 1991 ist 
(mit der einzigen Ausnahme des Jahres 1996) eine stetig steigende Zahl von 
Gemeinschaftsräumen gebaut worden. Diese Entwicklung scheint nur wenig mit dem 
allgemeinen Bauboom in den 90er Jahren zu tun zu haben, da dessen Spitze 1994/95 



schon erreicht wurde. Seitdem weisen nur noch die Sektoren Einfamilienhäuser und 
(eingeschränkt) Eigentumswohnungen positive oder gar steigende Wachstumsraten aus. 
Beides sind Bausegmente, die für die Errichtung von Gemeinschaftsräumen seltener 
relevant sein dürften. 

Es drängt sich der Eindruck auf, daß gerade der nachlassende Geschoßwohnungsneu­
bau der letzten Jahre, die gleichzeitig aufkommende Diskussion um drohende Leer­
stände im Mietsektor und die zunehmende Suche nach neuen Marketingstrategien der 
Wohnungsunternehmen einen merklichen Einfluß auf die Entwicklung der Bauraten 
von Gemeinschaftsräumen ausübten. 

Motivat ion und E r w a r t u n g e n der W o h n u n g s u n t e r n e h m e n 

Die Mehrzahl der Unternehmen nennt zwei Gründe für die Einrichtung von GR: Sie 
sollen a) dem Service für bestimmte Nutzergruppen dienen (76 %) und b) kommunika­
tive Wohnformen stärken (51 %). 

Bei den Nutzergruppen, für die diese Angebote geschaffen wurden, werden in erster 
Linie Senioren genannt. Es folgen mit deutlichem Abstand Alleinerziehende, Jugend­
liche und Kinder, denen eine Gelegenheit geboten werden soll, innerhalb der Wohnan­
lage spezielle Räumlichkeiten zu nutzen. Der Seniorenbezug ist besonders auffallend, 
obwohl keine reinen Altenwohnanlagen in die Befragung aufgenommen wurden. 

Unter dem Punkt „kommunikative Wohnformen" wurde am häufigsten das Stichwort 
„Nachbarschaft" angegeben. Der Anonymität des Wohnens sollen neue Formen entge­
gengestellt werden. Insbesondere fürchtet man die Vereinsamung alter Menschen. Die 
Imageverbesserung von Wohnanlagen, obwohl von 46 % der Unternehmen angegeben, 
wurde sehr selten durch Kommentare näher erläutert. Unter der Rubrik „Soziale Pro­
blemlagen" (34 %) fielen am häufigsten die Begriffe Integration von Aussiedlern, Aus­
ländern und Jugendlichen. Direkte Vermietungsprobleme wurden dagegen als Motiv 
sehr selten genannt. 

Die Vorteile aus der Nutzung von Gemeinschaftsräume lassen sich grob in zwei Kate­
gorien einordnen: 

• Eher soziale Vorteile, die z.B. das Zusammenleben der Bewohner unmittelbar be­
rühren oder als Unternehmensimage unter den mehr immateriellen Marketing­
begriffen subsumiert werden. Sie können als „weiche" Faktoren bezeichnet wer- 341 
den und sind meist nur indirekt über Indikatoren meßbar. 



• Im Gegensatz dazu zeichnen sich „harte" Faktoren durch ihre stärkere Nähe zu 
monetären und/oder leichter quantifizierbaren Größen wie Kosten und Erträgen 
aus. Vandalismusschäden und erhöhte Fluktuationen lassen sich beispielsweise 
unmittelbar betriebswirtschaftlichen Kostenkategorien zuordnen und können 
bei Bedarf leicht routinemäßig vom Controlling erfaßt werden. 

Auffällig ist, daß die Mehrheit der Unternehmen davon berichtet, daß sie von allen 
„weichen" Faktoren profitiert haben. Das Votum ist jeweils sehr eindeutig. Es gibt nur 
wenige Unternehmen, deren Erfahrungen anders verlaufen sind. 

Tabelle 1: Bisherige Nutzen der Gemeinschaftsräume für das Unternehmen 

„trifft z u " Faktoren 

Der Gemeinschaftsraum ist ein neuer Ort der Begegnung 67 % O 
Gemeinschaftsräume verbessern das Image des Unternehmens 66 % o 
Gemeinschaftsräume verbessern den 

sozialen Zusammenhalt der Bewohner 63 % o 
Gemeinschaftsräume verbessern allgemein das soziale Klima 61 % o 
Gemeinschaftsräume bewirken eine 

soziale Aufwertung des Bestandes 58 % o 
Gemeinschaftsräume führen zu weniger Vandalismus 33 % • 
Gemeinschaftsräume bewirken weniger 

Fluktuation bei der Mieterschaft 16 % • 
Gemeinschaftsräume führen (evtl. auch indirekt) 

zu einer Kostenersparnis des Unternehmens 16 % • 
Gemeinschaftsräume sind ein Ausgleich 

für kleine Wohnungsgrößen 13 % • 
O „weicher" Faktor 

0 „harter" Faktor 

Bezug: 67 Wohnungsunternehmen, in % aller Unternehmen, Mehrfachnennungen möglich 

Ganz anders ist die Einschätzung, was die „harten" Nutzen betrifft. Hier sind die Vor­
oder Nachteile in bezug auf den Vandalismus eher umstritten. Es stellt sich offensicht­
lich kein eindeutiger Zusammenhang zur Einführung von Gemeinschaftsräumen her. 
Alle anderen möglichen oder wünschenswerten Nutzen dieser Kategorie gelten aber als 
eindeutig nicht eingelöst. Das heißt, daß alle unmittelbaren betriebswirtschaftlichen 
Vorteile aus Gemeinschaftsräumen bisher als gering erachtet werden. 



Nutzungsformen 

In der Hälfte der Unternehmen werden Gemeinschaftsräume für Feiern unterschied­
lichster Art und für Versammlungen von Bewohnern genutzt. Die „Selbstverwaltung der 
Mieter" (27 %) findet sich gewiß auch im Punkt „Mieterversammlung" (49 %) wieder. 
Zusammen genommen dominieren Mieteraktivitäten sehr eindeutig. 

Tabelle 2: Nutzungsformen der Gemeinschaftsräume 

Feiern und/oder Disco 51 % Kinderbetreuung 34 % 

Mieterversammlung 49 % Selbstverwaltung der Mieter 27 % 

Spiele und/oder Sport 43 % Gästewohnung 10 % 

Mütter- oder Frauentreff 34 % Hausaufgabenbetreuung 10 % 

Bezug: 67 Wohnungsunternehmen, in % aller Unternehmen, Mehrfachnennungen möglich 

Ein Drittel der Wohnungsunternehmen belegt die Gemeinschaftsräume für Mütter-
und Frauentreffs bzw. Kinderbetreuung. Dies ist mit Ausdruck der Tatsache, daß die Ge­
meinschaftsräume häufig für Alleinerziehende eingerichtet wurden. 

Gästewohnungen spielen eine sehr untergeordnete Rolle. Offenbar will man dem 
Hotel- und Gaststättengewerbe keine Konkurrenz machen, oder diese Nutzungsform 
schließt andere zu sehr aus. Ähnliches gilt für Heimarbeit. Sie wurde nirgends aufge­
führt. Das Thema „Wohnen und Arbeiten" in seiner möglichen Verknüpfung über 
Gemeinschaftsräume als Räume auch ökonomischer Aktivitäten ist innerhalb der 
Wohnungswirtschaft noch sehr wenig entwickelt. 

Wirklich gravierende Probleme bei der Nutzung der Gemeinschaftsräume sind offen­
sichtlich eher die Ausnahme. An oberster Stelle der aktuellen alltäglichen Schwierig­
keiten der Wohnungsunternehmen stehen Klagen darüber, daß für die Organisation 
kaum Verantwortliche zu finden sind. 40 % aller Wohnungsunternehmen konstatieren 
dies. Genauso viele beklagen die geringe Bereitschaft der Bewohner, die Kosten der 
Nutzung zu übernehmen. Dies paßt zu der Information, daß von den Unternehmen häu­
fig nur die (kalten und warmen) Nebenkosten erhoben werden. Die (wesentlich höhe­
ren) Mietkosten tragen die Wohnungsunternehmen dagegen oft alleine. 

Immerhin noch ein Drittel berichtet, daß die Bewohner die geschaffenen Räumlich­
keiten nur unzureichend nutzen. Vermutlich als Konsequenz haben viele Wohnungs­
unternehmen die Verwaltung der Gemeinschaftsräume an Dritte abgegeben. 



Verwal tung und Verträge 

Bei der Verwaltung der Gemeinschaftsräume gibt es eine deutliche Trennung in drei 
Schwerpunkte. In der Mehrzahl der Fälle übernimmt das Wohnungsunternehmen 
selbst und/oder der Hausmeister die alltägliche Verwaltung. In einem Drittel der Unter­
nehmen haben freie Träger wie die Caritas oder ein Mieterverein als feste Ansprech 
partner diese Aufgaben übernommen. Die Bewohner selbst sind nur zu 27 % an der Ver­
waltung beteiligt. 

Am häufigsten gaben die Unternehmen an, daß sie keinerlei formale vertragliche Re­
gelungen zwischen Vermieter und Mieter geschlossen hatten, um Nutzungsformen, 
Preis, Zahlungsweise usw. festzulegen. Diese geringe Regelungsintensität verwundert 
nicht, wenn man berücksichtigt, daß viele Unternehmen auf die Erhebung der Mietko­
sten verzichten und allenfalls Nebenkosten abrechnen. 

Aussta t tung , L a g e , und F inanz ierung der Bewi r tschaf tungskosten 

Im Schnitt verfügen die Gemeinschaftsräume über eine Größe von 73 qm. Dahinter 
verbergen sich vom kleinen Nebenraum bis zum Veranstaltungssaal eine Fülle ver­
schiedener Raumarten und -funktionen. Entsprechend schwanken auch die Mietpreise 
in einer großen Bandbreite. In der Mehrzahl der Fälle sind die Gemeinschaftsräume wie 
eine abgeschlossene Wohnung gebaut. Immerhin ein Viertel wird als Veranstaltungs­
saal bezeichnet, und jeder fünfte liegt in einem Gemeinschaftshaus der Siedlung. 

In seltenen Fällen finden sich die Gemeinschaftsräumlichkeiten nicht im Erdgeschoß 
oder Souterrain. Auf die gute Erreichbarkeit der Räume innerhalb des Siedlungszu­
sammenhangs wird meistens geachtet. 86 % aller Gemeinschaftsräume liegen zentral. 

Tabelle 3: Finanzierung der Bewirtschaftungskosten 

Mietkosten Nebenkosten 

werden den Bewohnern/ werden den Bewohnern/ 

Nutzern angerechnet 25 % Nutzern angerechnet 60 % 

trägt das Unternehmen allein 58 % trägt das Unternehmen allein 30 % 

anders 18 % anders 10 % 

alle Nennungen 100 % alle Nennungen 100 % 

in % aller Gemeinschaftsräume 

Es fällt auf, daß bei den meisten Gemeinschaftsräumen die Mietkosten vom Unter­
nehmen alleine getragen werden (Tabelle 3). Nur bei einem Viertel der Räume werden 
von den Bewohnern bzw. Nutzern Mietpreise erhoben. Sofern „anders" finanziert wird, 



handelt es sich um Regelungen wie „je zur Hälfte Mieter/Vermieter", „symbolische 
Miete", „Pauschalmiete" u . a . Andere Unternehmen betonen, daß die Gemein­
schaftsräume in die allgemeinen Baukosten eingeflossen sind und nicht getrennt als 
Mietkosten ausgewiesen werden. Die hohe Rate der nicht separat angerechneten 
Kosten und die oftmals nicht vorhandenen vertraglichen Regelungen zur Nutzung der 
Räume gehören wohl zusammen. 

Ganz anders ist die Situation bei den Nebenkosten. Hier rechnen die Unternehmen 
für 60 % aller Räume die anfallenden variablen Nebenkosten mit allen Nutzern ab. Le­
diglich bei 30 % der Räume übernimmt das Wohnungsunternehmen die vollen Kosten. 

4. Chancen und Barrieren bei der Nutzung 
von Gemeinschaftsräumen 

Die Frage nach dem „Wie", „Warum", und dem „Warum nicht" bei Nutzung, Organisa­
tion und Akzeptanz von Gemeinschaftsräumen war Gegenstand von exemplarischen 
qualitativen Interviews mit Vertretern ausgewählter Wohnungsunternehmen. Es ging 
darum, Näheres über Motivationen, Einstellungen, Überzeugungen und Meinungen der 
beteiligten Akteure zu erfahren, um so ein genaueres Bild der Gemeinschaftsraum-
Praxis zu erhalten. 

Merkmale v o n Gemeinscha f ts räumen 

Gemeinschaftseinrichtungen in Quartieren, Wohnsiedlungen und -anlagen sind durch 
die unmittelbar miteinander verknüpften Aspekte: Zugang für bestimmte Gruppengrös-
sen, Art der Organisation und Verwaltung sowie Art der Nutzung, näher charakterisiert. 

Je nachdem, ob der Zugang für einen Gemeinschaftsraum stadtteiloffen, für ein ganzes 
Quartier oder zumindest für eine Wohnsiedlung von 200 und mehr Wohneinheiten konzi­
piert und angelegt ist oder ob es sich eher um eine haus- oder blockbezogene Einrichtung 
handelt, variieren sowohl die Art der Organisation und Verwaltung als auch die Nut­
zungsformen. Zwei wesentliche Formen von Gemeinschaftsräumen sind identifizierbar: 

Typ I Quartiers- bzw. s ied lungsbezogene Einr ichtung 

Zugang: Stadtteil- bzw. siedlungsoffen 
Verwaltung: Träger der Wohlfahrtspflege bzw. lokale freie Träger, Personal vor Ort 
Nutzung: Angebote, die sich aus der Herkunft der Träger ableiten, Gemeinwesen­

arbeit, Sozialstation, soziale Aktivierung, Zielgruppenarbeit 



Typ II Wohnpro jek tbezogene Einrichtung (bis ca . 50 Wohnungen) 

Zugang: In der Regel nur für die Bewohner, Schlüsselgewalt bei Wohnungsunter­
nehmen, Hausmeister, Bewohnerverein oder -initiative, Mietersprechern 

Verwaltung: Wohnungsunternehmen, Nutzer, seltener Träger 
Nutzung: Private Nutzungen, Mieterversammlungen, von Bewohnern organisierte 

Spiel-, Sport- und Freizeitaktivitäten 

Die weitere Diskussion konzentriert sich im wesentlichen auf den Typ II, da er stär­
ker wohnungs- bzw. wohnanlagenbezogen ist, sich für bewohnergetragene Verwaltungs­
konzepte eignet, von den Wohnungsunternehmen selbst geplant, errichtet und betrie­
ben bzw. verantwortet wird und - neben der Wohnbauförderung - ohne zusätzliche 
finanzielle Mittel gebaut und betrieben werden kann. 

Das Gros der im Rahmen der Untersuchung identifizierten Gemeinschaftsräume sind 
auf Wohnanlagen, auf Blocks oder auch einzelne Häuser bezogene Einrichtungen, die 
für soziale und kommunikative Aktivitäten der jeweiligen Bewohner einer bestimmten 
Anzahl von Wohneinheiten vorgesehen sind. Der Zugang ist entweder über einen Bewoh­
nerverein, einen Mieterbeirat, das Wohnungsunternehmen direkt bzw. einen Hausmei­
ster oder einen lokalen Träger geregelt. 

Wann wi rd e in Gemeinschaf ts raum v o n den Nutzern a n g e n o m m e n ? 

Natürlich sind Standort, Lage, Größe und Ausstattung Erfolgskriterien für den Grad 
und die Intensität der Nutzung von Gemeinschaftsräumen. Insbesondere auch deshalb, 
weil zum Beispiel bestimmte Siedlungsstandorte auch bestimmte Mietergruppen an­
sprechen und von der Zusammensetzung der Mieterschaft wiederum der Erfolg einer 
Gemeinschaftsraum-Initiative abhängig ist. 

Beispiel: 

Die Neubausiedlung Bankerfeld der GeWoGe Aachen kann als „grüner" Standort in 
Stadtrandlage bezeichnet werden. Sie verfügt über schöne, großzügig ausgestattete 
Innenhöfe für Freizeit und Kinderspiel und über Mietergärten in den Erdgeschossen. 
Die Mieterschaft der 49 Neubauwohnungen setzt sich aus vielen Nationalitäten und 
unterschiedlichen Haushaltsformen zusammen. Familien mit Kindern wohnen hier be­
sonders gerne. Die Gemeinschaftsraumwohnung im Erdgeschoß wird von einem Be 
wohnerverein in enger Kooperation mit der Wohnungseigentümerin betrieben. Es 
scheint, daß das Angebot an diesem Standort positiv aufgegriffen wird - vielleicht nicht 
zuletzt wegen der ansonsten vorherrschenden Angebotsarmut in diesem Viertel. 



Ein zweites Objekt in gleicher Größenordnung mit Gemeinschaftsräumen der glei­
chen Wohnungsbaugesellschaft in der östlichen Stadtmitte von Aachen wird trotz zahl­
reicher Interventionen des Wohnungsunternehmens nicht angenommen. Das Objekt 
liegt mitten in der Stadt - an einer befahrenen Straße - mit vielen fußläufig zu errei­
chenden Infrastruktur- und Konsumangeboten. Die Bewohner sehen offensichtlich kei­
nen Anlaß und Nutzen, sich in den angebotenen Räumen zu treffen. Beide Gemein­
schaftsangebote - u.a. ein Cafe - werden von den Bewohnern nicht genutzt. 

Ein befragtes Wohnungsunternehmen vertrat sogar die Auffassung, daß lediglich 
Standorte in Stadtrandlage die Voraussetzung für das Gelingen von Gemeinschaftsräu­
men aufweisen würden, da in innenstadtnäheren Gebieten keine Notwendigkeit für sol­
che Einrichtungen bestünde. 

Die Lage im Objekt, Größe und Ausstattung bestimmen die multifunktionale Nutzbar­
keit und damit den Erfolg von Gemeinschaftsraumanlagen. Die Umfrage erbrachte, daß 
rund 70 % der Gemeinschaftsräume im Erdgeschoß in häufig frequentierter Lage mit Sicht­
kontakt nach außen liegen, d.h. gute Voraussetzungen für intensive Nutzungen erfüllen. 

Beispiel: 
Der Vorstand des Projektes „Jung & Alt e.V." in der Vaalser Straße in Aachen ist mit 

der Lage des aus einer Erdgeschoßwohnung bestehenden Gemeinschaftsraums voll zu­
frieden. Hier ist es gelungen, die zentrale Lage an der Haupterschließung zu den im In­
nenhof gelegenen Wohnungen mit der geforderten Intimität zu kombinieren: Es gibt 
Fenster zum schön gestalteten Innenhof, Vorbeigehende können sehen, daß der Raum 
genutzt wird. „Die Erfahrung zeigt: Wenn der Raum belebt ist, setzen sich die Leute 
dazu. Sehr günstig ist, daß der Gemeinschaftsraum sich zum sonnigen Innenhof orien­
tiert" (Vereinsvorsitzende von Jung & Alt e.V.). 

Nach sieben Jahren intensiver Gemeinschaftsraumnutzung im Wohnprojekt „Ge­
meinsam Wohnen und Leben mit Kindern" in Köln-Bickendorf berichten die Mieter je­
doch auch von Nachteilen einer solchen „Präsentierteller-Lage": Die raumhohe zweisei­
tige Glasfront öffnet den Gemeinschaftsraum so stark in die Siedlung, daß private Nut­
zungen erschwert werden. 

In der Mehrzahl der untersuchten Fälle sind die Gemeinschaftsräume in einer abge­
schlossenen Wohnung, d.h. im Wohngebäude eingerichtet. Sie sind dadurch - bei niedri­
ger Nutzungsintensität - jederzeit leicht in Wohnraum rückwandelbar. 347 



Doch gerade diese integrierte Lage schränkt die multifunktionale Nutzbarkeit stark ein 
und verhindert wichtige Nutzungen, die in den Wohnanlagen gebraucht werden. 

Eine Mitarbeiterin einer Wohnungsgesellschaft benannte als größtes Problem bei der 
Nutzung von Gemeinschaftsräumen, „daß die bauliche Realität an den Interessen der 
Nutzer voll vorbei geht: Wohnungen, die umgewidmet sind (oder rückwandelbar ge­
plant und realisiert sind, d. V.), nicht direkt eine Wohnung sind, aber im Grunde unter 
einer Wohnung liegen, kommen den Bedürfnissen der Mieter nach Partyräumen, wo 
man mal laut sein kann, also alle Dinge tun kann, die man in einer Wohnung nicht tun 
kann, nicht entgegen". 

In fast allen untersuchten Wohnanlagen fehlen Angebote für Jugendliche und für sol­
che Erwachsene, die gerne laut und ohne zeitliche Begrenzung feiern wollen. Gemein­
schaftsräume im Geschoßwohnungsbau lassen das nicht zu. Sie werden deshalb in den 
Regelungen und Nutzungsordnungen entweder von vorneherein oder nach ersten nega­
tiven Erfahrungen ausgeklammert. 

Es werden Räume benötigt, die eine multifunktionale Verwendung jenseits des 
Wohnens - wie z.B. Toben, Krachmachen, Rumhängen, Handwerkern, Unternehmungen -
gründen, lautes Musikhören, lautstarkes Feiern, Aerobic für Frauen und gepflegtes 
Kaffeetrinken für Senioren - in unterschiedlichen Ausbaustandards zulassen. Sie müs­
sen nicht nebeneinander, aber zumindest hintereinander in verschiedenen Räumen 
möglich sein. Die „Garage als Metapher" für neue Formen der Orientierung von Jugend­
lichen und jungen Erwachsenen benötigt Gemeinschaftsräume als Toleranzräume. 

Aussta t tung 

Gespräche mit Mieterinitiativen erbrachten, daß die Einrichtung eines Gemein­
schaftsraums unbedingt den Mietern überlassen werden sollte. Nicht der Ausstattungs­
standard, nicht Kosten und Qualität sind Bedingung für intensive Nutzung der Räum­
lichkeiten, sondern das Selbermachen. Gutgemeintes, perfektes Einrichten durch Archi­
tekten oder Wohnungsunternehmen sollte eher vermieden werden. Eine kleine finan­
zielle Anschubförderung zur Beschaffung des Mobiliars durch die Nutzergruppe selbst 
ist besser investiert. 

Alle im Rahmen der Umfrage besuchten Gemeinschaftsräume wurden von den Be­
wohnern selbst eingerichtet, teilweise mit finanzieller Unterstützung des Vermieters 
bzw. anderer Spender. Sowohl bei CEAG in Dortmund als auch in Aachen Vaalser Straße 
und Bankerfeld wird von den aktiven Vereinsfrauen mit Begeisterung vom Küchenein-



richten und Auswählen der Möblierung berichtet. Andere Projekte haben die Räumlich­
keiten aus Eigenmitteln, mit getrödelten und aus der Bewohnerschaft zusammengetra­
genen Möbeln eingerichtet. Beides leistet einen wesentlichen Beitrag für die Aneig­
nung. Die Fremdheit der neuen Räume wird so ein wenig abgebaut, die Mieter nehmen 
auf diesem Weg von ihrem Gemeinschaftsraum Besitz. 

5. Wie können Wohnungsunternehmen die Einführung 
von Gemeinschaftsräumen unterstützen? 

Wenn ein Wohnungsunternehmen vom Gemeinschaftsraum wirklich überzeugt ist 
und flankierende Maßnahmen beim Erstbezug anbietet, stehen die Chancen gut, daß 
der Raum von den Mietern angenommen und ihren Bedürfnissen entsprechend genutzt 
wird. Wenn Skepsis und Zweifel das Engagement bestimmen, wenn den Bewohnern zu 
wenig Unterstützung vor Ort gewährt wird, dann sind die Bedingungen für von Mietern 
selbst verwaltete Einrichtungen eher schlecht. 

Beispiel: 
Die GeWoGe Aachen hat fünf Gemeinschaftsräume in den letzten Jahren errichtet, 

wovon drei von verschiedenen Trägern (Caritas, Sozialwerk Aachener Christen, Kir­
chengemeinde) betrieben werden und zwei vom Unternehmen selbst in enger Koope­
ration mit Bewohnervereinen. Die Mitarbeiterin des Unternehmens betont, daß ohne 
deutliches personelles, ideelles und finanzielles Engagement Räumlichkeiten für ge­
meinschaftliche und soziale Aktivitäten der Mieter nicht funktionieren können: „Die Ak­
zeptanz von Gemeinschaftsräumen hat absolut etwas mit dem Einsatz des Wohnungs­
unternehmens zu tun: Nur wenn die Bewohner von Anfang an begleitet werden, laufen 
sie. Erst müssen Angebote von außen kommen - durchaus auf Mietervorschläge hin, 
aber dann müssen die Sachen regelmäßig von uns angeleitet werden. Immer mit Mie­
tern gemeinsam, damit später die Übernahme klappt." 

Als weitere Bedingungen werden genannt: 

• „Das Wohnungsunternehmen muß wirklich dahinterstehen und Gemeinschafts­
räume selbstbewußt als etwas Besonderes anbieten. 

• Bei der Belegung Leute reinnehmen, die mit dem Angebot etwas anfangen können. 
• In der Nutzungsphase auch mal etwas möglich machen, was für die Initiative gut 

ist, z.B. Mutterboden organisieren und anfahren oder auch noch die dritte 
Baumbepflanzung spendieren, weil die beiden anderen nicht angegangen sind. 349 

• Nicht zu viel Kontrolle ausüben, große Freizügigkeit im Umgang." 



Auch die Ruhr-Lippe Wohnungsbaugesellschaft Dortmund hat mehrere Gemein­
schaftsräume errichtet und betreibt sie bzw. vermietet sie an Träger: „Wir gehen seitens 
des Unternehmens in bestimmte Wohnanlagen mit einem Nachbarschaftsentwicklungs-
konzept rein." „Wir sind keine Wohlfahrtsorganisation - aber das läuft in der Regel nur, 
wenn man ganz stark zu Beginn der Schaffung eines Gemeinschaftsraums Inhalte ab­
spricht und auch Impulse reingibt. Also man muß die Leute im Grunde ein Jahr beglei­
ten und man muß ganz genau klären, was denn dort passieren soll, und zwar mit allen 
Bewohnern - das ist dann bei uns das Nachbarschaftsentwicklungskonzept -, und das 
funktioniert dann auch." 

Selbstverwa l tung versus F r e m d b e s t i m m u n g 

Offensichtlich bevorzugen Wohnungsunternehmen klare Strukturen in der Verwaltung 
der von ihnen geschaffenen Gemeinschaftsräume. Gerne vermieten sie bereits im Vorfeld 
an lokale Träger, die irgendeine Form von Gemeinwesenarbeit oder zielgruppenspezifi-
sche Angebote in dem Quartier machen wollen. Damit ist jede Unsicherheit über das 
Engagement von zukünftigen Mietern ausgeschlossen und die Miete gesichert. Es besteht 
weder ein hohes soziales noch wirtschaftliches Risiko. Die Interviews legen allerdings die 
Vermutung nahe, daß Nutzungshäufigkeit, positive Identifikation und nachbarschaftliche 
Ausstrahlungseffekte bei erfolgreich selbst verwalteten Einrichtungen deutlich höher lie­
gen und damit auch größere Effekte für die Entwicklung einer sozialen Gemeinschaft 
erbringen können. Da diese Gemeinschaf tsraum-Initiativen jedoch stark von der „Chemie" 
zwischen den Mietern abhängen, sind sie sicherlich „störanfälliger". 

Anmerkung 

l] Der Text basiert auf einer Studie, die im Auftrag des Ministeriums für Städtebau und 

Wohnen, Kultur und Sport des Landes Nordrhein-Westfalen in Düsseldorf im Frühjahr 2000 

erstellt wurde. Alle Tabellen stammen aus dieser Studie. 
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Helmut Fünfsinn 

Kommunale Kriminalprävention 

Ausgewählte „best practices" und ihre Verbreitung 

Prävention ist ein alter Gedanke, Kriminalprävention und ihre Ideen­
geschichte auch, und gleichwohl hat im letzten Jahrzehnt zuerst auf kom­
munaler Ebene, dann sehr schnell auf Landes- und nunmehr auch auf 
Bundesebene die Präventionsdiskussion eine neue Qualität erreicht. Die 
Idee, insbesondere Kriminalprävention ressortübergreifend und unter 
Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger zu gestalten, hat sich verfestigt, 
und eine Vielzahl von Präventionsprojekten ist inzwischen aufgelegt 
worden. Eine nachhaltige Umsetzung des Gedankens erfordert jedoch eine 
halbwegs verbindliche Organisationsstruktur auf allen Ebenen, denn das 
beste Präventionsprojekt nützt nur wenig, wenn es keine angemessene 
Verbreitung findet. 

1. Ideengeschichte der Kriminalprävention 

Prävention ist weder im Bereich der Kriminalpolitik noch im engeren Bereich des 
Strafrechts ein neuer Gedanke. Zu einem Leitmotiv ist es zuerst im Strafrecht unseres 
Jahrhunderts geworden, ihre ersten Ansätze gehen aber schon auf das Ende des 17. 
Jahrhunderts zurück. Der Präventionsgedanke hat zu zwei bedeutsamen Straftheorien 
geführt, die heute noch Aktualität besitzen. 

Johann Paul Anselm Feuerbach war es, der eine Theorie der Generalprävention be­
gründete, die unter dem Namen der Theorie des psychologischen Zwanges berühmt ge­
worden ist: Der Zweck der Androhung der Strafe im Gesetz ist die Abschreckung aller 
Bürgerinnen und Bürger von Rechtsverletzungen. Die Notwendigkeit der Strafe ist in 
der Erhaltung wechselseitiger Freiheit aller zu sehen, durch Aufhebung des innerlichen 
Antriebs zu Rechtsverletzungen. 

Im Fortlauf der straftheoretischen Diskussion trat drei Generationen später Franz 
von Liszt allen auf Kant oder Hegel begründeten absoluten Straftheorien mit großer 
Schärfe entgegen und forderte die klare spezialpräventive Ausrichtung des Strafrechts, 



also eine Ausrichtung an den Gedanken der Resozialisierung des Täters und der Siche­
rung der Gesellschaft vor dem Täter. Im sogenannten „Marburger Programm" von 1882 
mit dem Titel „Der Zweckgedanke im Straf recht" legt von Liszt dar, daß der Zweck der 
Strafe primär in der Prävention bestehe, so daß der Gefährliche zu behandeln und der 
Unverbesserliche zu sichern sei. 

Aber auch diese beiden Theorien werden heute teilweise mit auf empirische Be­
funde bezogenen Aussagen konfrontiert, die dem Strafrecht Ineffektivität, Ungenauig-
keit, und sogar Kontraproduktivität bescheinigen. Damit ist die Kritik an den Straf-, 
Strafrechts- und Strafvollzugstheorien augenfällig, wenn die Anwendung der Straf­
instrumente objektiven Wirkungskontrollen gerade in Form empirischer Untersuchun­
gen unterzogen wurden. Einzig allein die absolute Straftheorie von Kant und Hegel, 
philosophisch untermauert, ist gegen diese Kritik immun, jedoch nur, weil sie nicht auf 
irgendeinen Zweck abstellt, sondern nur deshalb die Strafe fordert, weil, um mit Hegel 
zu sprechen, der Verbrecher als Vernünftiger zu ehren sei. Allerdings wird auch von 
den heutigen nur selten anzutreffenden Vertretern der absoluten Straftheorie die zu 
beobachtende ständige Ausweitung des Strafrechts gerügt. Gefordert wird die 
Rückbesinnung auf ein strafrechtsphilosophisch eigenständig begründetes, politikun­
abhängiges Straf recht, das sich alleine - und dies unabhängig von jeden Zweck 
mäßigkeitsüberlegungen - dem Schutz der Freiheit verpflichtet sieht und diesen Schutz 
selbst noch im Vorgang des Strafens beibehält. 

Mit diesem empirischen und theoretischen Zugang dürfte deutlich geworden sein, 
daß das Strafrecht mit einer effektiven Kriminalprävention überfordert ist - vielleicht 
ist diese durch das Strafrecht auch gar nicht möglich. Das erklärt bislang aber nur, daß 
Prävention allein vom Strafrecht nicht geleistet werden kann. Natürlich könnte auch 
diese Erklärung schon zu Konsequenzen führen, nämlich auf Kriminalprävention zu 
verzichten. Aber dieser Schluß wird - obwohl theoretisch möglich - zu Recht nicht 
gezogen. Es bleibt vielmehr, und zwar unbestritten, die Auffassung bestehen, daß 
Kriminalprävention grundsätzlich sinnvoll ist, und es wird - da Strafrecht sie allein 
nicht bewerkstelligen kann - der Versuch unternommen, mit Präventionsüberlegun­
gen vor dem Strafrecht zu beginnen. 

2. Landespräventionsräte 

Die Geschichte der institutionalisierten gesamtgesellschaftlichen Kriminalpräven­
tion reicht in Deutschland nur etwas mehr als zehn Jahre zurück. 1990 wurde in Schles 
wig-Holstein nach Vorbild skandinavischer Länder und unter Berücksichtigung anglo 



amerikanischer Erfahrungen der erste Landespräventionsrat gegründet. Die Hessische 
Sachverständigenkommission für Kriminalprävention wurde 1992 und der Landesprä­
ventionsrat Niedersachsen 1995 ins Leben gerufen. Die Länder Bremen, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Brandenburg und Rheinland-Pfalz folgten nach 
und nach dem Beispiel. In weiteren Bundesländern - Nordrhein-Westfalen, Saarland 
und Thüringen - steht die Gründung eines Landespräventionsrates unmittelbar bevor, 
alle anderen Länder haben zumindest einen Ansprechpartner für Präventionsfragen 
bzw. eine Koordinierungsstelle. 

Exemplarisch für den Anlaß der Gründung und auch die technische Errichtung eines 
Landespräventionsrates sei auf die Entwicklung in Hessen verwiesen: Die Einrichtung 
der „Sachverständigenkommission für Kriminalprävention" geht auf einen Kabinettsbe­
schluß vom 23.06.1992 zurück. Dieser griff einen Vorschlag der vom Hessischen Justiz­
ministerium eingesetzten früheren Sachverständigenkommission auf, die in einem „kri­
minalpolitischen Bericht für den Hessischen Minister der Justiz" vom Dezember 1989 
dargelegt hatte, daß eine Kriminalitätsvorbeugung nur dann erfolgreich sein könne, 
„wenn sie den Käfig der Innen- und Justizpolitik verläßt und ihrerseits Einfluß nimmt 
auf alle gesellschaftspolitisch maßgeblichen Instanzen". Diese Kommission schlug des­
halb die Bildung eines auf Landesebene einzurichtenden präventionspolitischen Gre­
miums vor. 

Der Einsetzung der Kommission lag die Überlegung zugrunde, daß Kriminalitätsver­
hütung auch eine gesellschaftliche Aufgabe sei, die um so eher gelingen könne, wenn 
eine enge und abgestimmte Zusammenarbeit der mit der Verhütung von Straftaten be­
faßten Behörden und der die Arbeits-, Sozial-, Bildungs- und Wohnungspolitik gestal­
tenden Stellen untereinander sowie ein möglichst viele gesellschaftliche Kräfte einbe­
ziehender Informationsaustausch gewährleistet sind. Deshalb gehören dem Hessischen 
Präventionsrat neben dem federführenden Justizministerium auch das Ministerium des 
Innern und für Sport, das Kultusministerium, das Sozialministerium und das Ministe­
rium, das für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung zuständig ist, sowie ein brei­
ter Kreis aus gesellschaftspolitisch maßgeblichen Gruppen - z.B. Vertreter der Gewerk­
schaften, Wirtschaftsverbände, Wissenschaft, der Kirchen, der jüdischen Gemeinde etc. -
an. Auch die Moderierung dieser Sachverständigenkommission durch das im Hinblick 
auf alle Arten von Leistungsverwaltungen wenig involvierte und daher „neutrale" 
Hessische Ministerium der Justiz - diese Tätigkeit wird in den anderen Bundesländern 
zumeist durch das jeweilige Innenministerium vorgenommen - macht deutlich, daß 
nicht Forderungen an einzelne Ressorts in den Vordergrund gerückt, sondern die 
Zusammenhänge ressortübergreifend einer Betrachtung unterzogen werden, um damit 



auch eigene Zuständigkeiten zu ermöglichen und zu fördern und damit deren stän­
digen Verschiebungen entgegenzuwirken. Die bisherige Arbeit, die in bislang vier 
Tätigkeitsberichten (1993,1996,1998 und 2000) auch der Öffentlichkeit vorgestellt wor­
den ist, zeigt, daß in der Tat ein Bedürfnis dafür besteht, in einer vorurteilsfreien öffent­
lichen Diskussion der Frage nach einer effektiven Kriminalitätsvorbeugung unter Ein­
beziehung vieler staatlichen Institutionen, gesellschaftspolitisch maßgeblicher 
Gruppen sowie von einzelnen Personen des öffentlichen Lebens und der Wissenschaft 
nachzugehen. Die Struktur eines Landespräventionsrates läßt sich in einem Schaubild 
darstellen. 

Landespräventionsrat (Struktur) 

3. Deutsches Forum für Kriminalprävention 

Nach den Erfahrungen der Landespräventionsräte war es folgerichtig, neben den 
zahlreichen kommunalen und landesweiten Präventionsaktivitäten durch die Grün­
dung eines Deutschen Forums für Kriminalprävention auch eine verstärkte nationale 
Vernetzung von Erfahrungen in diesem Bereich sowie die Initiierung neuer Aktivitäten 
zu versuchen. Dies um so mehr, als auch europaweit viele Präventionsgremien beste­
hen und umfassende kriminalpräventive Projekte durchgeführt werden. So gesehen 
sind die Tätigkeit des Aufbaustabs des Deutschen Forums für Kriminalprävention seit 



1998 und die in diesem Jahr zu gründende Stiftung Deutsches Forum für Kriminal­
prävention eine effektive Ergänzung der bisherigen Aktivitäten und zugleich der 
Versuch, eine ständige, hauptamtliche (Experten-)Instanz für gesamtgesellschaftliche 
Kriminalprävention zu schaffen. 

4. Kommunale Präventionsräte 

Die Tätigkeit der Landespräventionsräte hat schnell gezeigt, daß Präventionsarbeit 
sich vordringlich an faktischen Gegebenheiten zu orientieren hat, d.h., Präventions­
politik muß grundsätzlich gemeindenah, lokal, dezentral, unter Beteiligung der Bevöl­
kerung und unter Mobilisierung und Integration der behördlichen Kräfte geschehen. 
Für diese kommunale Aktivität ist es unabdingbar, bereits laufende Aktivitäten präven­
tiver Maßnahmen unterschiedlicher Institutionen zu vernetzen und zu bündeln. 

Ein Hauptaugenmerk der Landespräventionsräte ist es deshalb, die Arbeit der kom­
munalen Präventionsgremien durch Anregungen, Organisation gemeinsamer Veran­
staltungen und ständigen Erfahrungsaustausch zu unterstützen. Die Struktur der kom­
munalen Präventionsräte gleicht - wie das Schaubild zeigt - grundsätzlich der Struktur 
der Landespräventionsgremien. 

5. Möglichkeiten der Verbreitung von 
gelungenen Präventionsideen 

Durch die aufeinander bezogenen Tätigkeiten der kommunalen Präventionsräte, der 
Landespräventionsräte und des Deutschen Forums für Kriminalprävention ist die Basis 
für die Verbreitung von gelungenen Präventionsideen schon gelegt. Die vielen Veranstal­
tungen, die öffentlichen und nichtöffentlichen Treffen - z.B. die halbjährliche Zusammen­
kunft der Geschäftsführer der Landespräventionsräte - dienen immer auch dem Informa­
tionsaustausch. Entscheidend aber wird es sein, daß die vielfältigen Präventionsprojekte 
inhaltlich geordnet in einer allen Präventionsgremien zugänglichen Datenbank aufge­
nommen werden, um jederzeit ein der Situation angemessenes Präventionsprojekt zu 
finden und (wieder) ins Werk zu setzen. Die Landespräventionsräte arbeiten deshalb zu­
sammen mit dem Deutschen Forum für Kriminalprävention an der Errichtung einer sol­
chen Datenbank, die ins Internet gestellt werden soll. Die Präventionsideen lassen sich 
im übrigen in drei große Bereiche gliedern: technische Prävention, pädagogische Prä­
vention und Nachbarschafts- bzw. Wohnprojekte, von denen ausgesuchte Einzelprojek­
te im folgenden dargestellt werden sollen. 355 
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6. Ausgewählte Projekte der technischen Prävention 

Aus der Vielzahl von Projekten, die sich der technischen Prävention verschrieben 
haben, ist eine Auswahl nur deshalb schwierig, weil die meisten Erfolg haben. Es liegt 
auf der Hand, daß gerade auch durch technische Sicherung Straftaten verhindert wer­
den können. Das zahlenmäßig vielleicht überzeugendste und in der Öffentlichkeit be­
kannteste Beispiel ist die Wegfahrsperre bei Kraftfahrzeugen. Aber auch bei anderen 
Wertobjekten können Sicherungen helfen. Als wirklich gelungenes Beispiel kann die in 
Friedberg (Hessen) von der dortigen Polizeidirektion entwickelte „Friedberger-Eigen-
tums-Identifizierungs-Nummer" (FEIN) gelten, die inzwischen bundesweit zur Codie­
rung von Fahrrädern und anderen Wertgegenständen genutzt wird. Durch diese bei­
nahe genial einfach zu nennende Codierung, die auf dem Autokennzeichen, den Ver­
waltungsschlüsselnummern des Wohnortes und der Straße, auf der Hausnummer und 
den Initialen des Eigentümers basiert, kann der jeweilige Gegenstand sofort einer 
Adresse und einer Person zugeordnet werden. Dies ist nicht nur eine Hilfe bei der Auf­
klärung von Straftaten, sondern zugleich die einfachste Methode, gefundene Gegen­
stände sofort dem Eigentümer zurückzugeben. 



7. Ausgewählte pädagogische Projekte 

Neben der technischen Prävention sind erfolgreiche pädagogische Projekte zu nen­
nen, die einen ersichtlich unterschiedlichen Ansatzpunkt verfolgen, aber gleichwohl 
von großer Wichtigkeit sind. Gerade pädagogische Projekte haben häufig die Primär­
prävention im Sinn und zum Ziel, daß frühzeitig Werte und Normen vermittelt werden, 
die ein gewaltfreies und Privatsphäre und Eigentum anderer respektierendes Zusam­
menleben ermöglichen und dabei u.a. auch die sich auch schon aus der Verfassung 
ergebenden Grundwerte der körperlichen Integrität und der Achtung der Persönlich­
keit anderer ernstnehmen. 

Exemplarisch sei auf drei ausgewählte Projekte, die zur Nachahmung empfohlen 
werden können, verwiesen: 

Schon in Kindergärten und Kindertagesstätten setzt ein Projekt der Psychologischen 
Beratungsstelle für Eltern, Kinder und Jugendliche des Caritas-Verbandes in Seligen­
stadt (Hessen) an. Das Projekt geht zu Recht davon aus, daß Kindertagesstätten als 
Sozialisationsorte gelten, in denen bereits früh erfahrbar wird, wie miteinander umge­
gangen werden kann, welche Werte und Normen Gültigkeit haben und wie Konflikte 
gewaltfrei ausgetragen werden. Es entstand ein Schulungsprogramm über sechs Nach­
mittage, das sich immer an komplette Fachteams von Kindertagesstätten und Kollegien 
von Grundschulen richtet und zum Ziel hat, Konflikte auch als Chance zum sozialen 
Lernen zu begreifen und zu nutzen. Ausgehend von den Schulungen von bislang über 
35 Fachteams von Kindertagesstätten und Kollegien von Schulen haben inzwischen 
schon zwei örtliche Präventionsräte die Absprachen insoweit koordiniert, daß sich in 
diesen beiden Kommunen alle Einrichtungen, die Kinder bis zur 4. Klasse Grundschule 
erziehen, auf ein gemeinsames pädagogisches Konzept unter Beteiligung der Eltern ver­
ständig haben. Damit haben nicht nur annähernd 500 Erzieherinnen und Erzieher bzw. 
Lehrerinnen und Lehrer dieses Konzept zur Förderung des Sozialverhaltens der Kinder 
und Jugendlichen mitgetragen, sondern auch eine Vielzahl der Mütter und Väter und 
der gemeinsam erziehenden Eltern, so daß hier in der Tat eine effektive Akzeptanz auf 
das humane Miteinanderumgehen als grundsätzliche Regel des Zusammenlebens fest­
gestellt werden kann. Die vielfältigen Schulungen zur frühen Gewaltprävention und die 
damit zusammenhängenden Treffen haben zudem die ressortübergreifende Zusammen­
arbeit mit den Kindertagesstätten, Schulen, betreuenden Grundschulen und Horten 
sowie den örtlichen Präventionsräten deutlich verbessert. Beinahe folgerichtig hat das 
Projekt, zusammen mit dem nachfolgenden Projekt den zum zweiten Mal vergebenen 357 

Hessischen Präventionspreis 1999 erhalten. 



Der zweite Preisträger 1999, das Projekt „Mediation / Konstruktive Streitschlichtung 
der Heinrich-Kraft-Schule in Frankfurt am Main", führt länger angelegte Trainingsein­
heiten zum Umgang mit Aggression und Gewalt im öffentlichen Raum und in der 
Schule durch. Die erste Basistrainingseinheit „Mediation / Konstruktive Streitschlich­
tung" ist auf ein halbes Jahr angelegt, um alltägliche Konfliktlösungen zu trainieren, ein 
frühzeitiges Aufgreifen von Konflikten zu ermöglichen, mit dem Ziel, die Ausweitung 
zu vermeiden und einen hohen Prozentsatz des Kollegiums als Multiplikatoren auszu­
bilden. Das zweite, vertiefende Basistraining „Mediation" ist für ein Jahr terminiert. Da­
durch ist die Fortführung in den drei Aufbaustufen (Eingangsprogramm für die Klassen 
5 und 6. / Sensibilisierungsprogramm für 7. Klassen / Programm für Schüler/innen der 
Schülerselbstverwaltung) im „Modellprojekt Mediation und Schulprogramm" des Pä­
dagogischen Instituts Frankfurt verankert und damit eine weitere Verbreitung gesi­
chert. Durch die intensive Zusammenarbeit mit dem Pädagogischen Institut Frankfurt, 
dem Frankfurter Kinderbüro und der Kooperation mit dem Jugendkoordinator der 
Polizei verbreitet sich dieses Modell sehr schnell bei den Frankfurter Schulen. 

Als letztes Schulprojekt sei das Streitschlichterprojekt der Liebig-Schule in Frank­
furt am Main genannt, das 1999 den ersten Preis in der Kategorie Schulprojekte des Po­
lizeipräventionspreises des Bundes erhielt. Neben der Einführung eines Mentoren­
systems, bei dem die Schüler der Jahrgangsstufen 10 bis 13 als Mentoren der Schüler 
in der 5. Klasse tätig wurden, werden Schüler zur Zeit insbesondere der 8. und 10. 
Klassenstufe als Streitschlichter (Mediatoren) ausgebildet. Sie erlernen bestimmte 
Techniken der Gesprächsführung und Streitschlichtung, die Eingang in den Schulalltag 
gefunden haben. Durch die Streitschlichtung ist in vielen Fällen eine gewaltlose Klä­
rung von Konflikten gefördert worden, die gelegentlich sogar in einem zwischen den 
Konfliktparteien vereinbarten Vertrag festgehalten werden. Auch dieses Projekt hat in­
zwischen eine Vielzahl von Nachahmungen gefunden. 

Unter die pädagogischen Projekte können auch die Sportprojekte gefaßt werden, 
die zweifellos auch einen pädagogischen Anspruch besitzen. Exemplarisch läßt sich 
dies am Projekt „Auszeit" der Hessischen Sportjugend nachweisen. Mit dem Projekt 
„Auszeit" sollen schwierige, benachteiligte und gewaltbereite Jugendliche dadurch 
gefördert werden, daß sie zusammen mit anderen Sport treiben. Das Projekt widmet 
sich insbesondere Jugendlichen aus dem Landkreis Groß-Gerau - bisherige 
Projektstandorte: Rüsselsheim, Riedstadt und Bischofsheim -, die noch nicht im Sport­
verein sind oder bereits wegen auffälligen Verhaltens bzw. gewalttätiger Ausbrüche 
ausgeschlossen wurden. In Zusammenarbeit mit Jugendpflegern, Sportvereinen und 
Schulen werden an diesen Standorten Sport und Bewegung für Jugendliche angeboten, 



und es wird insbesondere ein Bus eingesetzt, der mit einer Musikanlage, Streetball-An-
lage, Inline-Skatern, einem Go-Kart, verschiedenen Ballspielen und vielem mehr ausge­
stattet ist. Dies stellt eine Möglichkeit dar, Freude an der Bewegung zu entwickeln und 
das Selbstwertgefühl zu steigern. Darüber hinaus können besonders Mannschaftssport­
arten helfen, neue soziale Kontakte zu knüpfen, kooperatives Verhalten auszuprobieren 
und einzuüben und damit etwas zu lernen, das gewaltpräventive Wirkung hat. Gerade 
die Sportprojekte ermöglichen es, mit Jugendlichen in Kontakt zu kommen, die anson­
sten nur selten Zugang zu breiten Angeboten finden. 

8. Ausgewählte Nachbarschafts- bzw. Wohnprojekte 

Wenn die Frage des subjektiven Sicherheitsgefühls in den Mittelpunkt gestellt wird und 
wenn Werte wie sicheres und solidarisches Zusammenleben angesprochen werden, sind 
vor allem Nachbarschaftsprojekte, die diese Selbstverständlichkeiten wieder neu beleben 
wollen und zu sichern versuchen, in den Blickpunkt zu rücken. Ein besonders gelungenes 
Projekt zeigt exemplarisch, wie Probleme in diesem Bereich bearbeitet werden können. 

Als 1992 in vielen Gemeinden Asylsuchende in Gemeinschaftsunterkünften unterge­
bracht werden mußten, gab es durchaus unterschiedliche Reaktionen. Die unter Prä­
ventionsgesichtspunkten richtige wurde in Schwalmstadt-Treysa (Nordhessen) durch 
den Arbeitskreis „Toleranz und Menschenwürde in Schwalmstadt" vorgenommen. Der 
Arbeitskreis etablierte sich, bevor die ersten Flüchtlinge untergebracht wurden, beglei­
tete diese schon in der Phase des Einlebens und Zurechtfindens und bot ihnen eine 
Orientierungshilfe an, um zugleich Vertrauen bei den Asylsuchenden als auch bei der 
Bevölkerung zu wecken. Durch diese Vorgehensweise sollten Vorurteile und Pauschal­
urteile aufgedeckt und abgebaut werden. Regelmäßige Kontaktpflege und das Zusam­
menbringen von Einheimischen und Asylsuchenden half, dieses Ziel zu erreichen. Der 
Arbeitskreis gibt Einzelhilfe, ist lokalpolitisch eingebunden und arbeitet mit den ört­
lichen Vereinen zusammen, die ihre Angebote auch auf Asylsuchende ausgeweitet 
haben. Darüber hinaus intervenierte der Arbeitskreis auch in Krisensituationen und 
entwickelte präventive Maßnahmen, insbesondere durch aktuelle Ausspracheforen. 
Probleme, die viele andere Gemeinden mit ihren Asylunterkünften hatten, sind in 
Schwalmstadt-Treysa nie bekannt geworden. Auch deshalb erschien es folgerichtig, den 
Arbeitskreis mit dem ersten Hessischen Präventionspreis auszuzeichnen. Gerade die 
Art und Weise des frühzeitigen Aufgreifens einer Problemsituation und der Versuch, 
auf breiter Basis Problemlösungen zu finden, haben wahrscheinlich für alle Präven­
tionsprojekte Vorbildcharakter. 



Beispiele für sinnvolles präventives Vorgehen ergeben sich auch aus den beiden 
Modellprojekten „Ahornstraße" und „Kiefernstraße" in Frankfurt/Main - Griesheim. 
Sowohl die Ahorn- als auch die Kiefernstraße in Frankfurt am Main beherbergen 
Wohnsiedlungen, die sich aufgrund sich dort befindlicher einfacher Wohnquartiere, 
von Arbeitslosigkeit, Sucht, Armut und eines Zuzugs von Emigrantenfamilien aus vie­
len Ländern bisweilen als „sozialer Brennpunkt" bezeichnen lassen. Das Selbsthilfe­
projekt in der Ahornstraße begann im Sommer 1993 aus Anlaß des gewaltsamen Todes 
eines jugendlichen Bewohners, der bei einer Auseinandersetzung mit Jugendlichen 
eines anderen Stadtteils erschossen wurde. Dies war für die Bewohner das Zeichen, die 
Stadt Frankfurt zu bitten, die unerträgliche Situation in jener Gegend zu verändern. 
Mit Hilfe des Frankfurter Kinderbüros und der Leiterin der Kindertagesstätte in der 
Ahornstraße, die seit über dreißig Jahren Kontakt zu allen Anwohnern in dieser Straße 
hielt, gelang es, die Situation tatsächlich zu verbessern. Das Kinderbüro versuchte, sei­
nen Arbeitsansatz der Hilfe zur Selbsthilfe den Anwohnern in den ersten Treffen zu 
erläutern. Dabei standen die konkreten Veränderungswünsche der Anwohner, für die 
sie auch selbst zuständig und verantwortlich waren, im Vordergrund. 

An der Planung beteiligten sich zunächst ca. zwanzig Jugendliche, später bis zu vier­
zig Jugendliche und Erwachsene sowie Kindergruppen. Die Beteiligten planten als 
erste Arbeitsprojekte die kurzfristig sichtbaren Veränderungen des desolaten, teil­
weise zerstörten Wohnumfeldes. Zur Finanzierung stand ein Etat von 25.000,- DM zur 
Verfügung, über den die Beteiligten selbständig bestimmen sollten. Nachdem für die 
mitarbeitenden Anwohner ein Stundenlohn von 15,- DM festgelegt worden war, ver­
zichteten die Jugendlichen auf jegliche Bezahlung und wollten den gesamten Etat aus­
schließlich für Material in den Bau ihrer Projekte einsetzen. Konkret wurde durch den 
Arbeitseinsatz das Gebiet gesäubert und Müll sowie Sperrmüll entsorgt, das Außenge­
lände wohnlich gestaltet, und die ersten Häuser wurden renoviert. 

Unterstützung wurde durch das Sportamt, das Gartenamt und auch einzelne Perso­
nen geleistet. Gärtner, Schreiner, Maurer und andere Handwerker lernten die Jugend­
lichen an und halfen bei der Durchführung der Arbeiten. Durch die Einschaltung der 
Werkstatt Frankfurt - die Maßnahmen zur Eingliederung Jugendlicher in die Arbeits­
welt durchführt - konnten Jugendliche sogar noch weiter angelernt und sodann teil­
weise in Arbeitsverhältnisse übernommen werden. Die Wohnheim AG, als Eigentüme­
rin der Häuser, unterstützte schnell und unbürokratisch die Tätigkeit der Anwohner, 
bewilligte Geld für die Sanierung der Häuser und stellte einen jungen Erwachsenen aus 
der Ahornstraße als Hausmeister an. Das gesamte Projekt wird von zwei Streetworkern 
mitgetragen, die, obwohl soziale Institutionen auch in der Ahornstraße angesiedelt 



sind, in vielen Fällen erstmals als kompetente Gesprächspartner von den Anwohnern 
aufgesucht und angenommen werden. 

Die Situation in der Kiefernstraße - eine Querstraße zur Ahornstraße - spitzte sich 
im Sommer 1996 zu, als es immer wieder zu Schlägereien und sogar bewaffneten Aus­
einandersetzungen zwischen den schon länger dort lebenden jungen Menschen und 
den jungen Erwachsenen aus dem Spätaussiedlerheim, das etwa Platz für 300 Spätaus­
siedler bietet, kam. Allein durch den Einsatz eines vor Ort eingesetzten Koordinators 
konnte die Situation beruhigt werden. Denn obwohl auch im Bereich der Kiefernstraße 
soziale Dienste und Betreuungseinrichtungen für die dort lebenden Personen existie­
ren, wurde erst durch seinen Einsatz deutlich, daß zwar alle Stellen engagiert und ko­
operierend arbeiteten, daß sich aber die vor Ort tätigen Personen nicht direkt für die 
deutlich zutage tretenden Konflikte der jungen Erwachsenen zuständig fühlten. Durch 
den Einsatz der aufsuchenden Jugendsozialarbeit, die Verlagerung der Präsenz in die 
Abendstunden und Wochenenden und durch eine Vermittlungsperson mit guten Szene­
kenntnissen beider Konfliktparteien konnte - auch in Zusammenarbeit mit der Polizei -
eine dringend notwendige Gewaltminimierung zwischen den Bewohnern der Kiefern­
straße herbeigeführt werden. Hier zeigte sich ebenfalls wieder exemplarisch, daß Pro­
bleme in der Nachbarschaft und im Wohnumfeld dann erfolgreich angegangen werden 
können, wenn zum einen Zuständigkeiten wahrgenommen werden und zum anderen 
durch einen ressortübergreifenden Ansatz alle Beteiligten einbezogen werden. 

9. Fazit 

Aus den aufgezeigten Organisationsstrukturen und den dargestellten Präventions­
projekten läßt sich m. E. folgendes ableiten: Präventionsarbeit ist dann erfolgreich, 
wenn die Voraussetzungen für eine ressortübergreifende, bürgerbeteiligende Zusam­
menarbeit an einer Problemsituation geschaffen werden. Dabei ist von vorgegebenen 
oder zu erwartenden Problemsituationen auszugehen, die eingehend zu analysieren 
sind, um sodann wirksame Strategien zu entwickeln, die von allen Verantwortlichen 
getragen werden müssen. Läßt sich ein hinreichender Erfolg der Maßnahmen erkennen, 
so sollten diese umgehend verbreitet werden, damit an anderen Orten auf diese Pro­
blemlösungsmöglichkeiten zurückgegriffen werden kann. 
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Reiner Schmidt 

„This land is my land" 

Private Gestaltungsräume in der Stadt 

„Vorne der Ku'damm, hinten die Ostsee..." - dieser von Kurt Tucholsky 
umschriebene Wohntraum gilt noch immer als eines der häufigsten 
Leitbilder bei der Suche nach angemessenem Wohn- und Lebensraum. Der 
Bedeutung des Wohnungsumfeldes für die Weiterentwicklung urbaner 
Wohn- und Lebensformen wird gerade in Zeiten des Wohnwandels beson­
dere Aufmerksamkeit zuteil - als privater Ruhepol, Ort der Identifikation, 
Entfaltungsraum und „Experimentierfeld". Es gilt heute, eine große Band­
breite von Lösungsansätzen für die unterschiedlichen Typen privater 
Gestaltungsräume in der Stadt zu entwickeln. Öffentlicher sozialer Raum 
und privater Freiraum stehen in einem unmittelbaren Bezug zueinander. 

Die Konzentration von wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Problemen 
hat viele Städte als Lebensraum unattraktiv gemacht. Ein als ungünstig wahrge­

nommenes Preis-Leistungs-Verhältnis für das Leben in der Stadt veranlaßt junge ein­
kommensstärkere Familien und mobile Haushalte, Kernstädten und Trabantensied­
lungen den Rücken zu kehren. Das bedeutet einen großen Verlust an Vielfalt und Le­
bensoptionen. 

Mit dem gesellschaftlichen Strukturwandel, der so vieles umformt, entstehen auch 
neue Chancen, die positiven Seiten der Stadt wiederzuentdecken. In den nächsten Jah­
ren werden sich die Lebensbedingungen in der Stadt, dem Umland und auf dem Land 
zunehmend angleichen. Städtische Lebensformen kommen auf das Land und umge­
kehrt; Gemeinden in der Peripherie, heute noch unansehnliche Agglomerationen, kön­
nen wirtschaftlich, sozial und kulturell eine eigenständige Identität erfahren und Auf­
schwung nehmen. 

Die Wiederbesinnung auf „das Städtische" führt auch zu neuen Raumansprüchen 
einer mobilen und immobilen Stadtgesellschaft in Gleichzeitigkeit. So bietet sich in der 
Dichte des städtischen Lebens vielfach die Chance für eine Wiederentdeckung und 363 
Weiterentwicklung urbaner Wohn- und Lebensformen. Ein neuer Umgang mit Urbanen 



Lebensräumen spielt sich ein, das Zusammenspiel zwischen Öffentlichkeit und Privat­
sphäre wird neu definiert. 

Neue Akteure bewirken dabei eine Verschiebung der Balance zwischen öffentlicher 
Daseinsvorsorge und privatwirtschaftlichem Engagement. Die kreative Nutzung vor­
handener Gestaltungsspielräume führt zu neuen Freiräumen in der Stadt - auch im 
übertragenen Sinne. 

Private Gestaltungsspielräume: Neue urbane Welten 

Wie weit unternehmerische Verantwortung gehen kann, wenn es darum geht, neue 
Urbanität zu stiften, läßt sich an zwei prominenten Projekten der EXPO 2000 - Habitat 
in Hannover und Autostadt in Wolfsburg - schlaglichtartig veranschaulichen. Die bei­
den neu inszenierten Welten knüpfen an aktuellen Bedarfslagen an und entwickeln dar­
auf aufbauend neue Angebote. Die gebauten Lösungen sind dabei in eine konsequente 
unternehmerische Marketingstrategie eingebettet. Das, was den Besucher vor Ort er­
wartet, setzt die lange vor Eröffnung eingefädelte Imagekampagne konsequent fort -
nur mit anderen Mitteln: Habitat und Autostadt sind gebautes Marketing. 

Die gebauten neuen Welten sind komplex - sie wollen erschlossen werden - und am­
bivalent - sie lassen Spielraum: Interpretationsspielraum, Handlungsspielraum, Verhal­
tensspielraum. Individuelle Besitzergreifung und aktive Aneignung werden gefördert 
und stimuliert. Ohne sie erschließt sich der neue Raum nicht. Ein Verhaltenskodex, 
sprich eine „Bedienungsanleitung" oder Hausordnung, wird nicht mitgeliefert - man ist 
selbst gefordert. Zur Förderung der Aneignung sind vielfältige Anknüpfungspunkte ge­
schaffen, zum individuellen Einstieg in die inszenierte neue Welt - so kann sie nach 
und nach zur eigenen werden. 

Autostadt und Habitat definieren öffentlichen Raum neu. Sie schaffen informelle 
Räume. Sie generieren Stimmungen und Images, indem sie auf Archetypen, Wunsch­
und Traumbilder zurückgreifen, sie aber neu kombinieren, akzentuieren, ins Jetzt und 
Hier holen und zum Alltag machen. Damit gelingt es vielleicht, „Disneyland" oder „New 
Urbanism" zu vermeiden. 

Habitat und Autostadt beweisen, daß die unternehmerische Wirtschaft in der Lage 
ist, in kurzer Zeit komplexe Antworten auf komplexe Herausforderungen zu geben und 
Exempel zu statuieren: Wandel wird gestaltet und nicht nur aufgefangen. Dazu gehören 
u.a. folgende Handlungsansätze: 



• die Erprobung neuer Formen der Überlagerung von Öffentlichkeit und 
Privatsphäre, 

• das Arbeiten mit image- und symbolträchtigen, aber gleichzeitig ambivalenten 
Raumstrukturen, 

• die Integration von baulichen und organisatorischen Lösungen, 
• die Kultivierung des Experiments, 
• schließlich das Generieren und Vermitteln neuer „patterns". 

Private Gestaltungsspielräume: „Neue patterns" 

Die aufgeführten Handlungsansätze schaffen positive Ausgangsbedingungen für das 
Generieren privater Gestaltungsräume in der Stadt. Im folgenden soll nun der Frage 
nachgegangen werden, welche konkreten Ausprägungsformen sich dabei ergeben 
können. Dem nachfolgenden „Musterkatalog" seien einige grundsätzliche Überlegun­
gen vorangestellt: Wie können Umfelder aussehen, die Ruhepole bieten und „trotzdem" 
offen sind für die Weiterentwicklung von Lebensstilen? Wie lassen sie sich schaffen? 

Zwei Anforderungen, Verhaltenssicherheit und Offenheit, gilt es in Übereinstim­
mung zu bringen. Bewährt hat sich dabei das Arbeiten im Sinne der von Christopher 
Alexander eingeführten „pattern language": Neue Muster werden generiert, indem 
man alte aufgreift und transzendiert. Wenn Gestalt und Symbolsprache an bekannten 
leicht kommunizierbaren und vor allem positiv besetzten Archetypen anknüpfen, ver­
lieren die gleichzeitig induzierte Offenheit und die Ambivalenz ihre Bedrohlichkeit. 
Das Transzendieren ist dabei von großer Bedeutung. Verzichtet man nämlich darauf, 
dann besteht die Gefahr, daß das Gestaltbild zur unzeitgemäßen Hülle erstarrt und Ver­
haltensmuster eher zementiert statt aufgebrochen werden. 

Welche Perspektiven für „neue" Frei-Räume im Sinne von Gestaltungsspielräumen 
sich beim Arbeiten mit „patterns" ergeben können, wird nachfolgend exemplarisch 
durchgespielt. Zugrunde gelegt werden zwei positiv besetzte Grundmuster aus dem Be­
reich des Einfamilienhauses: 

• die „Bank vor der Haustür" - als bewußte Nahtstelle und Kontaktraum zwischen 
Privatsphäre und Öffentlichkeit; 

• das „Zimmer im Grünen" - als geschützter, privater Rückzugs- und Entfaltungs­
raum, bei dem die Öffentlichkeit ausgesperrt bleibt. 



Die beiden aufeinander bezogenen Patterns sind traditionelle private Gestaltungs­
räume. Ihr Zusammenspiel versinnbildlicht gesellschaftliche Grundüberzeugungen: Die 
Möglichkeit zum Rückzug ins Private und zur individuellen Entfaltung von Lebensstilen 
wird als Voraussetzung für eine produktive Teilhabe am gesellschaftlichen Leben aner 
kannt - und: Diese Teilhabe muß selbstbestimmt erfolgen können. 

Im Folgenden werden die beiden Grundmuster auf verdichtete U r b a n e Wohnsitua­
tionen übertragen. Damit diese Übertragung auf der Ebene der Objektplanung funktio­
nieren kann, muß das von Kurt Tucholsky gezeichnete Bild „Vorne der Ku'damm - hin­
ten die Ostsee" natürlich auch auf der Ebene der städtebaulichen Planung seinen Nie­
derschlag finden: Das bedeutet Differenzierung zwischen „vorn" (Öffentlichkeit) und 
„hinten" (Privatsphäre). Es bedeutet weiterhin in der Regel: geschlossene Bauweise und 
gespiegelte Erschließung. 

Diese positiven Rahmenbedingungen findet man natürlich nicht immer vor. Selbst 
die jüngsten großen Neubauquartiere bleiben im Hinblick auf die Ausprägung von so­
zialräumlichen Qualitäten trotz qualifizierender Vorlauf- und Begleitverfahren in der 
Mehrzahl eher diffus. Erst recht ist bei der Nachbesserung und Weiterentwicklung be 
stehender Quartiere von ganz anderen als den oben dargestellten idealtypischen Aus­
gangsbedingungen auszugehen. 

Gelingt es nicht, im nachhinein die idealtypische sozialräumliche Differenzierung zu 
schaffen, innerhalb deren sich dann auch private Gestaltungsräume integrieren lassen, 
bedarf es der Entwicklung individueller Sonderlösungen: privater nutz- und gestalt­
barer, individuell verfügbarer Inseln als hermeneutische Spielräume im ansonsten viel­
leicht eher anonymen oder diffusen öffentlichen Raum. 

Auch auf solche Antworten wird bei den nachfolgenden Patterns eingegangen. Oft­
mals liegt gerade in der Entwicklung solcher Sonderlösungen die zentrale Herausforde­
rung. Beim dazu nötigen Experimentieren und Ausprobieren kann man üben und Er­
fahrungen sammeln: wie man auf die vielfältigen Erscheinungsformen des Wohnwan­
dels reagieren kann und wie sich der Wohnwandel durch das Experimentieren mit 
neuen Formen privater Gestaltungsräume mitgestalten läßt. 



Muster für das „grüne Zimmer" 

Das „grüne Zimmer" ist der Allraum zum Wohnen unter freiem Himmel. Es ist selbst­
gestaltete Umwelt und nach eigenen Vorstellungen gebändigte Natur, privater Schon­
raum und Bereich ungestörter Entfaltung und Kontemplation. Arbeiten, Wirtschaften 
und Erholen verschmelzen nach eigenen Vorstellungen. Abgrenzungen dienen weniger 
dazu einzugrenzen als vielmehr auszugrenzen. Unmißverständliches Ziel ist es, Ein­
dringlinge, Beeinträchtigungen oder störende Einflüsse welcher Art auch immer von 
draußen fernzuhalten oder zumindest kontrollieren zu können. Der Raum wird durch 
diese Grenzziehungen und Markierungen, aber auch durch Spuren, Nutzungen und die 
sich hier Aufhaltenden definiert. Diese Signale klassifizieren den Raum. Der Öffentlich­
keit wird signalisiert: „This land is my land..." - und sei es nur vorübergehend. 

Das „grüne Zimmer" ergänzt den Innenraum, muß aber nicht immer zwangsläufig 
mit dem bevorzugten Wohnsitz eine feste Einheit bilden - „grüne Zimmer" sind sowohl 
für temporäre Nutzungen als auch für wechselnde Nutzungen durch unterschiedliche 
Gruppen möglich. 

Die nachfolgenden Patterns sind Schlaglichter. Die Palette der Erscheinungsformen 
macht deutlich: Der Wandel vollzieht sich schneller, als die Sprache folgen kann. Eine 
eindeutige begriffliche Fassung der vielfältigen neuen Typen privater Gestaltungsräu­
me ist (noch) nicht (immer) möglich - und vielleicht auch nicht nötig. Schließlich geht 
es um das Experimentieren. 



Der Hofgar ten 

Der Atriumgarten wird auf geschlossene Blockstrukturen im Geschoßwohnungsbau 
übertragen - hier im Rahmen der Stadtsanierung. Das „grüne Zimmer" ist nicht mehr 
wohnungs-, sondern haus- oder blockbezogen. Um Individualität und Wahlfreiheiten 
(sowie „Wahlverwandtschaften") zu fördern, werden bewußt unterschiedliche Szene­
rien innerhalb eines Ensembles geschaffen. Die Ausgestaltung erfolgt im Dialog mit den 
Bewohnern. Die Eingewöhnungsphase wird begleitet, bis sich ein offener und verant­
wortungsbewußter Umgang mit der zunächst ungewohnten Situation eingespielt hat. 

Das Beispiel ist eines von vielen Varianten für das Arbeiten mit fließenden Über­
gängen zwischen privaten und gemeinschaftlichen Gestaltungsräumen in der Stadt. 

Der Gar tenhof 

Einfacher, aber auch weniger spannungsreich, als mit fließenden Übergängen zu arbei­
ten, ist es, klare Raumgrundrisse zu setzen. Sie schaffen hier einen „stabilen" Rahmen 
für flexible und wechselnde Ausfüllungen. Die bewußte Wahl eines leicht kommuni­
zierbaren Gartenmotivs erweist sich dabei als ideale gestalterische Klammer, um Image­
bildung zu betreiben und die Palette der Nutzungen zu kanalisieren. Neben privaten 
sind gemeinschaftliche Ausfüllungen möglich. Das Modell „robuster Rahmen - flexible 
Füllung" ist für viele Ausgangssituationen geeignet und entwicklungsoffen - auch und 
gerade gegenüber sich wandelnden Wohnbedürfnissen und Lebensstilen. 

Bewohnergär ten 

Seit Anfang der 80er Jahre wurden zunächst in Nachkriegssiedlungen der 50er und 
60er Jahre, später auch in Großsiedlungen Modellversuche zur Aktivierung von Ab­
standsflächen gestartet. Es entstanden auf Teilen des ehemaligen Abstandsgrüns u.a. 



unterschiedliche Gärten für die Anwohner. Bewährt haben sich vor allem Erdgeschoß­
gärten und -terrassen. Gartenformen für die Bewohner der Obergeschosse erwiesen 
sich insbesondere dann als attraktiv und tragfähig, wenn sie nicht unmittelbar im 
Blickfeld der Geschoßwohnungen lagen. 

Unterschiedliche Parzellengrößen und gemeinschaftliche Nutzungen tragen dazu 
bei, ein breites Spektrum an Wünschen abzudecken. Die Förderung der Selbstver­
waltung und Eigenzuständigkeit durch flankierende Begleitung, Beratung und Betreu­
ung erweisen sich als hilfreich für den langfristigen Fortbestand dieser Form privater 
Nutzung. 

Nachbarschaf tsgär ten 

Bewohnergärten mit klarer Parzellenstruktur waren der Ausgangspunkt für die Ent­
wicklung weiterer Lösungsmuster für mehr private Verfügbarkeit im Wohnungs­
umfeld. Experimentiert wurde mit offenen Gartenformen für informelle Gemeinschaf­
ten im unmittelbaren Einzugsbereich der Wohnung - als Garteninsel einer Gemein­
schaft auf Zeit, ohne Abgrenzung, aber mit deutlicher Markierung. Die Definition der 
Verfügbarkeit dieser neuen Raumtypen erfolgt in erster Linie nonverbal über das 
bewußte Hinterlassen von Spuren. Der besondere Reiz entsteht durch die prinzipielle 
Offenheit: Besucher und nicht zur Gartengemeinschaft gehörende Benutzer werden 
nicht ausgeschlossen, sondern eher neugierig gemacht und können teilhaben. 

Mit Hilfe professionellen sozialen Managements gelang es darauf aufbauend, analo­
ge Lösungsmuster auch für die Bewirtschaftung öffentlicher Räume zu entwickeln. Auf 
diesem Wege entstanden z.B. Nachbarschaftsspielplätze als selbstverwaltete Bewohner­
treffs im öffentlichen Raum. Der ansonsten eher kritisch begegneten „Privatisierung 



des öffentlichen Raums" konnten auf diese Weise positive Modelle gegenübergestellt 
werden. 

„This land is my land" erhält hier ebenso wie beim nächsten Muster ganz neue und 
ungeahnte Dimensionen, die vor allem jenen Bewohnergruppen Raum zur Entfaltung 
und Gestaltung geben, die mit ihren Gestaltungswünschen nicht in erster Linie private 
Raumansprüche verbinden. Die wenigen bereits erprobten Muster dieser Art sind es 
wert, aufgegriffen und auf den öffentlichen Raum übertragen zu werden. 

Der Park als Garten 

Gärten auf Zeit im öffentlichen Raum können durch Verschneiden der Muster 
„Garten" und „Park" entstehen: Der Partygarten, der Lesegarten oder der Familiengar­
ten fürs Wochenende oder den Feierabend, als individuell besetzbare Garteninsel im an 
sich öffentlichen Park. Um beide Patterns produktiv zu verzahnen, sind nicht nur ge­
stalterische Experimentierfreude und ein hohes Maß an sozialer Kompetenz nötig - vor 
allem bedarf es der professionellen Begleitung entsprechender Vorhaben. Dabei muß 
sich das Verhältnis zwischen Vorgabe und Steuerung einerseits und Gestaltungsfreiheit 
andererseits schrittweise einspielen. Es bedarf konsequenter Vermittlungsarbeit nach 
innen und außen, um den Wandel gewohnter und die Entwicklung neuer Muster zu 
befördern und zu begleiten. 

Gartenparks 

Angesichts der vielen erprobten Spielarten zum traditionellen Garten erscheint es 
nur folgerichtig, auch die Optionen für die Weiterentwicklung des Kleingartens auszu­
loten. Da die Impulse dazu kaum von den typischen Kleingärtnern zu erwarten sind, 
haben solche Experimente bislang auf sich warten lassen. Erste Versuche zur Erprobung 



alternativer Gestaltungs- und Nutzungsformen, die neue Interessentenkreise für diese 

Gartenform ansprechen wollen, lohnt es deshalb aufmerksam und kritisch auszuwerten. 

Muster für die „Bank vor der Haustür" 

Das Gegenstück zum „grünen Zimmer" ist die „Bank vor der Haustür": das „grüne Zim­

mer" ist nach innen gerichtet, die „Bank vor der Haustür" nach außen. Der Kontakt 

nach draußen ist gesucht, wenn man hier sitzt - mit dem Rücken zum Haus, zum priva­

ten, sicheren Ort der Geborgenheit - dem „Zuhause". Was man hier tut, hat wie im „grü­

nen Zimmer" durchaus privaten Charakter, die Öffentlichkeit kann aber teilhaben, wie 

man selbst am Geschehen draußen teilhaben kann. Das macht diesen Raum so inter­

essant und spannungsreich. 

Es geht also nicht primär um die Bank - sie ist lediglich Symbol -, sondern um einen 

Raum: Er ist Übergangsraum zwischen zwei Polen, aber eindeutig von einem der Pole 

her, nämlich von der Privatseite, definiert. Wie, wann, wem gegenüber und in welchem 

Maße man sich nach außen - gegenüber der Öffentlichkeit - öffnet (sie!), das entschei­

det, wer sich hier aufhält, selbst. 

Der angrenzende gemeinschaftliche, halböffentliche oder öffentliche Raum wird von 

der „Bank vor der Haustür" entscheidend mitgeprägt und kann durch die von hier aus 

gehende soziale Kontrolle an Qualität gewinnen. Voraussetzungen dafür, daß diese sozi­

ale Kontrolle produktiv bleibt und das Nutzungsspektrum eher erweitert als ein­

schränkt, sind neben einer feinabgestuften Zonierung und neben genügend Platz zum 

Entfalten und Ausweichen natürlich nicht zuletzt die soziale und kommunikative Kom- 3 7 1 

petenz derer, die diese soziale Kontrolle ausüben. 



Die „Bank vor der Haustür" k a n n das grüne Zimmer nicht ersetzen, aber ergänzen. 

Kombinat ionen sind durchaus mögl ich u n d s innvol l : Das spr ichwör t l iche „Gespräch 

über den Gartenzaun" verdeut l icht , worauf es dabei ankommt. 

Der Freisitz vor der Tür - auch im Obergeschoß 

Die „Bank vor der Haustür" ist gerade bei verdichteten Bauweisen und Wohnformen 

konsti tuierendes Moment für die Integrat ion von Wohnung u n d Wohnumfe ld . Die Teil 

habe am Wohnal l tag und seine Mitgestal tung f inden hier einen ihrer Ausgangspunkte. 

Der gemeinschaftliche Vorgarten 

Versuche mi t der pr iva ten bzw. gemeinschaft l ichen Gestaltung der Schnittstelle zwi­

schen Öffent l ichkeit und Privatsphäre können einen ebenso einfachen w ie wi rkungs­

vol len Einstieg bieten, w e n n es d a r u m geht, die Anonymi tä t i m Wohnumfe ld aufzubre­

chen und pr ivate Gestaltungsräume zu eröffnen. Verantwor tung und Eigeninit iat ive 

können sich einspielen und bewähren. Das Scheitern solcher Versuche schadet nie-

c mandem. Bewähren sie sich, k o m m t zum Vorgarten bald auch die Bank vor die Tür. 

~ Der gemeinsame Erschließungshof 

-i Die (gemeinsame) Bank vor der Haustür w i r d hier zum konst i tu ierenden Symbol f ü r 
v i 

¡5 die Nachbarschaft. Der gemeinschaftl iche, verglaste Erschließungshof eröffnet unge­

ahnte Gestaltungsräume u n d ist Kommunika t ionskern . Dank des zusätzlichen pr iva ten 

„grünen Zimmers" auf der anderen Seite der Wohnung k a n n ausgewichen werden, 

X Zwangskontakte werden vermieden. Die Potentiale solcher Gestaltungsräume können 

i n der Regel erst dann w i r k s a m werden, w e n n ein Gruppenbildungsprozeß vorausgeht 

372 und sich selbst gesuchte Nachbarschaften entwicke ln können. Andernfa l ls besteht die 

Gefahr unproduk t ive r Zwangsgemeinschaften. 



Das nachbarschaf t l iche Hausvor fe ld 

Gemeinschaftlich nutzbare Hausvorfelder sind auch im Geschoßwohnungsbau denk­
bar, selbst bei extremen Geschoßzahlen. Damit sie ihren spezifischen Charakter ent 
falten können und Anonymität vermieden wird, bedarf es einer deutlichen Zonierung 
gegenüber dem öffentlichen Erschließungsraum und einer eigenen gestalterischen 
Sprache, die Assoziationen mit dem öffentlichen Raum von vornherein vermeidet. 
Soziale Kontrolle durch das Verzahnen mit vorgelagerten privaten Nutzungen im Erd­
geschoß stärkt den besonderen, häufig noch ungewohnten Charakter dieses Zwischen­
raums. 

Treffpunkte vor der Tür 

Das Motiv der „Bank vor der Haustür" läßt sich sehr gut auch auf ganze Ensembles 
und nachbarschaftliche Einheiten übertragen. In Verbindung mit Quartiersplätzen ent­
stehen Siedlungstreffpunkte und Kontaktstellen für die Nachbarschaft. Alltägliche 
Nutzungen lassen sich unproblematisch hierher verlagern; Wohnen, Arbeiten und Er­
holen verschmelzen. Hier findet Wohnwandel statt: neue Urbanität, selbstgemacht. 

Wohnen im Park 

Der private Park vor der Tür macht das gesamte Wohnumfeld zum Hausvorplatz -
er ist gleichzeitig der Garten für alle. Der bewußte Verzicht auf wohnungs- und hausbe­
zogene Gestaltungsräume führt zu intensiver individueller Nutzung und einem hohen 
Grad an Vertrautheit. Fremden wird nonverbal, aber unmißverständlich signalisiert, 
daß es sich hier um private Räume handelt. Weiterentwickelt zum „Loft im Freien" er­
öffnen solche Ansätze ihre eigentlichen Qualitäten: die bewußt inszenierte Öffentlich­
keit als Bühne für wiederentdeckte U r b a n e Lebensstile. 



Ausblick 

Das hier nur angerissene Spektrum alter und neuer Patterns für private 

Gestaltungsräume in der Stadt verweist auf die vielfach noch schlummernden Innova­

tionspotentiale. Offene baulich-räumliche Strukturen und fördernde organisatorische 

Rahmenbedingungen sind wesentliche Voraussetzungen, damit sich Wohnbedürfnisse 

weiterentwickeln und Lebensstile entfalten können. Um hier Impulse zu setzen, bedarf 

es kreativer Experimente mit professioneller Begleitung. Neue Dienstleistungsangebote 

und kommunikative Strategien - auch im Rückgriff auf Hauskanal und Internet -

schaffen dafür die Basis und Diskussionsplattform. 

Eher prozeßorientierten Strategien, die auf schrittweisen Wandel setzen, stehen 

dabei komplexe Setzungen gegenüber, die das Spektrum des Denkbaren schlagartig er 

weitern und in Szene setzen. Neue „Produkte" und neue Akteurskonstellationen zur Ent­

wicklung dieser Produkte ergänzen sich. Neue Patterns im Spannungsfeld zwischen Pri-

I vatsphäre und Öffentlichkeit erhalten ihre Ergänzung in neuen Formen des Zusam-

|" menspiels von privatwirtschaftlichem Engagement und öffentlicher Daseinsvorsorge. 

:£ So eröffnen sich neue Formen privater Gestaltungsräume in der Stadt: Sie können Ex-

•2 perimentierfelder, Keimzellen und Ruhepole für die Gestaltung des Wohnwandels sein. 

Der Autor 
JZ 

5 Prof. Dipl.-Ing. Reiner Schmidt, Garten- und Landschaftsarchitekt, geb. 1957, Studium der Lan­

despflege an der Technischen Universität Hannover mit Vertiefung Städtebau, 1984 Mitgrün-

374 dung einer intermediären Organisation in München, seit 1994 Hochschule Anhalt, seit 1998 

Leitung der Gemeinschaftsaktion „Wohnkultur/Gartenkultur". 



Joachim Lölhöffel 

Nachhaltigkeitsaudit 

Prüfverfahren für Wohnungsunternehmen. 
Eine Einführung 

Im gesellschaftlichen Wandel zeigen sich die Strukturschwächen der Unter­
nehmen bzw. ihrer Produkte. Davon kann auch die Wohnungswirtschaft 
nicht ausgenommen bleiben. In ihrem Besitz befinden sich Siedlungen, 
deren Zukunftsfähigkeit nicht durch sektorale Maßnahmen gewonnen wer­
den kann, sondern nur auf der Grundlage komplexer Maßnahmebündel. 

Der aus der Forstwirtschaft stammende Begriff der Nachhaltigkeit wird 
inzwischen als Formel für das Zusammenwirken der einzelnen, bisher 
meistens getrennt betrachteten Faktoren: Wirtschaftlichkeit, Soziales, Öko­
logie, Stadtgestalt und Architektur, verwendet, um Handlungsszenarien zu 
entwickeln. Grundlage dafür könnte eine Art „Nachhaltigkeitsaudit" für 
Wohnungsunternehmen sein. „Für Wohnungsunternehmen" bedeutet, daß 
sowohl die inneren Strukturen der Unternehmen als auch ihre Wohn­
siedlungen Gegenstand des Audits sind. 

Schlaglichter auf Qualitätsfragen 

Wohnsiedlungen sind im Stadtbild häufig Ansammlungen gleichförmiger, unschein­
barer Zeilen und Blocks, oft in den unattraktiven Lagen an den Ausfallstraßen oder 
neben den Gewerbegebieten. Sie sind nicht selten stigmatisiert durch die hier auftre­
tenden sozialen Verwerfungen und als Orte mit geringer Lebensqualität. Viele ihrer Be­
wohner sind arbeitslos, dafür sind die Mieten billig. Vor diesem Hintergrund ist es nahe­
liegend, daß Nachhaltigkeitsfragen bisher kaum beachtet wurden. Was sind die Voraus­
setzungen für eine veränderte Einstellung bei Eigentümern und Nutzern? 

Eine wichtige Voraussetzung für anzustrebende Qualitätsverbesserungen im Sinne 
einer nachhaltigen Entwicklung ist eine veränderte Einstellung und eine größere Sensi- 375 
bilisierung gegenüber den bestehenden Verhältnissen im Wohnungswesen. In den letz-



ten Jahren haben dies viele Unternehmen erkannt, Konsequenzen gezogen und auf ver­
schiedene Weise Einzelmaßnahmen zur Verbesserung der Wohnsiedlungen realisiert. 
Dabei sind besonders solche Projekte erfolgreich gewesen, bei denen verbindliche For­
men der Beteiligung auf der Grundlage partnerschaftlicher Kooperationen zwischen 
dem Unternehmen und den Bewohnern verwirklicht wurden. Auch die engagiert vor 
angebrachten Modellprojekte im Wohnungsbau haben zu einer Verbesserung des Quali­
tätsstandards geführt. Dies alles geschieht jedoch nicht auf der Grundlage systemati­
scher, rational erfaßter Daten und Erfahrungen. 

Sicherlich gibt es Unternehmen, die Projekte durchführen, die mehr oder weniger in 
Richtung Nachhaltigkeit weisen und deshalb mehr sind als bloß bestandserhaltende 
oder das Image der Unternehmen verbessernde Investitionen. Es ist jedoch nicht zu 
übersehen, daß Wohnungsunternehmen dabei nur geringe Innovationspotentiale ent­
wickeln und lieber den gewohnten Wegen folgen. Ein Paradigmenwechsel ist selten. 
Dies liegt in erster Linie an den bestehenden Strukturen und formalen und informellen 
Netzwerken, in die die Unternehmen eingebunden sind und aus denen heraus sie sich 
und ihre Aufgaben definieren. Auch ihre Entstehungsgeschichte wirkt nach: Ihre Auf­
gabenstellung - Wohnungsbau für bestimmte Zielgruppen der Sozialpolitik - ist noch 
immer eng mit der sogenannten Wohnungspolitik mit ihren jeweils wechselnden Pro 
filen verbunden. 

Als einer der bedeutendsten Wirtschaftszweige zeigt der Wohnungsbau eine eigen­
tümliche Diskrepanz: Dauerhaftigkeit, Produktmenge und technischer Stand als harte 
Faktoren und Einfluß auf Lebensbedingungen und -Chancen als weiche Faktoren bilden 
eine gegen Veränderungen widerstandsfähige Symbiose. 

Nicht zuletzt wegen der Allokation von Problemen in benachteiligten segregierten 
Wohnsiedlungen hat in den letzten Jahren die Bereitschaft der Unternehmen zur Durch­
führung eines problemadäquaten Qualitätsmanagements deutlich zugenommen. Als 
Innenschau soll dies zu einer besseren Wirtschaftlichkeit und Konkurrenzfähigkeit füh­
ren, und es ist nicht auszuschließen, daß dies bei den Wohnungsunternehmen auch po 
sitive Auswirkungen auf die Wohnsiedlungen hat. Auch bei den Mitarbeitern sind Quali­
tätsfragen willkommen, weil dadurch Perspektiven für die individuellen Entwicklungs­
möglichkeiten verbunden werden. 



Hintergrund und Zielsetzungen von Qualitätsprüfungen 

Nachhaltigkeit, ein Begriff aus der Forstwirtschaft, bezeichnet ursprünglich eine über 
einen längeren Zeitraum anhaltende positive Wirkung. Als „sustainable development" 
wird diese Formel seit der Umweltkonferenz von Rio de Janeiro im Zusammenhang 
weltweiter Umweltkonzepte gebraucht. Für eine nachhaltige Entwicklung werden auf 
der Grundlage von Zustandsdaten und -analysen Prüfprogramme durchlaufen, mit 
denen Entscheidungsgrundlagen für eine gesicherte Folgenabschätzung gefunden wer­
den können. Ein solches Prüfprogramm unterliegt ausschließlich der Selbstverpflich­
tung der daran Beteiligten, es bedarf keiner Richtlinien oder Verordnungen, sondern es 
greift auf das Prinzip eigenverantwortlichen Handelns zurück, in dessen Folge Vorteile 
für den Handelnden eintreten, die wiederum externe positive Effekte hervorrufen. 

Ein solches selbstverpflichtendes Prüfprogramm wird als „Audit" bezeichnet, dessen 
ursprüngliche Definition in einer Rechnungsprüfung bestand. In der letzten Zeit wird 
der Begriff jedoch für eine besondere Form der Selbstprüfung verwendet. Im Zuge 
einer solchen Prüfung werden systematisch aufgebaute Verfahren eingesetzt, in deren 
Verlauf alle Fakten, Erfahrungen, Kenntnisse und auch Einschätzungen abgefragt und 
dokumentiert werden. Das auf diese Weise gewonnene Profil hilft, die eigenen Poten­
tiale und Defizite zu erkennen. Die genaue und umfassende Analyse der Schwachstel­
len wird als Voraussetzung verbesserter Handlungspotentiale angesehen. Am Ende 
eines solchen Prüfverfahrens kann schließlich eine Zertifizierung stehen. 

Die Erkenntnisse und Schlußfolgerungen solcher Verfahren bauen auf einem offe­
nen und nachvollziehbaren Raster objektiver Kriterien und Werte auf. Viele Wirt­
schaftsunternehmen setzen die Methoden zielgerichtet für die Sicherung ihrer Projekte 
ein. Das Verfahren findet aber ebenso Anwendung bei der komplexen Abschätzung der 
Umweltbeeinflussung von Produktionen, Projekten und Maßnahmen. Hiermit ist das 
sogenannte Ökoaudit gemeint, das durch die Europäische Union in einer verbindlichen 
Definition festgeschrieben wurde. 

Das Prinzip der systematischen Überprüfung mit Hilfe von Prüffragen setzt voraus, daß 
eine aufbereitete, transparente Struktur aller wichtigen Entscheidungs- und Handlungs­
ebenen vorliegt oder strukturell vorbereitet wird. Unternehmen mit diesen Eigenschaften 
erkennen unmittelbarer die Bedeutung einer systematischen Untersuchung der eigenen 
Schwachstellen. Deshalb ist die Methode auch in der Automobilindustrie weiter verbreitet 
als in anderen Wirtschaftszweigen. Dort, wo die Methode mittlerweile dauerhaft etabliert 377 
wurde, würde eine Abkehr hiervon sogar den Fortbestand des Unternehmens gefährden. 



Auditing ist erprobt und kann zur Qualitätssicherung beitragen. Dabei werden aller­
dings auch Konflikte und Interdependenzen offengelegt. Hierin liegen offenkundig die 
Chancen dieser Verfahren. Ohne die Objektivierung der Prozesse, die Meßbarkeit ihrer 
Effizienz oder die nüchterne Betrachtung der Mitarbeiterpotentiale bleibt die Anwen­
dung der zum Teil sehr aufwendigen Prüfungen folgenlos. 

Mit Methode die gesetzten Ziele erreichen 

Der typ ische Ab lau f e ines Audit -Verfahrens 

Nach der Identifizierung von Prüffragen werden diese in bezug auf ihre Anwen­
dungsmöglichkeiten in eine allgemein gültige Handlungsanweisung übertragen. 
Hierauf folgen die Festsetzung geeigneter Qualitätskriterien und die Ermittlung quanti­
tativer Zielsetzungen. Beides zusammen wird als Entscheidungsgrundlage bilanziert. 
Dabei ist es unerheblich, in welchem Rahmen das Verfahren eingesetzt wird. Durch ein 
Audit lassen sich Einzelbereiche oder vielschichtige Gesamtzusammenhänge untersu­
chen und bewerten. Die Ergebnisse lassen sich in der Regel immer auf Handlungs­
ansätze übertragen. 

Für die Durchführung eignen sich verschiedene Methoden, besonders solche, die 
sich aus dem Bereich des Qualitätsmanagements entwickelt haben. Eine der bekannte­
sten Methoden, die u. U. in abgewandelter Form eingesetzt werden kann, ist die nach 
Metaplan benannte Vorgehensweise einer moderierten Problem- und Wunschkenn­
zeichnung. Wichtigstes Merkmal dieser Vorgehensweise ist die Herausarbeitung eines 
„Befindlichkeitsprofils" ohne die zwingende Festschreibung von Verbindlichkeiten. 
Weitergehende Methoden verfeinern die Ergebnisse. 

An welcher Stelle treten Fehlentwicklungen ein? Wodurch werden diese veranlaßt? 
Wie lassen sie sich vermeiden? Dies sind Fragen, die zu einer ersten Annäherung an 
verbindlichere Untersuchungen führen und die fast zwangsläufig in die weiterreichen­
de Frage nach den Kontrollmöglichkeiten des gewünschten Erfolgs münden. Am Ende 
einer methodischen Erfassung der jeweils erkennbaren Veränderungsmöglichkeiten 
steht die Vermittlung der Ergebnisse. 

Der allgemein verwendete Begriff des Auditing wird in vielen Fällen gleichgesetzt 
mit Prüfverfahren zur Feststellung bestimmter Qualitätsmerkmale von Organisations­
abläufen mit dem Ziel einer Zertifizierung oder bei Umweltfragen mit dem Ziel der Quali­
tätssicherung. Ein Nachhaltigkeitsaudit für den sozialen Aspekt der Wohnraumversor­
gung kann diese Ziele nicht übernehmen, weil eine Zertifizierung in erster Linie wett-



bewerbsorientiert ist. Die Prüfkriterien fordern gleichermaßen Effizienz und Trans­
parenz. Voraussetzung sind u.a. eine Straffheit der organisatorischen Abläufe, die Wirk­
samkeit der eingeschalteten Kontrollen und eine hohe Anpassungsfähigkeit an wech­
selnde Aufgaben und Anforderungen. 

Dagegen ist ein Ökoaudit ein Programm zur Ressourcenschonung in qualitativer und 
quantitativer Hinsicht. Hier werden u.a. die Mengensteuerung der eingesetzten Energien, 
die Verträglichkeit der Stoffe oder die Symbiose der eingesetzten Systeme überprüft. 

E n t g e g e n g e s e t z t e Ansä tze widersprechen nicht der Z ie lse tzung 

Die Frage der Bewertung von Siedlungsstandorten und Siedlungen muß unter der 
Prämisse einer nachhaltigen Entwicklung neben den wirtschaflichen und organisatori­
schen Ansätzen die soziale Dimension einbeziehen. Nachdem die vormals gemeinnüt­
zigen Wohnungsunternehmen heute wettbewerbsorientiert handeln sollen, bieten sie 
ihre Dienste mehr und mehr den Mietern an. Diese Ansätze sind nicht immer erfolg­
reich, sie wirken vielmehr häufig unbeholfen, treffen auf geringe Akzeptanz oder wer­
den als Modellprojekt zu selten in die wohnungswirtschaftlichen Strategien aufge­
nommen. 

Die wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Bereiche des wohnungswirtschaft­
lichen Handelns stehen in einem wechselseitigen Wirkungszusammenhang, sie werden 
jedoch häufig unterschiedlich gewichtet. Für eine nachhaltig ausgerichtete Unterneh­
mensstrategie muß also zunächst ein Verständnis über die Zusammenhänge hergestellt 
werden, um auf einer neuen Grundlage strategische Entscheidungen für eine ganzheit­
lichere Weiterentwicklung treffen zu können. Für eine solche Grundlage werden die 
eigenständigen Sachgebiete so miteinander verknüpft, daß ein möglichst großer Hand­
lungsspielraum entsteht. Für die einzelnen Bereiche kann dabei die maximale Quali­

tätssteigerung nicht erreicht werden, für den Verbund aller Handlungsfelder jedoch 
sehr wohl. 

Die Bedeutung dieses Modells wird deutlich, wenn die Spannweite der Handlungs­
felder für eine nachhaltige Entwicklung aufgezeigt wird. Für den Sektor „soziale Nach­
haltigkeit" werden Aspekte wie selbstbestimmte Lebensführung durch Arbeit, Befriedi­
gung der Grundbedürfnisse, Aufrechterhaltung der gesellschaftlichen Sicherungs­
systeme, Mitwirkungsmöglichkeiten an gesellschaftlichen EntScheidungsprozessen 

eine wichtige Rolle spielen. Zur „wirtschaftlichen Nachhaltigkeit" zählen die allgemei­
ne Leistungsfähigkeit, die Optimierung der Produktionsabläufe, Stabilität und Vernet- 379 
zung. Schließlich sind für den ökologischen Bereich allgemeine Umweltqualität (Luft, 



Wasser, Geräuschpegel), Rohstoffversorgung, haushälterischer Umgang mit Energie und 
Boden oder Artenschutz zu nennen. 

Abbildung 1: Nutzbringende oder hemmende Handlungsspielräume 

Ziele 

Entwicklungsstand 

Wirksame Hemmnisse 

Ökonomische Entwicklung Ökologischer Ausgleich 
Soziale Balance 

Moderne Unternehmensformen agieren in vielfach verflochtenen Entscheidungs­
und Einflußnetzen. Dabei kann ein zunächst als unwichtig angesehener Aspekt in kur­
zer Zeit in den Vordergrund treten und auf Grund seiner langfristigen Folgen eine nega­
tive oder positive Wirkung ausüben. Eine neue Rangfolge tritt ein. Heute kann sich kein 
Automobilunternehmen mehr behaupten, das nicht der Frage, wie sich der Kunde in 
einem Auto „fühlt", an vorrangiger Stelle nachgeht. Könnte man von einem Wohnungs­
bauunternehmen annehmen, daß es dieser Frage überhaupt eine gewisse Bedeutung 
schenkt? (Wir reden hier nicht über den auf individuellste Anforderungen zugeschnit­
tenen Wohnraum.) Aber so, wie die Massenverkehrsmittel konzipiert und gestaltet wer­
den, müßten auch der Wohnungsbau bzw. die bestehenden Wohnungen im Hinblick auf 
die unternehmerischen Grundlagen überdacht werden. 

Dazu sind die folgenden Ebenen miteinander zu verknüpfen: 

1. die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und Ziele, 
2. die städtebaulichen Elemente des Wohnungsbestandes und der Neuplanung, 
3. die architektonischen Grundsätze und Gestaltungsmöglichkeiten, 
4. die sozialen Ziele, Regeln und Profile, 
5. die ökologischen Anforderungen. 



Die Verbindung dieser fünf Ebenen setzt voraus, daß zunächst der jeweilige Umgang 
im einzelnen hinterfragt wird. Dabei gilt es, die gewohnten Sichtweisen und Interpreta­
tionen, die eingespielten Handlungsweisen und die Rangfolge ihrer Bedeutung als Aus­
gangslage einer kritischen Darstellung zu beschreiben. Eine solche Standortbestim­
mung ist stufenweise zu entwickeln und aufzubauen. Viele Unternehmen haben für 
diese Aufgabe externe Gutachter beauftragt. Die Ergebnisse, ob sie nun zutreffen oder 
nicht, führen jedoch nicht automatisch zu einer neuen Strategie, denn durch die Unter­
nehmenshierarchie gehen Umsetzungspotentiale verloren oder werden sogar unterlaufen. 

Gemeinsames Handeln nach Regeln als Grundsatz 

In vielen Umgestaltungsprozessen bewährt sich die Methode, allen unmittelbar Be­
teiligten auf jeder einzelnen Stufe Mitsprache einzuräumen und ihre Aussagen in 
einem verbindlichen Umsetzungsprogramm zu verankern. Ein solcher Prozeß kann 
nicht gleichgesetzt werden mit den bekannten Formen der betrieblichen Mitbestim­
mung, deren vorrangiges Ziel der Interessenausgleich durch Intervention in Kompe­
tenz- und Entscheidungsbefugnisse ist. 

Das hier angesprochene Prinzip der Mitwirkung ist nicht ein statisches Modell, son­
dern es entwickelt sich als dynamischer Prozeß, der möglichst wiederkehrend, fort­
schreitend und offen eingerichtet werden sollte. In einem zyklischen Prozeß werden zu­
nächst die Ziele formuliert, die Beteiligten auf der betreffenden Ebene identifiziert und 
deren Aufgaben und Positionen beschrieben. In einem nächsten Schritt wird ein Profil 
der Stärken und Schwächen herausgearbeitet, und es werden die möglichen Synergien 
beschrieben. Schließlich werden in einem Fazit die Ergebnisse bilanziert und in die 
nächste Stufe eines fortführenden Programms übertragen. 

Dieses auf klar definierten Schritten und Stufen aufbauende Modell kann quasi selbst­
organisiert ablaufen oder moderiert werden. Welcher Weg gewählt wird, hängt von der 
Qualität und vom Umfang der gesetzten Ziele ab. Externe Fachleute können einen solchen 
Prozeß auch unmittelbar in den einzelnen Schritten und Stufen begleiten. Ihre Rolle als 
Fachleiter neutralisiert dabei die Tendenz zu enger Sichtweise oder Fehleinschätzungen. 

Um die Verknüpfung der fünf zuvor beschriebenen Ebenen zu erreichen, ist es erfor­
derlich, daß alle Beteiligten sich zur Kooperation verpflichten: Unternehmensführung 
und die Mitarbeiter der einzelnen Abteilungen. Es ist festzuhalten, wie der Prozeß ins­
gesamt eingeschätzt wird und wie hoch die Bereitschaft ist, auch Auswirkungen auf die 381 
eigene Position und Handlungsfelder zuzulassen. 



Das stufenweise Vorgehen hat den Vorteil, daß die gesetzten Ziele nicht zu hoch ge­
steckt werden mit der Gefahr der Überforderung einzelner. Es sollen keine instrumen-
tellen Handlungsansätze entwickelt werden, sondern eher sinnstiftende, auf Eigenver­
antwortung und die Entwicklung sozialer Kompetenzen aufbauende. Hierzu müssen zu­
nächst die Grundelemente der „eigenen Disziplin" beschrieben und in bezug auf ihre 
Wirkungsweise und Bedeutung auf die verschiedenen Handlungsmodule verteilt wer­
den. In der Regel verteilen sich dabei die entwicklungsfördernden und -hemmenden 
Elemente, und es bilden sich Bereiche mit ungleichen Potentialen. 

Abbildung 2: Beispiel für ungleich gewichtete Handlungsfelder 

Unternehmerische Gewichtung 

Es kann auffallen, daß die einzelnen Verantwortungsebenen und -bereiche kein ein­
heitliches, sondern ein mehr oder weniger zufälliges Muster abbilden. Hierin liegt der 
Schlüssel für den Einstig in einen interaktiven Prozeß als Voraussetzung für eine nach­
haltige Entwicklung. Es bietet sich deshalb an, weil in den anderen Disziplinen ähnliche 
Muster vorkommen. Eine erste gemeinsame Verständigungsebene kann so erreicht werden. 

Die Bedeutung von Prüfverfahren in der Wohnungswirtschaft 

In der Wohnungswirtschaft ist Audit als Instrument kaum bekannt. Nur wenige 
Unternehmen setzen auf eine nachhaltige Entwicklung und stellen das entsprechend 
nach innen bindend und nach außen werbend in ihr Unternehmensprofil bzw. Leitbild 
ein. In der Regel wird die Zweckmäßigkeit, sich solchen Fragestellungen zuzuwenden, 
nicht erkannt, weil der kritische Unternehmenszustand nicht konstatiert wird. Eine sys-



tematische Aufarbeitung der Qualitätsmerkmale oder Mängel wird oft als nachrangige 
Aufgabe angesehen. Noch werden die Entscheidungen der Geschäftsführungen oft rein 
emotional getroffen. 

Obgleich der Wohnungsbau einer der wirtschaftlich bedeutendsten Zweige ist, spielt 
er im öffentlichen Themenranking eine nebensächliche Rolle. (Das zeigt sich auch bei 
den Ausbildungsgängen.) Dabei ist dieser Sektor im positiven wie im negativen außer­
ordentlich nachhaltig: Er tangiert städtebauliche, soziale und ökologische Bereiche und 
führt zu direkten und indirekten Belastungen der Volkswirtschaft. Wohnungsbau ist in 
bezug auf Technologie und im Vergleich zu anderen Wirtschaftszweigen tendenziell 
rückständig, bietet auf der anderen Seite jedoch eine Fülle bewährter, ästhetischer, 
sozialer, ökologischer „best practices". 

Untersuchungsbereiche einer nachhaltigen Prüfung 
von Siedlungen 

Bislang konnte es genügen, wenn Wohnungsunternehmen eine reibungslose Bele­
gungspraxis vollzogen und bei regelmäßiger Instandhaltung ihren Wohnungsbestand 
pflegten. Unter besonderen Umständen wurden Modernisierungsvorhaben durchge­
führt und dabei zeitgemäße Korrekturen wie beispielsweise eine differenziertere Nut­
zung, höhere Dichten oder Maßnahmen im Wohnumfeld vorgenommen. Diese Praxis 
erfüllt jedoch kaum mehr als die Mindestanforderungen für eine „vernünftige" Anpas­
sung an gestiegene Standards. 

Die Wohnraumversorgung bzw. allgemein gesagt der Wohnungsmarkt sind in Deut­
schland vergleichsweise hoch und zufriedenstellend. Die einschlägigen statistischen 
Daten belegen dies. Heute verfügt im Mittel jeder Haushalt über eine Wohnung, pro 
Person stehen zwei Wohnräume mit einer Größe von fast 40 qm zur Verfügung. 
Die Wohnzufriedenheit liegt mit 8 von 10 Zählern 1998 sehr hoch und ist seit der ersten 
Erhebung im Jahr 1978 (damals betrug der Wert 7,8) konstant. 

1993 waren nur noch 1,7 % der westdeutschen Wohnungen ohne Minimalausstat­
tung, 81,7 % waren mit durchschnittlichem Standard ausgestattet, in Ostdeutschland 
waren es jeweils 10,9 bzw. 54,1 %. 

Als lärmbelastet galten 1990 etwa 27 % aller Wohnungen, wobei gute Wohnlagen 
einen Anteil von 22 % und schlechtere einen Anteil von 34 % aufwiesen (Statistisches 
Bundesamt). 



Eine positive Entwicklung ergibt sich auch bei der Bewertung energetischer Indika­
toren. Hierfür haben im wesentlichen zwei Entwicklungen gesorgt, die eng miteinander 
in Beziehung stehen. Die stetige Fortschreibung der Wärmeschutzverordnung hat für 
veränderte und zum Teil innovative Stoffsysteme in der baulichen Produktion gesorgt. 
Das damit verbundene Investitionsvolumen begünstigte eine kontinuierliche Wei 
terentwicklung, zunächst bei den baulichen Sekundärsystemen wie Fassaden, Fenstern 
oder Heizungsanlagen. Zeitversetzt entwickelt sich der technologisch anspruchsvollere 
Bereich neuer Energiesysteme, „intelligenter" Bauteile oder erste Recyclingverfahren. 

Für eine Gesamtbetrachtung aller Wirkungszusammenhänge im Zusammenhang 
nachhaltiger Entwicklungen von Siedlungen muß das Blickfeld jedoch erweitert wer­
den. Es eröffnet sich ein Spektrum mit einem vielfältigen Muster an Bezügen, gegen­
seitigen Einflüssen und Bedeutungszusammenhängen, die auf ihre Weise die zukünfti­
ge Entwicklung beeinflussen und mitbestimmen. Es reicht nicht aus, die Gebäude mit 
ihren verschiedenen Wohnraumangeboten zu untersuchen oder die Wirtschaftlichkeit 
und die Nutzungsqualität durch einen möglichst geringen Leerstand nachweisen zu 
wollen. Eine entwickelte und auf differenzierte Erfahrungen beruhende Unternehmens­
kultur wird diese Zusammenhänge in ihre Entscheidungs- und Handlungsabläufe inte­
grieren können. Wo dies geschieht, werden nutzbringende Wirkungen vorliegen. 

Fragen im Zusammenhang einer nachhaltigen 
Siedlungsentwicklung 

Für die unternehmerische Entscheidung, ob eine Prüfung ihrer Objekte eingeführt 
werden soll, kann es hilfreich sein, ein einfaches Fragenraster aufzustellen und die Er­
gebnisse der Abfrage als Entscheidungsgrundlage heranzuziehen. Dabei sollten wieder 
die Handlungsfelder der Wirtschaftlichkeit, der sozialen und ökologischen Aspekte be­
rücksichtigt werden. 

Wirtschaftliche und qualitätsbezogene Fragen 

• Welchen Stellenwert haben attraktive städtebauliche Anordnungen? 
• Werden siedlungsräumliche Strukturmerkmale eher als statisch, regelmäßig oder 

offen/intuitiv beschrieben? 
• Werden die Entwicklung und Fortschreibung eines bestimmten, auch auf 

regionale Bezüge eingehenden Baustils verfolgt? 
• Wird bei der Entwicklung und Planung der Gebäudestrukturen Bezug genommen 

auf eine bestimmte Formensprache? 



• Bestehen nichtauftragsbezogene Bezüge zur regionalen Wirtschaft? 
• Sind die Außenräume intensiv begrünt? 
• Nach welchen Kriterien lassen sich Grundstücksgrößen ordnen? 

Soziale Fragen 

• Werden die die Generationen verbindenden oder trennenden Entwicklungen 
beobachtet? 

• Sind zeitgemäße Lebens-, Wohn- und Nutzungsformen möglich? 
• Werden Nachbarschaften gefördert? 
• Gibt es Formen der Nutzerbeteiligung? 

Fragen zum ökologischen Ausgleich 

• Lassen sich regional verfügbare Energie- und Stoffressourcen nutzen? 
• Wird die Inanspruchnahme von Boden restriktiv gehandhabt? 
• Wird die Inanspruchnahme von Boden durch Ausgleichsmaßnahmen erkauft 

oder gleichartig ersetzt? 
• Werden alternative Energieträger eingesetzt? 

Ein solcher Fragenkatalog sollte überschaubar bleiben, er muß jedoch über die ein­
schlägigen Fragen hinausgehen. Unter wirtschaftlichen Gesichtpunkten ist kaum mit 
der Frage zu rechnen, ob Nachbarschaften gefördert werden oder die Außenräume be­
stimmte Qualitätsmerkmale aufweisen. Bei einer sachlich begründbaren Kombination 
dieser Fragenbeispiele ergeben sich andere Maßstäbe der Bewertung als bei einer Ein­
zelbetrachtung. Neben der Bewertung ergibt sich auf einer zweiten Ergebnisebene eine 
Skala unterschiedlicher Stellenwerte der einzelnen Kriterien. Da aber das gesamte Kri­
terienbündel untersucht wird, weil eine in sich geschlossene, positive Entwicklung ins­
gesamt eintreten soll, müssen zwangsläufig auch die schwachen Teile positiv ange­
stoßen werden. 
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Politische Steuerung der Stadtentwicklung. 
Das Programm »Die soziale Stadt« in der Diskussion. Verlauf und 
Ergebnisse des Schader-Kolloquiums am 15. u. 16. Juni 2000 in Darmstadt 
Darmstadt 2001, ca. 120 Seiten, brosch. 
ISBN 3-932736-06-0 (Schutzgebühr 25,00 DM) 

Bezugsadresse: 
Schader-Stiftung 
Karlstraße 85 • 64285 Darmstadt 
Telefon 06151-17 59 0 • Fax 06151-17 59 25 
E-Mail: kontakt@schader-stiftung.de 

mailto:kontakt@schader-stiftung.de
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